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Die  Kriminalpraxis  unterscheidet  bei  der  Bekämpfung  des  Ver¬ 
brechertums  zwischen  dem  harmloseren  Gelegenheitsver¬ 
brecher,  der  in  der  Regel  örtlich  beschränkt  tätig  zu  werden 
pflegt,  und  dem  weitaus  gefährlicheren  Berufsverbrecher,  der 
gewerbs-undgewohnheitsmäßig,  zumeist  auf  dem  gleichen 
Spezialgebiete,  sich  verbrecherisch  betätigt.  Dieser  Berufsverbrecher  ist 
—  einmal,  um  erfolgreich,  möglichst  immer  mit  demselben  Trick  „ar¬ 
beiten“  zu  können,  dann  auch,  um  sich  der  Verfolgung  und  Ergreifung  zu 
entziehen  —  gezwungen,  sein  Tätigkeitsgebiet  so  oft  wie  möglich  zu  wech¬ 
seln.  Er  wird  also  zum  reisenden,  zunächst  vielleicht  nur  inter¬ 
lokalen,  schließlich  aber  auch  internationalen  Verbrecher. 
Wenn  schon  die  Polizei  sich  natürlich  mit  der  Bearbeitung  und  Aufklärung 
eines  jeden  Deliktes  befassen  muß  und  auch  die  Erörterung  eines  Gelegen¬ 
heitsdeliktes  oft  viel  Arbeit  und  Mühe  erfordert,  so  stellt  doch  zweifellos 
die  Gruppe  der  internationalenVerbrecher  mit  all  ihrer 
raffinierten  Gewandtheit  und  Vielseitigeit  an  die  Geschicklichkeit,  die 
Kenntnisse  und  die  Arbeitskraft  der  Kriminalpolizei  die  höchsten  An¬ 
forderungen.  Es  erscheint  am  Platze,  zunächst  einmal  festzustellen,  was 
man  unter  internationalem  Verbrechertum  zu  verstehen  hat,  und  wie  der 
Begriff  des  internationalen  Verbrechers  festzulegen 
ist.  Dabei  soll  nicht  versucht  werden,  rein  wissenschaftlich  Definitionen 
aufzustellen,  sondern  die  Begriffsbestimmung  soll  vor  allem  den  Erfahrun¬ 
gen  und  den  Bedürfnissen  der  kriminalpolizeilichen  Praxis  gerecht  werden. 
Hiernach  können  wir  als  internationale  Verbrecher  zwei  Hauptgruppen 
unterscheiden: 

1.  diejenigen  Personen,  die  ihr  Heimatland  oder  das  Land,  in  dem 
sie  ihren  ständigen  Wohnsitz  haben,  in  der  Absicht  verlassen,  im 
Auslande  verbrecherische  Handlungen  vorzunehmen,  und  die  solche 
Handlungen  dann  auch  ausführen; 

2.  diejenigen  Personen,  die  vom  Inlande  aus  sich  verbrecherisch  im 
Angriff  auf  im  Auslande  befindliche  Rechtsgüter  betätigen. 

Das  Wesentliche  für  den  Begriff  des  internationalen  Verbrechers  und 
das,  was  gerade  die  gefährliche  Eigenart  dieses  Verbrechers  ausmacht, 
liegt  also  darin,  daß  er  bewußt  und  gewollt  alle  die  Vorteile  bei  seinem 
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verbrecherischen  Plane  mit  in  Rechnung  setzt  und  in  der  geschicktesten 
Weise  ausnutzt,  die  sich  aus  der  mit  der  örtlichen  Verschiedenheit  ge¬ 
gebenen  Verschiedenheit  gewisser  Verhältnisse  ergeben.  Er  wird  hierbei 
vor  allem  folgende  ihm  günstige  Umstände  in  Betracht  ziehen: 

a)  Er  ist  am  Orte  seines  Verbrechens  sowohl  der  Polizei  wie  auch 
etwaigen  Personen,  die  gegen  ihn  als  Zeugen  in  Frage  kommen  könnten, 
unbekannt;  er  hat  also  besonders  gute  Aussischten,  unbemerkt  auftauchen 
und  ebenso  unbemerkt  oder  doch  wenigstens  unerkannt  wieder  ver¬ 
schwinden  zu  können; 

b)  seine  Arbeitsmethode,  besonders  eigenartige  Tricks,  die  in  seinem 
eigenen  Lande  vielleicht  sehr  bald  die  Aufmerksamkeit  der  Polizei  auf  ihn 
lenken  würden,  sind  im  fremden  Lande  unbekannt,  zumindest  unbekannt 
in  der  Verbindung  mit  seiner  Person; 

c)  wenn  es  trotz  der  unter  a  und  b  aufgeführten  Umstände  gelingen 
sollte,  seine  Täterschaft  festzustellen,  so  ist  doch  seine  Verfolgung  und 
Festnahme,  wie  überhaupt  die  ganze  Strafverfolgung,  die  sich  nach  einem 
fremden  Lande  erstrecken  muß,  wesentlich  erschwert  und  oftmals  ganz 
unmöglich  gemacht. 

Wie  sich  hieraus  ergibt,  ist  der  internationale  Verbrecher  meist  nur 
eine  besonders  schwierige  und  gefährliche  Spezies  des  berufs¬ 
mäßigen  Verbrechers  im:  allgemeinen  und  des  reisenden 
Berufsverbrechers  im  besonderen,  der  die  seine  Verfolgung 
hemmenden  Auslandsgrenzen  ohne  Schwierigkeiten  zu  überwinden  und 
als  Schutzwall  zwischen  sich  und  seine  Verfolger  zu  setzen  weiß.  Vor 
diesem  reisenden  internationalen  Verbrecher  liegen  also  die  in  bezug  auf 
Größe  und  Art  der  Beweglichkeit  abgeschwächten  Stufen  desjenigen 
Berufsverbrechers,  der  zunächst  nur  seinen  Wohnsitz  im  selben  Orte 
oder  im  selben  Lande  verlegt,  um  sich  der  Verfolgung  zu  entziehen,  oder 
der  grundsätzlich  seine  deliktischen  Handlungen  außerhalb  seines  Wohn¬ 
sitzes  in  der  näheren  oder  weiteren  Umgebung  des  Landes  begeht. 
Schließlich  wird  dann  die  Stufe  des  echten  internationalen  Verbrechers 
erreicht,  der  sich  zur  Begehung  seiner  Straftaten  in  fremdes  Land  begibt 
oder  vom  Inlande  aus  verbrecherische  Angriffe  auf  Rechtsgüter  unter¬ 
nimmt,  die  sich  im  Auslande  befinden. 

In  der  kriminalpolizeilichen  Praxis  pflegt  man  bisweilen  den  Begriff 
des  internationalen  Verbrechers  noch  weiter  als  vorstehend  angeführt 
auszudehnen  und  ganz  allgemein  jeden  Ausländer,  der  im  Inlande,  und 
jeden  Inländer,  der  im  Auslande  ein  Verbrechen  begangen  hat,  ein¬ 
zubeziehen.  Es  mag  zugegeben  werden,  daß  auch  diese  erweiterten 
Gruppen  nach  den  besonderen  Gesichtspunkten,  unter  denen  sie  in  der 
Kriminalpraxis  zu  bearbeiten  sind,  in  das  große  Gebiet  der  internationalen 
Verbrechensbekämpfung  im  weitesten  Sinne  zweckmäßig  mit  einbezogen 
werden;  in  Wirklichkeit  handelt  es  sich  in  den  letztgenannten  Fällen  oft 
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weniger  um  die  Bekämpfung  wirklicher  internationaler  Verbrecher,  als 
vielmehr  um  die  internationale  Zusammenarbeit  der 
Staaten  zur  gemeinsamen  Bekämpfung  des  schweren 
V  erbrechertums  überhaupt. 

Bei  den  oben  unter  1.  und  2.  aufgeführten,  von  mir  „echte  inter¬ 
nationale  Verbrecher“  genannten  Verbrechergruppen  spricht 
der  verdienstvolle  Wiener  Polizeidirektor  Dr.  Schultz1)  in  seinem  Aufsatz 
„Der  internationale  Verbrecher“  von  subjektiver  Internatio¬ 
nalität.  Er  scheidet  hiervon  als  Fälle  objektiver  Internatio¬ 
nalität  diejenigen  aus,  in  denen  eine  Person  im  Auslande  verbreche¬ 
risch  tätig  wird,  ohne  vor  dem  Verlassen  des  Inlandes  die  Absicht  gehabt 
zu  haben  zu  delinquieren.  Wenn  also,  wie  Schultz  mit  Recht  ausführt, 
eine  bisher  unbescholtene  Person  zu  einwandfreien  Zwecken  ins  Ausland 
fährt  und  dort  ein  Affektdelikt  begeht,  so  kann  man  sie  nicht  ohne  wei¬ 
teres  als  internationalen  Verbrecher  bezeichnen.  Als  echten  internatio¬ 
nalen  Verbrecher  kann  man  mit  Schultz  auch  die  Person  nicht  ansprechen, 
die  ohne  irgendwelche  verbrecherische  Absichten  ins  Ausland  reist,  dort 
in  schlechte  Gesellschaft  kommt  und  infolgedessen  oder  aus  anderen 
Gründen  dort  dem  professionellen  Verbrechertum  verfällt.  Es  fehlt  hier 
eben  die  mit  dem  echten  internationalen  Verbrecher  untrennbar  ver¬ 
bundene  Voraussetzung,  daß  er  schon  beim  Verlassen  des  Landes  die  Ab¬ 
sicht  hatte,  sich  im  Auslande  verbrecherisch  zu  betätigen.  Allerdings 
wird  in  der  Kriminalpraxis  diese  Absicht  von  vornherein  immer  dann  an¬ 
genommen  werden,  wenn  die  in  Frage  kommende  Person  schon  in  der 
Heimat  verbrecherisch  tätig  gewesen  ist,  oder  wenn  sie  im  Auslande  oder 
gar  in  verschiedenen  ausländischen  Gebieten  Verbrechen  verübt  hat,  und 
wenn  etwa  gar  diese  Delikte  Spezialdelikte  sind,  die  eine  besondere  ver¬ 
brecherische  Neigung  oder  ein  berufsmäßiges  Verbrechertum  erkennen 
lassen.  Die  Kriminalpraxis  wird  es  also  verstehen,  sich  über  allzu  subtile 
Unterscheidungen  zwischen  subjektiver  und  objektiver  Internationalität 
hinwegzuhelfen.  Mit  Recht  betont  auch  Schultz,  daß  das  Verbrechen  vom 
ersten  Aufflackern  des  verbrecherischen  Gedankens  an  bis  zur  letzten, 
mit  Beziehung  auf  den  schon  eingetretenen  verbrecherischen  Erfolg  unter¬ 
nommenen  Handlung  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden  muß,  als  eine  ein¬ 
zige  Kurve,  deren  einzelne  Punkte  wohl  in  ihrer  Höhe  differieren,  sonst 
aber  an  Wichtigkeit  einander  gleich  sind,  da  eben  jeder  einzelne  für  den 
Verlauf  der  Kurve  mitbestimmend  wirkt  und  daher  nicht  entbehrt  werden 
kann.  Bei  dieser  Auffassung  verdienen  Vorbereitungs-  und  Teilhand¬ 
lungen,  andererseits  aber  auch  Handlungen,  die  nach  Erzielung  des  ge¬ 
wollten  verbrecherischen  Erfolges,  jedoch  mit  Beziehung  auf  ihn  gesetzt 
wurden,  unter  denselben  Gesichtspunkten  wie  die  Haupthandlung  ge- 
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würdigt  zu  werden.  Der  internationale  Charakter  ist  dann  also  schon  ge¬ 
geben,  wenn  nur  bei  einem  dieser  Punkte  die  Voraussetzungen  für  die 
subjektive  Internationalität  vorhanden  sind.  Deshalb  wird  man  von  einer 
solchen  Internationalität  auch  schon  dann  sprechen  müssen,  wenn  sie  nur 
bei  einer  Teil-  und  Vorbereitungshandlung  nachweisbar  war,  zum  Beispiel, 
wenn  der  Täter  das  Opfer,  an  dem  er  im  Inlande  einen  Mord  begehen 
wollte,  sich  zu  diesem  Zwecke  aus  dem  Auslande  geholt  hat;  ebenso  aber 
auch,  wenn  diese  subjektive  Internationalität  nach  Verübung  des  eigent¬ 
lichen  Verbrechens  in  einer  späteren  damit  zusammenhängenden  Phase 
eine  Rolle  gespielt  hat,  namentlich  also  dann,  wenn  der  Täter  nach  Be¬ 
gehung  eines  Verbrechens  im  Inlande  ins  Ausland  flüchtet,  oder  wenn  er 
nach  Begehung  eines  Verbrechens  im  Auslande  ins  Inland  zurückkehrt. 

Vom  kriminalistischen  und  kriminalpolizeilichen  Standpunkte  aus 
werden  immer  die  Fälle  der  subjektiven  Internationalität  eine  besondere 
Bedeutung  haben.  Hier  handelt  es  sich  um  Verbrecher,  die  für  die  Kri¬ 
minalpolizei  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  sind,  weil  hier  bestimmte 
Beweggründe,  wie  sie  oben  unter  a — c  beispielsweise  aufgeführt  sind, 
vorliegen,  die  zu  dem  verbrecherischen  Tun  besonderen  Anreiz  gegeben 
haben  und  die  begangenen  Delikte  als  besonders  schwer  aufzuklären  und 
deshalb  als  für  die  Allgemeinheit  besonders  gefährlich  erscheinen  lassen 
müssen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  der  internationale  Verbrecher 
über  ganz  besondere  Tatkraft,  Willensstärke  und  Intelligenz  verfügt.  Er 
muß  mit  zäher  Energie  alle  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden  wissen, 
die  mit  der  Verschiedenartigkeit  der  Örtlichkeiten  gegeben  sind.  Er  muß 
große  Geschicklichkeit  besitzen,  sich  in  fremden  Verhältnissen  schnell 
und  unauffällig  zurechtzufinden,  bisweilen  besonderen  Mut,  Kaltblütig¬ 
keit  und  Unerschrockenheit  beweisen,  oft  wieder  über  Gewandtheit  und 
sicheres  Auftreten,  unter  Umständen  auch  über  Sprachkenntnisse  ver¬ 
fügen,  die  ihm  ermöglichen,  seine  Rolle  im  fremden  Lande  unter  fremdem 
Namen  zu  spielen.  Auch  besondere  technische  Kenntnisse  und  Fertig¬ 
keiten  wird  der  internationale  Verbrecher  in  vielen  Fällen  besitzen,  da 
er  —  zumeist  leider  besser  als  die  Polizei  selbst  —  alle  modernsten  Er¬ 
rungenschaften  der  Technik  sich  dienstbar  macht. 

Von  den  besonders  interessanten  Erscheinungsarten  des 
modernen  internationalen  Verbrechertums  sollen 
nachstehend  einige  geschildert  werden: 

Am  gefährlichsten  sind  zweifellos  diejenigen  internationalen  Ver¬ 
brecher,  die  im  Inlande  ihren  festen  Wohnsitz  oder  doch  ihren  gewöhn¬ 
lichen  Aufenthalt  haben  und  von  hier  aus  Reisen  ins  Ausland  unter¬ 
nehmen  zu  dem  alleinigen,  wohldurchdachten  und  wohlvorbereiteten 
Zwecke,  dort  Verbrechen  zu  verüben.  Diese  Personen  bilden,  man  möchte 
sagen  die  verbrecherische  Elite  des  professionellen  reisenden  Verbrecher¬ 
tums.  Sie  sind  zumeist  Verbrechensspezialisten,  die  nur  auf  besonderen 
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Verbrechensgebieten  und  oft  mit  besonderen  gleichartigen  Tricks  ar¬ 
beiten.  Bisweilen  sind  sie  sogar  im  eigenen  Lande  völlig  unbescholten 
und  führen  dort  das  Leben  eines  ehrbaren  und  geachteten  Bürgers.  Ihre 
Tätigkeit  erstreckt  sich  oft  über  mehrere  ausländische  Staaten;  in  dem 
einen  verüben  sie  das  Verbrechen,  in  anderen  setzen  sie  die  Beute  um, 
mit  dem  Erlös  kehren  sie  ins  Heimatland  zurück.  Sehr  häufig  arbeiten  sie 
mit  Helfershelfern  oder  in  wohlorganisierten  Banden.  Hierzu  gehören  vor 
allem:  die  internationalen  Einbrecher,  Bankräuber,  Kirchendiebe,  Hotel- 
und  Ladendiebe,  Museumsdiebe,  Taschendiebe,  Eisenbahn-,  insbesondere 
Schlafwagendiebe,  Spieler,  internationale  Betrüger  und  Hochstapler, 
Scheckbetrüger,  politische  Schwindler,  politische  Gewaltverbrecher,  die 
Brandstiftungen,  Bombenanschläge,  Morde  usw.  aus  politischen  Motiven 
begehen,  Mädchenhändler,  die  zahlreichen  Elemente,  die  sich  auf  dem 
großen  Gebiete  der  Spionage  oft  gleichzeitig  für  und  gegen  mehrere  Län¬ 
der  betätigen,  und  andere  mehr. 

Die  andere  große  Gruppe  von  internationalen  Verbrechern,  nämlich 
von  solchen,  die  ihren  festen  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  im  In¬ 
lande  haben  und  entweder  von  hier  aus  verbrecherische  Angriffe  auf  im 
Auslande  befindliche  Rechtsgüter  unternehmen,  oder  die  Opfer,  an  denen 
sie  sich  verbrecherisch  betätigen,  aus  dem  Auslande  heranlocken,  oder 
die  vom  Inlande  aus,  zumeist  auf  dem  Wege  ausländischer  Zeitungen, 
eine  verbrecherische  Tätigkeit  auf  das  Ausland  ausüben,  umfaßt  in  der 
Hauptsache:  die  Fälscher  von  Münzen,  Banknoten,  Steuermarken,  Wech¬ 
seln,  die  bekannten  spanischen  und  russischen  Schatzschwindler,  die 
Schwindler,  die  anwerben  und  einsammeln  für  minderwertige  oder  Schein¬ 
unternehmen,  also  vor  allem  die  Darlehns-,  Lizenz-,  Patent-,  Ordens-, 
Titel-,  Versand-  usw.  -Schwindler,  die  Ausstellungsschwindler,  diejenigen, 
die  sich  beim  internationalen  Vertrieb  unzüchtiger  Bilder  und  Schriften 
betätigen,  und  dergleichen  mehr.  Besonders  nach  dem  Kriege  hat  sich 
hier  noch  ein  neues  und  eigenartiges  Verbrechertum  auf  dem  Gebiete 
des  Valutaschwindels  und  der  Vermögensverschiebungen,  überhaupt  der 
Typ  des  internationalen  Schiebers,  entwickelt. 

Als  dritte  Kategorie  müssen  der  Vollständigkeit  halber  noch  diejenigen 
Angehörigen  des  internationalen  Verbrechertums  Erwähnung  finden,  die 
überhaupt  keinen  ständigen  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  haben,  sondern 
unstät  und  ruhelos  von  Ort  zu  Ort  und  Land  zu  Land  ziehen  und  sich  mehr 
oder  weniger  dem  Nomadentum  nähern.  Hierzu  gehören  besonders  Ver¬ 
treter  verschiedener  in  der  ersten  Gruppe  aufgeführter  Verbrechens¬ 
arten,  vor  allem  des  Betrugs  und  der  Hochstapelei,  auch  zahlreiche 
Taschen-,  Markt-  und  Ladendiebe.  Eine  scharfe  Trennung  der  soeben 
aufgestellten  drei  Gruppen  internationaler  Verbrecher  ist  nicht  immer 
durchführbar,  für  die  Kriminalpraxis  auch  nicht  erforderlich.  Besonderes 
polizeiliches  Interesse  beanspruchen  in  der  dritten  Kategorie  internatio- 
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naler  Verbrecher  die  Zigeuner,  bei  denen  das  Nomadentum  in  reinster 
Blüte  entwickelt  ist.  Unter  ihnen  sind  auf  allen  möglichen  Gebieten  be¬ 
kannte  und  geriebene  Verbrechertypen  vorhanden.  Es  wird  im  Laufe  der 
weiteren  Ausführungen  noch  Gelegenheit  gefunden  werden,  auf  die 
Zigeuner  mit  ihren  Nebenerscheinungen  und  auf  die  Erfordernisse  und 
Möglichkeiten  ihrer  Bekämpfung  besonders  einzugehen. 

Einen  wertvollen  Beitrag  von  kriminalpsychologischer  und  kriminal¬ 
praktischer  Bedeutung  können  wir  zur  Beurteilung  der  Eigenart  und  des 
Wesens  des  internationalen  Verbrechers  und  zur  Bereicherung  unseres 
Wissens  über  diese  Verbrecherspezies  gewinnen,  wenn  wir  uns  möglichst 
eingehend  mit  dem  Lebenslauf  und  dem  verbrecherischen  Wandel  solcher 
Verbrecher  beschäfti¬ 
gen.  Hierbei  steht  uns 
bisher  allerdings  ein 
reichhaltiges  und  zu¬ 
verlässiges  Material 
nicht  zur  Verfügung, 
da  erklärlicherweise 
der  internationale  Ver¬ 
brecher  sehr  darum 
besorgt  ist,  seine  ver- 
brecherischeTätigkeit 
in  ein  geheimnisvolles 
Dunkel  zu  hüllen  und 
von  seinem  Vorleben 
und  etwaigen  inter¬ 
na  tionalenZusammen- 
chertums  wird  uns  in  Zukunft  hierzu  besseres  und  reichhaltigeres  Material 
zu  Gebote  stehen. 

Auf  einige  besonders  interessante  und  typische  Fälle  internationalen 
Verbrechertums  soll  kurz  eingegangen  werden. 

Eine  der  bekanntesten  Persönlichkeiten  des  internationalen  Gauner¬ 
tums  ist  der  berühmte  Georges  Manolescu,  dessen  Memoiren  uns  fast 
märchenhaft  anmuten  in  der  Schilderung  seines  verbrecherischen  Lebens¬ 
wandels  und  seiner  abenteuerlichen  Schicksale;  sein  Bildnis  (s.  Bild  1) 
macht  den  Eindruck  des  gewandten  und  intelligenten  Hochstaplers. 

Die  zahlreichen,  oft  überraschend  kühnen,  oft  in  ihrer  Einfachheit 
verblüffenden  Arbeitsmethoden  und  Tricks  des  internationalen  Ver¬ 
brechers  stimmen  naturgemäß  im  wesentlichen  mit  denjenigen  des  ge¬ 
werbsmäßigen  reisenden  Verbrechertums  überhaupt  überein.  Sie  ent¬ 
springen  oft  besonders  hoher  Intelligenz,  Gewandtheit,  Menschen-,  Welt- 
und  Sprachenkenntnis,  besonderen  technischen  und  Kunstfertigkeiten 
und  besonderer  Geschicklichkeiten  im  Blüffen,  Blenden  und  Einschüch- 


Bild  1 


hängen  und  Beziehun¬ 
gen  so  wenig  wie  mög¬ 
lich  zu  entschleiern. 
Oft  hat  man  wohl 
auch  in  früherer  Zeit 
die  besondere  inter¬ 
nationale  Eigenart  der 
Verbrecher  nicht  er¬ 
kannt  oder  doch  nicht 
genügend  beachtet. 
Bei  einer  genügen¬ 
den  Zentralisation  und 
zwischenstaatlichen 
Verbindung  in  der  Be¬ 
kämpfung  des  inter¬ 
nationalen  Verbre- 
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tern,  Oft  allerdings  macht  die  unglaubliche  Leichtgläubigkeit  und  Un¬ 
erfahrenheit  ihrer  Opfer  diesen  Gaunern  die  Arbeit  und  die  Anwendung 
auch  abgedroschener  Tricks  so  leicht,  daß  die  Sache  bisweilen  eines  ge¬ 
wissen  Humors  nicht  entbehrt. 

Der  Mörder,  Einbrecher,  Räuber,  Dieb  usw.  arbeitet  mehr  mit  Mitteln 
der  Gewalt,  sozusagen  mehr  körperlich,  der  Betrüger,  Hochstapler, 
Spieler  usw.  mehr  mit  Mitteln  der  überlegenen  Intelligenz,  sozusagen 
mehr  geistig. 

Von  internationalen  Morden  führt  Schultz  in  seinem  mehr¬ 
fach  erwähnten  Vortrage  den  im  Jahre  1908  in  Wien  an  dem  Juwelier 
Frankfurter  verübten  Raubmord  an.  Die  Tat  war  von  einem  deutschen 
Staatsangehörigen  begangen,  der  eigens  zur  Verübung  eines  solchen  Ver¬ 
brechens  nach  Wien  gereist  war  und  sofort  nach  begangener  Tat  wieder 
nach  Deutschland  flüchtete.  Er  wurde  später  hingerichtet.  Es  ist  durch¬ 
aus  damit  zu  rechnen,  daß  er  weitere  derartige  Delikte  im  Auslande  be¬ 
gangen  haben  würde,  wenn  ihn  nicht  gleich  beim  ersten  Male  sein  Schick¬ 
sal  erreicht  hätte. 

Für  politische  Morde  und  Attentate  sind  in  den  letzten 
Jahren  vor  und  nach  dem  Kriege  genügend  Beispiele  vorhanden.  Wir 
wissen  auch,  daß  viele  ausländische,  insbesondere  russische  Elemente 
planmäßig  bei  diesen  Ver¬ 
brechen  in  Deutschland 
beteiligt  gewesen  sind.  Ein 
typisches  Beispiel  hierfür 
sind  die  Gewalttaten  und 
Brandstiftungen,  die  unter 
Leitung  des  bekannten 
Max  Hölz  in  den  Jahren 
1920  und  1921  zumeist  im 
sächsischenV  ogtlande  sich 
abspielten.  Im  Zusammen¬ 
hänge  damit  unternahmen 
an  einem  T age,  am  23.  März 
1921,  die  zum  Teil  sehr 
stark  international  durch¬ 
setzten  Banden  Anschläge 
auf  die  Gerichtsgebäude 
in  Dresden  (Bild  2),  Leip¬ 
zig  (Bild  3),  Freiberg 
(Bild  4),  das  Rathaus 
Rodewisch  (Bild  5)  und 
die  Polizeiwache  Falken¬ 


stein  (Bild  6). 


Bild  2 
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Politische  Morde  und  Attentäter 


Bild  3 


Bild  4 


Am  gefährlichsten  ist 
der  internationale  Ver¬ 
brecher  dann,  wenn  er 
in  weitverzweigten,  Hand 
in  Hand  arbeitenden  Or¬ 
ganisationen  und  banden¬ 
weise  auftritt,  wie  das 
auf  dem  Gebiete  des 
Raubes,  des  Diebstahls, 
der  Hochstapelei,  des 
Betrugs  sowie  der  Münz- 
und  Banknotenfälschung 
oft  der  Fall  ist,  weil  hier 
zur  besseren  Vorberei¬ 
tung  oder  Durchführung 
der  Verbrechen  ein  oder 
mehrere  Komplizen  not¬ 
wendig  sind.  Die  Arbeit 
jedes  einzelnen  Banden¬ 
mitgliedes  ist  genau  zu¬ 
geteilt;  sowohl  für  das 
Gelingen  wie  für  das 
Mißlingen  des  Planes  sind 
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Bild  5 


eingehende  Vorbereitun¬ 
gen  und  Verabredungen 
getroffen. 

Die  internationalen 
Diebes-  und  Räuber¬ 
banden  brandschatzen 
Bankinstitute,  Waren¬ 
häuser,  Juweliere,  öffent¬ 
liche  Kassen,  reiche  Pri¬ 
vathäuser  und  machen 
oft  in  kurzer  Zeit  unge¬ 
heure  Gewinne,  Sie  sind 
mit  den  besten  tech¬ 
nischen  Werkzeugen  aus- 
geriistetund  tragen  ganze 
Sammlungen  von  Diet¬ 
richen  und  Einbreeher- 
werkzeugen  bei  sich 
(Bild  7),  Sie  bedienen 
sich  auch  sonst  der  neu¬ 
zeitlichsten  technischen 
Hilfsmittel,  arbeiten  bis¬ 
weilen  mit  Handschuhen, 
um  den  Fangarmen  der 


Bild  6 
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Geldschrankeinbrüche 


Bild  7 


Geldschrankeinbrüche 
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Bild  8 


Daktyloskopie  zu  entgehen  (Bild  8)  und 
leisten  derart  meisterhafteund vollendete 
Arbeit,  daß  der  geschulte  Kriminalist  die 
Tätigkeit  des  professionellen  Verbrechers 
bald  erkennt, 

Geldschrankeinbrüche  (Bild  9) 
werden  mit  Sauerstoffgebläse,  mit 
Schmelzpulver  Thermit  und  vielen  ande¬ 
ren  Mitteln,  in  der  Regel  allerdings  immer 
noch  mit  Bohrer  und  Brechstange  (Bild  10) 
ausgeführt.  Eine  neue  eigenartige  Me¬ 
thode  meldet  die  Polizeibehörde  Rotter¬ 
dam,  wo  durch  Aufschrauben  von  Metall¬ 
platten  und  Einsetzen  eines  doppel- 
armigen  Hebels  die  Schranktür  los¬ 
gesprengt  wurde  (Bild  11). 

Um  in  die  zu  plündernden  Räume  zu 
gelangen,  werden  von  den  Einbrechern 
die  raffiniertesten  Mittel  ersonnen.  In 


Juweliergeschäfte  zum 
Beispiel  stiegen  sie  ein 
entweder  mittels  soge¬ 
nannten  Deckendurch¬ 
bruchs  (Bild  12,  13)  von 
einem  über  dem  Laden 
befindlichen  Zimmer  aus, 
zu  dem  sie  sich  Zutritt 
verschafft  hatten,  oder 
vom  darunterliegenden 
Keller  aus  (Bild  14,  15), 
indem  sie  den  darüber  be¬ 
findlichen  Fußboden  des 
Geschäftslokals  durch¬ 
brachen. 

Unter  welchen  ver¬ 
schiedenartigen  Masken 
der  H  o  t  e  1  d  i  e  b  auf- 
tritt,  als  Händler,  Barbier, 
Zeitungsverkäufer,  De¬ 
peschenbote,  Stiefelput¬ 
zer,  Liftboy,  vornehmer 
Hotelgast  usw.,  ist  be- 


Bild  9 
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Laden-  und  Hoteldiebe 


Bild  10 

und  Einbrecher  bisweilen 
Maskierungen  an  (Bild  16). 

Ein  internationaler 
Ladendieb  der  neueren 
Zeit,  der  aus  Galizien  stam¬ 
mende  Artist  Michat  Kobrin 
(Bild  17),  trat  fast  immer  mit 
einem  Musterkoffer  auf. 

Zwei  internationale 
Eisenbahndiebe  arbei¬ 
teten  in  der  Weise,  daß  der 
eine  sich  in  einer  Kiste, 
die  als  Eilgut  aufgegeben 
wurde,  verbarg,  im  Ge¬ 
päckwagen  während  der 
Fahrt  die  Kiste  von  innen 


kannt.  Dr.  Nöldeke  berichtet  im  „Pitaval 
der  Gegenwart“  Bd.  2  über  eine  starke  und 
weitverzweigte  Diebesbande,  die  über  Eu¬ 
ropa  und  Amerika  verbreitet  war  und  be¬ 
sonders  in  Belgien,  Deutschland,  England, 
Frankreich  und  Italien  auftrat,  und  deren 
Haupt  ein  gewisser  Riccordini  war. 

Eines  besonderen  Rufes  erfreute  sich  ein 
Russe,  Isakow  Golgory  V  .  .  .,  der  als  Hotel¬ 
dieb  allerersten  Ranges  galt,  und  der  der 
Erfinder  des  schwarzen  Trikotanzuges  der 
Diebe,  der  einst  eine  große  Rolle  spielte, 
gewesen  sein  soll.  Er  hatte  vornehme  Ma¬ 
nieren,  vielseitige  Sprachkenntnisse  und 
reiste  in  ganz  Europa  umher.  Von  den  Er¬ 
trägnissen  seiner  Hoteldiebstähle  lebte  er 
stets  auf  großem  Fuße  und  verkehrte  in 
allen  Hauptstädten  des  Kontinents  und  in 
den  besuchtesten  Fremdenorten  der  Riviera 
(siehe  „Pitaval  der  Gegenwart“,  Bd.  1). 
Auch  heutigen  Tages  noch  legt  der  Räuber 


Bild  11 


Internationale  Taschendiebe 


13 


Bild  12 

öffnete,  herausstieg,  stahl 
und  sich  mit  den  gestohle¬ 
nen  Gegenständen  wie¬ 
der  in  der  Kiste  ver¬ 
steckte  (Bild  18 — 20). 

Internationale 
Taschendiebe  pfle¬ 
gen  schon  seit  Jahren 
in  wohl  organisierten 
Trupps,  deren  Mitglieder 
meist  aus  dem  Osten 
Europas  stammen,  die  eu¬ 
ropäischen  Länder  heim¬ 
zusuchen.  Sie  erscheinen 
mit  Vorliebe  bei  beson¬ 
deren  Veranstaltungen 
(Rennen,  Ausstellungen, 
Leipziger  Messe),  die  der 
Ausübung  ihres  verbre¬ 
cherischen  Handwerkes 
besonders  günstig  sind.  Sie 
treten  dabei  in  den  ver¬ 
schiedensten  Aufmachun- 


Bild  13 
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Internationale  Taschendiebe 


Bild  14 


gen  und  unter  Anwendung 
aller  möglichenTricks  auf 
(Bild  21),  am  liebsten  in 
starkem,  oft  künstlich  er¬ 
zeugtem  Gedränge  (Bahn¬ 
höfe,  Straßenbahnhalte¬ 
stellen,  Schaufenster, 
Bild  22) .  Als  Taschendiebe 
betätigen  sich  häufigweib- 
liche  Personen  (Bild  23, 
24),  weil  sie  feinfühliger, 
vorsichtiger  und  ge¬ 
wandter  als  Männer  sind, 
kleinere  Hände  haben  und 
sich  unauffälliger  an  Män¬ 
ner  heranmachen  können. 
Der  internationale  Ta¬ 
schendieb  Marjanovits,  ein 
in  Belgrad  geborenerPfer- 
dehändler,  übte  sein  Ge¬ 
werbe  unter  dem  Schutze 
einer  Reisedecke  aus 
(Bild  25).  In  Rußland 


Bild  15 
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Bild  16 


sollen  —  wenigstens  früher  —  Taschendiebe  ganz  schulmäßig  ausgebildet 
worden  sein  (Bild  26). 

Die  Tricks  der  internationalen  Hochstapler  und  Be¬ 
trüger  sind  so  geschickt  allen  Verhältnissen  angepaßt,  oft  geradezu 
genial  und  amüsant,  daß  zumeist  der  Erfolg  von  vornherein  gesichert  ist. 
Der  Hochstapler  bedient  sich  oft  eines  hochadeligen  Namens;  er  reist  mit 
elegantem  Luxus,  in  Begleitung  von  Dienerschaft,  die  natürlich  seine 
Komplizen  sind,  steigt  in  den  ersten  Hotels  ab  und  bemüht  sich, 
die  Allüren  des  vornehmen  Mannes  bis  ins 
einzelne  nachzuahmen.  Vor  kurzem  wurde 
Zeitungsnachrichten  zufolge  in  Zürich  ein  viel¬ 
gesuchter  internationaler  Hochstapler  verhaf¬ 
tet,  der  sich  Graf  von  Tueveren  nannte  und 
vorgab,  ein  Sohn  des  verstorbenen  Königs 
Leopold  von  Belgien  zu  sein.  Er  hatte  offenbar 
von  dem  in  Paris  verhafteten  Marquis  de 
Champaubert  gelernt,  mit  dessen  Streichen 
seine  Gaunereien  eine  auffallende  Ähnlichkeit 
zeigen.  Er  wurde  wegen  mehrerer  großer  Be¬ 
trügereien  verhaftet,  die  er  auf  Schweizer  Ge¬ 
biet  begangen  hatte,  und  die  ihm  mehr  als 
150  000  Goldmark  eingebracht  haben  sollen. 

Eines  Tages  erschien  er  in  einer  Stadt  des 
deutschen  besetzten  Gebietes  bei  der  amerika¬ 
nischen  Besatzungsarmee  in  Generalsuniform 
und  erklärte,  er  sei  vom  König  von  Belgien  ge¬ 
schickt,  um  an  die  amerikanischen  Offiziere 
und  Mannschaften  belgische  Ehrenzeichen 
zu  verteilen.  Später  borgte  sich  der  „Graf“ 
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Bild  20 


größere  Beträge  von  seinen  dekorierten  Opfern.  Er  verlegte  sodann  seinen 
Schauplatz  nach  einer  anderen  deutschen  Stadt.  Als  dort  die  alliierte 
Reparationskommission  eintraf,  erschien  der  uniformierte  Graf  auf  dem 
Bahnhofe,  erklärte,  er  sei  von  der  deutschen  Regierung  geschickt,  um 
sich  des  Gepäcks  der  Kommissionsmitglieder  anzunehmen  und  ließ  die 
ihm  unbedenklich  ausgehändigten  Gepäckstücke  auf  einen  vor  dem  Bahn¬ 
hofe  stehenden  Lastkraftwagen  verladen.  Natürlich  haben  die  recht¬ 
mäßigen  Eigentümer  ihr  Gepäck  nie¬ 
mals  wieder  zu  Gesicht  bekommen.  Der 
Graf  trat  dann  in  Basel  auf,  wo  er 
mehrere  angesehene  Personen  um  hohe 
Beträge  prellte,  und  erschien  während 
einer  der  letzten  Völkerbundversamm¬ 
lungen  in  Genf,  um  dort  seinen  Beutezug 
fortzusetzen.  In  Wirklichkeit  soll  dieser 
gerissene  Hochstapler  Otto  Steffen  hei¬ 
ßen  und  aus  Lüttich  stammen. 

Ein  besonders  raffinierter  Hochstapler 
früherer  Zeit  war  der  1868  geborene 
Ungar  Ignaz  Straßnoff,  der  zuerst  in 
Husarenuniform,  dann  als  hochadeliger 


Kavalier  in  elegantem  Zivil  und  nach  Be-  Bild  21 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums.  2 
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darf  auch  wieder  in  Uniform  auftrat  und  die  höchsten  Kreise  düpierte 
und  um  hohe  Summen  prellte. 

Daß  ein  besonders  beliebtes  und  erfolgreiches  Betätigungsgebiet  des 
internationalen  Hochstaplers  das  des  Heiratsbetrügers  ist,  das 
bis  in  die  jüngste  Zeit  reiche  Früchte  trägt,  ist  bekannt.  Die  heiratslustige 
Damenwelt  fällt  hier  immer  wieder  auch  auf  die  gröbsten  Betrugsmanöver 
herein  und  opfert  für  die  kühnsten  Heiratsversprechen  in  unverständlicher 
Leichtgläubigkeit  Gesundheit,  Geld  und  Ehre,  Oft  geht  der  Heirats¬ 
schwindler  so  weit,  daß  er  in  verschiedenen  Ländern  mehrfach  rechts¬ 
gültig  die  Ehe  schließt,  bisweilen  täuscht  er  unter  Hilfeleistung  seiner 
Komplizen  auch  nur  eine  echte  Eheschließung  vor. 


Bild  26 


Ein  früherer  Forstgehilfe  mit  einfachem  bürgerlichen  Namen  E  .  .  . 
legte  sich  die  verschiedensten  hochklingenden  Namen  zu,  wie  Prinz 
Hubertus  Antoni  Caracciolo-Hohenbartenstein,  Graf  von  Breitenfurt 
Laveaux,  Freiherr  von  Dricourt,  Graf  Fürsteneck,  Graf  Felseck,  Graf 
Linden  u.  a,  m.  Er  beförderte  sich  selbst  zum  Forstmeister  und  zum 
Hofjägermeister  des  deutschen  Kaisers  und  trug  mit  Vorliebe  Uniform 
und  Orden.  In  eleganter  Aufmachung  (Bild  27,  28,  29)  verübte  er  aller¬ 
hand  Hochstapeleien  und  Heiratsbetrügereien.  Er  verheiratete  sich  so¬ 
gar  unter  falschem  Namen  mit  der  reichen  Witwe  eines  ausländischen 
Beamten,  nach  deren  kurz  darauf  erfolgtem  Tode  es  ihm  aber  nicht  gelang, 
sich  in  den  Besitz  ihres  großen  Vermögens  zu  setzen. 

Als  internationaler  Betrüger  im  Mönchsgewand 
trat  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  gewisser  Adrian  G  o  r  d  e  r 
auf.  Seine  guten  Kenntnisse  der  Klostereinrichtungen,  Ordensregeln  und 
geistlichen  Personalverhältnisse  ermöglichten  ihm,  lange  Jahre  unter  stets 
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Bild  27 


Bild  28 


Bild  29 


Bild  30 


wechselnden  Namen  erfolgreich  die  ,, Pfaffenstraße“  zu  wandern.  Die 
täuschende  Nachbildung  von  Ausweispapieren  und  sogar  die  Beschaffung 
echter  Ausweise  auf  falsche  Namen  macht  ja  schon  längst  keine  be¬ 
sonderen  Schwierigkeiten  mehr. 
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Erfolgreich  und  nicht  ohne  Witz  war  in  neuester  Zeit  das  Auftreten 
des  sogenannten  falschen  Devisenkommissars,  eines  Italieners  Guido 
Tambornino  (Bild  30),  der  sich  früher  schon  mehrfach  als  internationaler 
Betrüger  in  Frankreich  und  Österreich  betätigt  hatte.  Er  ist  der  Typ  des- 
internationalen  Bank-  und  Scheckbetrügers.  Am 
21.  September  1922  erschien  er  bei  der  Dresdener  Bank  in  Berlin  als 
Polizeiadjunkt  Petrien  von  der  Kriminalpolizei  Wien  und  gab  an,  auf 
der  Suche  nach  internationalen  Schwindlern  zu  sein,  die  mit  gefälschten 
Aus-  und  Einfuhrscheinen  arbeiteten.  Diese  sollten  bei  der  Dresdener 
Bank  ein  Depot  haben.  Petrien  berief  sich  auf  ein  fingiertes  Schreiben 
der  Wiener  Kriminalpolizei,  das  zuvor  bei  der  Bankleitung  eingegangen 
war.  Am  26.  September  1922  erschien  er  wieder  in  der  Bank  und  nahm 
einer  Ausländerin,  die  mit  den  Schwindlern  in  Verbindung  stehen  sollte, 
30  000  Mark  und  den  Paß  ab. 

Am  10.  November  1923  erschien  er  in  einer  Wechselstube  in  Berlin 
in  Begleitung  eines  Schupobeamten  und  stellte  sich  als  Devisenbeamter 
vor.  Er  verlangte  die  Herausgabe  der  Devisen,  die  ihm  auch  ausgehändigt 
wurden,  und  über  die  er  mit  Otto  Kraub  quittierte.  Der  Bankinhaber 
war  aber  mißtrauisch  und  schickte  seinen  Neffen  mit  nach  der  Devisen¬ 
erfassungsstelle,  die  bereits  geschlossen  war.  Nach  kurzer  Verhandlung 
gab  der  Betrüger  dem  Bankbeamten  die  Devisen  zurück. 

Am  15.  Februar  1924  trat  er  in  Brandenburg  a,  d.  H.  als  Revisions¬ 
beamter  Thorn  des  Devisenkommissars  bei  einem  dortigen  Bankhause 
auf.  Zuvor  hatte  er  auf  Grund  eines  gefälschten  Briefes  von  der  Polizei¬ 
verwaltung  einen  Kriminalbeamten  zur  Unterstützung  zugeteilt  erhalten. 
Er  nahm  eine  Durchsuchung  der  Bankräume  vor  und  beschlagnahmte  die 
Geschäftsbücher. 

Am  26.  Februar  1924  tauchte  er  in  Dresden  als  Revisionsinspektor. 
Therich  auf  und  versuchte  hier,  bei  einem  Bankhause  Devisen  zu  be¬ 
schlagnahmen.  Mittels  eines  gefälschten  Schreibens  erreichte  er  es,  daß 
ihm  das  Landesfinanzamt  einen  Steuerbeamten  beiordnete. 

Da  die  Bankinhaber  sehr  vorsichtig  waren,  konnte  er  keine  Devisen 
beschlagnahmen.  Dagegen  erlangte  er  ein  Scheckbuch,  mit  dem  er  dann 
in  Berlin,  Stettin  und  Hamburg  Betrügereien  verübte,  bis  er  am  10.  April 
1924  in  Bremen  festgenommen  werden  konnte. 

Die  Schecks  unterstempelte  er  mit  Dresdner  Zelluloidindustrie  und 
avisierte  sie  den  Banken,  wo  er  sie  vorlegen  wollte,  mit  gefälschten  Ge¬ 
schäftsbriefen.  Bei  seiner  Festnahme  nannte  er  sich  Karl  Robert  Klir- 
mayer,  am  1.  März  1873  in  Wien-Hernals  geboren.  Unter  diesem  Namen 
wurde  er  in  Berlin,  Hamburg  und  Dresden  zu  insgesamt  vier  Jahren  Ge¬ 
fängnis  verurteilt.  Am  23.  Dezember  1924  gelang  es  ihm,  aus  dem  Kranken¬ 
hause  Stettin  zu  entweichen. 

Bald  tauchten  in  Berlin  Schecks  des  Wiener  Bankvereins,  Depositen- 
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kasse  Porzellangasse,  auf,  angeblich  ausge¬ 
stellt  vom  Bankhaus  M.  in  Dresden,  an  die 
Order  Dresdner  Zelluloidindustrie.  Diese 
Schecks,  die  den  betreffenden  Banken  mit  ge¬ 
fälschten  Schreiben  avisiert  wurden,  hatte, 
wie  umfangreiche  Erörterungen  ergaben,  der 
angebliche  Klirmayer  ausgegeben. 

Er  wurde,  nachdem  er  am  19,  Februar  1925 
in  Leipzig  unter  dem  Namen  Famborning  noch 
einen  Betrug  versucht  hatte,  auf  telegraphi¬ 
sches  Ersuchen  der  Dresdner  Kriminalpolizei 
in  Bernburg  festgenommen. 

Daß  Tambornino,  der  früher  übrigens  auch 
als  Fakir  aufgetreten  ist  (Bild  31),  über  Humor 
verfügte,  zeigte  er  nach  seiner  Flucht  aus 
Stettin.  Er  hatte  sich  zunächst  nach  Wien  ge¬ 
wandt  und  schrieb  von  hier  aus  an  den  Dresdner 
Kriminalbeamten,  der  ihn  zu  seinen  in  Dres¬ 
den  verübten  Betrugshandlungen  vernommen 
hatte,  einen  Brief  folgenden  Wortlautes: 

,,Sehr  geehrter  Herr  G, 

In  Bremen,  als  Sie  sich  nach  dem  Verhör  verabschieden  wollten, 
erklärte  ich  Ihnen,  daß  meine  Affäre  ganz  anders  ausfallen  würde, 
als  Sie  dachten.  Und  so  ist  es  nunmehr  geschehen,  trotz  der  ange¬ 
sammelten  4  Jahre.  Ich  bin  in  Wien.  So  wie  es  mir  gelungen  ist, 
Finanz-  und  Polizeibehörden,  Banken  usw.  als  Devisenkommissar  zu 
,, verkohlen“,  ebenso  verstand  ich  Ärzte  und  Strafvollzugsbehörden 
zu  düpieren.  Was  meine  Identität  anbelangt,  na,  lieber  Herr  G.,  da 
hat  das  anthropometrische  System  gründlich  versagt.  Also  ge¬ 
ehrter  Herr  G.,  möchten  Sie  mich  nicht  in  Wien  besuchen?  Es  wäre 
mir  ein  Vergnügen,  Sie  in  meinem  Heim  empfangen  zu  dürfen. 

Herzl.  grüßend  Ihr 

Robert  Klirmayer,“ 

Der  Dresdner  Beamte  hat  ihn  dann  allerdings  nicht  in  Wien,  wohl  aber 
nach  seiner  erneuten  Festnahme  in  Bernburg  besucht.  Da  diese  Fest¬ 
nahme  der  eifrigen  Tätigkeit  des  Dresdner  Beamten  zu  danken  war,  soll 
die  Wiedersehensfreude  auf  seiten  Tamborninos  nicht  allzu  groß  ge¬ 
wesen  sein. 

Amüsant  sind  die  alten,  sich  immer  wiederholenden  Fälle  der 
Fälschung  von  Altertümern  und  des  schwunghaften  Handels 
damit  (Bild  32).  Wie  viele  angeblich  echte  Originale  berühmter  Antiqui¬ 
täten  vorhanden  sind,  ist  gar  nicht  festzustellen.  Bekannt  ist  der  Gauner- 
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streich  eines  Florentiner  Kunsthändlers,  der  sich  den  hohen  Schutzzoll, 
den  Amerika  bei  der  Einführung  von  Kunstwerken  erhebt,  zunutze 
machte,  und  einen  amerikanischen  Sammler  auf  folgende  Weise  prellte: 
Er  bestellte  als  Florentiner  Kunsthändler  eine  vorzüglich  ausgeführte 
Kopie  eines  Rembrandt-Gemäldes  auf  alter  Leinwand  und  ließ  hierbei 
auch  die  Signatur  täuschend  nachahmen.  Sodann  wurde  die  Signatur  mit 
Tempera-Farben  gedeckt  und  darauf  geschrieben:  „Nach  Rembrandt 
kopiert.“ 

Das  Bild  wurde  dann  mit  einer  größeren  Summe  versichert  an  einen 
Vertrauensmann  nach  New  York  gesandt  und  gleichzeitig  die  dortige  Zoll¬ 
behörde  durch  ein  anonymes  Schreiben  in  Kenntnis  gesetzt,  daß  ein  wert- 


Bild  32 


voller  echter  Rembrandt  als  Kopie  durch  den  hohen  amerikanischen  Ein¬ 
gangszoll  hindurchgeschmuggelt  werden  solle. 

Der  anonyme  Brief  erzielte  die  beabsichtigte  Wirkung.  Nach  Eingang 
des  Bildes  wurde  der  Empfänger  aufs  Zollamt  gebeten,  wo  man  ihm 
triumphierend  erklärte,  daß  man  hinter  den  Schwindel  gekommen  sei  und 
ihm  die  Gebühren  für  einen  echten  Rembrandt  nebst  Strafe  für  ver¬ 
suchten  Schmuggel  abknöpfte.  Zum  Beweis  löste  man  die  Kopisten- 
Signatur  und  brachte  den  „echten“  Namenszug  Rembrandts  zum  Vor¬ 
schein.  Der  Empfänger  zahlte  ärgerlich  Zoll  und  Strafe,  ließ  sich  eine  amt¬ 
liche  Quittung  darüber  geben  und  entfernte  sich’  mit  seinem  Bilde.  Er 
ging  schnurstraks  zu  einem  Sammler,  der,  wie  ihm  bekannt  war,  schon 
längst  einen  Rembrandt  kaufen  wollte,  dort  erzählte  er  seinen  Herein¬ 
fall  mit  dem  geplanten  Schmuggel,  legte  zum  Nachweis  die  amtliche  Ur¬ 
kunde  über  bezahlte  Zoll-  und  Strafgebühren  vor  und  verkaufte  das  nun¬ 
mehr  über  jeden  Echtheitszweifel  erhabene  Gemälde  zu  einem  hohen 
Liebhaberpreise. 
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Mit  Leichtigkeit  verdient  auch  der  internationale  Verbrecher  sein 
Geld  als  Falschspieler,  Dieses  Gewerbe  ist  uralt  und  immer 
lohnend.  Schon  auf  dem  bekannten  Bild  von  Caravaggio  ,,Der  Falsch¬ 
spieler“  gibt  der  Zuschauer  seinem  spielenden  Genossen  hinter  dem 
Rücken  des  Mitspielenden  ein  geheimes  Zeichen  mit  3  Fingern,  um  ihm 
eine  bestimmte  Karte  zu  bezeichnen.  Der  Falschspieler  tritt  in  allen  Ge¬ 
sellschaftskreisen  auf  und  wendet  ähnlich  dem  Taschendieb  allerhand 
Taschenspielerkünste  und  Kniffe  an.  Er  lenkt  im  entscheidenden  Moment 
durch  bestimmte  Tricks  die  Aufmerksamkeit  der  Mitspieler  ab,  bedient 
sich  gezinkter  oder  sonst  präparierter  Karten,  mischt  falsch,  transportiert 
Karten,  d,  h,  nimmt  welche  weg  oder  legt  sie  dazu,  gibt  falsch  oder 
läßt  falsch  abheben  usw.  Er  arbeitet  meist  mit  Komplizen,  mit  denen  er 
sich  durch  unauffällige,  nur  ihm  bekannte  Zeichen,  verständigt.  Auch 
mit  falschen  Würfeln  und  besonders  eingerichteten  Apparaten  (Glücks¬ 
spielräder,  Kegel,  Kugeln  usw.)  wird  das  einträgliche  Geschäft  ausgeführt. 
Internationale  Falschspieler  finden  sich  besonders  in  eleganten  Spielklubs 
zusammen  und  beuten  dort  ihre  Opfer  aus. 

Besondere  Erwähnung  verdienen  noch  die  schon  seit  vielen  Jahren 
bekannten  sogenannten  spanischen  Schatzschwindler.  Sie  traten 
bereits  vor  dem  Kriege  in  zahlreichen  Fällen  und  mit  augenscheinlich 
gutem  Erfolge  auf.  Professor  Hans  Groß  schildert  im  Archiv  für  Krimi¬ 
nologie  und  Kriminalistik  Bd.  18  Seite  199  ausführlich,  wie  sich  diese 
typischen  Betrugsmanöver,  die  den  Zweck  verfolgen,  aus  fremden 
Ländern,  insbesondere  auch  aus  Deutschland,  ,, Schatzgräber“  nach  Spa¬ 
nien  zu  berufen,  abzuwickeln  pflegen.  Auch  nach  dem  Kriege  scheinen 
in  Deutschland  die  Leichtgläubigen  nicht  weniger  geworden  zu  sein,  denn 
der  spanische  Schatzgräberschwindel  ist  wieder  aufgelebt.  Besonders 
seit  dem  Jahre  1924  wenden  sich  diese  ausländischen  Betrüger  wieder  mit 
Vorliebe  an  deutsche  Kaufleute  und  Industrielle,  deren  Adressen  sie  den 
Handelsadreßbüchern  entnehmen.  Sie  schreiben  an  die  Adressaten,  daß 
sie  wegen  betrügerischen  Bankerotts  verhaftet  seien  und  eine  große 
Summe  von  Banknoten  oder  Schecks  verborgen  hätten.  Man  solle 
kommen,  um  ihnen  zu  helfen  und  sie  zu  retten.  Sie  versprechen  einen 
Anteil  unter  der  Bedingung,  daß  man  ihnen  eine  gewisse  Menge  Geld  für 
Ausgaben  vorschießt.  Diese  und  andere  Lockmittel  benutzen  sie,  um  die 
leichtgläubigen  Menschen  zu  täuschen.  Sie  schicken  auch  verschiedene 
Kopien  von  gefälschten  Dokumenten,  wobei  sie  die  größte  Verschwiegen¬ 
heit  empfehlen. 

Nachstehend  die  Abschrift  eines  solchen  Briefes: 

„Sehr  geehrter  Herr!  Madrid,  den  28.  6.  1924. 

Ich  treffe  mich  hier  verhaftet  wegen  Bankrott  und  erlaube  ich  mir 

an  Sie  zu  richten  mit  der  Bitte,  daß  Sie  mir  helfen  um  die  Summe  von 
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24,000  Pfund  Sterling  wieder  zu  erlangen,  die  Summe  findet  sich  in 
Ihrem  Land,  und  dazu  ist  es  nötig,  daß  Sie  zu  Spanien  kommen  und 
die  Beschlagnahme  meines  Gepäcks  aufheben  und  daß  Sie  es  in  der 
Gerichtshofbesichtigung  die  Kosten  meines  Prozesses  zahlen,  und  in 
dieser  Weise  können  Sie  in  Besitz  eines  Koffers,  meines  Eigentum, 
eintreten,  wo  sich  ein  Scheck  der  genannten  Summe  verborgen  be¬ 
findet,  welcher  in  Ihren  Land  an  Überbringer  zahlbar  ist. 

Als  Belohnung  wurde  ich  Ihnen  einen  dritten  Teil  der  Summe 
geben,  das  ist  8,000  Pfund  Sterling  (ungefähr  264,000  Goldm'ark). 

Weil  ich  im  Gefängnis  Ihre  Antwort  nicht  bekommen  kann,  bitte 
ich,  daß  Sie  an  eine  Person  meines  Vertrauens  telegraphieren,  der 
mir  Ihre  Telegraphieantwort  geben  wird,  der  Telegramm  muß  also 
wie  folgt  lauten: 

Jabardo 

Rio  5-Madrid-Espana. 

Britte  Details. 

Ich  warte  Ihrer  Antwort,  um  Ihnen  mein  ganzes  Geheimnis  zu 
vertrauen  und  unterdessen  zeichne  ich  nur  R. 

Bitte  die  Antwort  per  Telegramm,  nicht  brieflich.“ 

Andere  Namen,  die  in  letzter  Zeit  als  Absender  der  Schwindelbriefe 
angegeben  werden,  sind  beispielsweise:  Ruano,  Irtine,  Rute,  Tejedor. 
Ihnen  sind  die  verschiedensten  Telegramm-Adressen  beigefügt. 

In  Briefen,  die  in  den  letzten  Monaten  in  Leipzig  und  Umgebung  ein¬ 
gegangen  sind,  war  übrigens  die  Taktik  etwas  geändert.  Der  Schreiber 
gab  sich  hier  als  Militärgefangener  aus,  der  wegen  einer  politischen  Ver¬ 
schwörung  hätte  fliehen  müssen.  Dabei  habe  ihn  sein  Weg  über  Leipzig 
oder  dessen  Umgebung  geführt,  wo  er  180  000  Schweizer  Franken  ver¬ 
borgen  habe.  Die  Behebung  der  Summe  sei  leider  nur  durch  seine 
18jährige  Tochter  möglich.  Wenn  der  Empfänger  des  Briefes  ein  Drittel 
der  Summe  als  Geschenk  haben  möchte,  so  solle  er  schleunigst  600  Mark 
Reisegeld  für  die  Tochter  und,  da  diese  doch  nicht  gut  allein  reisen 
könne,  dieselbe  Summe  für  einen  alten  vertrauten  Diener  mit  einsenden. 

Nach  Mitteilung  des  Generaldirektors  der  Sicherheit  in  Madrid  sind 
dort  jetzt  umfassende  Nachforschungen  über  die  Personen  vorgenommen 
worden,  welche  diese  Form  des  Betruges  pflegen,  die  polizeilich  in  Spanien 
unter  der  Bezeichnung  ,,Timo  de  Entierro“,  im  Auslande  als  „ver¬ 
borgener  Schatz“  oder  „Gefangener  in  Spanien“  bekannt  ist.  Dabei  ist 
eine  ganze  Bande  solcher  Schwindler  ausgehoben  und  festgenommen 
worden,  die  ein  vollständiges,  wohl  organisiertes  Bureau  besessen  haben 
sollen,  in  dem  die  Adreßbücher  zahlreicher  Länder  für  die  Zwecke  der 
„Gesellschaft“  ausgewertet  wurden  und  Tausende  von  geschriebenen  und 
zum  Teil  bereits  frankierten  Schwindelbriefen  vorhanden  waren.  Jeden- 
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falls  scheint  das  Geschäft  doch  recht  einträglich  gewesen  zu  sein,  da 
die  Dummen  ja  bekanntlich  nicht  alle  werden. 

Eine  besonders  gefährliche  Sorte  internationaler  Verbrecher  sind  die 
Münz-,  Banknoten-,  Steuerzeichen  -  usw.  Fälscher. 
In  Fälscherwerkstätten,  die  mit  allen  technischen  Neuerungen  ausge¬ 
stattet  sind  (Bild  33),  fertigen  sie  ihre  Falsifikate  an  und  vertreiben  sie 
durch  geschickte  Agenten  und  Unteragenten.  Die  Fälschung  und  Ver¬ 
fälschung  von  Banknoten  (Bild  34)  stand  naturgemäß  in  höchster  Blüte 
während  der  Inflationszeit  (Bild  35,  36), 


Bild  33 


Schließlich  sei  noch  des  sogenannten  Mädchenhandels  ge¬ 
dacht,  der  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Verbrechertums  von 
jeher  eine  besondere  Rolle  gespielt  hat. 

Bereits  am  18.  Mai  1904  wurde  in  Paris  zwischen  Deutschland,  Belgien, 
Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  England,  Italien,  Holland,  Portugal, 
Rußland,  Schweden,  Norwegen  und  der  Schweiz  ein  Abkommen  über 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  m  a  ß  r  e  g  e  1  n  zur  Gewährung  wirksamen 
Schutzes  gegen  den  Mädchenhandel  unterzeichnet,  das  in 
deutscher  Übersetzung  folgendermaßen  lautet: 

Artikel  1. 

Jede  der  vertragschließenden  Regierungen  verpflichtet  sich,  eine 
Behörde  zu  errichten  oder  zu  bestellen,  der  es  obliegt,  alle  Nachrichten 
über  Anwerbung  von  Frauen  und  Mädchen  zu  Zwecken  der  Unzucht 
im  Auslande  an  einer  Stelle  zu  sammeln;  diese  Behörde  soll  das  Recht 
haben,  mit  der  in  jedem  der  anderen  vertragschließenden  Staaten  er¬ 
richteten  gleichartigen  Verwaltung  unmittelbar  zu  verkehren. 
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Bild  34 


Artikel  2. 

Jede  der  Regierungen  verpflichtet  sich,  Überwachung  ausüben  zu 
lassen,  um,  insbesondere  auf  den  Bahnhöfen,  in  den  Einschiffungs¬ 
häfen  und  während  der  Fahrt  die  Begleiter  von  Frauen  und  Mädchen, 


28 


Banknotenfälscher 


'Sachs.  .Sandes kriminalamt  Dresden. 


Sine 

ömorH 


Sl'ZnorkOolö 


Dollar 


©rci  ©otiunarf 


4  JOM«* 


Mt!  mutwl 


hm<trk  <Sk>jf-Mnfmb 


Süofxnij 


~3^W 


«ftilU  MMM 


Gutsoft*m  ot 


»< 


500Miliia 


$  $finf  Billionen  t 


¥  tfigft?* 


fünf  BillionrnfH 


&#fM  2SH(tOBi 


'SMtljig  QJlllkmOI  Kurt 


.3«»«'  «p-snustnr — 


fwöHBßW 


25,00  M  CoM 


G0C*l. ‘,1.9c  ! 

ofljn  fUntetrmarh 

Bild  35 


welche  der  Unzucht  zugeführt  werden  sollen,  ausfindig  zu  machen.  Zu 
diesem  Zwecke  sollen  an  die  Beamten  oder  alle  sonst  dazu  berufenen 
Personen  Weisungen  erlassen  werden,  um  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  alle  Nachrichten  zu  beschaffen,  die  geeignet  sind,  auf  die  Spur 
eines  verbrecherischen  Geschäftstreibens  zu  führen. 
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Bild  36 


Die  Ankunft  von  Personen,  welche  offenbar  Veranstalter,  Ge¬ 
hilfen  oder  Opfer  eines  solchen  Geschäftstreibens  zu  sein  scheinen, 
soll  gegebenenfalls  den  Behörden  des  Bestimmungsortes,  den  be¬ 
teiligten  diplomatischen  oder  konsularischen  Agenten  oder  jeder  sonst 
zuständigen  Behörde  gemeldet  werden. 
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Artikel  3. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  gegebenenfalls  innerhalb  der 
gesetzlichen  Grenzen  die  Aussagen  der  Frauen  und  Mädchen  fremder 
Staatsangehörigkeit,  die  sich  der  Unzucht  hingeben,  aufnehmen  zu 
lassen,  um  ihre  Identität  und  ihren  Personenstand  festzustellen  und 
zu  ermitteln,  wer  sie  zum  Verlassen  ihrer  Heimat  bestimmt  hat.  Die 
eingezogenen  Nachrichten  sollen  den  Behörden  des  Heimatlandes  der 
besagten  Frauen  und  Mädchen  behufs  ihrer  etwaigen  Heimschaffung 
mitgeteilt  werden. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen,  und  soweit  es  geschehen  kann,  die  Opfer  eines  verbreche¬ 
rischen  Geschäftstreibens,  wenn  sie  von  Mitteln  entblößt  sind,  öffent¬ 
lichen  oder  privaten  Unterstützungsanstalten  oder  Privatpersonen, 
welche  die  erforderlichen  Sicherheiten  bieten,  im  Hinblick  auf  etwaige 
Heimschaffung,  vorläufig  anzuvertrauen. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich  auch,  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  nach  Möglichkeit  diejenigen  unter  diesen  Frauen  und  Mäd¬ 
chen  nach  ihrem  Heimatlande  zurückzusenden,  welche  ihre  Heim¬ 
schaffung  nachsuchen  oder  welche  von  Personen,  unter  deren  Gewalt 
sie  stehen,  beansprucht  werden  sollten.  Die  Heimschaffung  soll  erst 
ausgeführt  werden  nach  Verständigung  über  die  Identität  und  die 
Staatsangehörigkeit  sowie  über  den  Ort  und  den  Zeitpunkt  der  An¬ 
kunft  an  den  Grenzen.  Jedes  der  vertragschließenden  Länder  soll  den 
Durchgang  durch  sein  Gebiet  erleichtern. 

Der  Schriftwechsel  über  die  Heimschaffungen  soll,  soviel  als  mög¬ 
lich,  auf  unmittelbarem  Wege  erfolgen. 

Artikel  4. 

Falls  die  heimzuschaffende  Frauensperson  (Frau  oder  Mädchen) 
die  Kosten  ihrer  Beförderung  nicht  selbst  zurückerstatten  kann  und 
weder  Ehemann,  Eltern  noch  Vormund  hat,  die  für  sie  zahlen  würden, 
so  sollen  die  Kosten  der  Heimschaffung  dem  Lande,  auf  dessen  Ge¬ 
biete  sie  sich  aufhält,  bis  zu  der  Grenze  oder  dem  Einschiffungshafen, 
die  in  der  Richtung  nach  dem  Heimatlande  die  nächsten  sind,  zur 
Last  fallen  und  im  übrigen  das  Heimatland  belasten, 

Artikel  5. 

Durch  die  Bestimmungen  der  obigen  Artikel  1,  3  und  4  werden 
besondere  Vereinbarungen  nicht  berührt,  die  etwa  zwischen  den  ver¬ 
tragschließenden  Regierungen  bestehen  möchten. 

Artikel  6. 

Die  vertragschließenden  Regierungen  verpflichten  sich,  innerhalb 
der  gesetzlichen  Grenzen  nach  Möglichkeit  eine  Überwachung  der 
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Bureaus  und  Agenturen  auszuüben,  die  sich  damit  befassen,  Frauen 
und  Mädchen  Stellen  im  Auslande  zu  vermitteln. 

Artikel  7. 

Den  Staaten,  die  das  gegenwärtige  Abkommen  nicht  unterzeichnet 
haben,  soll  der  Beitritt  freistehen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  sie  ihre 
Absicht  auf  diplomatischem  Wege  der  französischen  Regierung  anzu¬ 
zeigen,  die  hiervon  allen  vertragschließenden  Staaten  Kenntnis 
geben  wird. 

Für  Deutschland  ist  dann  auf  Grund  dieses  Abkommens  beim  Poli¬ 
zeipräsidium  Berlin  eine  Zentralpolizeistelle  zur  Über¬ 
wachung  des  Mädchenhandels  errichtet  worden. 

Nach  dem  Kriege  wurden  die  internationalen  Verabredungen  sehr 
bald  wieder  aufgenommen,  und  es  sind  ihnen  verschiedene  weitere 
Staaten  beigetreten,  Deutschland  hat  durch  Artikel  282  Ziffer  14 
des  Versailler  Friedensvertrages  die  ausdrückliche  Verpflichtung  über¬ 
nommen,  das  Pariser  Abkommen  vom  18,  Mai  1904  aufrechtzuerhalten. 
Dieses  Abkommen  bezieht  sich  allerdings,  wie  sich  aus  dem  Inhalt  der 
oben  abgedruckten  Artikel  ergibt,  nicht  nur  auf  die  internationale  Be¬ 
kämpfung  des  Mädchenhandels,  soweit  sein  Begriff  auf  die  rein  kriminal¬ 
polizeilichen,  durch  gesetzliche  Strafbestimmungen  zu  fassenden  Fälle 
zu  beschränken  ist,  sondern  es  sind  darin  auch  eine  ganze  Anzahl  wohl- 
fahrtlicher  und  pflegerischer  Maßnahmen  zum  Schutze  der  Opfer  des 
sogenannten  Mädchenhandels  im  weitesten  Sinne  enthalten.  Was  man 
überhaupt  unter  den  Begriff  Mädchenhandel  zu  fassen  hat,  ist  sehr  um¬ 
stritten.  Wenn  man  ihn  nicht  auf  das  enge  rein  kriminelle  Gebiet  be¬ 
schränkt,  so  kann  man  wohl  als  Mädchenhandel  ansehen:  jede  in 
G  e  w  i  n  n  a  b  s  i  c  h  t  erfolgende  Zuführung  einer  weib¬ 
lichen  Person  zur  Unzucht,  also: 

1.  die  aus  Gewinnsucht  erfolgende  Zuführung  unerfahrener  und 
unverdorbener  weiblicher  Personen  erstmalig  zur  Unzucht; 

2.  die  gewerbsmäßige  Vermittlung  von  sittlich  nicht  ein¬ 
wandfreien  weiblichen  Personen  in  öffentliche  Häuser,  Kaffees  mit 
Damenbedienung,  zur  Reisebegleitung  usw.  unter  Ausbeutung  ihrer  Not¬ 
lage  und  örtlichen  Unerfahrenheit,  oder  des  Leichtsinns,  der  Genuß-  und 
Putzsucht; 

3.  den  Austausch  der  Frauenspersonen  von  Bordell  zu 
Bordell  unter  Bezahlung  ihrer  Garderobe  und  Schulden, 

Soviel  steht  jedenfalls  fest,  daß  eine  Unterbindung  des  Mädchen¬ 
handels  kaum  möglich  ist,  ohne  daß  zugleich  die  Auswüchse  in  der  Pro¬ 
stitution  bekämpft  werden. 

Wenn  auch,  wenigstens  in  Deutschland,  Fälle  des  rein  kriminellen 
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Mädchenhandels  nicht  allzu  häufig  sind  —  die  Zeitungsmeldungen  dar¬ 
über  beruhen  meist  auf  falschen  Gerüchten  — ,  so  zwingt  doch  das  ganze 
unsaubere  Gebiet  des  Mädchenhandels  im  weiteren  Sinne,  der  mit  seinen 
vielseitigen  und  unheilvollen  Folgen  alle  Länder  in  der  verderblichsten 
und  gefährlichsten  Weise  heimsucht,  zu  besonders  energischen  und  ein¬ 
heitlichen  Bekämpfungsmaßnahmen  im  internationalen  Zusammenschluß, 
der  auf  diesem  Gebiete  in  erfreulich  kurzer  Zeit  wieder  erreicht 
worden  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  wieder  dem  allgemeinen  internationalen  Ver¬ 
brechertum  zu,  so  müssen  wir  zunächst  feststellen,  daß  auch  in  Deutsch¬ 
land  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Technik  und  mit  dem  Aus¬ 
bau  des  immer  vielseitigeren  Wirtschaftslebens  das  Verbrechertum  eine 
größere  Entwicklung  und  Vollendung  erlangte.  Tatsächlich  ist  gegen 
Ende  des  19.  und  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  eine  besondere  Ent¬ 
wicklungsstufe  des  Verbrechertums  festzustellen,  die  sich  in  dem  Über¬ 
handnehmen  und,  man  möchte  sagen,  der  Verfeinerung  und  wachsenden 
Virtuosität  des  gewerbsmäßigen  und  insbesondere  des  reisenden  Berufs¬ 
verbrechertums  kennzeichnet.  Dieses  Verbrechertum  hat  es  verstanden, 
mit  der  Entwicklung  der  technischen  Wissenschaft  Schritt  zu  halten  und 
die  Verwendung  aller  neuzeitlichen  Einrichtungen  und  Elilfsmittel  sich 
nutzbar  zu  machen;  die  Polizei,  besonders  außerhalb  der  Großstädte, 
blieb  bei  diesem  Wettbewerb  weit  zurück.  Kein  Wunder,  daß  der  Ruf 
nach  einer  Verbesserung  der  Mittel  und  Maßnahmen  zur  Bekämpfung 
des  schweren  Verbrechertums  und  die  Klagen  der  Polizeiverwaltungen 
und  Justizbehörden,  die  einschneidende  und  weitgehende  Reformen  des 
Polizeiwesens,  insbesondere  im  Zusammenwirken  der  einzelnen  Kultur¬ 
staaten  untereinander,  forderten,  schon  vor  dem  Weltkriege  immer  ernst¬ 
hafter  und  eindringlicher  ertönten,  und  daß  sich  in  den  letzten  Jahr¬ 
zehnten  die  Polizei-  und  Justizbehörden  wohl  aller  Kulturstaaten  in 
immer  steigendem  Maße  mit  dem  Problem  der  internatio¬ 
nalen  Verbrechensbekämpfung  beschäftigten.  Dieses  Pro¬ 
blem  umfaßt  ja  letzten  Endes  nicht  nur  die  Bekämpfung  des  eigentlichen 
internationalen  Verbrechers,  sondern  alle  international  ge¬ 
botenen  Maßnahmen  zur  gemeinsamen  Bekämpfung 
des  Verbrechertums  überhaupt.  In  diesem  erweiterten  Rahmen 
werden  sich  auch  die  weiteren  Ausführungen  bewegen. 

Der  Krieg  mit  seinen  verheerenden  Wirkungen  unterbrach  mit  rauher 
Hand  die  bisher  angebahnte  Zusammenarbeit  der  Völker,  er  zerriß  be¬ 
sonders  in  Europa  alle  die  mühsam  angeknüpften  Fäden  einer  internatio¬ 
nalen  polizeilichen  Verständigung.  Den  Gewinn  hiervon  trug  in  erster 
Linie  das  schwere  und  internationale  Verbrechertum  davon.  Nicht  nur 
in  Deutschland,  sondern  wohl  in  allen  Krieg  führenden  Ländern  stieg 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  Krieges  die  Kriminalität  in  erheblichem 
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Umfange,  und  nicht  nur  in  den  besiegten  Ländern,  sondern  auch  in  den 
Siegerstaaten  erhob  das  schwere  und  raffinierte  Verbrechertum,  aus  dem 
vorwiegend  der  internationale  Verbrecher  sich  entwickelt,  immer  kecker 
sein  Haupt.  In  Deutschland  waren  es  zudem  noch  die  unheilvollen  Wir¬ 
kungen  der  Staatsumwälzung,  die  zeitweilig  Ordnung  und  Sicherheit 
schwer  erschütterten  und  den  Boden  für  eine  immer  mächtigere  Aus¬ 
dehnung  des  Verbrechertums  schufen.  Die  Ursachen  für  die  überall  er¬ 
kennbare  Kriminalitätssteigerung  ist  wohl  kaum  nur  als  eine  bald  vor¬ 
übergehende  Erscheinung  des  Krieges  anzusprechen.  Inwieweit  dessen 
Wirkungen  ein  Anwachsen  der  Kriminalität  begünstigt  haben,  liegt  auf 
der  Hand.  Hierbei  kommen  nicht  nur  diejenigen  in  Betracht,  die  selbst 
am  Kriege  tätig  teilgenommen  haben  und  infolge  steten  Umgangs  mit  den 
mörderischen  Kriegswaffen  in  ihrer  sittlichen  Verfassung  bedenklich  er¬ 
schüttert  und  gegen  die  moralischen  Begriffe  der  Unverletzlichkeit  des 
Körpers  und  des  Eigentums  fremder  Personen  abgestumpft  sind.  In 
welchem  Umfange  hier  die  Kriegspsychose  nachgewirkt  hat,  haben  wir 
besonders  aus  den  verschiedenen  scheußlichen  und  unmenschlichen  Roh¬ 
heitsdelikten  ersehen,  die  nach  dem  Kriege  im  Aufruhr  der  Massen  von 
zahlreichen  Rohlingen  begangen  wurden.  Aber  auch  die  Jugend,  die 
während  des  Krieges  herangewachsen  ist,  hat  die  für  sie  verderbliche 
Wirkung  des  Krieges  in  Zügellosigkeit  des  Lebenswandels  und  sittlicher 
Verwahrlosung  erkennen  lassen,  und  diese  moralische  Minderwertigkeit 
der  Kriegsjugend  wird  in  den  einzelnen  Völkern  noch  lange  Zeit  nach¬ 
wirken.  Während  der  Kriegsjahre  hat  dieser  heranwachsenden  Jugend 
die  strenge  Zucht  und  Aufsicht  des  im  Felde  stehenden  Vaters  gefehlt. 
Frühzeitig  hat  sie  wegen  Ausfalls  von  älteren  Arbeitskräften  ins  Erwerbs¬ 
leben  treten  müssen  und  infolge  unverhältnismäßig  reichlichen  Geld¬ 
verdienstes  sich  gewöhnt  an  Ausschweifungen  und  gelockerte  Verhält¬ 
nisse,  in  denen  die  Versuchung  viele  zu  Fall  bringen  mußte.  Hierzu 
kommt,  daß  viele  Personen  durch  den  Krieg  aus  ihrer  geordneten  Tätig¬ 
keit  herausgerissen  und  dem  Verbrechen  in  die  Arme  geführt  worden 
sind,  daß  die  wirtschaftlichen  Umwälzungen,  die  Zeiten  der  sich  über¬ 
stürzenden  Geldentwertungen  und  Valutaverschiebungen  ein  ganzes  Heer 
von  gerissenen  und  geriebenen  Gaunern  großzogen,  die  mit  dem  größten 
Raffinement  und  den  geschicktesten  Schwindelmanövern  aus  der  Not  des 
Volkes  ihren  verbrecherischen  Profit  zogen.  Auf  diesem  Boden  konnte 
natürlich  auch  das  reisende  Berufsverbrechertum  und  das  internationale 
Verbrechertum  besonders  gut  gedeihen.  Wenn  auch  der  internationale 
Verbrecher  es  immer  verstanden  hat,  Grenzschwierigkeiten  mit  Leichtig¬ 
keit  zu  überwinden,  so  wird  doch  vielleicht  auch  die  allmählich  ein¬ 
setzende  Wiederöffnung  der  Grenzen  in  erhöhtem  Maße  das  Auftreten 
internationaler  Verbrecher  begünstigen;  nicht  nur  sind  während  der  Teil¬ 
nahme  am  Kriege  selbst  von  vielen  verbrecherisch  veranlagten  Elemen- 
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ten  Verbindungen  und  Kenntnisse  aller  Art  in  fremden  Ländern  ange¬ 
knüpft  worden,  die  sich  zu  deliktischer  Betätigung  verwerten  lassen, 
auch  das  große  Heer  der  Kriegsgefangenen,  das  zahlreiche  verbreche¬ 
rische  Elemente  in  sich  birgt,  wird  sich  während  seiner  Kriegsgefangen¬ 
schaft  im  Auslande  nützliche  Kenntnisse  besonders  der  örtlichen  Ver¬ 
hältnisse  und  Gewohnheiten  verschafft  haben,  die  später  mit  Vorteil  zur 
Ausübung  schwerer  Straftaten  in  internationaler  Betätigung  verwertet 
werden  können.  Es  wird  deshalb  für  die  Zeit  nach  einem  so  gewaltigen 
und  verheerenden  Kriege,  wie  der  Weltkrieg  es  war,  von  besonderem 
Interesse  und  von  Wichtigkeit  sein,  bei  der  Bearbeitung  internationaler 
Verbrecher  auch  den  Schicksalen  und  Verhältnissen  eines  Täters 
während  der  Kriegszeit  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  und 
zwar  nicht  nur  im  kriminalpsychologischen  Interesse,  sondern  im  Inter¬ 
esse  der  allgemein  kriminellen  Aufklärung  der  Tat  selbst. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  Frage,  ob  die  Polizei  dem  Anwachsen 
der  Kriminalität,  insbesondere  auch  des  internationalen  Verbrechertums, 
gewachsen  sei,  nach  Beendigung  des  Krieges  in  allen  Kulturländern  immer 
brennender  wurde,  und  daß  verschiedentlich  von  berufener  Seite  die 
durch  den  Krieg  unterbrochene  internationale  polizeiliche  Zusammen¬ 
arbeit  mit  aller  Energie  wieder  angestrebt  wurde. 

Kehren  wir  zunächst  noch  einmal  zur  Zeit  vor  dem  Kriege  zurück,  so 
ist  von  internationalen  Verträgen  früherer  Zeit  hier  —  außer  der  bereits 
angeführten  internationalen  Zusammenarbeit  auf  dem  Gebiete  der  Be¬ 
kämpfung  des  Mädchenhandels  —  noch  ein  anderes  wichtiges  internatio¬ 
nales  Abkommen  zu  erwähnen:  das  am  4.  Mai  1910  in  Paris  geschlossene 
Abkommen  zur  Bekämpfung  der  Verbreitung  un¬ 
züchtiger  Veröffentlichungen.  Die  vertragschließenden 
Staaten  verpflichten  sich  darin,  eine  Behörde  einzurichten  oder  zu  be¬ 
zeichnen,  der  es  obliegt: 

1.  alle  Nachrichten  zu  sammeln,  welche  die  Ermittelung  und  die  Be¬ 
kämpfung  derjenigen  Handlungen  erleichtern  können,  die  sich  als 
Zuwiderhandlungen  gegen  ihre  Landesgesetzgebung  hinsichtlich  un¬ 
züchtiger  Schriften,  Zeichnungen,  Bilder  oder  Gegenstände  dar¬ 
stellen,  und  deren  Tatbestandsmerkmale  einen  internationalen 
Charakter  haben; 

2.  alle  Nachrichten  zu  liefern,  die  geeignet  sind,  die  Einfuhr  der  in 
Nummer  1  bezeichneten  Veröffentlichungen  oder  Gegenstände  zu 
hindern  wie  auch  ihre  Beschlagnahme  zu  sichern  oder  zu  beschleu¬ 
nigen,  alles  innerhalb  der  Grenzen  der  Landesgesetzgebung; 

3.  die  Gesetze  mitzuteilen,  die  mit  Beziehung  auf  den  Gegenstand 
dieses  Abkommens  in  ihren  Staaten  bereits  erlassen  sind  oder  noch 
erlassen  werden. 
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Diese  Behörde  soll  nach  Artikel  2  das  Recht  haben,  mit  der  in  jedem  der 
anderen  Vertragsstaaten  errichteten  gleichartigen  Verwaltung  unmittel¬ 
bar  zu  verkehren. 

Als  deutsche  Zentralnachrichtenstelle  im  Sinne 
dieses  Abkommens  wurde  das  Polizeipräsidium  Berlin  be¬ 
stimmt. 

Auch  diese  internationale  Vereinbarung  ist  nach  dem  Kriege  sehr 
bald  wieder  aufgelebt:  Im  September  1  923  wurde  in  Genf  zwischen 
zahlreichen  europäischen  und  außereuropäischen  Staaten  die  inter¬ 
nationale  Übereinkunft  zur  Bekämpfung  der  Ver¬ 
breitung  und  des  V  ertriebes  unzüchtiger  V  eröffent- 
lichungen  abgeschlossen,  die  in  wirkungsvoller  Erweiterung  des  alten 
Abkommens  gemeinsame  Abwehrmaßnahmen  auf  dem  erwähnten  Ge¬ 
biete  bezweckt. 

In  welcher  Weise  und  mit  welchem  Erfolge  im  übrigen  schon  vor  dem 
Kriege  und  dann  nach  dessen  Beendigung  mit  immer  zäherer  Energie 
unter  dem  zwingenden  Drucke  der  Verhältnisse  der  unumgänglich  not¬ 
wendige  Zusammenschluß  der  Länder  zur  internationalen  Verbrecher¬ 
bekämpfung  angebahnt  und  jetzt  endlich  in  gewissen,  recht  verheißungs¬ 
vollen  Anfängen  erreicht  worden  ist,  soll  nachstehend  geschildert 
werden.  Dabei  wird  sich  auch  zugleich  ergeben,  welche  Mittel  und  Wege 
hierbei  als  zweckmäßig  angesehen  wurden  und  sich  bis  in  die  heutige 
Zeit  als  notwendig  erwiesen  haben: 

Polizei-  und  Kriminalkongresse,  bei  denen  die  Frage  der  internatio¬ 
nalen  Verbrechensbekämpfung  eine  Rolle  spielte,  sind  in  den  letzten 
20  Jahren  wiederholt  in  europäischen  und  außereuropäischen  Ländern 
abgehalten  worden,  so  vor  dem  Kriege  1905  in  Buenos  Aires,  1909  in 
Madrid,  1912  in  Sao  Paulo,  1913  in  Washington,  1914  in  Monaco.  Einig¬ 
keit  herrschte  stets  darüber,  daß  die  Bekämpfung  des  internationalen 
Verbrechertums  bisher  völlig  unzureichend  sei,  daß  vor  allem  das  Aus¬ 
lieferungsverfahren  mit  seinem  schwierigen  und  zeitraubenden  diplo¬ 
matischen  Wege  reformiert  und  das  polizeiliche  Fahndungswesen  neu¬ 
zeitlich  organisiert  werden  müsse. 

In  Deutschland,  das  uns  in  seinem  Kampfe  gegen  die  reisende  und 
internationale  Verbrecherwelt  in  erster  Linie  interessiert,  nahm  sich  die 
Internationale  kriminalistische  Vereinigung  in  ihrer 
Sitzung  vom  September  1905  in  Hamburg  dieser  wichtigen  Fragen 
an.  Hierbei  wurden  folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

1.  Als  Folgeerscheinung  der  modernen  Verkehrsentwicklung  ist  ein 
internationales  Verbrechertum  entstanden,  dessen  Erforschung  und 
Bekämpfung  internationale  Maßnahmen  erfordert. 

2.  In  sämtlichen  Staaten  sind  Zentralstellen  zur  Bekämpfung  des  inter¬ 
nationalen  Verbrechertums  einzurichten,  welche 
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a)  den  hauptstädtischen  Polizeibehörden  angegliedert  werden; 

b)  alle  Nachrichten  über  internationales  Verbrechertum  sammeln 
und  ständig  zum  Zwecke  vorbeugender  Maßnahmen  wie  im 
Interesse  der  Strafverfolgung  austauschen; 

c)  berechtigt  sind,  unmittelbar  miteinander  in  Verkehr  zu  treten. 
Die  gleiche  Befugnis  ist  für  alle  größeren  Strafverfolgungs¬ 
behörden  erwünscht. 

3.  Fortlaufende  wissenschaftliche  Aufarbeitung  des  bei  den  Zentral¬ 
stellen  gewonnenen  Materials  muß  die  Grundlagen  schaffen  zu 
weiterer  Ausgestaltung  des  Kampfes  gegen  das  internationale  Ver¬ 
brechertum. 

4.  Die  Versammlung  beauftragt  den  Vorstand,  bei  den  Regierungen 
die  Einberufung  einer  internationalen  Konferenz  zu 
beantragen,  die  sich  mit  der  Vorbereitung  einer  Vereinbarung  zum 
Zwecke  der  Bekämpfung  der  internationalen  Verbrechen  und  Ver¬ 
gehen  befassen  soll. 

Wie  brennend  schon  damals  diese  Fragen  in  Europa  waren,  ergibt 
sich  daraus,  daß  bereits  ein  Vierteljahr  vorher  die  französische 
Landesgruppe  der  Internationalen  kriminalisti¬ 
schen  Veinigung  auf  ihrer  Tagesordnung  den  Verhandlungspunkt 
,,Moyens  pratiques  d'assurer  la  repression  des  crimes  et  delits  internatio- 
naux"1)  stehen  hatte  und  hierzu  die  Entschließung  faßte:  ,,La  Section  fran- 
caise  de  l’Union  internationale  de  droit  penal  emet  le  voeu  qu'une  Con¬ 
ference  internationale  soit  reunie  en  vue  d'arreter  les  bases  d’une  con- 
vention  tendant  ä  la  repression  des  crimes  et  delits  internationaux-).“ 

Die  Deutsche  Polizeikonferenz  Berlin  vom  Dezember 
19  12,  die  durch  die  Dresdner  Vorkonferenz  vom  September  desselben 
Jahres  vorbereitet  war,  beschäftigte  sich  mit  Fragen  der  Verbesserung 
und  Vereinheitlichung  der  Bekämpfung  des  schweren  und  reisenden  Ver¬ 
brechertums  zunächst  in  Deutschland  selbst,  womit  ja  erst  die  Grund¬ 
lage  zur  internationalen  Verbrechensbekämpfung  geschaffen  werden 
kann.  Außerdem  stand  aber  hier  auch  schon  der  Wunsch  nach  unmittel¬ 
barem,  gegenseitigem  Verkehr  zwischen  den  in-  und  ausländischen  Polizei¬ 
behörden  zur  Beratung,  und  zwar  als  Punkt  1  der  Tagesordnung:  „Ver¬ 
besserung  des  Fahndungsverkehrs,  Unmittelbarer  gegenseitiger  Verkehr 
zwischen  den  in-  und  ausländischen  Polizeibehörden." 

Hierzu  wurde  vom  Referenten,  Regierungsassessor  Dr,  Harster- 
München,  zunächst  der  Begriff  Fahndung  festgelegt  als  der  Inbegriff  aller 

*)  „Praktische  Mittel,  die  Einschränkung  der  internationalen  Verbrechen  und  Ver¬ 
gehen  zu  fördern.“ 

2)  „Die  französische  Sektion  der  internationalen  Vereinigung  für  das  Strafrecht 
stellt  den  Antrag,  daß  eine  internationale  Konferenz  gebildet  wird  zwecks  Grundlagen 
für  eine  Verständigung  und  Einschränkung  der  internationalen  Verbrechen." 
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polizeilichen  und  richterlichen  Maßnahmen,  die  gegen  den  Täter  oder 
Teilnehmer  eines  Verbrechens  ergriffen  werden,  und  zwar  von  der  Be¬ 
gehung  des  Verbrechens  an  bis  zur  Überstellung  des  festgenommenen 
Verbrechers  an  das  zu  seiner  Aburteilung  zuständige  Gericht.  Dann 
wurde  ausgeführt,  daß  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  die  Durchführung 
der  erforderlichen  Fahndungsmaßnahmen  dadurch  erschwert  sei,  daß  kein 
direkter  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Polizeibehörden  gestattet,  son¬ 
dern  alles  auf  den  umständlichen  und  zeitraubenden  Weg  diplomatischer 
Vermittlung  verwiesen  sei.  Mit  Recht  wurde  darauf  hingewiesen,  daß 
dieser  Grundsatz  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse  in  der  Praxis  der 
großen  deutschen  Polizeibehörden  schon  damals  längst  durchbrochen 
und  fast  in  sein  Gegenteil  verkehrt  war,  und  daß  die  diplomatischen  In¬ 
stanzen  der  sonst  unvermeidlichen  gewaltigen  Belastung  wohl  garnicht 
gewachsen  sein  würden.  Das  Auswärtige  Amt  gab  hierzu  die  Erklärung 
ab,  daß  es  gern  alle  Bestrebungen  unterstütze,  die  auf  eine  wirksame 
Verfolgung  der  Verbrecher  gerichtet  seien,  es  müsse  aber  auch  über  die 
Beachtung  der  geschlossenen  Verträge  wachen  und  könne  nach  dem 
Inhalt  dieser  Verträge  einem  unmittelbaren  Verkehr  der  inländischen  und 
ausländischen  Polizeibehörden  in  Auslieferungssachen  nicht  zustimmen. 
Wohl  aber  werde  das  Auswärtige  Amt  jeden  Vorschlag  auf  Verbesse¬ 
rung  der  Verfolgung  von  Verbrechern  im  internationalen  Verkehr  mit 
Aufmerksamkeit  prüfen  und  gern  bereit  sein,  die  in  den  Verträgen  über 
die  Bekämpfung  des  Anarchismus,  des  Mädchenhandels  und  des  Handels 
mit  unzüchtigen  Schriften  schon  vorhandenen  Ansätze  zu  einem  un¬ 
mittelbaren  Verkehr  zwischen  den  Polizeibehörden  in  geeigneten  anderen 
Fällen  weiter  fortzubilden. 

In  der  hierauf  folgenden  Spezialdebatte  wurden  nachstehende  Leit¬ 
sätze  widerspruchslos  angenommen  und  einer  .Kommission  überwiesen, 
die  die  Weiterbehandlung  in  die  Wege  leiten  sollte: 

Leitsätze. 

§  L 

Es  soll  eine  internationale  Vereinbarung  angestrebt  werden,  durch 
die  den  großen  Polizeibehörden  das  Recht  eingeräumt  wird,  bei  der 
Fahndung  nach  schweren  Verbrechern  und  in  anderen  wichtigen 
Polizeiangelegenheiten  unmittelbar  miteinander  zu  verkehren.  Dieser 
Vereinbarung  wären  etwa  die  folgenden  Gedanken  zugrunde  zu  legen: 

§  2. 

In  wichtigen  Polizeiangelegenheiten,  vor  allem  zum  Zwecke  der 
Verhütung,  Ausforschung  und  Aufklärung  schwerer  Verbrechen  ist 
es  den  in  §  4  bezeichneten  Behörden  gestattet,  miteinander  in  unmittel¬ 
baren  Verkehr  zu  treten. 
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§  3- 

Bei  Verbrechen,  bei  denen  die  Auslieferung  des  Täters  beantragt 
werden  oder  deren  Bestrafung,  obwohl  sie  im  Inland  begangen  sind, 
auch  im  Ausland  erfolgen  kann,  dürfen  sie  einander  um  Mitfahndung 
nach  dem  Täter,  und  wenn  dieser  ermittelt  wird,  um  seine  Festnahme 
ersuchen. 

Kommt  eine  Auslieferung  in  Frage,  so  ist  die  Erwirkung  eines 
Haftbefehls  und  die  Ergreifung  der  übrigen  nach  den  Auslieferungs¬ 
verträgen  erforderlichen  Maßnahmen  im  Fahndungsersuchen  in  Aus¬ 
sicht  zu  stellen.  Diese  Schritte  sind  so  bald  als  möglich  nachzuholen. 

§  4. 

Die  einzelnen  Staaten  bezeichnen  die  Behörden,  denen  der  un¬ 
mittelbare  Verkehr  nach  diesen  Bestimmungen  gestattet  ist,  und  teilen 
sie  sich  gegenseitig  mit. 


§  5. 

Die  angegangenen  Behörden  sind  in  den  Fällen  des  §  2  verpflichtet, 
den  unmittelbaren  Verkehr  aufzunehmen  und  besonders  in  den  Fällen 
des  §  3  ihre  Fahndungseinrichtungen  in  den  Dienst  der  Sache  zu 
stellen,  wie  wenn  es  sich  um  inländische  Verbrechen  handeln  würde. 

§  6. 

Von  allen  Fahndungsergebnissen  ist  die  ersuchende  Behörde  auf 
dem  kürzesten  Wege  zu  verständigen.  Beschlagnahmen,  Durch¬ 
suchungen  usw.  sind  vorzunehmen,  wenn  sie  nach  inländischem  Recht 
und  nach  dem  mit  dem  betreffenden  Staate  geschlossenen  Aus¬ 
lieferungsvertrage  statthaft  sind. 


§  7. 

Wird  der  Verbrecher  ermittelt,  so  ist  er  in  Polizeigewahrsam  zu 
nehmen.  Die  ersuchende  Behörde  ist  auf  dem  kürzesten  Wege  zu  ver¬ 
ständigen  und  um  schleunigste  Mitteilung  anzugehen,  ob  ein  Haft¬ 
befehl  vorliegt,  und  ob  die  Auslieferung  beantragt  wird.  Hierfür  kann 
eine  angemessene  Frist  gesetzt  werden,  die  nicht  länger  sein  darf,  als 
die  Höchstdauer  der  Festhaltung  nach  den  Auslieferungsverträgen. 
Ist  sie  ungenützt  verstrichen,  so  ist  der  polizeiliche  Gewahrsam  auf¬ 
zuheben. 


§  8. 

Alles  weitere  richtet  sich  nach  den  Auslieferungsverträgen. 

Im  übrigen  standen  auf  der  Tagesordnung  der  Berliner  Polizei¬ 
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Punkt  2:  „Einheitliche  Regelung  des  polizeilichen  Erkennungsdienstes 
hinsichtlich  der  Anthropometrie  und  Daktyloskopie.“ 

Punkt  3:  „Einführung  eines  einheitlichen  Vordruckes  und  Tele¬ 
graphenschlüssels  für  die  Personenbeschreibung  bei  den  deutschenPolizei- 
behörden.“ 

Punkt  4:  „Einrichtung  eines  einheitlichen  ständigen  Nachrichten¬ 
dienstes  zwischen  den  einzelnen  deutschen  Kriminalpolizeibehörden.“ 

Punkt  5:  „Einheitlichkeit  der  polizeitechnischen  Hilfsmittel.“ 

Punkt  6:  „Regelmäßige  Abhaltung  kriminalpolizeilicher  Konferenzen.“ 

Zu  Punkt  2  war  das  Ergebnis  der  Beratungen  insofern  von  besonderem 
praktischen  Interesse,  als  es  den  Sieg  der  Daktyloskopie  über  die  Anthro¬ 
pometrie  bedeutete.  Bekanntlich  hatte  am  15.  Juni  1897  in  Berlin 
eine  von  12  deutschen  Bundesstaaten  und  außerdem  von  Österreich- 
Ungarn,  den  Niederlanden  und  Rumänien  beschickte  Konferenz  statt¬ 
gefunden,  die  sich  mit  der  einheitlichen  Einführung  der 
Anthropometrie  Bertillons  im  Deutschen  Reiche 
befaßte.  Diese  Konferenz  führte  zu  folgenden  Beschlüssen: 

„Die  Versammlung  erkennt  an,  daß  die  zur  Zeit  den  Polizeibehörden 
in  den  Staaten  des  Deutschen  Reiches  zur  Verfügung  stehenden  Hilfs¬ 
mittel  (Photographie,  Signalement)  zur  Feststellung  der  Identität  der 
Verbrecher  unzureichend  sind,  und  daß  die  Bertillonsche  Methode 
zur  Feststellung  der  Identität  durch  Gliedmessung  eine  unerläßliche 
und  geeignete  Ergänzung  jener  Hilfsmittel  bildet,  durch  welche  das 
bisherige  Verfahren  der  Signalementsaufnahme  auf  eine  neue  und 
zweckentsprechende  Grundlage  gestellt  wird. 

Die  Versammlung  ist  einstimmig  der  Ansicht,  daß,  wenn  das 
Bertillonsche  Meßverfahren  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  zur 
Grundlage  der  Feststellung  der  Identität  der  Verbrecher  angenommen 
wird,  die  Einrichtung  einer  Zentralstelle  für  das  Deutsche  Reich  sich 
als  eine  Notwendigkeit  ergibt,  und  daß  diese  Zentralstelle  bei  dem 
Polizeipräsidium  zu  Berlin  zu  errichten  sein  wird.“ 

In  Verfolg  dieses  Beschlusses  wurde  beim  Polizeipräsidium  Berlin  eine 
Meßkartenzentrale  für  ganz  Deutschland  eingerichtet  und  die  Anthropo- 
metrie  allmählich  von  allen  deutschen  Bundesstaaten  eingeführt.  Außer 
der  Zentrale  in  Berlin  wurden  59  Meßstationen  eingerichtet.  Eine  für 
alle  Bundesstaaten  gültige  Verordnung,  welche  Häftlinge  zu  messen  seien, 
wurde  erlassen.  Inzwischen  wurde  im  Jahre  1901  von  der  Londoner 
Polizei  das  Fingerabdruckverfahren  eingeführt  und  die  Anthropometrie 
in  England  und  seinen  Kolonien  abgeschafft.  Wien,  Hamburg  und  Dres¬ 
den  stellten  das  Fingerabdruckverfahren  in  den  Vordergrund  und  be¬ 
schränkten  die  Körpermessung  auf  wenige  Ausnahmefälle.  Bertillon  war 
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sich  zwar  sofort  über  den  Wert  der  Daktyloskopie  klar  und  übernahm 
sie  mit  in  sein  System,  benutzte  aber  nach  wie  vor  die  Körpermessung 
als  hauptsächliches  Identifizierungsmittel,  Berlin  schloß  sich  diesem 
französischen  Standpunkt  an.  Die  von  der  Konferenz  des  Jahres  1897 
beschlossene  Einheitlichkeit  des  Erkennungsdienstes  war  also  schon  nach 
wenigen  Jahren  wieder  in  die  Brüche  gegangen.  1904  wurde  sogar  eine 
sächsische  und  1911  eine  bayerische  daktyloskopische  Landeszentrale 
errichtet  und  damit  die  Daktyloskopie  in  diesen  Staaten  obligatorisch 
gemacht.  Bei  der  Konferenz  von  1912  lagen  somit  für  die  Frage  der  ein¬ 
heitlichen  Regelung  des  polizeilichen  Erkennungsdienstes  ganz  andere 
Voraussetzungen  vor  als  1897,  Den  Referenten,  Polizeipräsident  Köttig, 
Dresden,  und  Oberregierungsrat  Hoppe,  Berlin,  wurde  es  nicht  schwer, 
den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  die  Daktyloskopie  den  Vorzug  vor  der 
Anthropometrie  verdiene.  Der  Kongreß  sprach  sich  dahin  aus,  daß  die 
Körpermessung  nach  Bertilion  künftig  bei  den  bisherigen  Meßstationen 
des  Deutschen  Reiches  beibehalten  werden  soll,  daß  sie  aber  zu  be¬ 
schränken  sein  wird  auf  internationale  Verbrecher  und  auf  Personen,  zu 
deren  Identifizierung  bei  einer  außerdeutschen  Behörde  angefragt  werden 
muß,  die  nur  das  Meßverfahren,  nicht  aber  die  Daktyloskopie  anwendet. 
Das  Fingerabdruckverfahren  soll,  soweit  es  nicht  bereits  geschehen  ist, 
in  allen  deutschen  Bundesstaaten  nach  einheitlichen  Grundsätzen  ein¬ 
geführt  werden.  Daktyloskopiert  werden  soll  ein  möglichst  weiter  Kreis 
von  Delinquenten.  Die  einzelnen  Bundesstaaten  sollen  Landeszentralen 
errichten,  dabei  sollen  sich  kleinere  Bundesstaaten  zu  einer  gemeinsamen 
Registratur  zusammenschließen.  Weiter  wurde  der  Grundsatz  aufgestellt, 
daß  den  Landeszentralen  das  Recht  unmittelbaren  Verkehrs  unterein¬ 
ander  und  mit  dem  Auslande  zustehen  solle.  Darüber,  ob  und  in  welchem 
Umfange  eine  einheitliche  Registriermethode  einzuführen  sei,  gingen  die 
Ansichten  auseinander.  Die  Frage  der  daktyloskopischen  Behandlung  der 
Zigeuner  wurde  Sonderverhandlungen  Vorbehalten,  die  damals  bereits 
über  die  polizeiliche  Bekämpfung  der  Zigeunerplage  schwebten. 

Auf  der  Konferenz  wurde  dann  noch  beschlossen,  daß  eine  Kom¬ 
mission,  zusammengesetzt  aus  Vertretern  der  größeren  Bundesstaaten, 
sich  mit  der  Ausführung  der  auf  der  Konferenz  gemachten  Vorschläge 
befassen  und  gleichzeitig  die  Vorbereitung  der  nächsten  Tagung  über¬ 
nehmen  solle.  Als  Ort  der  nächsten  dieser  Konferenzen,  die  als  eine 
ständige  begutachtende  Stelle  für  kriminalpolizeiliche  Fragen  angesehen 
werden  sollten,  wurde  München  in  Aussicht  genommen.  Durch  den  Krieg 
ist  der  Zusammentritt  der  geplanten  Münchener  Hauptkonferenz  vereitelt 
worden,  nur  die  Vorbereitungskommission  hat  noch  einmal,  im  Dezember 
1913,  in  Wiesbaden  getagt. 

Ein  Vierteljahr  vor  dem  Kriege,  im  April  1914,  trat  in  M  on  a  c  o  der 
„Erste  Internationale  Kriminalpolizeikongreß“ 
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sammen.  International  war  er  nach  der  Art  seiner  Beschickung  ebenso¬ 
wenig  wie  seine  Vorgänger,  die  diese  Bezeichnung  trugen;  denn  in  der 
Hauptsache  waren  in  Monaco  nur  die  lateinischen  Länder,  vor  allem 
Frankreich,  vertreten.  Außerdem  hatten  noch  Italien  und  Rußland  Dele¬ 
gierte  abgesandt,  die  Länder  englischer  Sprache  fehlten  jedoch  ganz,  und 
auch  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  waren  —  offiziell  wenigstens  — 
nicht  vertreten.  Über  die  Sitzung  und  ihre  Ergebnisse  liegen  Berichte  aus 
der  fachkundigen  Feder  von  Dr.  Heindl  und  Dr.  Schneickert,  abgedruckt 
im  Archiv  für  Kriminal-Anthropologie  und  Kriminalistik  von  Professor 
Groß  Bd.  58  S.  333  und  S.  354,  vor,  denen  wir  folgendes  entnehmen: 

Auf  der  Tagesordnung  standen  folgende  vier  Hauptpunkte:  1.  Mittel 
und  Wege  zur  Beschleunigung  und  Vereinfachung  der  Verfolgung  flüch¬ 
tiger  Verbrecher.  2.  Verbesserung  der  Hilfsmittel  des  Erkennungsdienstes. 
3.  Schaffung  einer  internationalen  Auskunftsstelle  über  das  gewerbs¬ 
mäßige  Verbrechertum.  4,  Vereinheitlichung  des  Auslieferungsver¬ 
fahrens. 

Zum  ersten  Punkte  referierte  Lucien  Mouquin,  der  frühere  General¬ 
direktor  der  Pariser  Polizeipräfektur,  über  „allgemeine  polizei¬ 
liche  Fragen“.  Er  trat  für  eine  Beschleunigung  und  Vereinfachung 
des  Fahndungsverkehrs  ein  und  beklagte  sich,  gleichermaßen  wie 
Dr.  Harster  auf  dem  Berliner  Polizeikongreß  von  1912,  über  die  zahl¬ 
losen  Formalitäten,  die  bei  Fahndungsersuchen  an  ausländische  Be¬ 
hörden  zu  beachten  sind  und  dazu  führen,  daß  der  flüchtige  Verbrecher 
einen  großen  Vorsprung  gewinnt.  Er  verlangte  Abschaffung  des  schwül¬ 
stigen  diplomatischen  Verkehrs  und  Zulassung  des  direkten  Verkehrs  der 
Polizeizentralen  des  In-  und  Auslandes;  ferner  eine  Verbesserung  der 
Steckbriefregister,  Schaffung  eines  internationalen  Fahndungsblattes, 
Austausch  der  Photographien  internationaler  Diebe  und  Betrüger;  sodann 
Telegramm-,  Telephon-  und  Portofreiheit  für  die  Staatsanwaltschaften 
und  Polizeichefs. 

Die  weit  über  das  Ziel  hinausschießenden  Anträge  eines  Kongreßteil¬ 
nehmers  auf  Schaffung  eines  internationalen  Haftbefehls  und  einer  inter¬ 
nationalen  mobilen  Polizeibrigade,  die  in  jedem  Lande  Exekutivgewalt 
besitzen  sollte,  wurden  richtigerweise  fast  einstimmig  abgelehnt. 

Auch  über  die  Einführung  einer  gemeinsamen  Polizeisprache  wurde 
verhandelt.  Mouquin  schlug  —  allerdings  ohne  Erfolg  —  Esperanto  vor 
unter  Hinweis  darauf,  daß  bereits  anläßlich  des  Kongresses  in  Antwerpen 
1911  eine  internationale  Esperantogesellschaft  von  Polizeibeamten  ge¬ 
gründet  worden  sei,  die  zweimal  monatlich  ein  Polizeifachblatt  erschei¬ 
nen  lasse. 

Schließlich  wurde  noch  die  Verwendung  der  Kinematographie  im 
Polizeidienst  für  Fahndungs-  und  Erkennungszwecke  und  für  den  Polizei¬ 
unterricht  besprochen. 
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Die  zum  ganzen  ersten  Abschnitt  der  Tagesordnung  gefaßten  Be¬ 
schlüsse  lauteten: 

1.  Der  Kongreß  regt  an,  den  unmittelbaren  Verkehr  der  Polizei¬ 
behörden  der  verschiedenen  Staaten,  soweit  er  sich  auf  die  repressive 
Justiz  bezieht,  allgemein  einzuführen  und  zu  verbessern. 

2.  Der  Kongreß  regt  an,  die  Regierungen  möchten  allen  Justiz- 
und  Polizeibehörden  Portofreiheit  und  Freiheit  von  Telephon-  und 
Telegrammgebühren  im  internationalen  Verkehr  einräumen,  soweit 
es  sich  um  Mitteilungen  über  die  Verhaftung  von  Verbrechern  handelt. 

3.  Der  Kongreß  ist  der  Ansicht,  daß  eine  internationale  Sprache  für 
polizeiliche  Mitteilungen  ans  Ausland  nötig  ist  und  schlägt  die  fran¬ 
zösische  Sprache  vor,  da  Esperanto  und  alle  analogen  Sprachen  noch 
nicht  genügend  verbreitet  sind. 

4.  Der  Kongreß  regt  an,  daß  an  allen  Rechtsfakultäten  Polizei¬ 
wissenschaft  gelehrt  werden  soll. 

Zum  zweiten  Teil  der  Tagesordnung  „Verbesserung  des  Er¬ 
kennungsdienstes“  referierte  an  Stelle  des  inzwischen  ver¬ 
storbenen  Alfons  Bertillon  dessen  langjähriger  Mitarbeiter  Ph.  David.  Er 
stellte  folgende  Thesen  auf: 

1.  Der  Kongreß  wünscht,  ein  Einverständnis  unter  den  hauptsäch¬ 
lichsten  Erkennungsämtern  herbeizuführen  zum  Zwecke  der  Zentrali¬ 
sierung  der  Signalements  der  Verbrecher,  ebenso  der  Photographien 
der  Fingerabdrücke  oder  der  am  Tatorte  Vorgefundenen  Teilabdrücke 
von  Fingern. 

2.  Die  Karten  sollen  nach  der  daktyloskopischen  Methode  klassi¬ 
fiziert  und  die  Identitätsauskünfte  regelmäßig  unter  den  in  Ver¬ 
bindung  stehenden  Erkennungsämtern  ausgetauscht  werden. 

3.  Der  Kongreß  schlägt,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  fran¬ 
zösischen  Regierung,  als  vorläufige  Zentralstelle  den  Pariser  Er¬ 
kennungsdienst  vor. 

4.  Der  Kongreß  ist  der  Meinung,  daß  die  durch  die  einzelnen  Re¬ 
gierungen  als  Mitarbeiter  noch  namhaft  zu  machenden  Hauptvertreter 
der  signaletischen  Wissenschaft  im  Verein  mit  dem  Pariser  Erken¬ 
nungsdienst  gleichzeitig  Studien  machen:  a)  um  ein  signaletisches 
Musterformular  vorzuschlagen,  das  auf  ideographischer  Basis  beruht 
(d.  h.  es  sollen  die  Gedanken,  also  z.  B.  die  Merkmale  eines  Menschen 
oder  einer  gestohlenen  Sache,  durch  vereinbarte  Zeichen  ausgedrückt 
werden,  die  unabhängig  von  der  Sprache  dem  Fachmann  allgemein 
verständlich  sind);  b)  um  einen  allgemein  gültigen  Code  einer  inter¬ 
nationalen  Signalements-Chiffre  festzustellen. 

Die  Ergebnisse  dieser  Studien  sollen  derfi  nächsten  Polizeikongreß 
zur  Diskussion  vorgelegt  werden  und  als  Grundlagen  zur  Vervoll- 
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kommnung  der  Personenbeschreibung  dienen,  wie  auch  zur  Schaffung 
eines  „Internationalen  Erkennungsamtes“. 

Professor  Reiß  von  der  Universität  Lausanne  brach  dann  noch  eine 
Lanze  zugunsten  der  Anthropometrie,  die  bei  dem  Pariser  Erkennungs¬ 
dienst  nach  wie  vor  hoch  im  Ansehen  stand,  und  die  er  neben  der 
Daktyloskopie  wenigstens  noch  als  Erkennungshilfsmittel  beibehalten 
wissen  wollte. 

Der  Kongreß  faßte  zu  dem  zweiten  Hauptabschnitt  der  Tagesordnung 
folgenden  Beschluß: 

Bezüglich  der  Errichtung  eines  internationalen  Identifizierungs¬ 
bureaus  bittet  der  Kongreß  die  Regierung  des  Fürstentums  Monaco 
die  Initiative  zu  ergreifen.  Sie  möge  die  Regierungen  der  verschiedenen 
Länder  ersuchen,  eine  aus  Spezialisten  zusammengesetzte  inter¬ 
nationale  Kommission  zu  ernennen,  die  —  die  Zustimmung  der  fran¬ 
zösischen  Regierung  vorausgesetzt  —  sich  in  Paris  über  folgende 
Fragen  einigen  soll: 

1.  Ein  internationales  Signalementsschema. 

2.  Eine  Klassifizierungsmethode  für  die  Signalements. 

3.  Die  Definition  des  Begriffes:  „Internationaler“  oder  „kosmo¬ 
politischer“  Verbrecher  des  gemeinen  Rechts. 

Zu  Punkt  3  der  Tagesordnung:  „Errichtung  eines  inter¬ 
nationalen  Zentralstrafregisters“  lagen  folgende  Vor¬ 
schläge  des  Chefs  des  Strafregisters  im  Pariser  Justizministerium 
Maurice  Yvernes  vor: 

a)  Das  internationale  Zentral-Strafregister  erhält: 

1.  Nachricht  von  allen  Verurteilungen,  welche  durch  die  Re¬ 
pressivgerichte  aller  Länder  wegen  Verbrechen  oder  Ver¬ 
gehen  gegen  die  nicht  in  diesen  Ländern  beheimateten  Indi¬ 
viduen  ausgesprochen  werden; 

2.  die  Ausweisungsbeschlüsse,  die  in  jedem  dieser  Länder 
gegen  Ausländer  gefaßt  worden  sind. 

Die  Verurteilungen,  welche  wegen  politischer  Verbrechen 
oder  Vergehen,  wegen  militärischer  Verbrechen  oder  Ver¬ 
gehen  sowie  wegen  Übertretungen  ausgesprochen  werden, 
sollen  nicht  zur  Kenntnis  des  internationalen  Strafregisters 
gebracht  werden. 

b)  Die  Mitteilungen  finden  auf  direktem  Wege  statt  und  nicht  auf 
diplomatischem  Wege. 

Nach  längerer  Debatte  wurden  diese  Vorschläge  einer  Kommission 
zur  Weiterbearbeitung  überwiesen. 

Zum  letzten  Punkt  der  Tagesordnung: 
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„Die  Vereinheitlichung  des  Auslieferungsrechts“ 
berichtete  der  Pariser  Strafrechtslehrer  Geouffre  de  Lapradelle  über  den 
gegenwärtigen  Stand  des  Auslieferungsverfahrens  und  die  Notwendigkeit 
seiner  Vereinfachung  und  Vereinheitlichung,  Es  wurde  beschlossen,  zu¬ 
nächst  noch  Gutachten  der  „Gesellschaften  für  internationales  Recht“ 
einzuholen  und  dann  die  Frage  dem  nächsten  Kongreß  zur  definitiven  Be¬ 
ratung  vorzulegen. 

Wenn  schon,  wie  erwähnt,  der  Kongreß  von  Monaco  zu  stark  unter 
dem  überwiegenden  Einflüsse  Frankreichs  stand,  um  als  international  be¬ 
wertet  zu  werden,  so  lieferte  er  doch  manche  brauchbare  Anregung  für 
die  Fragen  der  internationalen  Verbrechensbekämpfung.  Freilich  der 
Krieg  unterbrach  auch  hier  die  hoffnungsvoll  begonnene  Arbeit.  Durch 
vier  lange  und  erbitterte  Kriegsjahre  wurden  die  Völker,  die  als  die  ersten 
Kulturträger  der  Welt  zu  gelten  haben,  bis  aufs  äußerste  einander  ent¬ 
fremdet.  Und  doch  ist  gerade  die  Bekämpfung  des  internationalen  Ver¬ 
brechers,  des  allen  Völkern  gemeinsamen  großen  Feindes,  ein  neutrales 
Gebiet,  auf  dem  sich  die  Staaten,  die  Wert  darauf  legen,  ihre  Stellung  als 
Kulturträger  der  Welt  weiter  zu  behaupten,  am  ehesten  wieder  zu  ge¬ 
meinsamer  Arbeit  treffen  können  und  treffen  müssen.  Die  erste  Anregung 
hierzu  konnte  naturgemäß  am  besten  durch  einen  neutralen  Staat  ge¬ 
schehen,  und  so  war  es  denn  ein  Holländer,  der  Kapitein  der  Koninklijke 
Marechaussee  van  Houten,  der  nach  dem  Kriege  den  ersten  Anstoß  gab, 
die  Länder  auf  dem  Boden  der  gemeinsamen  Verbrechensbekämpfung 
wieder  zusammenzuführen.  Er  konnte  an  die  trefflichen  Vorarbeiten  an¬ 
knüpfen,  die  in  dieser  Beziehung  in  jahrelanger  zäher  Tätigkeit  der  be¬ 
kannte  deutsche  Kriminalist  Dr.  Heindl  schon  vor  dem  Kriege  entfaltet 
hatte,  und  die  ja  insbesondere  in  dem  Berliner  Polizeikongreß  von  1912 
ihren  fruchtbaren  Niederschlag  gefunden  hatten. 

Van  Houten  erklärte  selbst,  daß  er  sich  bewußt  war,  daß  seine  Be¬ 
strebungen  durch  die  internationalen  Verhältnisse,  die  sich  aus  dem 
Kriege  entwickelt  hatten,  nicht  erleichtert  wurden,  und  doch  glaubte  er 
für  seine  Bemühungen  Verständnis  zu  finden,  weil  wohl  in  fast  allen 
Ländern  nach  dem  Kriege  die  Zunahme  der  Kriminalität  drückend  em¬ 
pfundenwurde.  Er  schrieb  deshalb  imDezember  1919  an  die  bedeutendsten 
Polizeibehörden  der  Welt  den  nachstehenden  Brief,  der,  wie  er  erklärt, 
von  vielen  Seiten  Zustimmung  gefunden  hat: 

„Euer  Hochwohlgeboren! 

Ich  gestatte  mir  ganz  ergebenst  Euer  Hochwohlgeboren  Aufmerk¬ 
samkeit  für  folgende  Frage  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Obwohl  viele  Menschen  noch  starke  Zweifel  hegen  hinsichtlich 
des  Völkerbundes  und  diesen  noch  für  eine  Utopie  halten,  will  es  mir 
scheinen,  daß  es  von  Nutzen  sein  kann,  einmal  zu  untersuchen,  in- 
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wiefern  dieser  Bund  —  als  große  Organisation  zur  Regelung  des  ge¬ 
wöhnlichen  Lebens  in  Friedenszeit  — der  Ausgangspunkt  sein  könnte 
für  internationale  Kollaboration  auf  kriminalpolizeilichem  Gebiete. 

Wenn  auch  vielleicht  die  zuwiderlaufenden  Interessen  das  Zu¬ 
standekommen  internationaler  Regelungen  auf  vielerlei  Gebieten  er¬ 
schweren,  so  wird  das  zweifellos  auf  kriminalpolizeilichem  Gebiete 
nicht  der  Fall  sein.  Deshalb  will  es  mir  erwünscht  erscheinen,  daß  den 
vielen  Problemen,  die  dem  Völkerbund  unterbreitet  werden,  auch  die 
kriminalpolizeiliche  Frage  hinzugefügt  wird. 

Als  feststehend  darf  gewiß  angenommen  werden,  daß  die  Krimi¬ 
nalität  im  allgemeinen  zugenommen  hat;  auch  nach  früheren  Kriegen 
ist  diese  Erscheinung  eingetreten.  Wie  viele  sind  nicht  durch  das  rohe 
Leben  im  Kriege  unfreiwillig  verwildert;  manche  von  ihnen  lassen  sich 
jetzt  zu  Mord  und  Totschlag,  Mißhandlung  oder  Vermögensverbrechen 
hinreißen.  Aber  auch  unter  denen,  welche  nicht  am  Kriege  teilge¬ 
nommen  haben,  hat  die  Zahl  derer,  die  sich  strafbare  Handlungen  zu¬ 
schulden  kommen  lassen,  zugenommen.  Viele,  die  früher  eine  heilige 
Achtung  vor  dem  Gesetz  hatten,  haben  jetzt  mit  dem  Strafrichter 
Bekanntschaft  gemacht,  indem  sie  Gesetze  und  Verordnungen,  die  eine 
Folge  des  Krieges  waren,  verletzten,  und  bleiben  auch  weiter  auf 
verbotenen  Wegen,  Außerdem  sind  durch  die  höheren  Gehälter 
während  des  Krieges  bei  manchen  Bedürfnisse  entstanden,  die  wieder 
Veranlassung  geben  können  zum  Begehen  von  Verbrechen,  was  sich 
besonders  auf  viele  Jugendliche  bezieht,  die  durch  Mangel  an 
Arbeitskräften  während  des  Krieges  den  Besitz  von  ungekannten 
Geldmitteln  kennengelernt  haben.  Weiter  hat  den  Kindern  derer,  die 
im  Kriege  gewesen  oder  gefallen  sind,  jahrelang  die  väterliche  Auf¬ 
sicht  gefehlt,  und  die  Folgen  davon  werden  nicht  ausbleiben.  Zum 
Schluß  hat  der  Krieg  vielen  verbrecherischen  Elementen  die  Ge¬ 
legenheit  verschafft,  fremde  Sprachen  zu  erlernen  und  sich  mit  aus¬ 
ländischen  Verhältnissen  bekanntzumachen.  Alles  dies  bringt  eine 
große  Interessengemeinschaft  zwischen  den  verschiedenen  Staaten 
hervor. 

Bei  allen  Handlungen  und  Ermittelungen  der  Kriminalpolizei  bilden 
die  Grenzen  erhebliche  Hindernisse,  indem  die  Zusammenarbeit  im 
allgemeinen  nur  möglich  ist  auf  diplomatischem  Wege,  wodurch  viel 
wertvolle  Zeit  verlorengeht,  die  sich  Verbrecher  dankbar  zunutze 
machen. 

Die  Frage,  ob  nicht  eine  Organisation  ins  Leben  gerufen  werden 
könnte,  wodurch  diese  Hindernisse  beseitigt  und  die  Zusammenarbeit 
gehoben  würde,  glaube  ich  bejahend  beantworten  zu  müssen. 

Es  ist  weder  meine  Absicht,  ein  vollständiges  Schema  einer  solchen 
Organisation  zu  geben,  noch  allen  Fragen,  die  dabei  eine  Lösung  er- 
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fordern,  schon  jetzt  näherzutreten.  Das  würde  mich  zu  weit  führen. 
Nur  will  ich  in  großen  Zügen  ein  System,  das  ich  für  ausführbar  halte, 
angeben.  Ein  bescheidener  Anfang  auf  guten  Grundlagen  wird  in  der 
Zukunft  eine  vollständige  Entwicklung  einer  guten  internationalen 
Polizeiorganisation  und  eine  damit  verbundene  Zusammenarbeit 
zwischen  den  Polizeiorganisationen  der  verschiedenen  Staaten  er¬ 
möglichen. 

Wie  Ihnen  bekannt  ist,  wurde  am  18.  Mai  1904  in  Paris  von  den 
Bevollmächtigten  verschiedener  Staaten  die  „Convention  Internatio¬ 
nale  relative  ä  la,  Repression  de  la  Traite  des  Blanches“  geschlossen 
und  am  4.  Mai  1910  das  „Protocole  de  Cloture“. 

Dadurch  wurde  nicht  nur  eine  internationale  Organisation  ins 
Leben  gerufen  zur  Bekämpfung  einer  bestimmten  Art  von  Ver¬ 
brechen,  bei  welcher  die  Verpflichtung  zur  gegenseitigen  Zusammen¬ 
arbeit  auferlegt  wurde,  sondern  es  wurde  sogar  international  ge¬ 
regelt,  in  welchen  Fällen  Strafe  aufzuerlegen  wäre. 

Diese  Organisation  ist  es,  welche  ich  erweitert  sehen  möchte,  und 
zwar  z.  B.  zu  allen  Verbrechen,  worüber  Auslieferungsverträge  ge¬ 
schlossen  sind.  In  derselben  Weise,  wie  in  Artikel  1  der  obenerwähnten 
„Convention"  angegeben  ist,  würde  in  jedem  Land  eine  Behörde  damit 
beauftragt  werden  müssen,  alle  Einzelheiten  zu  sammeln,  die  zur  Vor¬ 
beugung  von  Verbrechen  und  zur  Bekämpfung  des  Verbrechertums 
von  Interesse  sind;  mit  anderen  Worten:  in  allen  Ländern  müßten 
nationale  Polizeizentralen  errichtet  werden,  denen  die  Verpflichtung 
zu  unmittelbarer  gegenseitiger  Zusammenarbeit  auferlegt  würde,  und 
die  zu  gleicher  Zeit  die  Aufgabe  hätten,  einer  internationalen  Zentrale 
alle  erwünschten  Einzelheiten  zu  verschaffen  und  sie  über  alle  Fragen 
aufzuklären,  die  anhängig  gemacht  werden. 

Um  nämlich  die  Zusammenarbeit  möglichst  vollständig  zu  machen, 
möchte  ich  dem  Völkerbundsrat  eine  internationale  Zentrale  hinzu¬ 
gefügt  sehen,  die  den  obenerwähnten  nationalen  Zentralen  vor¬ 
gesetzt  ist. 

Die  Aufgabe  dieser  internationalen  Zentrale  habe  ich  mir  gedacht 
wie  folgt:  1.  das  Studieren  der  kriminalistischen  Verhältnisse  in  allen 
Ländern;  2.  dem  Völkerbundsrat  Vorschläge  machen  zu  internatio¬ 
nalen  Vereinbarungen,  welche  der  Vorbeugung  des  Verbrechens  und 
der  Bekämpfung  des  Verbrechertums  dienen  sollen,  so  daß  dadurch 
zu  gleicher  Zeit  eine  gute  Zusammenarbeit  gefördert  wird;  3.  das  Ab¬ 
geben  von  Gutachten  an  den  Völkerbundsrat  hinsichtlich  solcher 
Regelungen,  die  nicht  direkt  in  den  Kriminalpolizeidienst  einschlagen, 
bei  welchen  jedoch  wohl  auf  diesen  Dienst  Rücksicht  genommen 
werden  soll;  4.  das  Sammeln  von  Einzelheiten,  Signalements,  Licht¬ 
bildern,  Strafblättern  usw.  von  internationalen  Verbrechern;  5.  Bei- 
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stand  leisten  bei  der  Ermittlung  von  Verbrechern,  die  vermutlich  das 
Land,  wo  sie  ein  Verbrechen  begangen,  verlassen  haben.  Zu  diesem 
Zwecke  wäre  von  der  internationalen  Zentrale  ein  periodisches  inter¬ 
nationales  Fahndungsblatt  herauszugeben;  6.  Auskunftserteilung  an 
Polizeibehörden  entweder  aus  den  gesammelten  Einzelheiten  oder 
durch  anderweitige  Erkundigung. 

Vielleicht  wird  es  sich  als  möglich  erweisen,  die  erforderlichen 
Schritte  zu  tun,  welche  zur  Verwirklichung  obenerwähnter  Gedanken 
führen  können.  Zuvor  möchte  ich  die  Ansicht  der  höchsten  Polizei¬ 
autoritäten  der  Welt  darüber  kennenlernen,  und  würde  ich  es  sehr 
dankbar  begrüßen,  wenn  Sie  mir  kurz  Ihre  Meinung  mitteilen  wollten. 

Ich  hatte  schon  die  Ehre  diese  Frage  mündlich  zu  behandeln  mit 
Sir  Basil  Thomson,  dem  Chef  der  Sicherheitspolizei  in  London,  der 
im  allgemeinen  dieser  Idee  beipflichtete. 

Genehmigen  Euer  Hochwohlgeboren  die  Versicherung  meiner  aus¬ 
gezeichnetsten  Hochachtung 

M.  C.  van  Houten.“ 

Zur  näheren  Erklärung  dieser  brieflich  entwickelten  Pläne  fügt  dann 
x  van  Houten  in  einem  im  Archiv  für  Kriminologie  Bd.  73  S.  41  ff .  abge¬ 
druckten  Aufsatz  hinzu:  Er  habe  mit  der  Beschränkung  der  internatio¬ 
nalen  Zusammenarbeit  auf  diejenigen  Verbrechen,  bezüglich  welcher 
Auslieferungsverträge  geschlossen  sind,  zum  Ausdruck  bringen  wollen, 
daß  politische  Verbrechen  von  der  beabsichtigten  internationalen  Rege¬ 
lung  ausgeschlossen  sein  sollen.  —  Diese  Ansicht  ist  unbedingt  richtig, 
sie  ist  auch  bei  allen  späteren  Verhandlungen  über  internationale  Ver¬ 
brechensbekämpfung,  insbesondere  auch  auf  dem  noch  später  zu  schil¬ 
dernden  Internationalen  Polizeikongreß  Wien  von  allen  maßgebenden 
Kreisen  vertreten  worden.  —  Weiter  bemerkt  van  Houten  hinsichtlich 
der  von  ihm  richtig  erkannten  Gefahr,  daß  die  internationale  Zentrale 
sich  Rechte  anmaßen  könne,  die  in  die  Selbständigkeit  und  Polizeihoheit 
der  Länder  eingreifen:  Der  Chef  dieser  Zentrale  darf  sich  nicht  in  die 
Exekutive  der  Länder  mischen,  indem  er  persönlich  aktiv  oder  als  Leiter 
an  der  Spürarbeit  teilnimmt.  Auch  darf  es  absolut  nicht  dahin  führen, 
daß  die  internationale  Zusammenarbeit  ausschließlich  durch  Vermittlung 
der  internationalen  Zentrale  stattfindet.  Dies  würde  nur  zu  Zeitverlusten 
und  Umständlichkeiten  führen.  Es  muß  im  Gegenteil  ein  unmittelbarer 
Verkehr  aller  Polizeibehörden  gefördert  werden. 

Die  Arbeit  der  internationalen  Zentrale  soll  sich,  hinsichtlich  der 
Punkte  4,  5  und  6  der  ihr  gestellten  Aufgabe,  beschränken  auf  Prävention, 
Auskunftserteilung  und  Vermittlung. 

Die  Frage,  ob  ihr  polizeiliche  Exekutivbefugnisse  zuerkannt  werden 
sollen,  ist  also  zu  verneinen.  Gleichfalls  sind  die  Einführung  eines  inter- 
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nationalen  Haftbefehls  und  die  Creation  einer  internationalen  mobilen 
Brigade  zu  verwerfen.  Ganz  besonders  darf  man  nicht  aus  den  Augen 
verlieren,  daß  jedes  Land  Herr  im  eigenen  Hause  bleiben  will.  Der 
polizeilichen  Selbständigkeit  der  verschiedenen  Staaten  darf  kein  Ab¬ 
bruch  getan  werden. 

Schließlich  beschäftigt  sich  van  Houten  noch  mit  der  interessanten 
Frage,  ob  die  internationale  Zentrale  dem  Rat  des  Völkerbundes  anzu¬ 
gliedern  wäre.  Er  meint  dazu:  Dies  würde  unbedingt  sehr  erwünscht  sein, 
um  der  Zentrale  mehr  Autorität  zu  gewähren.  Die  Frage  sei  aber,  ob  der 
Völkerbund  sich  schon  in  einem  derartigen  Stadium  befinde,  daß  ihm 
eine  solche  Arbeit  übertragen  werden  könnte.  Hierüber  gehen  die 
Meinungen  auseinander.  In  seinem  Rundschreiben  habe  er  beantragt, 
die  internationale  Zentrale  dem  Völkerbundsrat  anzugliedern.  Seitdem 
habe  sich  aber  seine  Meinung  geändert.  Abgesehen  von  der  Tatsache, 
daß  noch  nicht  alle  Länder  dem  Völkerbund  angehören,  sei  dieser  Bund 
seines  Erachtens  noch  ein  zu  zartes  Gebilde,  als  daß  er  schon  mit  der 
Regelung  derartiger  rein  technischer  Fragen  belastet  werden  dürfte.  Er 
glaube  somit,  daß  es  sich  empfehlen  würde,  die  internationale  Zentrale 
vorläufig  von  dem  Bunde  getrennt  zu  halten,  jedoch  eine  Organisation 
ins  Leben  zu  rufen,  ähnlich  der  „Commission  Penitentiaire  Internatio¬ 
nale“,  zusammengesetzt  aus  den  hervorragendsten  Polizeiautoritäten. 
Dieser  Kommission,  die  periodisch  zusammentreten  würde,  wäre  ein 
ständiges  Sekretariat  hinzuzufügen  zur  Erledigung  der  aus  dieser  Organi¬ 
sation  erwachsenden  Arbeiten.  Die  Kosten  dieser  Organisation  würden 
dann  aufgebracht  werden  müssen  von  den  angeschlossenen  Ländern  im 
Verhältnis  zur  Bevölkerungsziffer. 

Der  bekannte  deutsche  Polizeifachmann  Dr.  Lindenau  weist  im 
17.  Jahrgang  der  Zeitschrift  „Die  Polizei“  Heft  9,  S.  191f.  darauf  hin, 
daß  der  Völkerbund,  zu  dessen  Arbeitsplan  ja  auch  die  internationalen 
Rechtsfragen  gehören,  es  als  seine  Aufgabe  betrachten  möchte,  bei  der 
Wiederanbahnung  internationaler  Verbindungen  zur  gemeinsamen  Ver¬ 
brechensbekämpfung  helfend  einzugreifen  und  vermittelnd  zu  wirken. 
Er  bemerkt  hierzu  weiter:  „Die  erste  Forderung  lautet  dahin,  daß  den 
großen  Polizeizentralen  aller  Völker  schleunigst  die  Möglichkeit  zu  un¬ 
gehindertem,  unmittelbarem,  schriftlichem,  telegraphischem  und  persön¬ 
lichem  Verkehr  wiedergegeben  werden  muß.  Auf  dieser  Grundlage  muß 
dann  mit  größter  Beschleunigung  der  Austausch  des  Nachrichten¬ 
materials  und  die  Übereinstimmung  der  polizeitechnichen  Einrichtungen 
wieder  ins  Werk  gesetzt  werden.  Eine  wertvolle  Unterstützung  kann 
der  Völkerbund  bei  diesen  Bestrebungen  finden,  wenn  er  dazu  beiträgt, 
die  Arbeiten  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung  neu  zu 
beleben,  die  —  seinerzeit  begründet  von  dem  Deutschen  von  Liszt, 
dem  jetzt  im  Völkerbundssekretariat  als  Abteilungsleiter  wirkenden 
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Holländer  van  Hamei  und  dem  Belgier  Prins  —  lange  Jahre  hindurch 
die  Führerin  in  der  Erforschung  des  internationalen  Verbrechertums  und 
in  der  Schärfung  der  Waffen  zu  seiner  Bekämpfung  gewesen  ist.  Es  ist 
für  einen  Deutschen  gewiß  ein  mißliches  Ding,  gegenüber  der  auch  auf 
wissenschaftlichem  Gebiete  noch  immer  durchgeführten  Boykottierung 
zwischen  den  Parteien  des  Weltkrieges  den  Ruf  nach  Vereinigung  zu  er¬ 
heben.  Aber  die  Flut  steigt  und  steigt  und  bedroht  die  Existenzen  und 
die  kostbarsten  Güter  hüben  wie  drüben.  Werden  die  Menschen  sich 
auf  hoher  Plattform  zu  gemeinsamer  Rettung  und  Abwehr  zusammen¬ 
finden?  Möge  der  Völkerbund  helfen!“ 

Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  und  inwieweit  der  Völkerbund  hier 
helfen  kann,  ein  großes  Stück  vorwärts  hat  uns  —  zunächst  auch  ohne 
Völkerbund  —  die  Initiative  des  tatkräftigen  früheren  österreichischen 


Bundeskanzlers  und 
derzeitigen  Wiener  Po¬ 
lizeipräsidenten  Hans 
Schober  (Bild  37) 
gebracht,  der  für  den 
September  1923 
einen  großen  Inter¬ 
nationalen  Poli¬ 
zeikongreß  nach 
Wien  einberief.  Die 
„Societe  des  nations“ 
in  Genf  hat  dann 
namens  des  Völker¬ 
bundes  der  in  Wien 


Bild  37 


hinaus  als  Polizeifachmann  ersten  Ranges 
Schober,  seine  vielen  internationalen  persönlichen  Beziehungen 


gegründeten  Interna¬ 
tionalen  kriminalpoli¬ 
zeilichen  Kommission 
ihre  Unterstützung  zu¬ 
gesagt  und  gebeten, 
von  allen  Arbeiten  der 
Kommission  ständig  auf 
dem  laufenden  gehal¬ 
ten  zu  werden. 

Schon  die  Persön¬ 
lichkeit  des  Einberu- 
fers  der  Wiener  Kon¬ 
ferenz,  des  weit  über 
Österreichs  Grenzen 
bekannten  Präsidenten 

und 


seine 

sein  außergewöhnliches  organisatorisches  und  diplomatisches  Geschick 
ließen  darauf  schließen,  daß  die  Zusammenkunft  aufs  trefflichste  vor¬ 
bereitet  und  alles  getan  war,  um  einen  möglichst  erfolgreichen  Ver¬ 
lauf  zu  sichern.  Die  Erwartungen  wurden  noch  weit  übertroffen.  Der 
Wi  enerPolizeikongreß  war  zunächst  schon  nach  Maßgabe  der 
daselbst  erschienenen  Vertreter  ein  wirklich  internationaler 
Kongreß.  Zwar  fehlte  bedauerlicherweise  England,  vertreten  waren 
aber  —  außer  Österreich,  das  Delegierte  aus  dem  Burgenlande,  Kärnten, 
Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Tirol  und  Wien 
selbst  abgeordnet  hatte  —  Amerika,  Dänemark,  Deutschland  (Reichs¬ 
kommissar  Kuenzer  und  Geheimrat  Dr.  Heindl-Berlin,  Landeskriminal- 
amts-Präsident  Dr.  Palitzsch-Dresden),  Ägypten,  Fiume,  Frankreich, 
Griechenland,  Holland,  Italien,  Japan,  Jugoslawien,  Lettland,  Polen, 
Rumänien,  Schweden,  Schweiz,  Tschechoslowakei,  Türkei  und  Ungarn. 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums.  4 
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Wenige  Monate  vorher,  Anfang  Mai  1923,  tagte  ein  Internatio¬ 
naler  Polizeikongreß  in  New  York,  der  aber  in  seinen 
Auswirkungen  auf  Europa,  zumindest  auf  Deutschland,  das  dort  garnicht 
vertreten  war,  ohne  größere  Bedeutung  blieb.  In  New  York  überwog 
naturgemäß  der  Einfluß  der  amerikanischen  Staaten,  auch  England  hatte 
zu  dieser,  unter  Initiative  und  Leitung  der  Union  stehenden  Tagung  Ver¬ 
treter  entsandt.  In  Wien  andererseits  war  das  paneuropäische  Staaten¬ 
element  überwiegend.  Wien  beschäftigte  sich  mit  internationalen  kri¬ 
minalpolizeilichen  Fragen,  New  York  vor  allem  auch  mit  brennenden 
Fragen  der  Verkehrspolizei,  mit  Waffenfragen  und  mit  allgemeinen 
polizeiorganisatorischen  Fragen.  Für  das  europäische  Problem  der  inter¬ 
nationalen  Verbrechensbekämpfung  blieb  jedenfalls  New  York  ohne  aus¬ 
schlaggebende  Bedeutung,  Wien  war  dafür  naturgemäß  die  näherliegende 
und  geeignetere  Veranstaltung.  Auch  in  Wien  herrschte  von  vornherein 
Einigkeit  darüber,  daß  es  sich  bei  dem  ganzen  Gebiete  internationaler 
Zusammenarbeit  nur  um  schwere  Verbrecher  gemeiner  Art  handele,  also 
nicht  um  solche,  deren  Delikte  als  politische  Verbrechen  anzusehen  sind. 

Die  Tagesordnung  des  Wiener  Kongresses  umfaßte 
folgende  Beratungspunkte,  von  denen  die  beiden  ersten  in  engstem  Zu¬ 
sammenhänge  stehen: 

1.  Organisierung  des  zwischenstaatlichen  Verkehrs  der  Sicherheits¬ 
polizeibehörden  (unmittelbare  Amtshilfe). 

2.  Energische  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 

3.  a)  Auslieferung  der  verhafteten  Verbrecher, 

b)  Durchführung  der  Ausweisung  abgestrafter  Verbrecher. 

4.  Einführung  einer  internationalen  Verkehrssprache  der  Polizei. 

5.  Bekämpfung  des  Alkoholismus,  Morphinismus  und  Kokainismus 
innerhalb  des  polizeilichen  Wirkungskreises. 

6.  Kriminalwissenschaft. 

Es  handelte  sich  natürlich  auch  in  Wien  um  die  schon  lange  erhobenen, 
altbekannten  Forderungen  internationaler  Zusammenarbeit  auf  kriminal¬ 
polizeilichem  Gebiete,  also  vor  allem  um  die  Zulassung  des  direkten 
gegenseitigen  Verkehrs  der  Kriminalpolizeibehörden  unter  Ausschaltung 
des  schwülstigen  diplomatischen  Weges,  und  um  die  Schaffung  eines 
internationalen  Polizeibureaus. 

Hierzu  wurden  zunächst  drei  in  den  wesentlichsten  Zielen  über¬ 
einstimmende  Referate  gehalten;  das  eine  von  dem  Holländer  van  Houten 
„Internationale  Zusammenarbeit  auf  kriminal¬ 
polizeilichem  Gebiet  e“.  Seine  Gedankengänge  sind  aus  dem 
oben  erwähnten  Briefe  vom  Dezember  1919  bekannt. 

Das  zweite  Referat  stammte  von  dem  Belgier  Alfred  Keffer  ,,D  e 
1  '  Organisation  des  relations  des  Services  entre 


Internationaler  Polizeikongreß  in  Wien 


51 


les  polices  des  divers  etats  du  monde,“  Auch  er  vertrat 
in  der  Hauptsache  die  schon  bekannten  Forderungen.  Insbesondere  regte 
er  die  Schaffung  von  Zentralstellen  in  den  einzelnen  Staaten  an,  über 
denen  sich  dann  ein  internationales  Zentralbureau  erheben  soll. 

Das  dritte,  besonders  eingehende  Referat  erstattete  der  österreichische 
Polizeidirektor  Dr.  Schultz  „Schaffung  eines  internationalen 
Polizeibureau  s“.  Er  betonte,  daß  die  Einrichtung  des  unmittel¬ 
baren  Verkehrs  der  Polizeibehörden  der  verschiedenen  Staaten  unter¬ 
einander  nicht  nur  dringend  notwendig,  sondern  für  jeden,  der  sich  prak¬ 
tisch  mit  Kriminalpolizei  zu  befassen  habe,  eine  geradezu  selbst¬ 
verständliche  Forderung  sei.  In  Polizeisachen  tue  Schnelligkeit  und  Un¬ 
mittelbarkeit  ganz  besonders  not,  und  jede  Einschaltung  eines  Zwischen¬ 
gliedes  könne  mit  unberechenbarem  Schaden  für  den  Erfolg  verbunden 
sein,  da  sie  Zeitaufwand  und  unter  Umständen  Mißverständnisse  und 
sonstige  Erschwerungen  bedingen  könne.  Er  wandte  sich  dann  der  Frage 
zu,  wie  der  allseitig  als  notwendig  erkannte  unmittelbare  Verkehr  am 
zweckmäßigsten  einzurichten  sei,  um  das  Ziel,  möglichste  Raschheit  und 
Glattheit  der  Abwicklung,  möglichste  Erfassung  der  gestellten  Begehren 
und  tunlichst  vollständige  Erfüllung,  zu  erreichen,  und  führte  hierzu 
weiter  folgendes  aus: 

„Zunächst  käme  hier  die  Frage  in  Betracht,  welchen  Behörden 
das  Recht,  miteinander  in  dieser  unmittelbaren  Fühlung  zu  stehen, 
zuerkannt  werden  soll.  Darüber  werden  vielleicht  die  Meinungen  aus¬ 
einandergehen,  und  die  Lösung  dürfte  wohl  mehr  oder  weniger  Ermessens¬ 
sache  sein.  Wenn  ich  daran  denke,  daß  wir  in  jedem  Dorfe,  das  kaum 
einige  hundert  Einwohner  hat,  eine  eigene  Ortspolizeibehörde  mit  einem 
Bürgermeister  an  der  Spitze  haben,  und  daß  diese  biederen  Leute  doch 
in  der  Regel  nie  in  die  Lage  kommen,  von  Kriminalpolizei  auch  nur 
irgendeine  praktische  Kenntnis  zu  erlangen,  so  möchte  ich  es  für  wenig 
glücklich  und  förderlich  halten,  wenn  diese  Behörde  beispielsweise  in 
einem  plötzlich  sich  ergebenden  Falle  sich  telegraphisch  an  die  Polizei¬ 
präfektur  in  Paris  zu  wenden  hätte,  und  es  schiene  mir  da  schon  vor¬ 
zuziehen,  Vorkehrungen  zu  treffen,  daß  nur  Behörden,  die  mehr  Gewähr 
für  zweckmäßige  Amtierung  in  kriminalpolizeilicher  Hinsicht  bieten,  in 
Betracht  gezogen  werden.  Für  Einwände  von  der  Art  etwa,  daß  schließ¬ 
lich  es  auch  kein  Unglück  ist,  wenn  vielleicht  ein  Kriminalfall  einmal  in 
minderer  Güte  behandelt  wird,  daß  es  sich  da  gerade  um  die  Schulung 
handle,  ferner  daß  man  eben  durch  Schaden  klug  werden  müsse  und 
dergleichen,  kann  ich  keine  Würdigung  finden,  zumal  ich  den  päda¬ 
gogischen  Wert  solcher  Fälle  bezweifle  und  andererseits  mir  den  mög¬ 
lichen  Schaden  vor  Augen  halte.  Vielmehr  glaube  ich,  daß  eben  bei  der 
Gefahr  für  die  konkrete  Sache,  die  daraus  erwachsen  kann,  wenn  jemand 
kriminalpolizeilich  nicht  Geschulter  sich  auf  diesem  Gebiete  betätigt,  es 
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als  unbedingt  vorziehenswert  bezeichnet  werden  muß,  daß  von  seiten 
der  Staatsgewalt  eine  Entscheidung  in  der  Richtung  getroffen  würde, 
daß  nur  gewisse  Stellen  zu  dieser  gegenseitigen  Fühlungnahme 
befugt  sind,  in  Österreich  beispielsweise  nur  die  Bundespolizei¬ 
behörden,  die  Bezirksgendarmeriekommandanten, 
die  Polizeibehörden  der  Statutarge  meinden  und  der 
Städte.  Ich  stelle  mir  dies  so  vor,  daß  die  Regierungen  der  in  Betracht 
kommenden  Staaten  Verzeichnisse  derjenigen  Behörden,  die  zu  diesem 
Verkehr  berechtigt  sind  —  und  zwar  in  der  Form  eines  nach  Art  des 
Postlexikons  angelegten  polizeilichen  Ortslexikons,  in  dem  zu  jedem  Orte 
des  betreffenden  Staates  in  einer  eigenen  Rubrik  die  Polizeibehörde,  an 
welche  man  sich  wenden  kann,  angeführt  ist  —  untereinander  aus- 
tauschen.  Aus  diesen  Ortslexika  der  einzelnen  Staaten  könnte  von  dem 
später  zu  besprechenden  Zentralbureau  ein  gemeinsames  Lexikon  zum 
Gebrauche  für  die  einzelnen  Behörden  eingerichtet  werden. 

Weiter  wäre  es  in  formeller  Beziehung  vielleicht  zweckmäßig,  eine 
Konventional-Bezeichnung  dieser  Stellen  festzusetzen, 
und  ich  schlage  beispielsweise  vor,  für  deutsche  Behörden  »Kri¬ 
minalpolizei*,  für  englische  Behörden  ,CriminalInvesti- 
g  a  t  i  o  n‘,  für  französische  , Police  Judiciair  e‘,  für  italie¬ 
nische  ,Policia  gjudiziaria*  usw.  zu  wählen,  so  zwar,  daß 
man  an  die  betreffende  Behörde  —  ihr  offizieller  Titel  mag  sonst  wie 
immer  lauten  —  bloß  unter  der  Konventionalbezeichnung  zu  schreiben 
braucht.  Dann  würde  ich  für  alle  diese  Behörden  eine  eigene  gleich¬ 
lautende  Konventionaltelegrammbezeichnung  — 
am  besten  schiene  mir  ,C  r  i  m  i  n  e  1*  —  vorschlagen.  Zur  Ermöglichung 
eines  guten  Funktionierens  wäre  eine  Vereinbarung  mit  den  Postbehörden 
zu  empfehlen,  und  zwar  namentlich  auch  in  der  Richtung,  daß  diese  Be¬ 
hörden  Sendungen,  die  fälschlich  an  die  Kriminalpolizei  eines  Ortes 
adressiert  sind,  wo  eine  solche  korrespondenzberechtigte  Polizeibehörde 
nicht  besteht,  kurzerhand  an  die  berechtigte  leiten.  Eine  anzustrebende 
Einführung  wäre  auch  die  Zuerkennung  der  Portofreiheit  für  die 
Sendungen  und  der  Gebührenfreiheit  für  einschlägige 
Telegramme  und  Ferngespräche.  Unter  Umständen  würde 
ich  auch  die  V erwendung  einer  eigenen  internationalen  Polizei¬ 
freimarke  anregen,  die  von  dem  von  mir  noch  später  besprochenen 
internationalen  Bureau  gegen  Ersatz  der  Gestehungskosten  an  die  ein¬ 
zelnen  Staaten  abzugeben  und  zur  Legitimierung  der  für  den  internatio¬ 
nalen  Verkehr  bestimmten  Sendungen  zu  verwenden  wäre.  Jeder  Staat 
hätte  mit  solchen  Marken  die  korrespondenzberechtigten  Polizeibehörden 
auszustatten,  und  diese  hätten  dann  bei  der  Aufgabe  der  international¬ 
polizeilichen  Sendungen  auf  dem  Poststück  eine  solche  Marke  als 
Legitimationszeichen  anzubringen. 
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Schließlich  wäre  auch  ein  Erfordernis  in  formeller  Beziehung  eine 
entsprechende  Einrichtung  der  Ersuchschreiben.  Ich  würde  da¬ 
für  ein  eigenes  Formular,  resp.  eine  nach  einer  bestimmten  Regel  zu 
haltende  Fassung  vorschlagen.  Ich  hielte  diese  Einführung  deshalb  für 
zweckmäßig,  weil  auf  diese  Weise  der  Empfänger  gleich  Klarheit  über 
den  Gedankengang  des  an  ihn  gerichteten  Ersuchens  bekäme  und  auch 
sofort  wüßte,  was  alles  von  ihm  verlangt  wird.  Dies  lassen  die  Noten,  wie 
sie  heute  an  die  ersuchten  Behörden  gerichtet  werden,  mitunter  zu  wün¬ 
schen  übrig,  indem  sie  oft  den  Inhalt  des  eigentlichen  Begehrens  nicht  klar 
genug  zum  Ausdruck  bringen. 

Eine  Frage  von  grundlegender  Wichtigkeit  ist  die  nach  der  Sprache, 
in  der  Ersuchen  und  Antwort  zu  halten  sind.  Es  sind  in  dieser  Beziehung 
verschiedene  Lösungen  denkbar.  Ich  möchte  hier  nicht  die  Zahl  der 
Projekte  durch  ein  weiteres  vermehren,  nur  denke  ich  im  allgemeinen, 
daß  diese  Frage  jedenfalls  kein  Hindernis  für  die  Durchführung  der 
Sache  selbst  bilden  soll,  und  ich  nehme  an,  daß  allen  um  die  Lösung  der 
Aufgaben  bemühten  Faktoren  die  Angelegenheit  so  ernst  sein  wird,  daß 
sie  unter  Umständen  auch  kleine  persönliche,  der  Eigenliebe  ent¬ 
sprossene  Bedenken  lieber  unterdrücken  werden,  als  vielleicht  deswegen 
eine  sonst  so  große  und  vielversprechende  Einführung  zum  Scheitern  zu 
bringen. 

Wir  kommen  nun  zum  Inhalt  der  Begehren. 

Was  kann  in  dieser  Beziehung  gefordert  werden? 

1.  Die  Verhaftung  von  Personen. 

2.  Die  Vernehmung  von  Personen  wegen  ihnen  zur  Last  gelegter  straf¬ 
barer  Handlungen. 

3.  Die  Vornahme  von  Haus-  und  Personendurchsuchungen  und  von 
Beschlagnahmen, 

4.  Die  Vernehmungen  von  Zeugen,  Sachverständigen  und  sonstigen 
Auskunftspersonen. 

5.  Die  Vornahme  von  sonstigen  Erhebungen  und  Nachforschungen. 

6.  Die  Erteilung  von  Auskünften  und  die  Belieferung  mit  Hilfsmitteln, 
wie  Lichtbilder,  Fingerabdruckkarten,  Schriftproben  u.  dgl. 

Diese  Forderungen  sind  jedenfalls  von  verschiedener  Bedeutung 
und  Tragweite,  und  davon  wird  es  abhängen,  inwieweit  ihnen  in  jedem 
einzelnen  Falle  entsprochen  werden  kann,  bzw.  inwieweit  solche  Ver¬ 
langen  gestellt  werden  können  und  dürfen, 

1.  Was  zunächst  die  Verhaftung  anbelangt,  so  kann  sie  jeden¬ 
falls  nur  hinsichtlich  solcher  Personen  verlangt  werden,  die  nicht  dem 
Staate,  in  dem  die  requirierte  Behörde  sich  befindet,  als  Staatsbürger 
angehören.  Aber  auch  bezüglich  der  dem  ersuchten  Staate  fremden 
Staatsbürger  kann  wohl  eine  Verhaftung  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur 
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dann  verlangt  werden,  wenn  entweder  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  mit 
der  Erklärung,  daß  die  Auslieferung  begehrt  werden  wird,  vorliegt,  oder 
—  in  dringenden  Fällen  —  wenn  es  sich  doch  um  eine  solche  Straftat 
handelt,  daß  die  Erlassung  eines  solchen  Haftbefehls  samt  Auslieferungs¬ 
begehren  mit  voller  Sicherheit  gewärtigt  werden  muß. 

Was  aber  in  solchen  Fällen,  wo  der  Beschuldigte  dem  requirierten 
Staate  als  Staatsbürger  angehört,  jedenfalls  getan  werden  kann  und  auch 
soll,  ist  die  Verständigung  der  fremden  Behörde  vom  Sachverhalte  zum 
Zwecke  der  Einleitung  der  Amtshandlung  nach  eigenem  Strafrechte,  also 
gewissermaßen  die  Erstattung  einer  Strafanzeige. 

2.  Gegen  die  Vernehmung  oder  Befragung  von  Personen  wegen 
ihnen  zur  Last  gelegter  strafbarer  Handlungen  dürfte  wohl  überhaupt 
kein  Einwand  vorgebracht  werden  können,  es  wäre  denn  wieder  hin¬ 
sichtlich  solcher  Fälle,  in  denen  der  zu  Vernehmende  Bürger  des  requi¬ 
rierten  Staates  ist.  Immerhin  könnten  aber  auch  in  einem  solchen  Falle, 
wenn  gegen  den  Beschuldigten  auf  Grund  der  erstatteten  Anzeige  von 
der  Behörde  des  Heimatlandes  die  Amtshandlung  eingeleitet  wird,  die 
von  ihm  im  Zuge  dieser  Amtshandlung  zu  seiner  Verantwortung  ge¬ 
machten  Angaben  abschriftlich  der  requirierenden  Behörde  bekannt¬ 
gegeben  werden. 

3,  Was  die  Vornahme  von  Haus-  und  Personendurch¬ 
suchungen  und  von  Beschlagnahmen  anbelangt,  so  handelt 
es  sich  hier  wohl  um  Verfügungen  von  so  einschneidender  Bedeutung; 
daß  ihre  Zulässigkeit  nur  dann  gewärtigt  werden  kann,  wenn  die  Vor¬ 
aussetzungen  zur  Vornahme  nicht  nur  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
des  requirierenden  Staates,  sondern  auch  jenen  des  ersuchten  Staates 
entsprechen. 

Dagegen  scheint  mir  gegen  die  Stellung  der  von  4 — 6  angeführten 
Begehren  sowie  gegen  ihre  Erfüllung  in  keiner  Hinsicht  ein  Anstand  zu 
bestehen,  so  zwar,  daß  angenommen  werden  kann,  daß  derlei  Wünschen 
immer  entsprochen  werden  könnte. 

Endlich  wären  noch  zwei  Fragen  in  Betracht  zu  ziehen: 

1.  Es  könnte  auch  noch  das  Ersuchen  gestellt  und  demselben  gewiß 
stattgegeben  werden,  daß  die  requirierte  Behörde,  im  Falle  der  gesuchte 
Täter  sich  bereits  weitergeflüchtet  hätte,  oder  wofern  aus  dem  Gang  der 
Erhebungen  noch  Recherchen  an  einem  anderen  Orte  des  ersuchten 
Landes  als  notwendig  resultieren,  die  Verfolgung  im  eigenen  Wirkungs¬ 
kreise  aufnehme,  bzw.  die  noch  erforderlichen  Nachforschungen  von 
selbst  einleite,  ohne  erst  abzuwarten,  daß  die  von  den  bisherigen  Er¬ 
gebnissen  verständigte  requirierende  Behörde  noch  mit  einem  besonderen 
Ersuchen  mit  der  durch  den  Postenlauf  bedingten  Verspätung  die  noch 
notwendigen  Nachforschungen  begehre.  Diese  Vorgangsweise  sollte  der- 
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maßen  zur  Regel  gemacht  werden,  daß  ihre  Einhaltung,  auch  wenn  nicht 
ausdrücklich  verlangt,  sich  von  selbst  verstünde. 

2.  Ebenso  müßte  die  Einrichtung  getroffen  werden,  daß  —  auch  von 
den  Fällen  der  durch  besondere  zwischenstaatliche  Verträge  geregelten 
Verfolgung  im  Grenzgebiete  abgesehen  —  Polizeiorganen,  wenn  sie  in 
dringlichen  Fällen  zur  Verfolgung  von  flüchtigen  Verbrechern  oder  zur 
Veranlassung  dringender  Erhebungen  im  fremden  Staatsgebiete  in  dieses, 
sei  es  mit  der  Bahn,  sei  es  zu  Schiff  oder  mittels  Flugzeuges,  einreisen 
müssen,  daselbst  solche  Förderung  zuteil  wird,  daß  sie  nicht  erst  durch 
Erfüllung  verschiedener  zeitraubender  Förmlichkeiten  in  der  Verfolgung 
ihres  Zieles  aufgehalten  werden.  Es  sollte  anerkannt  werden,  daß  in 
solchen  Fällen  z.  B.  von  einem  Passe  abgesehen  und  derselbe  durch  eine 
offene  Order  oder  ein  Ersuchsschreiben  der  mit  der  Amtshandlung  be¬ 
faßten  Behörde  ersetzt  werden  kann.  Selbstverständlich  wären  die 
Organe  im  fremden  Staate  zur  Vornahme  irgendwelcher  Amtshandlungen 
nicht  befugt,  wohl  aber  zur  Entgegennahme  von  Informationen  von  seiten 
der  Behörde,  die  sie  wieder  ihrerseits  zur  Förderung  der  Nachforschungen 
eingehend  zu  informieren  hätten. 

Besonders  hätte  dies  auf  solche  Fälle  Anwendung  zu  finden,  wo  schon 
mit  Rücksicht  auf  ihre  besondere  Artung  ein  kombiniertes  Arbeiten  der 
Behörden  zweier  oder  mehrerer  Staaten  notwendig  ist,  z.  B.  wenn  ein 
Täter  an  Orten,  die  in  verschiedenen  Staatsgebieten  liegen,  Verbrechen 
begangen  hat,  oder  wenn  Komplizen  verschiedener  Nationalität,  die  ein 
Verbrechen  gemeinsam  begangen  haben,  in  ihren  respektiven  Heimat¬ 
ländern  zur  Verhaftung  gelangt  sind. 

Daß  nach  Umständen  auch  die  Errichtung  eines  Grenzüberwachungs¬ 
dienstes  unter  Verwendung  von  Flugzeugen  ins  Auge  gefaßt  werden 
könnte,  möchte  ich  —  ebenso  wie  das  Problem  der  Luftpolizei  über¬ 
haupt  —  hier  nur  der  Vollständigkeit  halber  erwähnen. 

Wie  man  sieht,  handelt  es  sich,  wenn  allen  oben  erwähnten  Forde¬ 
rungen  entsprochen  werden  soll,  um  so  weitgehende  Einführungen,  daß 
ein  bloßes  Zugeständnis  derselben  von  Behörde  zu  Behörde  wohl  nicht 
möglich  ist,  sondern  nur  durch  eine  Vereinbarung  der  Staaten  zustande 
kommen  könnte.  Es  wäre  selbstverständlich  möglich,  daß  die  einzelnen 
Staaten  untereinander  —  das  heißt:  fallweise  ein  Staat  mit  einem  anderen 
—  derartige  Verträge  abschließen,  ähnlich,  wie  es  bei  den  Auslieferungs¬ 
verträgen  der  Fall  ist.  Es  bestünde  aber  dann  eben  die  Gefahr,  daß  das 
Ergebnis  wieder  so  divergente  Verträge  mit  den  sich  daraus  ergebenden 
Nachteilen  wären. 

Nach  meinem  Dafürhalten  würde  es  sich  daher  empfehlen,  alle  diese 
Einrichtungen  im  Wege  eines  zwischen  allen  oder  mehreren  Staaten  ge¬ 
schlossenen  Kollektivübereinkommens  einzuführen.  Dies 
um  so  mehr,  als  diese  Sicherung  des  zwischenstaatlichen  Verkehrs,  wie 
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aus  meinen  weiteren  Ausführungen  sich  gleich  ergeben  wird,  eigentlich 
nur  als  die  Unterstufe  für  die  allgemeine,  im  Interesse  der  Be¬ 
kämpfung  des  gemeinen  und  darunter  insbesondere  des  internationalen 
Verbrechertums  herbeizuführende  Regelung  der  internationalen 
Kriminalpolizei  aufzufassen  ist.  Übrigens  besitzen  wir  ja  schon 
vielversprechende  Ansätze  in  den  Zentralstellen  zur  Bekämpfung  des 
Mädchenhandels  und  der  Pornographie. 

Ich  sage:  Die  Unterstufe,  denn  es  handelt  sich  ja  in  allen  oben  ins 
Auge  gefaßten  Fällen  nur  um  die  unmittelbare  Amtshilfe  aus  konkretem 
Anlasse,  die  also  nur  im  Rahmen  des  örtlich  Möglichen  geleistet  werden 
kann.  Damit  ist  aber  den  Bedürfnissen,  die  die  Bekämpfung  des  Ver¬ 
brechertums  im  allgemeinen  und  des  internationalen 
im  besonderen  mit  sich  bringt,  keineswegs  Genüge  getan. 

Um  die  Vorbedingungen  für  die  Erfüllung  dieser  großen  und  schweren 
Aufgaben  zu  schaffen,  ist  es  notwendig,  Material,  das  vielfach  sehr  zer¬ 
streut  und  nur  schwer  zu  erlangen  ist,  zu  sammeln,  es  durch  fachgemäße 
Sichtung  und  Ordnung  zum  richtigen  Wert  zu  bringen  und  bei  ein¬ 
tretendem  Bedarf  den  interessierten  Stellen  zunutze  kommen  zu  lassen. 
Jetzt  erst  eröffnet  sich  die  Aussicht  auf  eine  erfolgreiche  Erfassung  auch 
speziell  des  internationalen  Verbrechertums. 

Hieraus  ergibt  sich  die  Forderung  nach  einem  weiteren  Aufbau,  den 
ich  nach  Vornahme  einer  mir  noch  sehr  wichtig  erscheinenden  Fest¬ 
stellung  in  folgendem  skizzieren  möchte. 

An  dieser  Stelle  scheint  es  zunächst  geboten,  Klarheit  darüber  zu 
schaffen,  was  wir  denn  unter  , internationalem  Verbrechertum*,  vom 
Standpunkte  unserer  Zwecke  aus  betrachtet,  zu  verstehen  haben,  oder 
vielmehr,  welcher  Begriffsbestimmung  wir  bedürfen,  um  eine  richtige 
und  ausgiebige  Erfassung  desjenigen  Materials  zu  ermöglichen,  das  wir 
benötigen.  Nach  meinen  Erfahrungen  glaube  ich  nämlich,  daß  wir  hier 
keine  zu  strikte  Umgrenzung  fixieren  sollen,  weil  wir  sonst  Gefahr  laufen, 
daß  wichtiges  Material  verlorengeht. 

Nach  reiflicher  Überlegung  würde  ich  vorschlagen,  für  die  .inter¬ 
nationale  Erfassung*  folgende  Kreise  in  Betracht  zu  ziehen: 

a)  Personen,  die  in  einem  außerhalb  des  Staates  ihres  ordentlichen 
Wohnsitzes  oder  ständigen  Aufenthaltes  (.Inland*)  gelegenen  Gebiete 
sich  in  strafgesetzwidriger  Weise  —  doch  kommen  nur  dolose  De¬ 
likte  in  Betracht  —  betätigen,  insbesondere  solche,  die  in  mehreren 
Ländern  sich  so  betätigen. 

Besonders  wären  dabei  professionelle  Verbrecher,  z.  B.  Hochstapler, 
Heiratsschwindler,  Münz-,  Banknoten-  und  Urkundenfälscher,  Glücks¬ 
spieler,  Taschen-,  Eisenbahn-  und  Hoteldiebe,  Einbrecher,  Bankdiebe  und 
-räuber,  Mädchenhändler  usw.  anzuführen. 
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b)  Personen,  die  sich  in  solcher  strafgesetzwidrigen  Weise  zwar  nur 
innerhalb  der  Grenzen  des  Staates  ihres  ordentlichen  Wohnsitzes  oder 
ständigen  Aufenthalts,  aber  mit  der  Absicht  betätigen,  außerhalb  dieses 
Gebietes  befindliche  Rechtsgüter  zu  schädigen. 

c)  Personen,  welche  nach  Begehung  eines  Verbrechens  ins  Ausland 
geflüchtet  sind. 

Es  muß  betont  werden,  daß  mit  dieser  Umgrenzung  keine  Definition 
des  »internationalen  Verbrechers*  gegeben  sein  soll,  vielmehr  glaube  ich, 
daß  erst  aus  diesem  Material  heraus,  und  zwar  erst  durch  richtige  Ver¬ 
wertung  desselben  im  konkreten  Falle  feststellbar  sein  wird,  ob  die  zu 
untersuchende  Person  als  .internationaler  Verbrecher*  anzusehen  ist. 

Ich  habe  ausdrücklich  und  bewußt  nur  von  , strafgesetzwidriger  Be¬ 
tätigung“,  nicht  von  der  Begehung  eines  Verbrechens  gesprochen,  weil  es 
ja  erfahrungsgemäß  häufig  vorkommt,  daß  der  einzelne  Fall,  bei  dem  es 
gelingt,  den  Internationalen  zu  erfassen,  sich  als  Übertretung  qualifiziert; 
selbstverständlich  enthält  die  von  mir  vorgeschlagene  Fassung  auch  die 
Miteinbeziehung  des  Versuches  und  aller  Grade  der  Komplizität. 

Zunächst  wäre  erforderlich,  daß  in  jedem  Lande  eine  Stelle  als 
Zentrale  für  die  internationale  Polizei  bestimmt  würde,  wo¬ 
bei  darauf  hinzuweisen  wäre,  daß  wir  ja  schon  vielversprechende  Ansätze 
in  dieser  Beziehung  in  den  .Zentralstellen“  besitzen,  die  zum  Zwecke 
der  Überwachung  des  Mädchenhandels  und  zur  Bekämpfung 
unzüchtiger  V  eröffentlichungen  ins  Leben  gerufen  worden 
sind. 

Der  Vollständigkeit  halber  möchte  ich  gleich  hier  bemerken,  daß  es 
sich  empfehlen  dürfte,  in  diesen  Landeszentralen  auch  die  inter¬ 
regionale  Polizei  zu  zentralisieren. 

Der  Polizei  machen  ja  auch  schon  solche  Verbrecher  schwer  zu 
schaffen,  die  zwar  auch  aus  dem  Ortswechsel  ihren  Vorteil  ziehen,  aber 
diesen  Ortswechsel  nur  innerhalb  des  einen  Staatsgebietes,  wo  sie  ihren 
ordentlichen  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  haben,  vornehmen, 
also  nicht  auf  fremdes  Staatsgebiet  übertreten.  Hier  steht  die  Polizei  vor 
teilweise  ähnlichen  Aufgaben  wie  gegenüber  dem  internationalen  Ver- 
brechertume,  nur  in  kleinerem  Maßstabe,  und  es  wäre  daher  sehr  zweck¬ 
mäßig,  diese  Aufgabe  einer  Stelle,  die  für  das  ganze  Staatsgebiet  be¬ 
stimmt  ist,  zuzuweisen;  doch  wäre  diese  Regelung  —  ich  meine  aus¬ 
drücklich  die  interregionale  Polizei  —  Sache  der  ein¬ 
zelnen  Staaten. 

Die  Aufgaben  der  für  die  Dienste  der  internationalen  Polizei 
bestimmten  Zentralstellen,  in  welche  insbesondere  auch  die  be¬ 
reits  erwähnten  Zentralstellen  zur  Überwachung  des  Mädchenhandels 
und  zur  Bekämpfung  unzüchtiger  Veröffentlichungen  aufgehen  müßten, 
hätten  im  wesentlichen  in  folgendem  zu  bestehen: 
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1.  Sammlung  des  Materiales,  das  ihnen  von  den  in-  und 
ausländischen  Behörden  geliefert  wird.  Hier  käme  in  Betracht: 

a)  die  Steckbriefe  und  die  von  polizeilicher  Seite  aus  erlassenen 
Verfolgungen  flüchtiger  Verbrecher  sowie  die  Verlautbarung  größerer 
Kriminalfälle,  deren  Täter  entweder  unbekannt  oder  flüchtig  sind,  und 
die  Verlautbarung  aller  dieser  Daten  in  Form  eines  Zentralpolizei¬ 
blattes  (wie  es  ohnehin  in  den  meisten  Staaten  schon  geschieht). 

b)  Die  Sammlung  der  verschiedenen  Mitteilungen  über  ein¬ 
schlägige  Wahrnehmungen  sowie  die  Anfragen  der  Landespolizeibehörden 
über  internationale  (und  interregionale)  Verbrecher. 

c)  Die  Korrespondenz  mit  den  auswärtigen  Zentralstellen  und 
mit  den  Landesbehörden  des  eigenen  Landes  wie  auch  fremder  Länder 
über  folgende  Gegenstände: 

aa)  Verfolgung  flüchtiger  Verbrecher. 

bb)  Wahrnehmungen  betreffend  die  Abreise  von  Verbrechern. 

cc)  Korrespondenz  bezüglich  kriminalpolizeilich  bedenklicher 
Fremder. 

d)  Anlegung  einer  Lichtbilder-, 

e)  einer  Fingerabdruck  -  und 

f)  einer  Handschriftensammlung  sowie 

g)  folgender  Evidenzen:  Ein  Trickregister,  eine  Sache- 
v  i  d  e  n  z  ,  eine  Personsbeschreibungsevidenz  und  eine 
Kategorienevidenz. 

h)  Ein  Strafregister. 

i)  Führung  eines  entsprechenden  Steckzettelindex, 

2.  Auskunfterteilung  und  Korrespondenz  mit  den  inländischen 
Polizeibehörden  sowie  mit  den  ausländischen  Zentralstellen  und  mit  dem 
weiter  unten  zu  behandelnden  internationalen  Bureau. 

3.  Sammlung  statistischen  Materials,  Herausgabe  einer  Statistik 
und  eines  jährlichen  Berichtes. 

4.  Eine  tägliche  Radio-Korrespondenz  zwecks  Bekanntgabe 
der  vorgekommenen  klamorosen  Fälle  und  Entgegennahme  analoger 
Depeschen  der  fremden  Zentralen  nach  einer  bestimmten  Stundenein¬ 
teilung. 

5.  Die  Verwaltung  der  Freimarken. 

Bei  Einleitung  von  Verfolgungen  wären  in  solchen  Fällen,  wo 
Anhaltspunkte  dafür  vorliegen,  daß  der  Gesuchte  sich  an  konkrete,  den 
Namen  nach  bekannte  Orte  des  Auslandes  geflüchtet  hat,  die  zuständigen 
Lokalbehörden  anzugehen  und  die  betreffende  Landeszentrale  hiervon  zu 
verständigen;  in  Fällen,  wo  solche  Anhaltspunkte  nicht  vorliegen,  wäre 
das  Ersuchen  bloß  an  die  Landeszentrale  zu  richten.  In  besonders  wich¬ 
tigen  Fällen  der  letzteren  Art  wäre  dann,  wenn  mit  einigem  Grunde 
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vermutet  werden  kann,  daß  der  Flüchtige  sich  speziell  in  ein  bestimmtes 
Land  gewandt  hat,  die  in  Betracht  kommende  Zentralstelle  um  Einleitung 
der  Verfolgung  innerhalb  des  eigenen  Landes  mittels  schriftlicher  Ver¬ 
ständigung  der  Lokalbehörden,  sonst  aber  lediglich  um  Verlautbarung 
des  Falles  im  Zentralpolizeiblatte  zu  ersuchen. 

Die  Krönung  des  ganzen  Gebäudes  hätte  ein  Internationales 
Zentralpolizeibureau  zu  bilden,  dem  folgende  Aufgaben  zu¬ 
fielen: 

I.  Materialsammlung. 

1.  Führung  eines  Steckzettelindex,  dessen  Daten  zu  entnehmen  wären: 

a)  den  Steckbriefen  in  den  Zentralpolizeiblättern  der  einzelnen 
Länder,  wobei  aber  zu  bemerken  wäre,  daß  zur  Vermeidung  einer  zu 
großen  Belastung  dieses  Index  nur  solche  Personen  aufzunehmen  wären, 
bezüglich  derer  die  Vermutung  oder  doch  die  Möglichkeit  besteht,  daß 
sie  ins  Ausland  geflüchtet  sind.  Dies  wäre  in  den  Zentralpolizeiblättern 
der  einzelnen  Länder  durch  Beisetzung  eines  bestimmten  Zeichens 
(z.  B,  ,int.‘)  erkennbar  zu  machen; 

b)  den  Mitteilungen  über  internationale  Verbrecher  (mit  Einschluß  der 
Mitteilungen  über  Abstrafungen). 

2.  Ein  Kategorienindex  sowie  eine  Photographien-  und  eine  daktylo¬ 
skopische,  womöglich  auch  eine  Handschriftensammlung,  eine  Sach-,  eine 
Personsbeschreibungs-  und  eine  Trickevidenz. 

II.  Auskunftserteilung  an  die  Landeszentralen. 

III.  Herstellung  einer  Statistik  und  eines  jährlichen  Be¬ 
richts. 

IV.  Herausgabe  eines  internationalen  Polizeiblattes 
in  den  Sprachen:  Tschechisch  oder  Polnisch,  Deutsch,  Englisch,  Fran¬ 
zösisch,  Italienisch  und  Jugoslawisch,  das  mindestens  einmal  wöchentlich 
zu  erscheinen  und  folgendes  zu  enthalten  hätte: 

1.  Nachrichten  von  besonders  großen  schweren  Verbrechen,  deren 
Täter  unbekannt  sind,  oder  die  nachgewiesenermaßen  oder  wahrschein¬ 
lich  von  internationalen  Verbrechern  begangen  wurden. 

2.  Die  international  erlassenen  Steckbriefe  mit  Bildern. 

3.  Bilder  und  Beschreibung  angehaltener,  erwiesenermaßen  oder 
möglicherweise  internationaler  Verbrecher,  deren  Identität  noch  nicht 
feststeht  oder  die  verdächtig  sind,  in  größerem  Umfange  an  verschiedenen 
Orten  strafbare  Handlungen  begangen  zu  haben. 

4.  Mitteilungen  über 

a)  wichtige  Personalveränderungen  bei  Kriminalbehörden, 

b)  wichtige  Neuerungen  auf  kriminalpolizeilichem  Gebiete, 

c)  kriminalwissenschaftliche  Mitteilungen, 

d)  Mitteilungen  über  Tricks  und  besondere  sonstige  Wahr¬ 
nehmungen  und  Vorkommnisse. 
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V.  Ausgabe  der  internationalen  Freimarken  an  die  Landeszen¬ 
tralen  gegen  Ersatz  der  Gestehungskosten.  Der  postalische  Verkehr 
zwischen  den  Landeszentralen  und  dem  Internationalen  Bureau  hätte 
auch  portofrei  und  unter  Verwendung  dieser  Freimarken  stattzufinden. 

Die  Kosten  für  die  Erhaltung  dieses  Bureaus  wären  von  den  einzelnen 
Staaten  —  am  besten  vielleicht  nach  Maßgabe  der  Einwohnerzahl  —  zu 
tragen.  Darüber,  auf  welcher  Basis  dieses  Bureau  zu  konstituieren  wäre, 
kann  man  wohl  verschiedener  Meinung  sein.  Ich  würde  vorschlagen,  daß 
es  in  ähnlicher  Weise  gebildet  würde,  wie  das  internationale 
Bureau  der  , Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums',  dessen  Kosten  durch  die  Regierungen  sämtlicher  ver¬ 
tragschließenden  Staaten  getragen  werden.  Dasselbe  untersteht  der 
Autorität  der  oberen  Verwaltungsbehörde  der  schweizerischen  Eidge¬ 
nossenschaft  und  arbeitet  unter  ihrer  Aufsicht. 

Dieses  internationale  Polizeibureau  könnte  an  der  Spitze  einen  Be¬ 
amten  der  mit  der  Führung  des  Bureaus  betrauten  Regierung  sowie 
einen  eben  von  dieser  Regierung  bestimmten  Stellvertreter  haben; 
sonstige  Einzelheiten  bezüglich  des  Personalstandes  brauche  ich  ja  in 
diesem  nur  auf  die  grundsätzliche  Seite  der  Frage  abzielenden  Vorschlag 
nicht  auszuführen. 

Das  Bureau  hätte  nur  den  Verkehr  mit  den  Landeszentralen  zu  pflegen, 
dagegen  nicht  mit  den  Ortsbehörden. 

Zum  Zwecke  der  entsprechenden  Dotierung  der  Landeszentralen  und 
des  internationalen  Bureaus  wären  bei  Aufgreifung  in  Betracht  kommen¬ 
der  Personen  anzufertigen: 

1.  4  Fingerabdrücke, 

2.  4  Lichtbilder, 

3.  4  Handschriftenproben,  von  welchen  Stücken  bestimmt  sind:  1  für 
den  eigenen  Bedarf  der  Lokalbehörde,  3  für  die  Landeszentrale,  die  wieder 
1  Exemplar  für  sich  behält  und  je  1  Exemplar  weitergibt  an  die  Landes¬ 
zentrale  des  Heimatsstaates  (bzw.  wenn  dieser  nicht  bekannt  sein  sollte, 
des  Landes  der  Geburt)  und  an  das  internationale  Polizeibureau. 

Die  Ortsbehörde  hätte  der  Landeszentrale  anzuzeigen: 

1.  Alle  vermutlich  oder  sicher  von  Internationalen  begangenen,  resp. 
vom  internationalen  Standpunkte  aus  zu  wertenden,  noch  unaufgeklärten 
Fälle. 

2.  Alle  Anhaltungen  von  Internationalen  unter  kurzer  Bekanntgabe 
des  Tatbestandes,  der  Trickbeschreibung  und  der  Komplizen. 

3.  Sonstige  Wahrnehmungen  über  Internationale. 

4.  Die  Abstrafungen  der  unter  2  angeführten  Personen. 

Endlich  würde  es  den  Ortsbehörden  auch  obliegen,  über  bei  ihnen 
auftauchende  kriminalpolizeilich  bedenkliche  Fremde  mit  der  in  Be- 
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tracht  kommenden  Ortsbehörde  des  Ursprungslandes  und  auch  mit  der 
eigenen  Landeszentrale  zu  korrespondieren. 

Die  Voraussetzung  für  die  Errichtung  eines  solchen  Gebäudes  wäre, 
wie  sich  aus  obigem  ergibt,  ein  Kollektivvertrag  der  inter¬ 
essierten  Mächte,  welcher  etwa  auch  in  ähnlicher  Form  wie  der  inter¬ 
nationale  Vertrag  von  Paris,  betreffend  die  , Internationale  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums“,  und  das  damit  zusammenhängende 
Abkommen  von  Madrid,  betreffend  die  .Internationale  Markenregistrie¬ 
rung“  zustande  kommen  könnte.“ 

Schultz  streift  in  seinem  sehr  interessanten  und  inhaltsreichen 
Referate  fast  alle  Probleme  der  internationalen  Verbrechensbekämpfung. 
Wenn  er  auch  in  manchen  Einzelheiten  schon  etwas  zu  weit  geht,  so 
kann  man  doch  in  der  Hauptsache  mit  ihm  einverstanden  sein  und  sagen, 
daß  er  sich  zumeist  in  den  Grenzen  des  durchaus  und  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  Erreichbaren  hält. 

In  ähnlicher  Weise  wie  Schultz  sprechen  sich  dann  noch  zwei  weitere 
Referate  aus,  das  des  Hofrats  Dr.  Wahl,  Wien,  „Die  Bekämpfung 
des  internationalen  Verbrechertums“  und  das  des  grie¬ 
chischen  Sektionschefs  Dr.  Gardikas  ,,D  er  Geist  des  inter¬ 
nationalen  Strafrechts  und  die  Organisation  des 
Kampfes  gegen  das  internationale  Verbrechertu  m“. 

Wahl  wies  noch  besonders  auf  die  unschätzbaren  Dienste  hin,  die  die 
Presse  vor  allem  bei  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums 
leisten  könne,  Gardikas  schlug  den  Abschluß  eines  Weltauslieferungsver¬ 
trages  vor,  dem  alle  Kulturstaaten  beitreten  sollten. 

Im  Rahmen  der  beiden  ersten  Punkte  der  Tagesordnung  sprach  dann 
noch  ein  Vertreter  Serbiens,  der  die  Einsetzung  sogenannter  „Polizei- 
attaches“  zur  Durchführung  der  internationalen  Amtshilfe  befür¬ 
wortete.  Ähnlich  wie  bereits  Handels-  und  Militärattaches  sollten  auch 
Polizeiattaches  den  Gesandtschaften  zugeteilt  werden.  Bis  zur  Schaffung 
eines  Internationalen  Polizeibureaus  könnten  diese  Polizeiattaches  den 
Informationsdienst  dadurch  versehen,  daß  sie  in  den  Staaten,  in  denen 
sie  sich  befinden,  in  ständiger  Verbindung  untereinander  bleiben,  die 
Verbrecherlisten  austauschen  und  solche  auch  den  Polizeibehörden  des 
betreffenden  Staates  übermitteln.  Sie  könnten  weiter  bei  öfteren  Zu¬ 
sammenkünften  aktuelle  Polizeifragen  erörtern  und  bei  vorkommenden 
größeren  Kriminalfällen,  die  sich  in  dem  Lande,  in  dem  sie  sich  befinden 
oder  in  einem  anderen  ereignen,  nötigenfalls  selbst  die  Initiative  er¬ 
greifen,  um  der  Kriminalpolizei  durch  Vornahme  eigener  Nachforschungen 
in  den  Gesellschaftskreisen,  in  denen  sie  sich  bewegen,  beizustehen.  Die 
Polizeiattaches  müßten  den  übrigen  Gesandtschaftsbeamten  gleichge¬ 
stellt  werden  und  dieselben  Vergünstigungen  genießen  wie  diese.  Außer- 
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dem  müßten  sie  bei  dem  betreffenden  Ministerium  des  Innern  und  der 
betreffenden  Hauptpolizeidirektion  eingeführt  und  akkreditiert  werden, 
so  daß  ihre  direkten  Berichte  und  schriftlichen  Eingaben,  welche  sie  an 
die  betreffenden  Behörden  und  Ämter  richten,  denselben  Wert  hätten, 
wie  die  von  der  Gesandtschaft  an  das  Ministerium  des  Äußern  gerichteten 
Verbalnoten.  Die  Funktion  der  Polizeiattaches  müsse  sich  auf  das  rein 
kriminalpolizeiliche  Gebiet  beschränken.  Das  betreffende  Ministerium 
des  Innern,  in  welchem  sie  akkreditiert  seien,  müsse  den  Polizeiattaches 
nach  eigenem  Ermessen  alle  im  Interesse  einer  zweckentsprechenden 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  nötigen  Erleichterungen  schaffen,  jedoch  müsse 
jedem  Staat  das  Recht  Vorbehalten  werden,  die  Mitarbeit  eines  solchen 
Polizeiattaches  anzunehmen  oder  abzulehnen. 

Die  serbischen  Vorschläge  fanden  bei  der  Mehrzahl  der  Kongreß¬ 
teilnehmer  keinen  Anklang.  Mit  Recht  wurde  darauf  hingewiesen,  daß 
sie  in  der  Praxis  schon  an  den  finanziellen  Schwierigkeiten  scheitern 
müßten. 

Polizeipräsident  Sirks  von  Rotterdam  referierte  über  ,,D  i  e  Ein¬ 
ziehung  von  Nachrichten  über  Fremde  bei  ihrer 
Niederlassung“.  Er  führte  —  unter  besonderer  Hervorkehrung 
der  präventiven  Seite  der  Polizei  —  aus,  daß  unter  den  Personen,  die  sich 
in  einem  anderen  Lande  niederlassen  wollen,  sich  häufig  unerwünschte 
Elemente  befänden.  Diese  seien  oft  zwar  keine  Verbrecher  im  Sinne  des 
Gesetzes  und  gehörten  nicht  zu  den  internationalen  Berufsverbrechern, 
führten  aber  doch  vielfach  ein  Leben,  das  die  Gefahr  der  Verübung  von 
Vergehen  mit  sich  bringe  oder  auch  in  enger  Verbindung  mit  der  Ver¬ 
brecherwelt  stehe.  In  ihrem  eigenen  Vaterlande  seien  diese  Leute  gut 
bekannt,  und  man  könne  dort  leicht  Fühlung  mit  ihnen  halten.  Zur  Er¬ 
langung  der  erforderlichen  Auskünfte  über  solche  zugereiste  Personen 
sei  im  Interesse  größtmöglicher  Schnelligkeit  ein  unmittelbarer  Schrift¬ 
verkehr  und  eine  regelmäßige  Verbreitung  der  Polizei-  und  Fahndungs¬ 
blätter  der  Länder  untereinander  notwendig.  Gegenwärtig  müsse  für  die 
Erlangung  von  Auskünften  in  manchen  Fällen  der  diplomatische  Weg 
beschritten  werden,  auch  die  Beantwortung  geschähe  oft  wohl  über  die 
Konsulate,  und  manchmal  komme  es  vor,  daß  gar  keine  Antwort  auf  die 
Anfragen  einträfe. 

Über  „internationale  Bekämpfung  des  Falsch- 
münzertums“  referierten  Kriminalkommissar  von  Liebermann  vom 
Polizeipräsidium  Berlin  und  der  Hoofdinspekteur  Broekhoff  aus  Amster¬ 
dam.  Von  Liebermann  legte  dar,  daß  der  internationale  Charakter  bei 
keiner  Straftat  so  klar  hervortrete  wie  bei  Banknotenfälschungen. 
Zahlreiche  Staaten  hätten  an  sich  selber  erfahren,  welche  Gefahr  das 
moderne  internationale  Banknotenfälschertum  darstellt.  Polen  habe  im 
letzten  Dezember  eine  der  Ursachen  für  den  damaligen  Tiefstand  seiner 
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Valuta  in  den  zahlreichen  Fälschungen  der  polnischen  1000-Mark-Scheine 
gesucht,  mit  denen  Mitteleuropa  damals  geradezu  überschwemmt  worden 
sei.  Auch  für  das  deutsche  Geldwesen  hätten  noch  Mitte  1920  zahl¬ 
reiche  Nachahmungen  deutscher  Banknoten  eine  ernsthafte  Gefahr  be¬ 
deutet.  Von  einer  einzigen  ungarischen  Banknotenart  habe  sich  bei  der 
Einziehung  ein  außerordentlich  großer  Prozentsatz  als  falsch  herausge¬ 
stellt.  Einen  scharfen  Kampf  gegen  das  Banknotenfälschertum  haben 
ferner  Holland,  die  Tschecho-Slowakei,  Italien,  Rumänien,  Frankreich, 
Belgien,  England  und  Dänemark  zu  führen  gehabt.  Die  vielen  falschen 
englischen  Pfundnoten  seien  vielfach  so  täuschend  ähnlich  nachgemacht 
gewesen,  daß  selbst  gute  Kenner  englischen  Geldes  über  die  Echtheit 
oder  Unechtheit  im  Zweifel  gewesen  seien.  Wie  das  echte  Geld,  so 
blieben  auch  seine  Nachahmungen  ständig  im  Fluß  und  drängen  über  die 
Landesgrenze  in  andere  Länder.  Vielfach  setzten  die  Falschmünzer  auch 
auf  Reisen  im  Auslande  ihre  falschen  Scheine  um.  Jeder  Staat  habe  an 
der  Aufdeckung  einer  jeden  Banknotenfälschung  Interesse,  da  Falsch¬ 
münzer  vielfach  ihre  Betriebe  von  den  Noten  des  einen  Landes  auf  die 
eines  anderen  Landes  umstellen.  Wenn  dem  internationalen  Falsch¬ 
münzer  die  Nachahmung  von  Falschnoten  geringvalutarischer  Länder 
nicht  mehr  lohnend  genug  erscheine,  so  wende  er  sich  regelmäßig  der 
Fälschung  höherwertiger  ausländischer  Banknoten  zu.  Der  Falschmünzer 
würde  besonders  häufig  rückfällig,  und  deshalb  bestehe,  wenn  ein  solcher 
sich  in  einem  anderen  Lande  niedergelassen  habe,  immer  die  Gefahr,  daß 
er  über  kurz  oder  lang  auch  das  Geld  seines  jetzigen  Aufenthaltslandes 
nachzuahmen  versuche. 

Ein  Verbrechen,  das  sich  in  seinen  Folgen  über  eine  Reihe  von  Ländern 
erstreckt,  werde  man  rein  lokal  niemals  bekämpfen  können,  sondern  nur 
durch  eine  internationale  Zusammenarbeit  aller  Fahndungsbehörden, 
Wenn  die  Vertreiber  von  Falschnoten  verhaftet  würden,  diese  Verhaftung 
aber  nicht  zur  Aufhebung  der  Druckerwerkstatt  führe,  dann  sei  nahezu 
nichts  erreicht,  denn  solange  die  Druckerwerkstatt  bestehe,  fließe  die 
Quelle,  aus  der  immer  neue  Falschnoten  in  das  Publikum  strömen. 

Um  die  Lage  der  Falschgelddruckerei  zu  ermitteln,  müsse  man  einen 
vollständigen  Einblick  in  das  Verbreitungsgebiet  der  Falschscheine  und 
über  den  Zeitpunkt  ihres  Anhaltens  in  den  einzelnen  Staaten  oder 
Ländern  haben.  Aus  den  Bewegungen  der  Falschscheine  lasse  sich 
dann  auf  die  Bewegungen  der  Falschmünzerbande  schließen.  Die  Falsch¬ 
münzer  seien  zwar  vielfach  so  vorsichtig,  ihre  Falschscheine  fern  vom 
Herstellungsort  in  Verkehr  zu  bringen,  doch  gäben  sie  gewöhnlich  einen 
oder  mehrere  Scheine  probeweise  noch  am  Orte  der  Herstellung  in  den 
Verkehr,  um  zu  sehen,  wie  sich  das  Publikum  zu  ihnen  stelle.  Einen  aus¬ 
reichenden  Einblick  in  die  Verbreitungsform  und  das  Verbreitungsgebiet 
der  Falschscheine  könne  man  nur  gewinnen,  wenn  man  das  Material, 
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welches  die  Polizeibehörden  der  verschiedenen  Länder  über  die  Falsch¬ 
scheine  aller  Gegenden  besitzen,  kenne. 

Es  erhebe  sich  nun  die  Frage,  wie  die  internationale  Zusammenarbeit 
zur  Bekämpfung  der  Falschmünzerfrage  einzurichten  sei,  Unbedingte 
Voraussetzung  sei,  daß  in  jedem  Lande  eine  Zentralstelle  bestehe,  in  der 
alle  wissenswerten  Vorgänge  über  Falschmünzereien  gesammelt  werden. 
Zur  wirksamen  Bekämpfung  der  Falschmünzerei  gehöre  außerdem  der 
ständige  Nachrichtenaustausch  der  Zentralstellen  aller  Länder.  Dies 
lasse  sich  am  besten  dadurch  bewerkstelligen,  daß  die  einzelnen  Landes¬ 
zentralstellen  in  bestimmten  Zeitabschnitten  einem  internationalenBureau 
über  alle  Vorkommnisse  in  Falschgeldsachen  in  ihrem  Lande  berichten. 
Dieses  internationale  Bureau,  das  bereits  Hofrat  Dr.  Schultz  in  den 
Mittelpunkt  seiner  Betrachtungen  gestellt  habe,  müsse  diese  Mitteilungen 
der  einzelnen  Länder  an  alle  Teilnehmerstaaten  der  Organisation  weiter¬ 
geben.  Das  internationale  Bureau  müsse  weiterhin  eine  Kartothek  über 
sämtliche  bestraften  Falschmünzer  anlegen  und  eine  Liste  über  reisende 
oder  gesuchte  internationale  Falschmünzer  führen  und  den  Landes¬ 
zentralstellen  mitteilen.  Dem  Bureau  müsse  außerdem  von  neu  auf¬ 
tauchenden  Banknotenfälschungen  genaue  Nachricht  gegeben  werden, 
und  diese  Nachrichten  müßten  sofort  an  die  anderen  Teilnehmer  weiter¬ 
gegeben  werden. 

Das  internationale  Bureau  könne  weiterhin  auf  Anregung  des  ein¬ 
zelnen  Teilnehmerstaates  vorbeugende  Maßnahmen  gegen  Banknoten¬ 
fälscher  treffen  und  neue  Falschmünzertricks  sowie  die  dagegen  an¬ 
zuwendenden  Maßnahmen  bekanntgeben. 

Auch  Broekhoff  erklärte,  daß,  bevor  man  an  internationale  Zu¬ 
sammenarbeit  auf  dem  Gebiete  der  Bekämpfung  der  Banknotenfälschung 
denken  könne,  unbedingt  im  eigenen  Lande  eine  Zentralstelle  geschaffen 
werden  müsse,  in  der  die  Nachrichten  über  Fälschungen  aus  allen  Städten 
und  Dörfern  des  Landes  Zusammenkommen.  Eine  systematische  Unter¬ 
suchung  könne  nie  stattfinden,  wenn  nicht  von  der  Zentrale  festgestellt 
werde,  ob  die  Fälschung  aus  einer  bekannten  Fabrik  stamme  oder  aus 
einer  neuen  Fabrik.  Aus  der  Übersicht,  die  man  bei  der  Zentrale  von 
allen  bekannten  Exemplaren  bekomme,  und  aus  der  Zusammenstellung 
der  Ermittelungen  über  den  Weg,  welchen  die  Fälschungen  genommen 
haben,  könnten  nicht  selten  Schlüsse  oder  Kombinationen  über  den 
Ursprung  der  Fälschungen  gebildet  werden. 

Jede  Zentrale  in  jedem  Lande  sollte  im  Besitz  von  einem  Satz  der 
echten  Banknoten  jedes  Landes  sein,  da  durch  Vergleichung  die  Falsch¬ 
heit  viel  besser  zu  erkennen  sei.  Die  niederländische  Bank  sei  bereit, 
jeder  Zentrale  einen  derartigen  Satz  zur  Verfügung  zu  stellen. 

In  praktischer  Auswertung  der  beiden  Referate  beantragte  Broekhoff: 
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1.  Die  Regierungen  aller  Länder  aufzufordern,  nach  dem  Muster  der 
bestehenden  Falschgeldzentralstellen  auch  in  ihren  Ländern  solche 
Stellen  einzurichten; 

2.  schleunigst  eine  dauernde  Fühlungnahme  dieser  Zentralstellen 
miteinander  herbeizuführen; 

3.  sich  dahin  zu  verständigen,  daß  eine  dieser  Stellen  schon  jetzt  zu 
einer  Art  internationalem  Bureau  für  die  Zwecke  dieser  zentralen 
Zusammenarbeit  bestimmt  wird. 

Den  Vorschlägen  Broekhoffs  stimmte  der  Kongreß  in  allen  Punkten 
zu,  was  in  den  später  noch  zu  erwähnenden  Kongreßbeschlüssen  seinen 
praktischen  Niederschlag  fand. 

Polizeirat  Dr,  Vetter  von  der  Wiener  Polizeidirektion  hielt  ein 
Referat  über  den  „Scheckbetru g“.  Er  betonte,  daß  die  Handhabung 
von  Schecks  im  Wirtschaftsleben  durch  den  Grundsatz  von  Treu  und 
Glauben  bedingt  sei.  Dies  hätten  die  Verbrecher  für  Zwecke  des  Betrugs 
und  der  Fälschung  ausgenutzt.  Im  Wesen  des  Schecks  liege  es,  daß  er 
nicht  lokal  beschränkt,  sondern  vor  allem  international  sei,  und 
daß  der  Betrug  um  so  leichter  gelinge,  je  größer  die  Entfernung  zwischen 
dem  Zahlungsorte  und  dem  Tatorte  des  Verbrechens  sei,  wodurch  außer¬ 
dem  die  Schwierigkeiten  der  Feststellung  des  Täters  bedeutend  ver¬ 
größert  würden.  Die  verschiedene  Art  des  Scheckbetruges  ergäbe  sich 
aus  den  wesentlichen  Elementen  des  Schecks  von  selbst.  Damit  ein 
Scheck  in  Ordnung  gehe  und  vom  Bezogenen  honoriert  werde,  sei  erstens 
erforderlich,  daß  der  Aussteller  beim  Bezogenen  ein  Guthaben  besitze, 
und  zweitens,  daß  das  Guthaben  zur  Deckung  ausreiche,  weiter,  daß  die 
Unterschrift  des  Ausstellers  echt  sei,  ebenso  das  Scheckpapier,  und  daß 
endlich  in  den  Fällen,  wo  vom  Bezogenen  Scheckhefte  ausgefolgt  werden, 
das  Blankett  echt  sei  und  die  Schecknummer  auch  dem  Aussteller  recht¬ 
mäßig  zukomme.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  könnten  beim  Be¬ 
zogenen  unschwer  geprüft  werden.  Wesentlich  anders  verhalte  es  sich, 
wenn  der  Scheck  an  eine  dritte  Person  verkauft  werde.  Ein  anderer  als 
der  Bezogene  habe  nicht  ohne  weiteres  die  Möglichkeit,  den  Scheck  in 
allen  wesentlichen  Punkten  zu  prüfen.  Hier  eröffneten  sich  den  Ver¬ 
brechern  eine  Reihe  von  Betrugsmöglichkeiten.  Der  einfachste  und  des¬ 
halb  verbreitetste  Betrug  bestehe  darin,  daß  ungedeckte  Schecks  an 
Zahlungsstatt  verausgabt  würden.  In  diesen  Fällen  liege  keine  Fälschung 
vor,  der  Aussteller  habe  nur  kein  Guthaben  bei  der  Bank,  infolgedessen 
werde  der  Scheck  nicht  honoriert.  Der  Betrug  liege  darin,  daß  bei  dem 
Erwerber  des  Schecks  der  Glaube  erweckt  werde,  daß  ein  Guthaben  vor¬ 
handen  sei. 

Die  einfachste  Scheckfälschung  werde  so  vorgenommen,  daß  die 
Unterschrift  des  Kontoinhabers  bzw.  zeichnungsberechtigten  Ausstellers 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums.  5 


66 


Internationaler  Polizeikongreß  in  Wien 


auf  einem  echten  Scheck  täuschend  nachgemacht  werde.  Was  die  Vor¬ 
sichtsmaßregeln  und  Abwehrmaßnahmen  betreffe,  so  gäbe  es  solche,  die 
von  den  Banken  vorbereitet  werden,  und  solche,  die  die  Polizei  zu  treffen 
habe.  In  erster  Linie  müsse  die  Bank  für  den  Scheck  haften.  Man  solle 
nicht  ohne  weiteres  jedem,  der  einen  kleinen  Betrag  einlege,  ein  Konto 
eröffnen  und  ihm  ein  Scheckheft  geben.  Zweitens  komme  die  chemische 
Behandlung  des  Papieres  in  Betracht.  Die  Scheckformulare  würden 
einem  Verfahren  unterzogen,  das  es  unmöglich  mache,  auf  chemische 
Weise  den  Betrag  zu  entfernen.  Notwendig  sei,  daß  die  Tinte,  die  man 
zur  Ausstellung  des  Schecks  benutze,  nicht  gewöhnliche  Tinte  sei, 
sondern  womöglich  eine  solche,  die  ätzend  wirke.  Sehr  bewährt  solle 
sich  die  Scheckschreibmaschine  haben.  Der  Vorteil  bestehe  darin,  daß 
man  den  Wortlaut  mit  zwei  Farben  und  perforiert  schreibe.  Diese  Schrift 
sei  dann  nicht  mehr  zu  entfernen. 

Die  Polizei  müsse  in  erster  Linie  der  Paßfälschung  ein  be¬ 
sonderes  Augenmerk  zuwenden,  da  diese  für  jeden  Scheckbetrüger  die 
Voraussetzung  für  seine  Tätigkeit  darstelle.  Weiterhin  sei  eine  ver¬ 
schärfte  Hotelkontrolle  und  eine  scharfe  Handhabung  des 
Meldewesens  notwendig.  Schließlich  sei  auch  ein  besonderes 
Avisierungsverfahren  und  genaue  Benachrichtigung  über  den  objektiven 
Tatbestand  erforderlich.  Man  müsse  genau  erfahren,  auf  welche  Weise 
der  Betrug  verübt  wurde,  wie  der  Scheck  ausgesehen  habe  und  worin  die 
Fälschung  liege. 

Kommissar  Dr.  Lewisch  von  der  Polizeidirektion  Wien  sprach  über 
„internationale  Taschen-  und  Ladendieb  e".  Er  er¬ 
wähnte,  daß  die  einheimischen  Taschendiebe,  sobald  sie  eine  gewisse 
Fertigkeit  erlangt  hätten,  ins  Ausland  gingen  und  ihren  Betrieb  im  Umher¬ 
ziehen,  bald  da  und  dort,  ausübten.  Man  müsse  annehmen,  daß  die 
Taschendiebe  geradezu  geschult  würden,  und  es  sei  tatsächlich  gelungen, 
in  letzter  Zeit  in  Wien  festzustellen,  wie  ein  Zögling  von  dem  Lehrer  in 
praktischer  Weise  bei  Taschendiebstählen  angeleitet  worden  sei.  Ein 
Taschendieb  brauche  außer  großer  Handfertigkeit  unbedingt  Geistes¬ 
gegenwart,  Menschenkenntnis,  Anpassungsfähigkeit,  Gewandtheit  im 
Umgang  mit  Personen  aller  Gesellschaftskreise  und  Sprachkenntnisse. 
Der  Taschendieb  lebe  nur  vom  Stehlen,  ohne,  wie  andere  Verbrecher, 
gelegentlich  noch  einen  Beruf  auszuüben.  Tausende  von  Gelegenheiten 
gäben  ihm  die  Möglichkeit,  zu  jeder  Tages-  und  Nachtzeit  seinen  Beruf 
auszuüben.  Die  Taschendiebe  legten  jedoch  Wert  darauf,  sich  formell 
irgendeine  Art  von  Beschäftigungsnachweis  zu  verschaffen,  um  sich  im 
Falle  eines  polizeilichen  Anhaltens  auf  eine  Beschäftigung  hinausreden 
zu  können.  Die  angebliche  Führung  eines  Geschäftes  gäbe  dem  Taschen¬ 
dieb  auch  eine  Begründung  für  Reisen  im  Ausland  zwecks  Erlangung  von 
Reisepässen,  Der  Taschendieb  vermeide  es  nach  Möglichkeit,  in  dem- 
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selben  Orte  nochmals  straffällig  zu  werden.  Im  Auslande  habe  er  die 
berechtigte  Hoffnung,  daß  seine  früheren  Strafen  dort  unbekannt  seien 
und  er  deshalb  mit  einer  milderen  Strafe  davonkomme.  Es  wäre  deshalb 
sehr  zu  wünschen,  daß  die  Strafgerichte  in  allen  Fällen,  wo  es  sich 
vermutlich  um  internationale  Taschendiebe  handele,  die  Vorunter¬ 
suchung  erst  dann  als  abgeschlossen  betrachten  würden,  wenn  Ant¬ 
worten  auf  Anfragen  von  den  Strafregisterbehörden  der  Heimat  an¬ 
gelangt  seien.  Ein  richtiger  Taschendieb  leugne  grundsätzlich  alles  ab, 
und  die  Verhöre  der  Taschendiebe  seien  deshalb  ungemein  erschwerend 
und  ermüdend.  Falls  der  Täter  nicht  auf  frischer  Tat  ertappt  werde,  ge¬ 
linge  es  ziemlich  selten,  ihn  noch  ausfindig  zu  machen,  da  meistens  jeg¬ 
liche  Anhaltspunkte  fehlten.  Besonders  schwierig  sei  das  Erfassen  der 
Taschendiebe  in  fahrenden  Eisenbahnzügen.  Dabei  sei  sogar  vielfach  die 
für  die  Erhebungen  zuständige  Behörde  unbekannt,  die  Anzeigen  würden 
meistens  an  der  Endstation,  möglicherweise  erst  in  der  Heimat  des  Be¬ 
stohlenen  erstattet,  keine  Behörde  betrachte  sich  als  kompetent,  und 
schließlich  verlaufe  die  ganze  Untersuchung  im  Sande. 

Es  wäre  Sache  einer  internationalen  Polizeistelle,  ein  Ver¬ 
zeichnis  internationaler  Taschendiebe  mit  allen  in  Betracht  kom¬ 
menden  Angaben  zu  schaffen,  Auskünfte  über  Identität,  Vorstrafen  und 
sonstige  Verhältnisse  möglichst  rasch  und  ausführlich  zu  erteilen,  außer¬ 
dem  wäre  es  sehr  wünschenswert,  eine  internationale  Regelung  in  der 
Weise  zu  treffen,  daß  der  Heimatstaat  jederzeit,  falls  von  einem  aus¬ 
wärtigen  Gericht  die  Verweisung  an  eine  Zwangsarbeitsanstalt  als  zu¬ 
lässig  ausgesprochen  sei,  den  Taschendieb  in  eine  eigene  Anstalt  ver¬ 
weisen  könne.  Ein  gewisser  Schutz  gegen  internationale  Verbrecher 
überhaupt  wäre  es,  wenn  Anhaltung,  Bestrafung  und  Aus¬ 
weisung  fremdstaatlicher  Personen  in  ihren  Reise¬ 
dokumenten  vorgemerkt  würden.  Wenn  auch  der  größte  Teil 
der  internationalen  Verbrecher  falsche  Dokumente  benütze,  so  wäre  doch 
bei  dem  restlichen  Teil  diesem  Vorgehen  eine  gewisse  Wirksamkeit 
nicht  abzusprechen,  solange  der  Paßzwang  bestehe.  Von  großem  Wert 
wäre  auch  eine  internationale  Vereinbarung  dahingehend, 
daß  Reisepässe  und  ähnliche  Legitimationspapiere 
nicht  mit  einem  gewöhnlichen  Farbstempel,  sondern  mit  einem  Hoch¬ 
druckstempel  oder  mit  Trockenstempel  und  möglichst  mit  dem  Ab¬ 
druck  des  rechten  Zeigefingers  des  Inhabers,  wie  dies  in 
verschiedenen  Staaten  bereits  üblich  sei,  zu  versehen  seien,  da  solche 
Dokumente  weit  weniger  der  Fälschung  unterliegen. 

Dasselbe,  was  über  Taschendiebe  gesagt  sei,  gelte  zum  Teil  auch  für 
die  Ladendiebe,  obwohl  die  Ladendiebe  weit  seßhafter  und  boden¬ 
ständiger  seien  als  die  ersteren.  Während  die  Taschendiebe  sich  mit  den 
bodenständigen  Verbrechern  kaum  in  Verbindung  setzten,  suchten  aus- 
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wärtige  Ladendiebe  sofort  den  Anschluß  an  bodenständige  Ladendiebe. 
Dies  enthebe  die  Bande  der  Mühe,  sich  selbst  günstig  gelegene  Geschäfte 
auskundschaften  zu  müssen  und  sich  entsprechende  Abnehmer  (Hehler) 
für  gestohlene  Waren  zu  suchen. 

Ein  weiteres  Referat  erstattete  Oberpolizeirat  Dr.  Brix  aus  Innsbruck 
über  den  „fliegenden  Steckbrie  f“.  Es  seien  besonders  zwei 
Übelstände,  die  der  raschen  wirksamen  Verfolgung  des  flüchtigen  Ver¬ 
brechers  entgegenstünden,  nämlich  die  Schwerfälligkeit  des  üblichen 
Steckbriefes  sowie  die  mangelhafte  Beschreibung  des  Verbrechers.  Bis 
der  gewöhnliche  Steckbrief  in  jene  Hände  gekommen  sei,  in  die  er 
kommen  soll,  vergehe  eine  zu  lange  Zeit,  die  der  Flucht  des  Verbrechers 
zustatten  komme.  Die  Verfolgung  eines  Flüchtigen  sei  aber  nur  dann 
wirksam,  wenn  sie  gleich  nach  der  Tat  einsetzt.  Vielfach  werde  die 
Personenbeschreibung  dem  Zeugen,  der  über  die  Beschreibung  des  Täters 
Auskunft  geben  soll,  überlassen.  Sie  falle  dann  oft  schlecht  aus,  weil 
der  Zeuge  allzuleicht  ein  wichtiges  Erkennungszeichen  übersehe  und  viel¬ 
fach  überhaupt  nicht  die  Wichtigkeit  bestimmter  Erkennungszeichen  be¬ 
urteilen  könne. 

Der  fliegende  Steckbrief  sei  als  eine  Einrichtung  gedacht,  die  sowohl 
gegen  die  Schwerfälligkeit  des  übrigen  Steckbriefes  als  auch  gegen  die 
fehlerhafte  Ermittelung  der  Personenbeschreibung  Abhilfe  bringen  solle. 
Das  erstere  solle  erreicht  werden  durch  eine  wesentliche  Abkürzung 
der  Schreibarbeit  durch  Anwendung  eines  bestimmten  Chiffresystems, 
das  eine  rasche  Anfertigung,  eine  Ersparung  von  Übersetzungen  im 
internationalen  Verkehr  und  eine  Verbreitung  durch  Schrift,  Druck, 
Telegraph  und  Telephon  ermöglicht.  Dieses  Chiffresystem  sei  aufgebaut 
auf  einer  bestimmten  Einteilung  und  Ordnung  der  vorkommenden  Er¬ 
kennungszeichen,  wodurch  die  Polizeiorgane  veranlaßt  werden  sollen, 
den  Zeugen  nach  Maßgabe  dieser  Einteilung  über  die  Personenbeschrei¬ 
bung  des  Verbrechers  zu  befragen,  so  daß  damit  eine  Gewähr  geboten  sei, 
daß  ein  wichtiges  Erkennungszeichen  nicht  leicht  versehentlich  unbe¬ 
achtet  bleibe. 

Die  Vorteile  des  fliegenden  Steckbriefes  lägen  einmal  darin,  daß  er 
für  den  internationalen  Verkehr  geeignet  sei,  sofern  zwischen  mehreren 
Staaten  Übereinkommen  über  sein  Chiffresystem  getroffen  würden. 
Weiterhin  eigne  sich  auch  der  fliegende  Steckbrief  für  den  Telephon- 
und  Telegraphenverkehr  und  ermäßige  wegen  seiner  Kürze  die  damit 
verbundenen  Kosten,  Der  fliegende  Steckbrief  verhindere  weiterhin 
Indiskretionen  oder  anderen  Unfug  durch  unberufene  Personen,  weil  sie 
ihn  nicht  verstünden,  auch  ermögliche  er  die  rasche  Verständigung  der 
einzelnen  Polizeistationen  einer  Großstadt,  der  Sicherheitsbehörden  in 
der  Umgebung  des  Tatortes  oder  an  den  Staats-  oder  Landesgrenzen 
über  ein  vorgefallenes  schweres  Verbrechen.  Der  fliegende  Steckbrief 
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sei  ferner  ein  Mittel  zur  raschen  Verständigung  der  Sicherheitsbehörden 
im  weiteren  Umkreise,  um  sie  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  sie 
auf  ein  gefährliches  Individuum  oder  auf  die  Wiederholung  bestimmter 
Verbrechen  zu  achten  hätten. 

Das  System  des  fliegenden  Steckbriefes  sei  kein  starres,  sondern  ein 
biegsames,  es  könne  nämlich  durch  kleine  Veränderungen  praktischen 
Bedürfnissen  leicht  angepaßt  werden. 

Wenn  auch  Verstümmelungen  beim  fliegenden  Steckbrief  möglich 
seien,  so  seien  sie  doch  weniger  verwirrend,  weil  die  Verstümmelung 
einer  einzigen  Chiffre  dem  Erkennungswert  einer  anderen  Chiffre  keinen 
Abbruch  tue.  Die  Mängel,  die  der  fliegende  Steckbrief  deshalb  an  sich 
habe,  weil  die  strafbare  Tat  und  der  flüchtige  Verbrecher  nicht  ganz 
genau  beschrieben  werden,  würden  durch  den  grundsätzlich  nachfolgen¬ 
den  ordentlichen  Steckbrief  behoben. 

Auf  der  Tagesordnung  des  Wiener  Polizeikongresses  fehlte  natürlich 
auch  nicht  ein  Referat  über  den  unvermeidlichen  Mädchenhandel.  Re¬ 
gierungsrat  Dr.  Weinberger,  Vorstand  des  polizeilichen  Sittenamtes  in 
Wien,  führte  zum  Thema  „ProstitutionundMädchenhandel“ 
aus:  Die  Prostitutionsfrage  sei  eine  Seite  der  sozialen  Frage  und  nur  mit 
dieser  lösbar.  Kein  moderner  Jurist  stehe  heute  mehr  auf  dem  Stand¬ 
punkte,  daß  der  Prostitution  durch  Gesetze,  welche  die  Bekämpfung  der 
Unmoral  zum  Zwecke  hätten,  beizukommen  sei.  Vielmehr  erscheine  ihm 
die  Prostitution  vorerst  irrelevant,  und  lediglich  der  Kampf  gegen  ihre 
Folgeerscheinungen,  gegen  die  Auswüchse,  gegen  die  Strafgesetzwidrig- 
keiten,  welche  im  Gefolge  der  Prostitution  auftreten,  wie  Kuppelei,  Zu- 
hältertum  und  Mädchenhandel,  schließlich  gegen  die  sich  aus  der  Prosti¬ 
tution  ergebenden  Gesundheitsschädigungen,  sei  die  einzige  Aufgabe  der 
Polizei. 

Gegenwärtig  zeige  sich  der  Mädchenhandel  in  der  Form,  daß  Frauen 
und  Mädchen  aus  Ländern  mit  schlechter  Valuta  zur  Auswanderung  in 
valutastarke  Staaten  unter  Vorspiegelung  gut  bezahlter  Stellungen  ver¬ 
leitet  werden.  In  dieser  Richtung  habe  die  Wiener  Polizeidirektion  be¬ 
reits  Vorsorge  getroffen,  indem  sie  verfügt  habe,  daß  bei  Auslandsreisen 
weiblicher,  insbesondere  jugendlicher  und  minderjähriger  Personen,  der 

Zweck  der  Reise  und  bei  Antritt  eines  Dienstpostens  die  Art  der  Stellen- 

» 

Vermittlung  genauestens  geprüft  werden  müsse,  ehe  der  betreffenden 
weiblichen  Person  ein  Reisepaß  ausgestellt  werde.  Die  Wiener  Polizei¬ 
direktion  als  Zentralstelle  hole  auch  selbst  Erkundigungen  über  an¬ 
gebotene  Dienststellen  im  Auslande  ein.  Auch  die  Presse  leiste  durch 
von  Zeit  zu  Zeit  veröffentlichte  Warnungen  und  Belehrungen  der  Polizei 
bemerkenswerte  Dienste.  Die  Polizeidirektion  Wien  bekenne  sich  dazu, 
daß  die  Reglementierung  der  Prostitution!  durch  ein  Gesetz  zur  Be¬ 
kämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  und  dessen  konsequente  und  ziel- 
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bewußte  Durchführung  überflüssig  gemacht  und  beseitigt  werde.  Nur 
durch  eine  internationale  Zusammenarbeit  aller  Polizeibehörden  sei  es 
möglich,  den  Mädchenhandel  energisch  zu  beämpfen. 

Wie  bestritten  die  hier  berührten  Fragen  sind,  ergab  sich  schon  daraus, 
daß  sich  auf  dem  Kongreß  der  Professor  der  Chirurgie  Dr.  Silbermark  aus 
Wien  gegen  die  Ausführungen  Weinbergers  wandte  und  die  Ansicht  ver¬ 
trat,  daß  im  Gegenteil  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  am 
ehesten  dadurch  erzielt  werden  könnte,  daß  man  die  einzelnen  Prosti¬ 
tuierten  sammelt,  sie  in  zentralen  Häusern  vereinigt  und  neben  dieser 
Vereinigung  auch  einen  zentralen  unauffälligen  Überwachungs-  und 
Untersuchungsdienst  der  männlichen  Besucher  durchsetzt. 

Hierzu  möchte  ich  bemerken1),  daß  in  Deutschland,  wie  entgegen  den 
hierüber  öfters  erscheinenden  alarmierenden  Zeitungsnachrichten  be¬ 
merkt  werden  muß,  Fälle  des  rein  kriminellen  Mädchenhandels  außer¬ 
ordentlich  selten  sind.  Um  den  sogenannten  Mädchenhandel  mit  allen 
seinen  Auswüchsen  wirksam  zu  bekämpfen,  ist  es  allerdings  erforderlich, 
den  Begriff  „Mädchenhandel“  nicht  auf  die  rein  kriminalpolizeilichen, 
durch  gesetzliche  Strafbestimmungen  zu  fassenden  Fälle  zu  beschränken, 
sondern  alles  das  mit  hineinzubeziehen,  was  hinsichtlich  aller  nur  denk¬ 
baren  Maßnahmen  auf  dem  ganzen  großen  Gebiete  einer  umfassenden, 
vor  allem  vorbeugenden  Schutz-  und  Bekämpfungstätigkeit  der  Wohl- 
fahrts-,  Verwaltungs-  und  Ordnungspolizei,  also  auf  sittlichem  und  ge¬ 
sundheitlichem  Gebiete  liegt. 

Fast  allgemein  wird  jetzt  der  Standpunkt  vertreten,  daß  der  Mädchen¬ 
handel  lediglich  durch  die  öffentlichen  Häuser  entstanden  sei,  und  daß 
deshalb  vor  allen  Dingen  die  Beseitigung  dieser  Häuser  angestrebt  werden 
müsse.  Im  gleichen  Sinne  gehalten  ist  eine  Umfrage,  die  das  hollän¬ 
dische  Komitee  zur  Bekämpfung  des  Mädchen¬ 
handels  auf  dem  Kongreß  in  Madrid  im  Jahre  1910  gestellt 
hatte.  Sämtliche  Komitees  haben  sich  in  dem  Sinne  geäußert:  „Der 
Mädchenhandel  steht  und  fällt  mit  dem  Bordell,  Der  Schwerpunkt  der 
Arbeit  der  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  liegt  auf  vorbeugendem 
Gebiete.  Der  Eintritt  der  Mädchen  in  öffentliche  Häuser  muß  verhindert 
werden,  und  dies  geschieht  am  sichersten,  wenn  derartige  Häuser  über¬ 
haupt  nicht  existieren.“ 

Wenn  man  den  Begriff  des  Mädchenhandels  nicht  auf  das  enge,  rein 
kriminelle  Gebiet  beschränkt,  so  kann  man  wohl  als  Mädchenhandel  an- 
sehen:  j  e  d  e  in  Gewinnabsicht  erfolgende  Zuführung 
einer  weiblichen  Person  zur  Unzucht,  also: 


0  Vgl.  Dr.  Palitzsch,  „Der  Mädchenhandel  und  seine  Bekämpfung“,  Internationale 
Zeitschrift  „Öffentliche  Sicherheit",  5.  Jahrgang,  Nr.  1  und  2. 
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1.  die  aus  Gewinnsucht  erfolgende  Zuführung  unerfahrener  und  un¬ 
verdorbener  weiblicher  Personen  erstmalig  zur  Unzucht; 

2.  die  gerwerbsmäßige  Vermittlung  von  sittlich  nicht  ein- 
wandfreienPersonenan  öffentliche  Häuser,  Kaffees  mit  Damen¬ 
bedienung,  zur  Reisebegleitung  usw.,  unter  Ausbeutung  ihrer  Notlage 
und  örtlichen  Unerfahrenheit,  oder  des  Leichtsinnes,  der  Genuß-  und 
Putzsucht; 

3.  den  Austausch  der  Frauenspersonen  von  Bordell 
zu  Bordell  unter  Bezahlung  ihrer  Garderobe  und  Schulden. 

Soviel  steht  jedenfalls  fest,  daß  eine  Unterbindung  des  Mädchen¬ 
handels  nicht  möglich  ist,  ohne  daß  zugleich  die  Auswüchse  in  der 
Prostitution  bekämpft  werden.  Deshalb  ist  ein  besonders  enges  Zu¬ 
sammenarbeiten  der  Polizeibehörden  und  der  örtlichen  Fürsorgestellen 
notwendig. 

Als  geeignete  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  des  sogenannten  Mädchen¬ 
handels  im  weitesten  Sinne  habe  ich  vorgeschlagen: 

1.  Vor  jeder  Unterstellung  und  bei  jeder  Entlassung  aus  der  Kontrolle 
hat  die  Mitwirkung  der  Fürsorgestellen  zu  erfolgen. 

2.  Bei  jeder  für  ein  Bordell  neu  zur  Anmeldung  gelangenden  Frauens¬ 
person  muß  deren  Herkunft  genau  festgestellt  und  ermittelt  werden, 
unter  weichen  Umständen  sie  Aufnahme  in  einem  öffentlichen 
Hause  fand.  Jede  Frauensperson,  die  gewillt  ist,  in  ein  Bordell  ein¬ 
zutreten,  muß  sich  persönlich  an  der  Amtsstelle  melden  zur  eingehenden 
Befragung,  insbesondere  ob  der  Eintritt  in  voller  Kenntnis  der  Sachlage 
erfolgt  usw. 

3.  Es  ist  weiter  zu  erörtern,  ob,  wo  und  seit  wann  die  Frauensperson 
bereits  unter  Kontrolle  gestanden,  sowie  aus  welchem  Grunde  sie  den 
Aufenthaltsort  gewechselt  hat.  Das  Bestreben,  den  Werdegang  einer 
solchen  Frauensperson  möglichst  eingehend,  wenn  nötig  durch  Rück¬ 
fragen,  zu  erforschen,  ist  dabei  von  besonderer  Bedeutung. 

4.  Die  als  verdächtig  bekannten  Vermittlungsbureaus  und  Agenten, 
insbesondere  die  nach  dieser  Richtung  bereits  vorbestraften  Personen, 
sind  im  Verein  mit  den  Fürsorgeorganisationen  durch  anhaltende  Be¬ 
obachtungen  einer  ständigen  Kontrolle  zu  unterziehen.  Zu  empfehlen  ist 
die  Überwachung  der  Bahnhöfe  im  engen  Zusammenwirken  mit  den 
Bahnhofsmissionen, 

5.  Das  Anlegen  von  Merkblättern,  Listen  und  Nachrichtensammlungen 
—  am  zweckmäßigsten  in  Karteiform  —  seitens  der  das  Sachgebiet  be¬ 
arbeitenden  Beamten  ist  unerläßlich.  Es  muß  besonderer  Wert  darauf 
gelegt  werden,  daß  Spezialbeamte,  die  das  Gebiet  beherrschen  oder  sich 
im  Laufe  der  Jahre  eine  weitgehende  Sach-  und  Personenkenntnis  an¬ 
geeignet  haben,  auf  diesem  Gebiete  tätig  werden.  Es  besteht  sonst  die 


72 


Internationaler  Polizeikongreß  in  Wien 


Gefahr,  daß  die  aufgewandte  Mühe  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Er¬ 
folgen  steht. 

6.  Es  muß  eine  enge  Fühlungnahme  und  ein  eingehender  Nachrichten¬ 
austausch  stattfinden  zwischen  den  einzelnen  Landeszentralen  zur  Be¬ 
kämpfung  des  Mädchenhandels,  sowie  zwischen  diesen  Stellen  und  den 
amtlichen  und  privaten  Mädchenfürsorgevereinen. 

7.  Die  Unterstellung  unter  sittenpolizeiliche  Kontrolle  von  weib¬ 
lichen  Personen  unter  21  Jahren,  von  ausländischen  Staatsangehörigen 
und  von  solchen  Personen,  die  nicht  schon  in  der  betreffenden  Stadt 
früher  unter  Kontrolle  gestanden  haben,  ist  abzulehnen. 

8.  Jede  Zwangsunterstellung  ist  zu  beseitigen. 

9.  Zur  Erleichterung  der  Entlassung  aus  der  Kontrolle  hat  zunächst 
Befreiung  von  Einhaltung  der  Verhaltungsvorschriften  unter  Mitwirkung 
der  Fürsorgestelle  für  eine  Übergangszeit  von  zunächst  etwa  sechs 
Monaten  bei  einwandfreier  Führung,  danach  endgültige  Entlassung  zu 
erfolgen. 

10.  Die  Vermieter  sind  besonders  in  der  Richtung  zu  überwachen, 
daß  während  der  Unterbringung  in  ein  Bordell  keinerlei  pekuniäre  Aus¬ 
nützung,  Zurückhaltung  oder  Verbringung  in  ein  anderes  Haus  wider 
Willen  stattfindet. 

11.  Das  Bestreben  der  Unterstellten  in  kurzen  Zeiträumen  von  Stadt 
zu  Stadt  zu  ziehen,  ist  durch  die  Ablehnung  neuer  Zuzugsanträge  zu 
unterbinden. 

12.  Dringend  angestrebt  werden  muß  auch  die  weitere  Errichtung  von 
Heimen  oder  Zufluchtsstätten,  in  denen  durchreisende,  obdachlose  und 
daher  sittlich  gefährdete  Mädchen  vorübergehend  für  kurze  oder  längere 
Zeit  untergebracht  werden  können,  damit  sie  nicht  dem  Mädchenhandel 
im  weiteren  Sinne  in  die  Hand  fallen. 

Über  die  schon  im  Mai  1904  zustandegekommenen  internationalen 
Maßnahmen  zur  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  ist  bereits  berichtet 
worden.  Auch  hier  ist  der  Begriff  Mädchenhandel  schon  im  weiteren 
Sinne  gefaßt,  und  es  ist  den  sittlichen  und  gesundheitlichen  Momenten  be¬ 
sonders  Rechnung  getragen  worden. 

Zurückkehrend  zum  Wiener  Polizeikongreß  ist  zu  den  beiden  ersten 
Punkten  der  Tagesordnung  noch  ein  Referat  anzuführen,  das  bei  allen 
Teilnehmern  ein  ganz  besonders  lebhaftes  Interesse  fand.  Das  war  das 
Referat  des  dänischen  Ersten  Polizeiinspektors  Hakon  Jörgensen  aus 
Kopenhagen.  Er  sprach  über  das  von  ihm  schon  mehrfach  in  der  Presse 
behandelte  Thema  „Fernidentifizierungsverfahren“  und 
legte  zunächst  den  grundsätzlichen  Unterschied  zwischen  dem  heute  be¬ 
nutzten  System  der  Identifizierung  und  seinem  System  dar.  Es  sei  heute 
allgemein  üblich,  die  Fingerabdrücke  in  verschiedene  Typen  einzuteilen, 
wie  z,  B.  Bogenmuster,  Zeltbogenmuster,  Schlingenmuster  usw,,  und  auf 
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Grund  dieser  Typen  gewisse  Formeln  aufzustellen.  Diese  Formeln  gäben 
die  Gruppe  an,  in  welcher  das  Fingerabdruck-Blankett  des  betreffenden 
seinen  Platz  habe,  falls  es  in  die  Fingerabdruck-Sammlung  eingegliedert 
worden  sei.  Die  Identifizierung  könne  aber  erst  dann  stattfinden,  wenn 
der  Fingerabdruck  der  betreffenden  Person  gerade  zu  dem  Polizeibureau 
gelangt,  in  dem  das  Blankett  seinerzeit  hinterlegt  sei,  und  erst  wenn  ein 
geschulter  Techniker  durch  eines  der  in  Frage  kommenden  Blanketts  kon¬ 
statiert  habe,  daß  der  eingesandte  Abdruck  in  allen  Einzelheiten  einem 
in  der  Gruppe  gefundenen  Blankett  entspricht.  Der  Gedanke,  daß  das 
bisherige  System  nicht  allen  Anforderungen  gerecht  wird,  habe  ihn  dazu 
angespornt,  auf  experimentellem  Wege  ein  System  ausfindig  zu  machen, 
nach  dem  jede  Person  ihre  eigene  daktyloskopische  Formel  erhalte.  Diese 
Formeln  müßten  auf  denselben  Hauptprinzipien  fußen  wie  die  alten 
Formeln,  andererseits  aber  diese  durch  solche  Formeln  ersetzen,  die  auf 
den  feinen  Details  der  Fingerabdrücke  beruhen,  sogenannte  Detail¬ 
formeln,  die  von  den  alten  Formeln  gar  nicht  berücksichtigt  wurden.  Nach 
diesem  System  sei  es  möglich,  ein  Charakteristikum  für  jede  einzelne 
Person  in  der  ganzen  Welt  anzugeben,  unter  Ausschluß  sämtlicher  anderer 
Personen.  Es  bestehe  die  Möglichkeit,  auf  Grund  dieser  Formeln  die 
Identifizierung  durch  Drahtnachricht  oder  Fernsprecher  zu  erreichen. 

Eine  weitere  Schilderung  des  Jörgensenschen  Fernidentifizierungs¬ 
verfahrens  ist  hier  nicht  möglich.  Es  wird  verwiesen  auf  die  Abhand¬ 
lungen  von  Dr.  Schneickert1)  und  Dr.  Eichberg1). 

Auf  Grund  der  zahlreichen  Referate  zu  den  beiden  ersten  und  wich¬ 
tigsten  Punkten  der  Tagesordnung  und  der  eingehenden  und  anregenden 
Beratungen,  die  teils  im  Plenum,  teils  in  einzelnen  Kommissionen  statt¬ 
fanden,  kam  der  Wiener  Polizeikongreß  zu  recht  inhaltreichen  und  prak¬ 
tisch  bedeutsamen  Ergebnissen. 

Da  sind  zunächst  die  Beschlüsse,  die  vornehmlich  auf  Grund  der 
Referate  Dr.  Schultz’  und  van  Houten  gefaßt  wurden,  und  von  denen 
gleich  der  erste,  betreffend  die  Gründung  einer  „Internationalen  Kriminal¬ 
polizeilichen  Kommission“,  eine  Einrichtung  schuf,  die  dazu  bestimmt  ist, 
die  vorgebrachten  Anregungen  weiter  zu  verfolgen  und  zu  bearbeiten. 

Der  erste  Beschluß  lautete: 

,,In  der  Erkenntnis  dessen,  daß  der  Kampf  gegen  das  inter¬ 
nationale  Verbrechertum  nur  durch  ein  enges  Zusammenwirken  der 
Sicherheitsbehörden  aller  Kulturstaaten  mit  Erfolg  durchgeführt 
werden  kann,  beschließt  der  im  September  1923  in  Wien  tagende 
Internationale  Polizeikongreß  die  Errichtung  einer  Jnternatio- 


1)  Vgl.  Schneickert:  „Die  Polizei"  1922,  Nr.  16.  Eichberg:  „Internationale  Öffent¬ 
liche  Sicherheit“  1925,  Nr.  2. 
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nalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission1,  welche 
ihre  Tätigkeit  sofort  aufzunehmen  hat. 

Er  beschließt  weiter  für  diese  Kommission  folgende  Geschäfts¬ 
ordnung: 

§  1.  Zweck  der  internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion*  ist: 

a)  Die  Verbürgung  und  Ausgestaltung  gegenseitiger  weitest¬ 
gehender  Amtshilfe  aller  Sicherheitsbehörden  im  Rahmen 
der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Gesetze; 

b)  die  Sorge  für  die  Schaffung  und  Ausgestaltung  aller  Ein¬ 
richtungen,  welche  geeignet  sind,  den  Kampf  gegen  das 
gemeine  Verbrechertum  erfolgreich  zu  gestalten. 

§  2.  Der  Sitz  der  »Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom¬ 
mission*  ist  Wien,  solange  nicht  im  Plenum  eine  andere  Stadt  hierfür 
bestimmt  wird. 

§  3.  Die  Mitglieder  der  »Internationalen  Kriminal¬ 
polizeilichen  Kommission*  werden  von  dem  in  Wien  der¬ 
zeit  tagenden  Polizeikongresse  in  der  Weise  gewählt,  daß  jeder  Staat 
durch  mindestens  einen  Abgeordneten  vertreten  ist. 

Die  Regierungen  jener  Staaten,  die  auf  dem  derzeit  tagenden 
Polizeikongresse  nicht  vertreten  sind,  sind  einzuladen,  ihre  Vertreter 
zu  benennen. 

Weiter  können  als  Mitglieder  alle  jene  Bewerber  zugelassen 
werden,  von  denen  eine  wirksame  Förderung  der  Zwecke  der  (Kom¬ 
mission*  zu  erwarten  ist.  Über  die  Aufnahme  solcher  Bewerber  ent¬ 
scheiden  die  Mitglieder  der  Kommission  mit  Stimmenmehrheit. 

§  4,  Die  Leitung  und  Vertretung  der  .Internationalen  Kriminalpoli¬ 
zeilichen  Kommission*  obliegt  jenen  Funktionären,  denen  die  Leitung 
des  jeweils  letzten  Kongresses,  respektive  der  letzten  Tagung  der 
Kommission  als  Präsident,  beziehungsweise  stellvertretende  Präsi¬ 
denten  übertragen  war. 

§  5.  Dem  Präsidenten  ist  zur  Besorgung  der  Geschäfte  ein  Ver¬ 
waltungsausschuß  beigegeben,  der  aus  fünf  Referenten  und  einem 
Sekretär  besteht.  Zwei  dieser  Referenten  sowie  der  Sekretär  sind 
den  Sicherheitsbehörden  jenes  Staates  zu  entnehmen,  dem  der  Präsi¬ 
dent  der  Kommission  angehört. 

Der  Verwaltungsausschuß  wird  von  den  Mitgliedern  der  Kom¬ 
mission  aus  ihrer  Mitte  mit  Stimmenmehrheit  gewählt  und  übt  seine 
Funktion  jeweils  bis  zur  nächsten  Tagung  der  Kommission  aus. 

Dem  Präsidenten  steht  das  Recht  zu,  wenn  es  die  Besorgung  der  Ge¬ 
schäfte  erfordert,  fallweise  aus  besonderen  Anlässen  noch  weitere 
Referenten  zu  bestellen. 
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§  6.  Für  den  geschäftlichen  Verkehr  mit  dem  Präsidenten  wählen 
die  Mitglieder  der  Kommission  staatenweise  je  einen  Korrespondenten, 
soweit  sie  nicht  ohnehin  durch  einen  Referenten  im  Verwaltungsaus- 
schusse  vertreten  sind. 

§  7.  Anträge  der  Mitglieder  über  Gegenstände,  die  in  den  Wir¬ 
kungskreis  der  Kommission  fallen,  sind  schriftlich  an  den  Präsi¬ 
denten  zu  leiten,  der  sie  nötigenfalls  den  Referenten  zur  Bearbeitung 
zuweist. 

Die  Beschlußfassung  über  solche  Anträge  erfolgt  im  Plenum  der 
Kommission. 

§  8.  Der  Präsident  beruft  die  Kommission  alljährlich  zu  einer 
ordentlichen  Sitzung  ein.  Zugleich  mit  der  schriftlichen  Einladung  ist 
die  in  Aussicht  genommene  Tagesordnung  bekanntzugeben. 

§  9.  Zur  Beschlußfassung  ist  die  Anwesenheit  mindestens  der 
Hälfte  der  Mitglieder  sowie  die  Stimmenmehrheit  erforderlich. 

Der  Präsident  hat  das  Recht,  eine  Beschlußfassung  in  dringenden 
Fällen,  wenn  die  Versammlung  nicht  tagt,  auch  im  schriftlichen  Wege 
zu  veranlassen. 

§  10.  Änderungen  und  Ergänzungen  dieser  Geschäftsordnung  be¬ 
schließt  die  »Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission*  mit 
Stimmenmehrheit.“ 

Zum  Präsidenten  dieser  „Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom¬ 
mission“  wurde  Polizeipräsident  Schober  gewählt.  Deutsche  Mitglieder 
der  Kommission  waren  zunächst:  Reichskommissar  Kuenzer  und  Wirk¬ 
licher  Legationsrat  Dr.  Heindl,  Berlin,  sowie  Präsident  des  Sächsischen 
Landeskriminalamtes  Dr,  Palitzsch,  Dresden.  Inzwischen  sind  noch  ver¬ 
schiedene  andere  deutsche  Mitglieder  hinzugetreten. 

Der  zweite  Kongreßbeschluß  lautete: 

,,1.  Der  Kongreß  erklärt  den  unmittelbaren  zwischenstaatlichen 
Verkehr  der  Sicherheitsbehörden  zum  Zwecke  der  gegenseitigen  Amts¬ 
hilfe  und  die  Ausschaltung  jedes  Mittelgliedes  hierbei,  insbesondere 
des  diplomatischen  Weges,  als  im  Interesse  einer  zweckentsprechen¬ 
den  kriminalpolizeilichen  Gebarung  unentbehrlich  und  beauftragt  die 
Vertreter  der  erschienenen  Polizeibehörden,  bei  ihren  Regierungen 
dahin  wirksam  zu  werden,  daß  dies  auch  im  Wege  zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen  als  allgemein  gültig  anerkannt  und  verwirklicht  werde. 
Hierbei  wäre  die  Regelung  der  Frage,  welche  Behörden  in  jedem 
einzelnen  Lande  als  zu  diesem  Verkehr  autorisiert  zu  gelten  haben, 
den  Regierungen  der  einzelnen  Staaten  anheim  zu  stellen. 

2.  Insofern  ein  solcher  Verkehr  zwischen  den  Behörden  einzelner 
Staaten  bereits  besteht,  ist  er  nach  Tunlichkeit  in  dem  Sinne  auszu- 
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gestalten,  daß  die  Behörden  einander  das  größte  Entgegenkommen  be¬ 
tätigen. 

3.  Die  hier  erschienenen  Vertreter  polizeilicher  Behörden  er¬ 
klären,  daß  die  von  ihnen  vertretenen  Behörden  einander  gegenseitig 
und  —  unter  Voraussetzung  der  Reziprozität  —  auch  anderen 
Polizeibehörden  Hilfe,  unter  Betätigung  des  weitestgehenden  Ent¬ 
gegenkommens  —  soweit  es  nur  im  Rahmen  der  Gesetze  ihrer  Länder 
zulässig  ist  —  leisten  und  insbesondere  allen  an  sie  gestellten  Ver¬ 
langen  unter  der  erwähnten  Einschränkung  entsprechen  werden. 

4.  Was  insbesondere  Requisitionen  um  Verhaftung  anbelangt,  er¬ 
klären  sich  die  Vertreter  jener  Staaten,  in  denen  im  Sinne  der  be¬ 
stehenden  Gesetze  einem  solchen  Verlangen  nur  bei  Vorliegen  eines 
gerichtlichen  Haftbefehls  samt  Auslieferungsbegehren  stattgegeben 
werden  kann,  damit  einverstanden,  daß  bei  Verfolgungen  wegen  ge¬ 
wisser  schwerer  Verbrechen  in  Fällen,  wo  infolge  Dringlichkeit 
die  erwähnten  Requisite  noch  nicht  erwirkt  werden  konnten,  über 
vorläufiges  telegraphisches  oder  telephonisches  Ersuchen  der  Täter, 
falls  er  ermittelt  wird,  so  lange  polizeilich  überwacht  wird,  bis  das 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  stellende,  auf  die  erwähnten 
Requisite  gestützte  Begehren  um  Verhaftung  gestellt  wird. 

Der  Kongreß  bezeichnet  die  Zuerkennung  der  Porto-  und  Ge¬ 
bührenfreiheit  der  internationalen  kriminalpolizeilichen  Korrespon¬ 
denz,  und  zwar  sowohl  der  schriftlichen  als  auch  der  telegraphischen 
und  telephonischen  als  ein  dringendes  Erfordernis  für  eine  gedeihliche 
kriminalpolizeiliche  Gebarung  und  beauftragt  die  erschienenen  Ver¬ 
treter,  bei  ihren  Regierungen  dahin  zu  wirken,  daß  die  Zuerkennung 
dieser  Begünstigung  für  die  kriminalpolizeiliche  Korrespondenz  allge¬ 
mein  eingeführt  werde. 

Die  Einführung  von  konventionalen  uniformen  Bezeichnungen  der 
zur  internationalen  Korrespondenz  autorisierten  Behörden  der¬ 
maßen,  daß  alle  derartigen  Behörden  eines  Landes  zu  Korrespondenz¬ 
zwecken  eine  einheitliche  Bezeichnung  führen,  wird  als  empfehlens¬ 
wert  bezeichnet,  ebenso  die  Einführung  einer  analogen  kürzeren 
Bezeichnung  für  telegraphische  Korrespondenz. 

Ebenso  wird  die  Annahme  einer  einheitlichen  Anordnung  der 
Requisitionen  zum  Zwecke  der  Übersichtlichkeit  und  leichteren  Er¬ 
fassung  nach  einem  dem  Anträge  des  Hofrates  Dr.  Schultz  beigelegten 
Muster  empfohlen." 

Von  besonderer  praktischer  Bedeutung  sind  hierbei  Ziffer  3  und 
Ziffer  4  Abs.  1  des  vorstehenden  Beschlusses,  da  sie  nicht  nur  Zukunfts¬ 
hoffnungen  aussprechen,  sondern  das  sofort  wirksame,  praktisch  bedeut¬ 
same  Versprechen  gegenseitiger  Unterstützung  nach  Maßgabe  der 
Landesgesetze  enthalten. 
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Der  dritte,  sich  auf  internationale  Amtshilfe  beziehende  Beschluß  kam 
auf  Grund  des  Referats  Sirks  zustande  und  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Die  hier  erschienenen  Vertreter  von  Polizeibehörden  erklären, 
daß  die  von  ihnen  vertretenen  Behörden  im  Interesse  der  Bekämpfung 
des  gemeinen  Verbrechertums  bereit  sind,  bei  der  Behandlung  von 
Anfragen  über  zugereiste  Fremde  im  Rahmen  der  Gesetze  einander 
dasselbe  Entgegenkommen  zu  betätigen,  wie  bei  der  Verfolgung 
flüchtiger  Verbrecher. 

Insofern  ein  solches  Entgegenkommen  in  einzelnen  Staaten  bisher 
nicht  zulässig  sein  sollte,  verpflichten  sich  die  Delegierten  dieser 
Länder,  an  ihre  Regierungen  zum  Zwecke  der  Abänderung  der  ein¬ 
schlägigen  Bestimmmungen  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  durch 
Verfügung  der  zuständigen  Behörde  heranzutreten.“ 

Der  nächste  Beschluß  entsprach  vor  allem  den  Anregungen  Broek- 
hoffs,  der  sehr  geschickt  die  für  die  Bekämpfung  des  internationalen  Ver¬ 
brechertums  gewünschten  Landeszentralstellen  zunächst  im  Anschluß  an 
die  Falschgeldbekämpfung  aufzuziehen  vorschlug,  da  schon  aus  fis¬ 
kalischen  Gründen  für  diese  besondere  Materie  ein  besonders  starkes 
Interesse  aller  Regierungen  vorauszusetzen  ist.  Hierzu  beschloß  der 
Kongreß: 

„Die  anwesenden  Delegierten  erklären  die  Einführung  eigener, 
speziell  mit  der  Behandlung  der  Münz-  und  Kreditpapierfälschungen 
respektive  Scheck-  und  Paßfälschungen  sowie  der  internationalen 
Taschendiebe  betrauter  Dienststellen,  und  zwar  für  jeden  Staat  je 
eine,  als  zweckmäßig  und  empfehlenswert  und  verpflichten  sich,  bei 
ihren  Regierungen  für  die  Einführung  solcher  Zentralstellen  sich  ein¬ 
zusetzen.“ 

Im  Anschluß  an  das  Referat  Jörgensens  wurde  folgender  Beschluß 
gefaßt: 

„Der  Kongreß  hält  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen  das  von 
Hakon  Jörgensen  ausgebaute  System  der  Fernidentifizierung  für  ein 
überaus  wirksames  Mittel  zur  raschen  und  verläßlichen  Personen¬ 
feststellung  internationaler  gewerbsmäßiger  Verbrecher.  Er  beauf¬ 
tragt  die  Vertreter  der  erschienenen  Polizeibehörden,  bei  ihren 
Regierungen  dahin  zu  wirken,  daß  zunächst  alle  bis  jetzt  im  Tausch¬ 
verkehr  mit  dem  Auslande  stehenden  daktyloskopischen  Zentral¬ 
stellen  Fingerabdruckdoubletten  sämtlicher  internationaler  gewerbs¬ 
mäßiger  Verbrecher  an  das  zur  Zeit  in  Kopenhagen  befindliche 
Fernidentifizierungsbureau  senden,  um  die  Schaffung  eines  tunlichst 
vollständigen  Registers  dieser  Verbrecher  zu  ermöglichen. 

Der  Kongreß  beauftragt  ferner  die  erschienenen  Vertreter  von 
Polizeibehörden,  bei  ihren  Regierungen  mit  allem  Nachdrucke  dahin 
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zu  wirken,  daß  in  ihrem  Landesgebiete  das  Fernidentifizierungs¬ 
verfahren  von  Hakon  Jörgensen  eingeführt  wird,  und  zwar: 

1.  durch  Ausbildung  von  mindestens  zwei  Sachverständigen  bei 
jeder  daktyloskopischen  Landeszentrale  und 

2.  durch  entgeltlichen  Bezug  des  vom  Femidentifizierungsbureau 
herausgegebenen  Buchregisters.“ 

Der  nächste  Punkt  der  Tagesordnung  des  Wiener  Kongresses  betraf 
,,die  Auslieferung  der  verhafteten  Verbrecher“  und 
„die  Durchführung  der  Ausweisung  abgestrafter 
Verbreche  r“.  Hierzu  sprach  der  Vorsitzende  im  Straflandesgericht  I 
in  Wien,  Dr,  Ramsauer,  über  ,,A  uslieferungsverfahre  n“.  Er 
erwähnte,  daß  man  gerade  in  Wien  große  Erfahrungen  in  Auslieferungs¬ 
sachen  gewonnen  habe,  da  Wien  während  der  Inflationszeit  der  Sammel¬ 
punkt  vieler  schlechterElemente  aus  den  österreichisch-ungarischenNach- 
folgestaaten  sowie  aus  dem  übrigen  Auslande  gewesen  sei.  Die  Tatsache, 
daß  politische  Verhältnisse  auf  den  Rechtsgang  infolge  der  politischen 
Verwirrung  nach  dem  Umsturz  eingewirkt  hätten,  habe  dazu  geführt, 
daß  die  Frage  aufgeworfen  worden  sei,  ob  die  nicht  nur  in  Österreich, 
sondern  auch  anderwärts  vorgeschriebene  ministerielle  Genehmigung  des 
Gerichtsbeschlusses  über  die  Frage  der  Auslieferung  überhaupt  not¬ 
wendig  sei,  und  es  sei  unter  Verneinung  dieser  Notwendigkeit  vor¬ 
geschlagen  worden,  die  Genehmigung  einem  Gericht,  nämlich  dem 
obersten  Gerichtshof,  zu  übertragen  und  an  dessen  Entscheidung  das 
Ministerium  zu  binden.  Der  Referent  erklärte,  er  habe  sich  diesem  Vor¬ 
schläge  nicht  anschließen  können.  Die  Frage,  ob  einem  Auslieferungs¬ 
begehren  stattzugeben  sei,  müsse  einerseits  vom  Gericht  in  der  Richtung 
des  Vorhandenseins  der  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Voraus¬ 
setzungen,  andererseits  von  der  Regierung  auf  die  Übereinstimmung  mit 
den  Staatsverträgen  und  mitunter  auch  aus  den  Gesichtspunkten  poli¬ 
tischer  Erwägungen  geprüft  werden. 

Die  zahlreichen  politischen  Auslieferungsangelegenheiten  hätten 
ferner  in  der  Haftfrage  zu  einer  Änderung  der  Praxis  geführt.  Nach 
österreichischem  Recht  sei  in  Auslieferungsfällen  Vorkehrung  gegen  die 
Entweichung  des  Verdächtigen  zu  treffen.  Als  solche  Vorkehrung  stelle 
sich,  insbesondere  deshalb,  weil  es  sich  meist  um  flüchtige  Personen 
handele,  in  der  Regel  die  Haft  dar.  Andere  Gesetzgebungen  würden  die 
Haft  sogar  obligatorisch  anordnen.  Eine  andere  Vorkehrung  komme  nach 
österreichischem  Recht  nur  unter  ganz  besonderen  Voraussetzungen  in 
Betracht,  z.  B.  wenn  ein  Ausländer  seit  Jahren  in  Österreich  wohne  und 
seine  Existenz  dort  habe,  so  daß  er  bei  Beurteilung  der  Haftfrage  einem 
Inländer  gleichzuachten  sei.  Von  dieser  Annahme  sei  nun  bei  politischen 
Beschuldigten  ein  weitgehender  Gebrauch  gemacht  worden  (Internierung, 
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Konfiszierung,  bloße  Kautionsstellung).  Diese  Praxis  habe  dazu  geführt, 
daß  auch  bei  gemeinen  Delikten  in  Abkehr  vom  Gesetz  und  von  der 
früheren  Übung  immer  häufiger  von  der  Haft  abgesehen  und  ein  anderes 
Mittel  gewählt  worden  sei.  Die  Tatsache,  daß  gerade  bei  politischen 
Beschuldigten  zu  anderen  Vorkehrungen  als  der  Haft  gegriffen  worden 
sei,  habe  zur  Folge  gehabt,  daß  auch  gemeine  Verbrecher  sich  ein  poli¬ 
tisches  Mäntelchen  umgehängt  oder  das  Vorliegen  politischer  Beweg¬ 
gründe  für  das  Auslieferungsbegehren  vorgegeben  hätten.  Dies  sei  auch 
in  der  Absicht  geschehen,  die  Auslieferung  überhaupt  zu  vereiteln.  Es 
müsse  wieder  zu  der  gesetzentsprechenden  Übung  zurückgekehrt  und 
die  Haft  zur  Regel  gemacht  werden.  Die  Haftpraxis  mache  Schnellig¬ 
keit  des  Verfahrens  zur  Pflicht.  Dadurch  werde  wiederum  der  Sache 
selbst  gedient,  da  Raschheit  des  Verfahrens  eine  der  wichtigsten  Vor¬ 
aussetzungen  jeder  wirksamen  Strafrechtspflege  sei.  Ein  solcher  Ver¬ 
hafteter  sei  tatsächlich  ein  Untersuchungsgefangener,  und  es  sollte  im 
Interesse  einer  erfolgreichen  Bekämpfung  des  internationalen  Ver¬ 
brechertums  in  den  staatlichen  Vereinbarungen  ausdrücklich  festgesetzt 
werden,  daß  auch  ein  solcher  Beschuldigter  als  Untersuchungsgefangener 
behandelt  werde.  Es  sei  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  das  Auslieferungs¬ 
verfahren  in  der  Form,  wie  es  heute  geregelt  sei,  tatsächlich  die  nötige 
Raschheit  gewährleiste  oder  ermögliche.  Durch  die  Setzung  von  Fristen 
in  den  Staatsverträgen,  innerhalb  welcher  der  Haftbefehl,  das  Begehren 
um  die  Auslieferung  und  schließlich  die  Behelfe  zur  Beurteilung  des  Falles 
beigebracht  werden  müssen,  erscheine  die  nötige  Schnelligkeit  nicht 
garantiert,  dagegen  könne  dadurch  bedeutender  Schaden  angerichtet 
werden,  Schnelligkeit  des  Auslieferungsverfahrens  setze  das  genaueste 
und  einwandfreieste  Arbeiten  der  damit  befaßten  Organe  voraus.  Ein 
großes  Hindernis  für  die  rasche  Durchführung  von  Auslieferungen  be¬ 
stehe  in  sprachlichen  Schwierigkeiten.  Es  sollte  keine  besondere 
Schwierigkeit  verursachen,  die  für  das  Auslieferungsverfahren  in  Be¬ 
tracht  kommenden  Stellen  mit  solchen  Personen  zu  besetzen,  welche  die. 
am  häufigsten  in  den  betreffenden  Staaten  im  Auslieferungsverkehr  vor¬ 
kommenden  Sprachen  beherrschen.  Die  Nachteile  des  diplomatischen 
Verkehrs  im  Auslieferungsverfahren  machten  sich  vielfach  spürbar.  Eine 
Notwendigkeit,  den  Verkehr  im  diplomatischen  Wege  abzuwickeln,  be¬ 
stehe  nicht,  da  die  diplomatischen  Schriftstücke  nur  den  Inhalt  des  polizei¬ 
lichen  oder  gerichtlichen  Ersuchsschreibens  wiederholten.  Müsse  der 
Beschuldigte  durch  einen  dritten  Staat  befördert  werden,  so  dürfe  die 
Durchzugsbewilligung  nicht  zu  lange  auf  sich  warten  lassen,  doch  müsse 
man  natürlich  dem  Durchgangsstaat  das  Recht  zugestehen,  den  Fall  in 
der  Richtung  zu  prüfen,  ob  es  sich  um  einen  eigenen  Staatsangehörigen 
handle,  und  ob  ein  Delikt  vorliege,  das  gegenüber  dem  Staat,  der  die  Aus¬ 
lieferung  verlange,  ein  Auslieferungsdelikt  darstelle.  Zur  Beschleunigung 
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müsse  nicht  erst  nach  Bewilligung  der  Auslieferung,  sondern  zugleich 
mit  dieser  auch  um  die  Bewilligung  des  Durchzugs  ersucht  werden.  Die 
freiwillige  Auslieferung,  d.  h.  die  Auslieferung  eines  Beschuldigten,  der 
selbst  wünsche,  unter  Vermeidung  aller  Formalitäten  ausgeliefert  zu 
werden,  müsse  ohne  weiteres  als  zulässig  erachtet  werden.  Ausgenommen 
davon  seien  nur  die  Fälle,  wo  die  Auslieferung  vom  Standpunkte  des  aus¬ 
liefernden  Staates  aus  unzulässig  sei. 

Hofrat  Dr.  Schultz,  Wien,  ergänzte  dieses  Referat  durch  Be¬ 
merkungen  zum  A  u  s  1  i  e  f  e  r  u  n  g  s  w  e  s  e  n  vom  krimi¬ 
nalpolizeilichen  Standpunkte  aus.  Er  machte  geltend: 
„Das  Auslieferungswesen  ist  zwar  in  erster  Linie  eine  in  die  Kompetenz 
der  Strafgerichte  und  der  Staatsanwaltschaften  gehörige  Angelegenheit, 
allein  es  hat  doch  auch  für  die  Kriminalpolizei  eine  große  Bedeutung, 
weil  ja  die  Verfolgung  des  flüchtigen  Verbrechers  in  der  Regel  von  der 
Voraussetzung  ausgeht,  daß  er  im  Falle  seiner  Betreffung  im  Auslande 
ausgeliefert  wird.  Ich  bemerke  hierbei  sogleich,  daß  ich  mit  meinen 
folgenden  Ausführungen  nur  die  Frage  der  Auslieferung  gerichtlich  ver¬ 
folgter  Beschuldigter,  nicht  die  von  bereits  Verurteilten, 
und  zwar  vorwiegend  die  Fälle  im  Auge  habe,  in  denen  die  Aus¬ 
lieferung  an  Österreich  (sogenannte  Einlieferung)  in  Betracht  kommt. 
Kann  bei  der  Verfolgung  nicht  mit  der  Wahrscheinlichkeit,  daß  die  Aus¬ 
lieferung  verlangt  werden  wird,  gerechnet  werden,  so  hat  sie,  abgesehen 
von  den  Fällen,  wo  der  flüchtige  Verbrecher  sich  in  sein  eigenes  Heimat¬ 
land  gewendet  hat  —  vorausgesetzt,  daß  er  nach  der  dortigen  Gesetz¬ 
gebung  für  die  im  Ausland  begangene  strafbare  Handlung  in  der  Heimat 
zur  gerichtlichen  Verantwortung  gezogen  wird  —  wenig  Durchschlags¬ 
kraft,  weil  es  ja  fraglich  ist,  was  mit  dem  Flüchtigen  bei  seiner  Betreffung 
im  Auslande  geschehen  soll.  Vielleicht  kann  er  dann  über  die  Tat  ein¬ 
vernommen  und  befragt  werden,  vielleicht,  wenn  es  nach  den  Gesetzen 
des  fremden  Landes  zulässig  ist,  kann  man  ihm  corpora  delicti,  ge¬ 
stohlenes  oder  geraubtes  Geld  oder  sonstige  vom  Verbrechen  her¬ 
rührende  oder  für  den  Beweis  belangreiche  Dinge  abnehmen,  Sicher¬ 
stellung  für  Schadensgutmachung  ihm  auferlegen  und  dergleichen,  viel¬ 
leicht  verfügt  der  fremde  Staat  seine  Ausweisung  als  lästiger  Ausländer 
—  aber  der  eigentliche  Zweck  einer  kriminalpolizeilichen  Verfolgung  er¬ 
scheint  damit  doch  nicht  erreicht,  und  jedenfalls  bleibt  dann  eine  sehr  un¬ 
befriedigende  Lücke  offen.  Es  ist  daher  schon  bei  der  Einleitung  einer 
kriminalpolizeilichen  Amtshandlung  gegen  den  flüchtigen  Verbrecher 
von  größter  Wichtigkeit,  festzustellen,  in  welches  Land  er  sich  gewendet 
haben  kann,  beziehungsweise  zu  wissen,  ob  in  dem  Lande,  wohin  er  sich 
gewendet  haben  dürfte,  eine  Auslieferung  stattfinden  dürfte.  Das  Inter¬ 
esse,  das  die  Kriminalpolizei  in  dieser  Hinsicht  hat,  ist  um  so  weniger 
etwa  ein  rein  theoretisches,  als  ja  —  wenn  auch  das  Begehren  um  die 
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Auslieferung  selbst  vom  Gerichte  beziehungsweise  im  diplomatischen 
Wege  an  die  fremde  Regierung  gestellt  wird  —  doch  schon  für  die  Ein¬ 
leitung  der  telegraphischen  oder  schriftlichen  Verfolgung,  die  ja  Sache 
der  Kriminalpolizei  ist,  es  nicht  nur  notwendig  ist,  die  ersuchten  fremden 
Behörden  davon  zu  verständigen,  daß  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  er¬ 
lassen  wurde,  sondern  auch  davon,  daß  die  Auslieferung  begehrt  wird. 

In  manchen  Ländern,  z.  B.  in  der  Schweiz,  ist  dies  überhaupt  die  Vor¬ 
aussetzung  für  die  Einleitung  einer  Weiterverfolgung. 

Die  Frage  der  Auslieferung  ist  bei  uns  nicht  einheitlich  geregelt.  Mit 
einzelnen  Staaten  bestehen  Auslieferungverträge,  mit  den  meisten  aber 
keine.  Mit  jenen  Staaten,  mit  denen  uns  keine  solchen  Verträge  ver¬ 
binden,  muß  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  dem  eine  Auslieferung  angestrebt 
wird,  erst  darüber  verhandelt  werden,  was  eine  ziemlich  langwierige, 
zeitraubende  Sache  ist,  aber  auch  die  Wirksamkeit  der  Verfolgung  sehr 
in  Frage  stellt  und  ganz  vom  Ermessen  der  auswärtigen  Behörden  ab¬ 
hängig  macht.  Beispielsweise  haben  die  mit  Rumänien  gepflogenen  Ver¬ 
handlungen,  die  endlich  zur  Auslieferung  eines  gewissen  Gustav  R.  ge¬ 
führt  haben,  der  bereits  im  November  1922  wegen  eines  im  Oktober  1922 
in  Wien  verübten  Raubmordes  über  unsere  Veranlassung  in  Bukarest  ver¬ 
haftetwurde,  erst  jetzt  damit  geendigt,  daß  R.  kürzlich  dem  Wiener  Landes¬ 
gericht  überantwortet  wurde.  Indes  ist  auch  dort,  wo  Auslieferungs¬ 
verträge  bestehen,  die  Verhaftung  des  flüchtigen  Verbrechers  nicht  ein¬ 
fach  zu  bewerkstelligen.  Es  müssen  die  in  dem  betreffenden  Vertrage 
vorgesehenen,  mitunter  sehr  umständlichen  Bedingungen  erfüllt  werden, 
und  teilweise  ist  das  unmittelbare  Eingreifen  der  Polizeibehörde  un¬ 
möglich.  Über  die  Langwierigkeit  des  dann  einzig  offen  gelassenen 
diplomatischen  Weges  brauche  ich  mich  nicht  des  Näheren  zu  ergehen. 

Daß  alle  diese  Gebrechen  nur  den  Verfolgten  zugute  kommen,  ist 
einleuchtend,  wie  denn  überhaupt  die  ganzen  Auslieferungsverträge, 
wie  sie  jetzt  bestehen,  auf  mich  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  förmlich 
von  der  Auffassung  erfüllt  wären,  daß  der  Flüchtige  möglichst  in  Schutz 
genommen  werden  müsse.  Dieser  offenbar  aus  der  Idee  des  Asylrechts 
sich  herleitende  Gedankengang  ist  aber  meines  Erachtens  dem  wegen 
eines  gemeinen  Verbrechens  Verfolgten  gegenüber  um  so  weniger 
angebracht,  als  ja  von  vornherein  nicht  anzunehmen  ist,  daß  der  requi¬ 
rierende  Staat  sich  mutwilliger-  oder  böswilligerweise  in  die  Verfolgung 
eines  Unschuldigen  einlassen  und  dadurch  sein  Ansehen  gefährden  wird. 
Zudem  bestehen  ja  gewiß  in  vielen  Staaten  sowie  bei  uns  Gesetze, 
die  die  Leistung  eines  Ersatzes  wegen  unbegründeter  Verhaftung  oder 
Verurteilung  festsetzen.  Auch  die  allen  diesen  an  Fußangeln  gemahnen¬ 
den  Vorsichtsmaßregeln  zugrundeliegende  Besorgnis,  daß  die  Auslieferung 
eines  politischen  Verbrechers  unter  Vorschiebung  der  Beschuldi¬ 
gung  eines  gemeinen  Verbrechens  erlistet  werden  könnte,  erscheint  mir 
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nicht  begründet,  weil  der  Staat,  der  solches  unternimmt,  ungeheuer 
seinem  Ansehen  schaden  würde  und  Gefahr  liefe,  daß  auf  einen  solchen 
Vertragsbruch  mindestens  die  sofortige  Annulierung  des  Vertrages  er¬ 
folgen  würde.  Daß  auf  Kosten  aller  dieser  Ideale  die  Lage  des  gemeinen 
Verbrechers  so  erleichtert  wird,  verdient  gewiß  keine  Billigung. 

Wenig  befriedigend  mutet  es  auch  an,  daß  in  den  einzelnen  Verträgen 
einerseits  die  Delikte,  derenwegen  die  Auslieferung  stattfinden  kann, 
sehr  verschiedenartig  bestimmt,  andererseits  manchen  Staaten  gegen¬ 
über  gewisse  Delikte  ganz  ausgelassen  oder  nur  einschränkungsweise  zu¬ 
gelassen  sind.  Diese  Eigentümlichkeit,  die  selbstverständlich  eine  außer¬ 
ordentliche  Erschwerung  für  die  Verfolgung  des  Verbrechers  bedingt, 
andererseits  das  Funktionieren  der  Gerechtigkeit  ganz  von  dem  Zufall 
abhängig  macht,  wohin  der  Verbrecher  seine  Flucht  zu  richten  für  gut 
befunden  hat,  und  endlich  und  nicht  zuletzt  esjedemumsichtigen 
Verbrecher  wertmachen  muß,  sich  von  den  ein¬ 
schlägigen  Bestimmungen  rechtzeitig  und  gründ¬ 
lich  zu  unterrichten,  um  sich  eben  ein  solches 
Land  zur  Flucht  a  u  s  z  u  wä  h  1  e  n  ,  das  ihn  wegen  des  be¬ 
treffenden  Verbrechens  nichtausliefert,  erklärt  sich  offenbar  aus 
der  Verschiedenartigkeit  der  Gesetzgebungen  der  einzelnen  vertrag¬ 
schließenden  Staaten.  Bei  der  Ausarbeitung  eines  jeden  derartigen  Ver¬ 
trages  bestand  wahrscheinlich  immer  das  Bestreben,  eine  Art  Mittellinie 
zu  finden,  die  ungefähr  dem  Stande  der  beiderseitigen  Gesetzgebungen 
entsprach.  Und  da  nun  die  Strafgesetzgebungen  der  anderen  Staaten 
sowohl  untereinander  als  auch  im  Vergleiche  zu  der  Österreichs  sehr 
stark  abweichen,  so  mußten  auch  die  im  Verhältnis  zum  österreichischem 
Strafgesetze  gefundenen  Mittellinien  stark  divergieren. 

Aus  den  angeführten  Gründen  wäre  dringend  zu  wünschen,  daß  diese 
Verschiedenartigkeit  des  Auslieferungsrechtes  behoben  würde.  Eine 
Lösung  in  diesem  Sinne  könnte  wohl  nur  durch  einen,  von  den  Staaten 
geschlossenen,  auch  die  formellen  Voraussetzungen  einheit¬ 
lich  und  möglichst  einfach  regelnden  Kollektivvertrag, 
und  zwar  in  der  Weise  geschaffen  werden,  daß  darin  die  Verbrechen, 
derentwegen  Auslieferung  stattfindet,  taxativ  —  gültig  für  sämtliche 
Vertragsstaaten  —  aufgezählt  sind,  oder  aber,  daß  er  die  Bestimmung 
enthält,  daß  für  die  Beurteilung  der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  nicht 
so,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist,  auch  die  Rücksichtnahme  auf  das  Recht  des 
ersuchten  Staates,  sondern  nur  das  Recht  des  ersuchenden  maß¬ 
gebend  sei. 

Ob  gegen  den  letzteren  Lösungsvorschlag  der  Einwurf,  daß  darin  eine 
Anerkennung  des  fremden  Strafrechts  in  einem  die  Souveränität  des 
um  Auslieferung  angegangenen  Staates  verletzenden  Grade  vorliege, 
mit  vollem  Recht  erhoben  werden  könnte,  möchte  ich  um  so  mehr  be- 
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zweifeln,  als  in  derlei  Fragen  eine  gewisse  Influenzierung  des  inländischen 
Rechts  durch  das  in  Betracht  kommende  fremde  nahezu  unvermeidlich 
und  in  der  Gesetzgebung  auch  teilweise  anerkannt  ist,  und  als  des 
ferneren  ja  die  Auslieferung  doch  nur  auf  Personen  Bezug  hat,  die  dem 
requirierenden  Staate  nicht  als  eigene  Bürger  angehören-  Zum  mindesten 
könnte  diese  letztere  Anregung  für  jene  Fälle  angenommen  werden,  wo 
der  Verfolgte  Bürger  des  Landes  ist,  von  welchem  die  Verfolgung  ausgeht. 

Tatsache  ist,  daß  von  österreichischer  Seite  vom  Auslieferungsrechte 
gegenwärtig  mit  ziemlicher  Sparsamkeit  Gebrauch  gemacht  wird,  ob¬ 
wohl  doch  ein  so  reger  Austausch  von  flüchtigen  Verbrechern  zwischen 
den  einzelnen  Ländern  stattfindet.  Dies  erklärt  sich  vorwiegend  aus 
Rücksichten  finanzieller  Natur,  indem  nämlich  vor  den  Kosten  der  Aus¬ 
lieferung  zurückgescheut  wird.  Diese  werden  nach  den  meisten  Ver¬ 
trägen  in  der  Weise  bestimmt,  daß  die  Kosten  der  Verhaftung  und  Be¬ 
förderung  des  Häftlings  im  eigenen  Lande  von  jedem  der  Vertragsteile 
zu  tragen  sind,  dagegen  die  Kosten  der  „Durchlieferung“  für  die  Be¬ 
förderung  über  eine  etwa  zwischen  den  Vertragsstaaten  liegende  Strecke 
von  dem  begehrenden  Lande,  und  da  nun  beispielsweise  der  Transport 
eines  Häftlings  von  Nordamerika  nach  Österreich  jedenfalls  sehr  kost¬ 
spielig  ist,  würde  wohl  nur  in  ganz  ausnahmsweisen  Fällen  dazu  ge¬ 
schritten  werden,  eine  Auslieferung  aus  Nordamerika  anzufordern. 

Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  daß  dieser  Zustand  in  mehr  als 
einer  Hinsicht  schädlich  und  unbefriedigend  ist;  vor  allem  wird  auf  diese 
Weise  das  Rechtsbewußtsein  empfindlich  verletzt,  indem  in  der  Be¬ 
völkerung  der  Eindruck  erweckt  wird,  daß  man  für  strafbare  Handlungen, 
wenn  es  einem  nur  gelingt,  entsprechend  weit  zu  flüchten,  nicht  zur  Ver¬ 
antwortung  gezogen  wird.  Es  kommt  dies  also  geradezu  einer  auf  eine 
möglichst  geschickt  durchgeführte  Flucht  ausgesetzten  Prämie  gleich  und 
kann  somit  nur  ein  böses  Beispiel  geben;  dann  kommt  auch  der  unmittel¬ 
bar  Geschädigte,  der  sonst  in  manchen  Fällen  auf  eine  Schadensgut- 
machung  hätte  rechnen  können,  unverkennbar  zum  Nachteil.  Anderer¬ 
seits  kann  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  damit  gerechnet  werden,  daß 
der  Verbrecher,  dem  die  Flucht  wohl  gelungen  ist,  es  dabei  nicht  be¬ 
wenden  läßt,  sondern  daß  er  voraussichtlich  auch  während  seines  Auf¬ 
enthaltes  im  Auslande  sich  weiter  verbrecherisch  betätigen  und  neuen 
Schaden  stiften  wird,  daß  er  also  eine  Gefährdung!  ganz  allgemeiner 
Interessen  in  sich  trägt. 

Diese  Erwägungen  würden  es  mir  notwendig  erscheinen  lassen,  daß 
man  der  Frage  nähertritt,  wie  es  zu  bewerkstelligen  wäre,  daß  von  der 
Auslieferung  in  jenen  Fällen,  wo  sie  im  Sinne  der  bestehenden  Verträge 
oder  auf  Grund  besonderer  Verhandlungen  möglich  ist,  auch  ausgiebigster 
Gebrauch  gemacht  wird.  Zu  diesem  Zwecke  wäre  eine  zwischen¬ 
staatliche  Verständigung  in  der  Richtung  empfehlenswert, 
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daß  eben  alle  Staaten  in  Erkennung  der  Gefahren,  die  mit  solcher  Tole¬ 
rierung  der  flüchtigen  Verbrecher  verbunden  sind,  sich  bereit  fänden, 
einander  bei  der  Durchführung  der  Auslieferungen  mehr  zu  unter¬ 
stützen  und  zu  helfen,  als  es  bisher  der  Fall  gewesen  ist.  Vor  allem  sollte 
bestimmt  werden,  daß  schon  für  den  Schriftwechsel  in  Auslieferungs¬ 
sachen  Portofreiheit  und  Expreßbeförderung  eingeräumt  wird,  dann 
aber,  daß  die  Beförderung  sowohl  der  Häftlinge  als  auch  der  Begleit¬ 
personen  kostenfrei  erfolgt,  so  daß  als  effektive  Kosten  nur  die  Ge¬ 
bühren  für  das  Begleitpersonal  und  die  Auslagen  für  die  Verköstigung 
des  Häftlings  verblieben,  und  diese  Kosten  sollte  so,  wie  nach  den  gegen¬ 
wärtigen  Verträgen  das  requirierende  und  requirierte  Land  die  Kosten 
der  Beförderung  durch  das  eigene  Gebiet  für  sich  tragen,  auch  das 
Durchzugsland  für  seinen  Teil  auf  sich  nehmen,  wobei  ich  glaube,  daß 
bei  einer  gegenseitigen  Verrechnung  der  aufgelaufenen  Kosten  im  großen 
und  ganzen  eine  Kompensation  stattfinden  dürfte,  die  man  eben  in  der 
von  mir  gedachten  Form  vorwegnehmen  könnte. 

Die  Belastung  der  Verkehrsanstalten  mit  den  erwähnten  Transporten 
wäre  wohl  keine  so  beträchtliche  und  müßte  entweder,  soweit  es  sich 
um  staatliche  Verkehrsanstalten  handelt,  kraft  ihrer  Organisation  und, 
insofern  Privatanstalten  in  Betracht  kommen,  im  Gesetzgebungswege 
beziehungsweise  durch  Aufnahme  einer  bezüglichen  Bedingung,  in  die 
Konzession  festgelegt  werden.  Schließlich  könnte  unter  Umständen 
namentlich  Privatunternehmungen  gegenüber  vielleicht  mit  einer  Pau¬ 
schalierung  oder  der  Festsetzung  eines  mäßigen  Anerkennungsbetrages 
ein  Auslangen  gefunden  werden. 

Endlich  wäre  wohl  auch  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht  namentlich  in 
unmittelbar  aneinander  grenzenden  Staaten  an  Stelle  der  doch  immerhin 
mit  Förmlichkeiten  und  einem  umständlichen  Schriftenwechsel  ver¬ 
bundenen  und  dadurch  erschwerten  gerichtlichen  Auslieferung  eine 
administrative  treten  könnte. 

Eine  wesentliche  und  vom  Standpunkte  der  Bekämpfung  des  gemeinen 
Verbrechens  unbedingt  zu  fordernde  Ergänzung  zum  Auslieferungswesen 
würde  ich  in  dem  Ausbau  der  Gesetzgebung  nach  zwei  Richtungen  er¬ 
blicken: 

1,  In  einem  Ausbau  der  Strafgesetzgebung,  und  zwar  in  der  Richtung, 
daß  von  den  Staaten  kollektiv  einheitlich  die  Frage  der  Verantwortlich¬ 
keit  der  Inländer  für  im  Ausland  begangene  strafbare  Handlungen  ge¬ 
regelt  würde.  Dadurch,  daß  eine  derartige  strafrechtliche  Verantwort¬ 
lichkeit  der  Inländer  für  im  Auslande  begangene  strafbare  Handlungen 
festgestzt  wird,  wäre  wenigstens  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  der  nach 
Verübung  eines  Verbrechens  aus  einem  fremden  Staate  in  seine  Heimat 
zurückgeflüchtete  Täter  im  Heimatlande  zur  gerichtlichen  Verantwortung 
gezogen  werden  könnte,  was  bekanntlich  —  im  Gegensatz  zu  der  dies- 
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bezüglich  sehr  vorgeschrittenen  österreichischen  Strafgesetzgebung  —  in 
manchen  Staaten  entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  vollem  Umfange 
der  Fall  ist. 

2.  Andererseits  sollte  die  Einrichtung  getroffen  werden,  daß  der  in  das 
Ausland  geflüchtete  eines  Verbrechens  Beschuldigte  auch  dann,  wenn 
seine  Auslieferung  nicht  begehrt  wird,  wofern  nur  ein  gerichtlicher  Haft¬ 
befehl  gegen  ihn  erlassen  ist  —  zumindest  aus  dem  Gaststaate  aus¬ 
gewiesen  wird,  eine  Forderung,  die  um  so  leichter  gestellt  werden  kann, 
als  doch  kaum  anzunehmen  ist,  daß  ein  Staat  die  Anwesenheit  eines 
Fremden,  der  eines  schweren  Verbrechens  so  ernst  beschuldigt  ist,  daß 
ein  gerichtlicher  Haftbefehl  gegen  ihn  erlassen  wurde,  als  wünschens¬ 
wert  betrachten  kann.  Ich  erinnere  diesbezüglich  an  das  seinerzeit  in 
Nordamerika  bestandene  Einwanderungsgesetz  vom  20.  Februar  1907 
(§§  2,  15,  16),  das  in  mancher  Hinsicht  die  an  und  für  sich  mit  Schwierig¬ 
keiten  verknüpfte  Auslieferung  aus  Nordamerika  in  äußerst  wirksamer 
Weise  ersetzte,  indem  nämlich  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu¬ 
folge  der  nach  Nordamerika  geflüchtete  Verbrecher  an  der  Betretung 
des  Landes  zu  hindern  —  ja  unter  Umständen  sogar  noch  innerhalb  dreier 
Jahre  nach  dem  Betreten  des  amerikanischen  Bodens  in  Haft  zu  nehmen 
—  und  nach  dem  Lande,  von  wo  er  gekommen,  zurückzuschicken  war. 
Man  setzte  ihn  in  das  Schiff,  das  ihn  gebracht  hatte,  oder  doch  in  ein 
solches  derselben  Schiffahrtsunternehmung,  und  auf  deren  Kosten  wurde 
er  nach  Europa  zurückbefördert.  In  solchen  Fällen  wurde  dann  die  ver¬ 
folgende  österreichische  Behörde  telegraphisch  von  dieser  Verfügung 
verständigt,  man  stellte  hier  fest,  wann  und  wo  zuerst  das  Schiff  in  Europa 
landen  wird  und  richtete  nun  an  den  Staat,  an  dessen  Küste  der  Repor- 
tierte  ausgeschifft  werden  sollte,  das  Ersuchen  um  die  Auslieferung,  die 
dann  viel  einfacher  bewerkstelligt  werden  konnte.  Eine  mutatis  mutandis 
vorgenommene  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  die  Anwesenheit  von 
ausländischen  Verbrechern  im  allgemeinen  würde  jedenfalls  von  ganz  er¬ 
heblichem  Vorteile  für  die  Handhabung  der  Strafjustiz  und  namentlich  der 
Kriminalpolizei  sein. 

Im  Interesse  der  möglichsten  Beschleunigung  des  Auslieferungs¬ 
verfahrens  wäre  es  gelegen,  daß  bei  der  Abschließung  des  von  mir 
angeregten  Kollektivvertrages  darauf  Bedacht  genommen  wird,  daß  das 
Verfahren  möglichst  vereinfacht  und  verkürzt,  insbesondere  der  diplo¬ 
matische  Weg  ausgeschaltet  und  auch  sonst  alles  so  eingerichtet  wird, 
daß  auch  die  Modalitäten,  unter  denen  die  Verhaftung  anzusprechen  ist, 
einheitlich  und  einfach  gestaltet  sind.“ 

Die  beweglichen  Klagen,  die  die  beiden  Referenten  in  Beziehung  auf 
österreichische  Verhältnisse  vorbrachten,  gelten  im  wesentlichen  auch 
für  die  anderen  Staaten,  insbesondere  auch  für  Deutschland.  Ob  man 
allerdings  soweit  gehen  kann  und  bei  einer  zu  erwartenden  einheitlichen 
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Regelung  des  Auslieferungswesens  so  weit  gehen  wird,  daß  für  die  Be¬ 
urteilung  der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  das  Recht  des  ersuchten 
Staates  ganz  unberücksichtigt  bleibt,  erscheint  mir  vorerst  recht  zweifel¬ 
haft. 

Über  „Transitbeförderung  ausgewiesener  Aus¬ 
länder"  referierte  der  Regierungssekretär  Dr,  Vragovic  von  der 
Polizeidirektion  Zagreb  mit  nachstehenden  Ausführungen: 

„Durch  die  große  Umwälzung  sämtlicher  wirtschaftlicher  und  ver¬ 
kehrstechnischer  Verhältnisse  einerseits,  deren  Zeugen  wir  nach  Be¬ 
endigung  des  Weltkrieges  waren,  andererseits  sowohl  durch  die  Grenz¬ 
verschiebungen  einzelner  Staaten  als  auch  durch  die  Schaffung  neuer 
Staatswesen,  die  auf  Grund  der  geschlossenen  Friedensverträge  ent¬ 
standen  sind,  geschah  es,  daß  es  heutzutage  in  jedem  Staate  bei  weitem 
mehr  Ausländer  (Fremde)  gibt  als  vor  dem  Kriege, 

Es  handelt  sich  hierbei  zunächst  um  solche  Subjekte,  welche  nach 
Beendigung  des  Weltkonfliktes  an  Ort  und  Stelle  ihres  früheren  ständigen 
Wirkungskreises  geblieben  sind  und  die  eigentlich  nur  infolge  der  in¬ 
zwischen  eingetretenen  neuen  staatsrechtlichen  Verhältnisse  zu  Aus¬ 
ländern  wurden,  nachdem  ihr  bisheriges  Domizil  auf  Grund  eines  der 
Friedensverträge  sei  es  einem  anderen,  sei  es  einem  neubegründeten 
Staatswesen  zugeschlagen  wurde.  Solche  Personen  geben  den  Polizei¬ 
behörden  relativ  wenig  zu  schaffen;  denn  es  sind  dies  größtenteils  ruhige 
und  anständige  Einwohner,  die  dort,  wo  sie  leben,  ihre  gesicherte 
Existenzbedingung  haben,  der  zu  Liebe  sie  ja  eigentlich  auch  zurück¬ 
geblieben  sind. 

Weit  größer  ist  jedoch  die  Zahl  solcher  Ausländer,  welche  erst  nach 
der  Beendigung  des  Krieges  in  fremden  Staaten  sich  ansässig  machten, 
sei  es  wegen  der  eingetretenen  Erwerbsunmöglichkeit  in  ihren  Staaten, 
sei  es  aus  anderen  Gründen.  Während  des  Weltkrieges  wurde  sehr  viel 
gereist  und  lange  Zeiten  wurden  in  fremden  Ländern  verbracht,  so  daß 
man  füglich  behaupten  kann,  daß  der  Weltkrieg  eben  dadurch  in  vielen 
Menschen  den  noch  immer  nicht  ganz  erloschenen  Drang  nach  einem 
Nomaden-  und  Wanderleben  von  neuem  angefacht  hat.  Das  Ende  davon 
war  dann  eine  Menschenwanderung  im  großen,  nachdem  der  Krieg  vor¬ 
über  war.  Diese  Elemente  (Fremde)  geben  —  im  Gegensatz  zu  der  ersten 
Kategorie  —  den  Polizeibehörden  sehr  viel  zu  schaffen,  und  es  wird  nur 
von  großem  Nutzen  sein,  auf  dieselben  stets  ein  wachsames  Auge  zu 
haben.  Denn  unter  ihnen  bilden  einen  großen  Teil  Personen,  die  in  ihrem 
bisherigen  Heimatstaate  alles  verloren  haben,  und  die  vor  der  Anwendung 
keiner  Mittel  scheuen,  wenn  es  gilt,  im  neuen  Domizilorte  neue  Existenz- 
und  Erwerbsbedingungen  zu  schaffen. 

Außer  solchen  Desperateuren  gibt  es  weiter  unter  den  neu  herzu¬ 
strömenden  Ausländern  sehr  viele  Hochstapler  und  Glücksritter  jeder 
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Art  (chevaliers  d'industrie),  Bettler,  Landstreicher,  allerhand  Strolche, 
aber  auch  Verbrecher  von  Profession.  Es  ist  nun  selbstverständlich,  daß 
sich  jeder  Staat  solcher  Elemente  zu  entledigen  sucht,  und  eine  Folge 
davon  ist,  daß  es  heutzutage  weit  mehr  zwangsweise  Ausweisungen  von 
Ausländern  gibt,  während  solche  vor  dem  Kriege  eine  ziemliche  Selten¬ 
heit  waren.  Und  dabei  kann  man  zwei  Klassen  von  Landesverweisungen 
unterscheiden:  erstens  solche,  welche  nach  verbüßten  Strafen  erfolgen, 
zweitens  solche  von  kurzer  Hand,  welche  Polizeibehörden  gegen  , lästige 
Ausländer*  gerichtet  aussprechen  und  durchführen. 

Die  Durchführung  solcher  Ausweisungen  ist  natürlich  keine  kompli¬ 
zierte  Angelegenheit,  sobald  es  sich  um  bestimmte  Personen  handelt,  die 
Angehörige  eines  Grenzstaates  (Nachbarstaates)  sind.  Die  Sache  wird 
schon  komplizierter  in  Fällen,  wo  der  Ausgewiesene  ohne  jedes  Dokument 
über  seine  Heimatszuständigkeit  dasteht,  und  wo  daher  erst  über  seine 
Aussagen  Nachforschungen  angestellt  werden  müssen.  Das  geschah  bis 
jetzt  immer  auf  diplomatischem  Wege;  diese  Praxis  jedoch  hat  sich  als 
unzweckmäßig  erwiesen,  weil  es  in  der  Regel  stets  monatelang  dauerte, 
bis  der  Zweck  erreicht  wird,  eine  Zeitspanne,  die  der  Ausgewiesene  im 
Arrest  zubringen  muß.  Um  dieses  Verfahren  zu  vereinfachen,  sollte  es 
den  einzelnen  Polizeibehörden  gestattet  sein,  in  Fällen  wie  der  eben  er¬ 
wähnte,  sich  direkt  an  die  ausländischen  Polizeibehörden  wenden  zu 
dürfen,  um  die  Zuständigkeitsangaben  eines  Ausgewiesenen  promptest 
feststellen  zu  können. 

Sehr  viele  Schwierigkeiten  aber  haben  die  Polizeibehörden  in  jenen 
Fällen  zu  bestehen,  wenn  der  Auszuweisende  nicht  in  einem  Nachbar¬ 
lande  zuständig  ist,  sondern  durch  ein  solches  in  einen  dritten  Staat  be¬ 
fördert  werden  muß.  Die  Behörden  des  Nachbarstaates  weigern  sich  in 
der  Regel,  eine  solche  Schubperson  zu  übernehmen,  weil  es  sich  doch 
meistenteils  um  Individuen  handelt,  die  über  keine  Geldmittel  verfügen, 
womit  die  Transportspesen  in  ihrem  Staate  bezahlt  werden  könnten. 
Nicht  selten  verzögert  sich  dadurch  die  Durchführung  der  Ausweisung, 
denn  es  gibt  bis  zum  heutigen  Tage  noch  keine  Vereinbarungen  darüber, 
wer  in  solchen  Fällen  die  Transport-  und  Verpflegungsspesen  zu 
tragen  hat. 

Es  ist  nur  selbstverständlich  —  und  auch  durch  die  bisherige  Praxis 
sanktioniert  — ,  daß  sämtliche  Transport-  und  Verpflegungskosten  für 
eine  mittellose  Schubperson  auf  eigenem  Gebiete  der  betreffende  Staats¬ 
säckel  bestreitet,  dessen  Behörden  die  Ausweisung  veranlaßt  haben. 
Dies  geschah  und  geschieht  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  ja  doch  der 
Staat,  welcher  eine  Ausweisung  verkündet  hat,  ein  Interesse  daran  hat, 
daß  die  ausgewiesene  Person  auch  de  facto  aus  seinem  Hohheitsbereiche 
entfernt  wird.  Der  Nachbarstaat  dagegen  hat  gar  kein  unmittelbares 
Interesse  daran,  eine  solche  Schubperson,  die  doch  gar  nicht  sein  An- 
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gehöriger  ist,  zu  übernehmen  und  zu  Lasten  seiner  Staatskasse  an  die 
Grenze  seiner  Heimat  zu  befördern.  Anderseits  hat  aber  auch  der  Staat, 
welcher  die  Ausweisung  veranlaßt  hat,  kein  weiteres  Interesse  daran, 
daß  die  betreffende  Schubperson  seine  Heimat  erreicht:  er  will  sich  seiner 
nur  entledigen  und,  indem  er  ihn  jenseits  seiner  Grenzen  abgeschoben 
hat,  hat  er  diesen  Zweck  schon  erreicht.  Wie  man  aus  dem  Dargestellten 
ersieht,  weigern  sich  sowohl  der  Staat,  welcher  die  Ausweisung  veranlaßte, 
als  auch  der  Nachbarstaat,  welcher  in  solchen  Fällen  nur  ein  Durchgangs¬ 
gebiet  darstellt,  die  Transito-Transportkosten  mittelloser  ausgewiesener 
Ausländer  zu  tragen. 

Meiner  Ansicht  nach  müßte  die  Transport-  und  Verpflegungskosten, 
die  auf  dem  Gebiete  eines  dritten  Staates  auflaufen,  der  Heimatsstaat 
der  betreffenden  Person  bezahlen.  Denn  es  ist  die  Pflicht  des  Heimat¬ 
staates,  daß  er  seinem  Angehörigen  die  Rückkehr  in  seine  Heimat  er¬ 
möglicht.  Und  ebenso  wie  der  Heimatstaat  die  Kosten  für  die  Be¬ 
förderung  von  der  Grenze  bis  zum  Ort  des  Domizils  bestreitet,  müßte 
er  auch  die  Kosten  decken,  die  von  der  Grenze  des  ausweisenden  Staates 
bis  zur  Grenze  des  aufnehmenden  Heimatstaates  auf  dem  Gebiete  eines 
bloß  durchzufahrenden  dritten  Staates  auflaufen. 

Die  einfachste  Art  und  Weise,  wie  dieses  in  der  Praxis  durchgeführt 
werden  könnte,  wäre  eine  Vereinbarung,  wonach  die  Transito-Transport- 
und  Verpflegungsspesen  für  einen  mittellosen  ausgewiesenen  Angehörigen 
eines  dritten  Staates  die  im  Staate,  welcher  die  Ausweisung  veranlaßt 
hat,  wirkenden  Konsularbehörden  bestreiten  würden,  und  zwar  könnte 
dies  jeweilig  und  gleichzeitig  mit  der  Vidierung  der  Dokumente  des  Aus¬ 
gewiesenen  erfolgen.  Das  wäre  auch  deshalb  am  einfachsten,  weil  da¬ 
durch  erstens  die  Durchführung  der  Ausweisung  keine  Verzögerung  er¬ 
leiden  und  zweitens  auf  diese  Art  jede  internationale  Verrechnung  der 
Spesen  vermieden  werden  würde,  welch  letztere  gerade  heutzutage,  wo  es 
so  viele  verschiedene  und  unbeständige  Valuten  gibt,  große  Schwierig¬ 
keiten  verursachen  muß.  Solcherart  würde  also  jeder  Staat  im  Wege 
seiner  Konsulate  die  erforderlichen  Transport-  und  Verpflegungsspesen 
für  das  Gebiet  des  dritten,  daran  uninteressierten  Pufferstaates  bezahlen, 
was  nur  recht  und  billig  wäre,  wenn  man  bedenkt,  daß  es  doch  die  erste 
Pflicht  eines  jeden  Konsulates  ist,  für  seine  Staatsangehörigen  in  der 
Fremde  zu  sorgen  und  ihnen  gegebenenfalls  die  Rückkehr  in  ihre  Heimat 
zu  ermöglichen. 

Auf  diese  Weise  könnte  man  es  auch  verhindern,  daß  die  mittellosen 
Ausgewiesenen  in  die  unangenehme  Lage  geraten,  oft  monatelang  im 
Arrest  zubringen  zu  müssen,  bis  die  Frage  ihrer  Transportmöglichkeit 
über  das  Gebiet  eines  dritten  Staates  geregelt  ist.  Die  bisherige  Praxis 
hat  sich  längst  schon  als  unhaltbar  erwiesen,  und  zwar  in  solchem  Grade, 
daß  nicht  selten  einzelne  Polizeibehörden  —  wie  ich  das  aus  Er- 
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fahrung  weiß  —  sich  kurzweg  damit  behelfen,  daß  sie  einen  lästigen 
Fremden,  einen  mittellosen  Ausgewiesenen,  ohne  alle  Formalität  einfach 
zu  nächtlicher  Stunde  auf  das  Gebiet  des  Nachbarstaates  befördern  und 
dort  seinem  Schicksal  überlassen.  Daß  dies  niemandem  zum  Nutzen  ge¬ 
reicht,  wird  jedem  klar,  der  bedenkt,  daß  ein  solches  Individuum  in  solcher 
Lage  auch  auf  dem  Gebiete  des  Nachbarstaates  seinen  unerlaubten 
Lebenswandel  fortsetzen  wird,  der  ihm  den  Aufenthalt  im  Staate,  von 
dessen  Behörden  er  eben  ausgewiesen  wurde,  gekostet  hat,  daß  er  daher 
bald  auch  von  den  neuen  Behörden  verhaftet  und  über  die  Grenze  in 
seinen  Heimatstaat  abgeschoben  werden  dürfte.  Eine  derartige  Losung 
des  ganzen  Falles  ist  aber  weder  im  Interesse  des  Ausgewiesenen,  noch 
entspricht  sie  dem  Geiste  des  Rechtes  und  der  Gesetze. 

Noch  ein  zweite  Lösung  des  gesamten  Problems  außer  der  oben  vor¬ 
geschlagenen  wäre  denkbar  und  möglich  —  wobei  es  ebenfalls  keine 
internationalen  Verrechnungen  gäbe  —  nämlich  die,  daß  auf  Grund  einer 
Reziprozitätsvereinbarung  jeder  Staat  verpflichtet  wäre,  Schubpersonen 
von  einem  Staate  in  einen  dritten  auf  eigene  Kosten  über  sein  Hoheits¬ 
gebiet  zu  befördern.  Doch  darf  man  nicht  vergessen,  daß  es  Staaten 
geben  könnte,  die  auf  Grund  des  Gerechtigkeitsprinzipes  einer  solchen 
Lösung  oder  Vereinbarung  niemals  zustimmen  würden.  Denn  man  darf 
in  der  Tat  nicht  eines  übersehen:  heutzutage  handelt  es  sich  in  den 
meisten  Fällen  um  die  polizeiliche  Beförderung  von  Personen,  welche 
vor  dem  Kriege  Staatsangehörige  der  österreich-ungarischen  Monarchie 
oder  des  Deutschen  Reiches  waren,  und  die  sich  seit  dem  Ende  des 
Krieges  —  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  sie  derzeit  staats-  und  heimats¬ 
berechtigt  sind  —  auf  dem  ganzen  ehemaligen  Gebiete  dieser  beiden 
Staaten  herumtreiben.  Kommt  es  also  zu  polizeilichen  Schubtransporten, 
so  gehen  diese  meistens  über  das  Gebiet  der  zentralgelegenen  Staaten, 
in  erster  Linie  gerade  über  das  Gebiet  der  Republik  Österreich.  Auf 
die  Weise  würden  also  solche  Staaten  —  im  Falle  einer  Vereinbarung  auf 
Grund  des  Reziprozitätsprinzipes  —  in  ungleichmäßig  hohe  Spesen 
verfallen,  wogegen  die  anderen  Nachfolgestaaten  im  weit  geringerem 
Maße  in  Mitleidenschaft  gezogen  wären. 

Deshalb  bleibt  als  günstigste  und  beste  Lösung  dieses  Problems  die 
an  erster  Stelle  erwähnte  und  vorgeschlagene:  Wird  aus  einem  Staate 
ein  Ausländer  ausgewiesen  und  muß  dieser,  um  in  seinen  Heimatstaat  zu 
gelangen,  das  Gebiet  eines  oder  mehrerer  dazwischenliegenden  Staaten 
durchqueren,  so  sollten  für  die  Bezahlung  der  Transport-  und  Ver¬ 
pflegungsspesen  auf  diesen  Gebieten  die  Konsulate  seines  Heimat¬ 
staates  herangezogen  werden,  welche  in  jenen  ersteren  akkreditiert  sind.“ 

In  ähnlichen  Gedankengängen  bewegte  sich  ein  kurzes  Referat  des 
Hofrats  Dr.  Schultz  über  ,,A  bschaffungs-undAbschiebungs- 
w  e  s  e  n“,  in  dem  vor  allem  möglichst  schnelle  Erledigung  der  hierbei  er- 
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forderlichen  Korrespondenz  und  zudem  Portofreiheit  für  die  gesamte 
kriminalpolizeiliche  Korrespondenz  überhaupt  gefordert  wurde. 

Schließlich  berichtete  Polizeirat  Kintner,  Prag,  zum  Thema  ,,H  eim- 
schaffung  geflüchteter  Minderjährige  r“,  daß  sich  viel¬ 
fach  der  Fall  ereigne,  daß  minderjährige  Personen  aus  dem  Elternhause 
entwichen  und  über  die  Grenze  flüchteten.  Wenn  es  sich  dabei  auch  um 
keine  kriminalistischen  Amtshandlungen  handele,  so  würden  doch  die 
Polizeibehörden  auf  Ersuchen  der  Eltern  zwecks  Nachforschung  in  An¬ 
spruch  genommen  werden.  Die  Flüchtlinge  gingen  oft  ohne  Ausweise 
über  die  Grenze,  und  es  hätten  sich  Fälle  ereignet,  daß  ausländische  Be¬ 
hörden  dem  Ersuchen  um  Nachforschung  nach  solchen  Minderjährigen 
nicht  entsprochen  und  darauf  verwiesen  hätten,  den  diplomatischen  Weg 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  Referent  schlug  vor,  seitens  der  Polizei¬ 
behörde  bei  Nachforschung  nach  flüchtigen  Minderjährigen  eine  mög¬ 
lichst  beschleunigte  Behandlung  ohne  Betretung  des  diplomatischen 
Weges  Platz  greifen  zu  lassen.  Da  es  sich  um  keine  Verbrecher  handle 
und  eine  gemeinsame  Haft  bei  solchen  Minderjährigen  moralische  Defekte 
hervorrufen  könne,  so  sollten  sie  möglichst  schnell  an  die  Grenze  be¬ 
fördert  werden,  um  dort  von  den  Polizeibehörden  des  Heimatlandes  über¬ 
nommen  werden  zu  können.  Die  Regelung  der  Kostenfrage  müsse  den 
Regierungen  Vorbehalten  werden. 

Nach  eingehenden  Beratungen  nahm  der  Kongreß  zu  Punkt  3  der 
Tagesordnung  folgende  Beschlüsse  an: 

I. 

„Der  Kongreß  erklärt  es  als  wünschenswert: 

1.  die  Entscheidung  über  eine  Auslieferung  den  Gerichten  allein 
zu  übertragen  und  dieselbe  nicht  der  Genehmigung  einer  Ver¬ 
waltungsstelle  zu  unterziehen; 

2.  in  Auslieferungsfällen  n  u  r  g  a  n  z  ausnahmsweise  von  der  Haft¬ 
verhängung  abzusehen  und  solche  Häftlinge  in  jeder  Richtung  den¬ 
selben  Beschränkungen,  insbesondere  hinsichtlich  Besprechungen  und 
schriftlichen  Verkehrs  mit  dritten  Personen  zu  unterwerfen,  wie  die 
eigenen  inländischen  Untersuchungshäftlinge; 

3.  im  Falle  der  Notwendigkeit  der  Durchlieferung  durch  einen  oder 
meherere  andere  Staaten  zugleich  mit  dem  Ansuchen  um  Auslieferung 
auch  das  um  Durchzugsbewilligung  zu  stellen; 

4.  einem  Ansuchen  seitens  einer  auszuliefernden  Person  unter 
Verzicht  auf  das  förmliche  Auslieferungsverfahren  um  sofortige  form¬ 
lose  Überstellung  stattzugeben,  ausgenommen,  wenn 

a)  dieselbe  als  Inländer  nicht  ausgeliefert  werden  kann; 

b)  es  sich  um  ein  Delikt  handelt,  welches  im  Verhältnisse  der 
beiden  Staaten  überhaupt  kein  Auslieferungsdelikt  bildet; 
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c)  die  Person  einem  Staate  als  Staatsbürger  angehört,  dessen 
Zustimmung  oder  zumindest  Äußerung  vor  der  Auslieferung 
eingeholt  werden  muß; 

5.  daß  die  an  der  tatkräftigen  Bekämpfung  des  internationalen 
Verbrechertums  interessierten  Staaten  einen  Kollektivvertrag, 
betreffend  die  Auslieferung  flüchtiger,  eines  gemeinen  Verbrechens 
beschuldigter  und  mittels  gerichtlichen  Haftbefehls  verfolgter  Per¬ 
sonen  abschließen,  der  so  gehalten  ist,  daß  darin  die  Verbrechen, 
derentwegen  Auslieferung  stattfindet,  taxativ  —  gültig  für  sämtliche 
Vertragsstaaten  —  aufgezählt  sind,  oder  daß  er  die  Bestimmung  ent¬ 
hält,  daß  für  die  Beurteilung  der  Zulässigkeit  der  Auslieferung  nur 
das  Recht  des  ersuchenden  Staates  maßgebend  sei.  Hierbei 
wäre  auch  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß  das  Verfahren  möglichst 
vereinfacht  und  verkürzt,  insbesondere  der  diplomatische  Weg  aus¬ 
geschaltet  und  auch  sonst  alles  so  eingerichtet  wird,  daß  auch  die 
Modalitäten,  unter  denen  die  Verhaftung  auszusprechen  ist,  einheitlich 
und  einfach  gestaltet  sind; 

6.  daß  dieselben  Staaten  in  Vervollständigung  der  Wirkung  dieses 
Vertrages  auch  dahin  Übereinkommen,  daß  eingereiste  Personen, 
gegen  die  vom  Auslande  aus  unter  der  Beschuldigung  eines  gemeinen 
Verbrechens  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  erlassen  wurde,  auch  wenn 
kein  Auslieferungsbegehren  gestellt  wird,  aus  dem  Gastlande  aus¬ 
zuweisen  sind,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  ihnen  bei  ihrer 
Außerlandschaffung  freizustellen  wäre,  die  Grenze,  an  die  sie  zu  be¬ 
fördern  sind,  selbst  zu  bestimmen; 

7.  daß  die  Staaten  dahin  Übereinkommen,  daß  für  den  Schrift¬ 
wechsel  in  Auslieferungssachen  Portofreiheit  und  Expreßbeförderung 
eingeräumt  wird,  dann  aber,  daß  die  Beförderung  sowohl  der  Häft¬ 
linge  als  auch  der  Begleitpersonen  kostenfrei  erfolgt,  so  daß  als 
effektive  Kosten  nur  die  Gebühren  für  das  Begleitpersonal  und  die 
Auslagen  für  die  Verköstigung  des  Häftlings  überblieben,  und  daß 
jener  Teil,  der  für  ein  Durchzugsland  in  Betracht  kommt,  von  diesem 
zu  tragen  ist; 

8.  daß  die  genannten  Staaten  im  Wege  eines  Kollektivvertrages 
für  alle  vertragschließenden  Teile  verbindliche  Grundsätze  über  die 
strafgerichtliche  Verantwortlichkeit  der  eigenen  Staatsbürger  für  im 
Auslande  begangene  strafgestzwidrige  Handlungen  vereinbaren,  die 
sodann  der  Strafgesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  zugrunde  zu 
legen  sind.“ 

II. 

,,Der  Kongreß  erklärt  es  für  wünschenswert,  daß  die  Polizei¬ 
behörden  der  verschiedenen  Staaten  das  Recht  erhalten,  sich  wegen 
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Feststellung  der  Heimatsberechtigung  von  Ausländern,  die  auszu¬ 
weisen  sind,  direkt  aneinander  zu  wenden. 

Ferner  sollen  die  Staaten  ein  internationales  Übereinkommen  dar¬ 
über  schließen,  daß  die  Kosten  des  Transportes  solcher  Ausländer 
von  dem  Staate  bezahlt  werden,  in  dem  der  Ausgewiesene  heimats¬ 
berechtigt  ist.“ 

III. 

„Der  Kongreß  hat  es  für  erstrebenswert  erklärt: 

1.  daß  sämtliche  Behörden  sich  dahin  einigen,  einschlägige  An¬ 
fragen  in  Schubangelegenheiten  postwendend  oder  doch  unverzüglich 
zu  erledigen,  und  daß  dieser  Zwang  der  raschen  Erledigung  auf  die 
bei  den  Heimatskorrespondenzen  in  der  Regel  anzurufenden  poli¬ 
tischen  Verwaltungs-  sowie  auf  die  zur  Erhebung  heranzuziehenden 
Gemeindebehörden,  die  ja  über  die  Frage  der  Zuständigkeit  ge¬ 
wöhnlich  Auskunft  zu  geben  haben,  ausgedehnt  wird; 

2.  daß  insbesondere  die  Aufhebung  der  sogenannten  Übernahms¬ 
erklärungen  und  das  Zugeständnis  der  einzelnen  Regierungen  an¬ 
zustreben  wäre,  daß  die  Anerkennung  der  Heimatsberechtigung 
respektive  der  Staatsbürgerschaft  schon  zur  Übernahme  des  Schüb¬ 
lings  an  der  Grenze  ausreiche.“ 

IV. 

„Die  hier  erschienenen  Vertreter  polizeilicher  Behörden  erklären, 
daß  die  von  ihnen  vertretenen  Behörden  auch  bei  Ersuchen  wegen 
Anhaltung  Minderjähriger,  die  ihren  Eltern,  Vormündern  oder 
sonstigen  zu  ihrer  Pflege  und  Überwachung  berufenen  Personen  ent¬ 
wichen  sind,  einander  dasselbe  Entgegenkommen  wie  bei  Requisi¬ 
tionen  kriminalpolizeilicher  Natur  entgegenbringen  werden.“ 

Punkt  4  der  Tagesordnung,  „Einführung  einerinternatio¬ 
nalen  Verkehrssprache  der  Polize  i“,  brachte  zunächst 
ein  sehr  interessantes,  wenn  auch  von  vornherein  ziemlich  aussichtsloses 
Referat  des  Wiener  Polizeidirektors  Hofrat  Dr.  Dreßler  mit  dem  Schluß- 
antrage,  die  vorläufige  Einführung  der  lateinischen  Sprache  als 
internationale  Verkehrssprache  der  Polizei  im  Korrespondenzverkehr 
zwischen  Staaten  mit  verschiedener  Landessprache  zu  beschließen.  Das 
sehr  frisch  und  geschickt  vorgetragene,  in  vielen  Punkten  zunächst  be¬ 
stechende  Referat  lautete  folgendermaßen: 

„Ich  habe  nicht  die  Absicht,  mich  bei  meinem  Vortrage  in  längeren 
Ausführungen  zu  ergehen.  Der  Gegenstand  meines  Referates  ist  schon 
durch  den  Titel  zur  Genüge  gekennzeichnet,  so  daß  eigentlich  jeder  der 
Anwesenden  von  vornherein  Zweck  und  Bedeutung  meiner  Rede  kennt. 
Ich  bin  überzeugt,  daß  unter  uns  allen  Übereinstimmung  herrscht,  und 
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daß  meine  Aufgabe  lediglich  darin  bestehen  soll,  die  Formulierung  be¬ 
stimmter  Leitsätze  vorzubereiten,  damit  auf  Grund  der  Beschlüsse  unseres 
Kongresses  auch  die  so  dringend  notwendige  internationale  Regelung 
dieser  Frage  methodisch  in  Angriff  genommen  werden  kann. 

Dadurch,  daß  ich  wegen  Einführung  einer  internationalen 
Verkehrssprache  der  Polizei  einen  bestimmten  Antrag 
stelle,  will  ich  dazu  beitragen,  eine  Schwierigkeit  zu  beseitigen,  die  auf 
der  Geschäftsführung  der  Polizeibehörden  störend  und  hemmend  lastet. 
Über  das  Bestehen  einer  solchen  Schwierigkeit  sind  wir  alle  auf  Grund 
unserer  in  der  Praxis  gewonnenen  Erfahrungen  wohl  einig.  Ja  es  dürfte 
hierfür  nicht  einmal  erst  solcher  Erfahrungen  bedürfen.  Einer  der  wich¬ 
tigsten  Grunsätze  der  polizeilichen  Amtierung  ist  Raschheit  und  Sicher¬ 
heit  der  Aktion.  Sie  ist  eine  notwendige  Voraussetzung  für  die  Erzielung 
des  Erfolges.  Die  Polizei  hat  ihrem  Wesen  nach  Gefahren  vorzubeugen, 
präventiv  zu  wirken.  So  wie  der  Arzt  möglichst  rasch  zur  Stelle  sein 
muß,  um  die  gegen  ein  Umsichgreifen  der  Krankheit  wirkenden  Mittel 
anzuwenden  und  den  Gefahren,  die  den  Patienten  drohen,  vorzubeugen, 
so  muß  auch  die  Polizei  ohne  alle  unnötige  Verzögerung  ihre  Täligkeit 
entfalten  können.  Sie  muß  sich  aber  zu  diesem  Zwecke  sehr  häufig  mit 
den  Polizeibehörden  anderer  Staaten  in  Verbindung  setzen.  Wenn  nun 
zwei  Parteien  miteinander  verkehren  und  sich  über  einen  gemeinsamen 
Zweck  verständigen  sollen,  so  müssen  sie  einander  vor  allem  ver¬ 
stehen.  Ich  denke  dabei  natürlich  nicht  an  den  mündlichen,  sondern  an 
den  schriftlichen  Verkehr.  Ebenso  schalte  ich  für  diesen  von  mir  be¬ 
handelten  Beratungspunkt  den  telegraphischen  Verkehr  aus,  für  den  wohl 
am  besten  ein  internationaler  Code  einzuführen  wäre.  Ich  spreche  hier 
nur  vom  schriftlichen  Verkehr,  dem  sogenannten  Korrespondenzverkehr 
durch  Notenwechsel. 

Es  bevölkert  die  Erde  eine  ziemliche  Anzahl  von  Nationen  als  die  an 
Kultur  und  Zivilisation  einander  nahestehenden  Glieder  einer  großen 
Völkerfamilie,  Aber  mögen  sie  miteinander  an  Denken  und  Fühlen  noch 
so  nahe  verwandt  sein,  mag  ihr  Geistesleben  in  noch  so  engen  Wechsel¬ 
beziehungen  stehen,  eine  äußerliche  Schranke  gibt  es,  die  den  Verkehr 
recht  hemmt.  Es  ist  die  Sprache.  Nicht  ohne  Grund  bemühen  sich  schon 
seit  geraumer  Zeit  von  idealen  Gedanken  beseelte  Geister,  eine  ge¬ 
meinsame  Verständigungssprache  der  Völker  zu  schaffen,  und  da  der  Ver¬ 
such,  ein  lebende  Sprache  zur  gemeinsamen  Verständigungssprache  zu 
bestimmen,  von  vornherein  wohl  ziemlich  aussichtslos  ist  (die  im  diplo¬ 
matischen  Verkehre  bestehende  Anwendung  der  französischen  Sprache 
als  Verkehrssprache  ist  ja  nur  eine  singuläre,  mehr  aus  historischen 
Gründen  zu  erklärende  Erscheinung),  bemühen  sie  sich,  eine  Kunst¬ 
sprache  einzuführen.  So  haben  bekanntlich  schon  Descartes  und 
L  e  i  b  n  i  z  vergeblich  versucht,  eine  Weltsprache  zu  erfinden  und  zur  An- 
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nähme  zu  bringen.  Vor  mehr  als  30  Jahren  schien  der  vom  Pfarrer  Johann 
Martin  Schleyer  aus  Lizzelstetten  bei  Konstanz  konstruierten  Welt¬ 
sprache  des  Volapük  ein  gewisser  Erfolg  beschieden.  Sie  erreichte 
einige  Verbreitung,  und  es  kam  sogar  zur  Gründung  einer  internationalen 
Volapük-Akademie  (in  Paris  und  dann  in  Petersburg).  Aber  auch  diese 
gewiß  gut  gemeinten  Betrebungen  sind  inzwischen  sanft  eingeschlummert. 
In  neuerer  Zeit  nimmt  die  Bewegung  zur  Einführung  des  Esperanto, 
auf  das  ich  noch  im  folgenden  zu  sprechen  kommen  werde,  mächtig  zu. 

Aber  bis  zur  Einführung  einer  Kunstsprache  als  internationale  Ver¬ 
kehrssprache  scheint  mir  noch  ein  weiter  Weg  zurückzulegen  zu  sein,  und 
wir  Polizisten  können  und  wollen  nicht  solange  warten.  Unsere  Sorge 
muß  darauf  gerichtet  sein,  zunächst  für  den  internationalen  Verkehr  der 
Polizeibehörden  im  dringenden  dienstlichen  Interesse  ehebaldigst  die 
Einführung  einer  gemeinsamen  Verständigungssprache  durchzusetzen. 

Wenn,  wie  es  gegenwärtig  der  Fall  ist,  die  Polizeibehörde  jedes  Staates 
in  ihrer  Staatssprache  korrespondiert,  so  erwächst  für  die  die  Mitteilung 
empfangende  Stelle  die  Notwendigkeit,  eine  Übersetzung  zu  veranlassen, 
ausgenommen  den  Fall,  daß  beide  Staaten  dieselbe  oder  eine  nahe  ver¬ 
wandte  Staatssprache  haben  (Deutschland  und  Österreich,  Frankreich 
und  Belgien,  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
Spanien,  Mexiko  und  eine  Anzahl  der  südamerikanischen  Republiken, 
einige  slawische  Staaten  usw.).  Solche  Staaten  scheiden  von  vornherein 
aus  unserer  Betrachtung  aus.  Denn  weshalb  sollten  sie  innerhalb  ihres 
zwischenstaatlichen  Verkehrs  anstatt  der  gemeinsamen  Staatssprache 
eine  internationale  Polizeiverkehrssprache  wählen?  Es  handelt  sich  ja 
nicht  um  eine  künstliche  Konstruktion,  sondern  um  die  Ersinnung  eines 
Mittels,  das  den  Bedürfnissen,  dem  praktischen  Dienst  am  besten  ent¬ 
spricht. 

Polizeibehörden  von  Staaten  mit  verschiedener  Landessprache  müssen 
also  zur  Übersetzung  greifen.  Man  muß  nun  hierfür  Übersetzer  in  den 
Dienst  stellen.  In  manchen  Fällen  wird  der  mit  einer  Amtshandlung  ge¬ 
rade  befaßte  Beamte  der  fremden  Sprache,  in  der  das  Schreiben 
der  ausländischen  Polizeibehörde  abgefaßt  ist,  mächtig  sein.  Aber  man 
kann  doch  nicht  verlangen,  daß  ein  Polizeibeamter  alle  Kultursprachen 
beherrscht.  Die  Polizeidirektion  in  Wien  hat  beispielsweise  13  Über¬ 
setzer  bestellen  müssen,  die,  wie  die  Statistik  des  letzten  Vierteljahrs 
beweist,  ziemlich  beschäftigt  waren.  Mußten  sie  doch  Schriftstücke  aus 
dem  Englischen,  Französichen,  Holländischen,  Italienischen,  Spanischen, 
Portugiesischen,  Rumänischen,  Polnischen,  Russischen,  Ukrainischen, 
Tschechischen,  Slowakischen,  Serbischen,  Kroatischen,  Slawonischen, 
Ungarischen,  Neugriechischen  usw.  übersetzen. 

Manchmal  stößt  die  Auswahl  von  geeigneten  Übersetzern  aus  den 
Kreisen  der  eigenen  Beamtenschaft  (und  außenstehende  Personen  können 
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im  Hinblicke  auf  die  Eigenart  des  Polizeidienstes  wohl  nicht  heran¬ 
gezogen  werden)  auf  Schwierigkeiten.  Es  können  auch  die  Über¬ 
setzer  nicht  Tag  und  Nacht  in  Permanenzdienst  gestellt  werden. 
Ich  entsinne  mich  eines  Falles,  daß  vor  mehreren  Jahren  in  den 
späten  Abendstunden  ein  in  italienischer  Sprache  abgefaßtes  Tele¬ 
gramm  im  Wiener  Sicherheitsbureau  einlangte.  Der  diensthabende 
Beamte  war  der  italienischen  Sprache  nicht  mächtig;  es  mußte, 
da  der  italienische  Amtsdolmetsch  nicht  mehr  im  Amte  war,  nach 
einem  Übersetzer  gefahndet  werden.  Nur  der  Umstand,  daß  ich  gerade 
zugegen  war  und  die  Übersetzung  des  Telegramms  vornahm,  ermöglichte 
die  rasche  Beseitigung  der  Schwierigkeit.  Und  es  handelte  sich  in  diesem 
Falle  um  die  Verhaftung  eines  flüchtigen  Bankkassierers.  Der  Gesuchte 
wurde  im  Kupee  des  Berliner  Schnellzuges  kurz  vor  der  Abfahrt  fest¬ 
genommen.  Eine  Verzögerung  um  nur  einige  Minuten  hätte  den  Erfolg 
zweifellos  sehr  erschwert,  wenn  nicht  ganz  vereitelt.  Solche  Fälle  kennt 
jeder  Polizeibeamte  aus  eigener  Erfahrung. 

Wir  müssen  uns  also  für  die  Einführung  einer  internationalen  Ver¬ 
kehrssprache  der  Polizei  einsetzen,  d.  h.  eine  Sprache  als  gemeinsame 
Verständigungssprache  im  Dienstverkehr  vorschlagen.  Darüber  sind  wir 
wohl  alle  eines  Sinnes. 

Aber  welche  Sprache  soll  dies  sein? 

Wollten  wir  hierfür  eine  der  gegenwärtigen  Weltsprachen  aus¬ 
wählen,  so  würde  diesem  Versuche  kein  Erfolg  beschieden  sein.  Nach 
welchen  Grundsätzen  sollte  man  auch  dabei  Vorgehen?  Wollte  man  sich 
über  eine  der  unter  den  westlichen  Kulturvölkern  am  meisten  ver¬ 
breiteten  Sprachen  einigen,  so  könnte  dies  nur  das  Englische  oder  das 
Spanische  sein.  Aber  ein  solcher  Versuch  würde  aussichtslos  bleiben. 
Wir  Polizisten  könnten  schon  einig  werden.  Menschen,  die  wie  wir,  von 
so  idealer  Liebe  zum  Berufe  beseelt  sind,  daß  wir,  wie  der  stattliche  Be¬ 
such  dieses  Kongresses  beweist,  nicht  Zeit,  Mühe  und  materielle  Opfer 
scheuen,  um  zur  Beratung  gemeinsamer  dienstlicher  Angelegenheiten  aus 
freien  Stücken  in  Verhandlungen  zu  treten,  wir  würden  zweifellos  die 
Formel  finden,  die  zur  Lösung  führt,  um  eine  der  gegenwärtig  lebenden 
Sprachen,  sei  es  eine  germanische,  romanische  oder  slawische,  zur  Ver¬ 
ständigungssprache  auszuwählen.  Aber  wir  können  ja  nur  Vorschläge 
erstatten,  die  Durchführung  nicht  erzwingen.  Es  muß  erst  die  Tätigkeit 
der  Regierungen  einsetzen,  und  da  würde  die  Empfindlichkeit  derNationen 
ein  unübersteigbares  Hindernis  bilden.  Es  ist  meiner  festen  Überzeugung 
nach  an  die  Einführung  einer  lebenden  Sprache  als  gemeinsame  Ver¬ 
ständigungssprache  auch  im  Polizeiverkehr  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu 
denken. 

Ich  habe  vorher  bereits  kurz  erwähnt,  daß  auch  die  Einführung  des 
Esperanto  in  Betracht  gezogen  werden  könnte.  Seit  mehreren  Jahr- 
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zehnten  wird  für  die  Einführung  dieser  Kunstsprache  mit  sichtbarem  Er¬ 
folge  eine  eifrige  Propaganda  betrieben,  und  die  begeisterten  Jünger  des 
Dr.  Zamenhof  versichern,  daß  Esperanto  die  logisch  richtigste  und 
am  leichtesten  zu  erlernende  Sprache  sei.  In  zahlreichen  Kongressen 
haben  die  Esperantisten  ihre  Grundsätze  verfochten.  Allerdings  hat  sich 
ein  sozusagen  feindlicher  Bruder  gefunden.  Denn  auch  die  Anhänger  des 
Ido,  des  angeblich  verbesserten  Esperanto,  lassen  sich  mit  ihren 
Wünschen  vernehmen,  und  kürzlich  soll  sich  auch  der  Völkerbund  gegen 
eine  Einführung  des  Esperanto  ausgesprochen  haben.  Sollte  diese 
Meldung  richtig  sein,  so  wäre  darin  immerhin  eine  bedenkliche  Schwierig¬ 
keit  zu  erblicken.  Denn  es  ist  doch  nicht  leicht  denkbar,  daß  durch 
internationale  Vereinbarungen  eine  Sprache,  gegen  die  der  Völkerbund 
Stellung  genommen  hat,  als  internationale  Verkehrssprache  eingeführt 
werden  würde. 

Ich  will  jedoch  hier,  um  Mißverständnissen  vorzubeugen,  ausdrück¬ 
lich  betonen,  daß  ich  mich  ex  referato  gegen  das  Esperanto  durchaus 
nicht  ablehnend  verhalte,  daß  mir  im  Gegenteil  der  Gedanke  des  Espe¬ 
ranto  durchaus  kulturfördernd  und  vor  allem  vernünftig  erscheint.  Nur 
muß  ich,  da  ich  selbst  des  Esperanto  nicht  mächtig  und  daher  über  dessen 
angebliche  Vorzüge  nicht  unterrichtet  bin,  den  Anhängern  dieser  Kunst¬ 
sprache  die  Verteidigung  ihres  Standpunktes  überlassen.  Ich  selbst  glaube 
nur,  daß  die  Bestrebungen  der  Esperantisten  doch  noch  nicht  so  viel 
Boden  gewonnen  haben,  daß  ein  Antrag  auf  Einführung  dieser  Sprache 
als  internationale  Verkehrssprache  überall  durchzubringen  wäre. 

Wenn  wir  eine  gemeinsame  Verständigungssprache  einführen  wollen, 
jedoch  weder  eine  der  lebenden  Sprachen,  noch  auch  Esperanto  oder  Ido 
bzw.  ähnliche  Kunstsprachen  hierfür  vorschlagen  können,  welche  Ent¬ 
scheidung  wollen  wir  hier  treffen?  Die  Wahl  der  Sprache  ist  ja  der 
wichtigste  Punkt  der  Beratung.  Die  bloße  Betonung  der  Notwendigkeit 
einer  internationalen  Polizeiverkehrssprache  ist  an  sich  zwecklos  und 
hätte  nur  die  Bedeutung  eines  pium  desiderium. 

Lösen  wir  den  gordischen  Knoten  mit  einem  kühnen  Hieb.  Wählen 
wir  wieder  jene  Sprache,  die  schon  seit  Jahrtausenden  bis  vor  verhältnis¬ 
mäßig  kurzer  Zeit  gemeinsame  Verständigungssprache  weiter  Kreise  der 
Völker  war,  in  der  noch  bis  in  die  Neuzeit  ein  großer  Teil  der  Akten  vor 
knapp  mehr  als  100  Jahren  geschrieben  wurde,  die  also  in  den  Kanz¬ 
leien  und  Ämtern  aller  Kulturstaaten  so  lange  in  Gebrauch  stand, 
wählen  wir  Latein.  Ich  bitte,  über  den  Antrag  weder  zu  er¬ 
schrecken,  noch  ihn  zu  belächeln.  Er  sieht  nur  originell  aus,  ist  aber, 
wenn  man  sich  nur  ein  wenig  damit  beschäftigt,  durchaus  den  Bedürf¬ 
nissen  der  Praxis  angepaßt.  Latein  wird  noch  in  den  Mittelschulen  der 
meisten  Staaten  als  eine  Grundlage  der  humanistischen  Bildung  gelehrt. 
Ich  will  damit  aber  nicht  den  angeblichen  Wert  der  lateinischen  Sprache 
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vom  Standpunkte  der  formalen  Bildung  in  den  Vordergrund  rücken  und 
müßte  somit  auch  ein  mir  allenfalls  gezolltes  Lob  aus  dem  Munde  der 
Humanisten  höflich  dankend  ablehnen.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  ein 
Wiederaufleben  des  antiken  Geistes,  um  eine  neue  Renaissance  unter  der 
Ägide  der  Polizei,  sondern  um  etwas  durchaus  Praktisches,  unsere 
(polizeilichen)  Zwecke  Förderndes.  Ich  will  nur  sagen,  daß  in  allen 
Staaten  unter  den  Polizeibeamten  bestimmte  Personen  zu  finden  sein 
werden,  die  Latein  verstehen  und  bei  einiger  Übung  imstande  sein 
werden,  Noten  in  lateinischer  Sprache  abzufassen  und  aus  der  lateinischen 
Sprache  zu  übersetzen.  Man  spart  somit  schon  die  zahlreichen  Über¬ 
setzer.  Ich  denke  mir  übrigens  auch,  daß  die  polizeilichen  Noten  (auch 
dieser  Grundsatz  wäre  festzulegen)  nicht  in  kunstvollen  ciceronianischen 
Perioden,  sondern  möglichst  kurz  und  knapp  mit  Beschränkung  auf  den 
unumgänglich  notwendigen  Text  unter  Hinweglassung  aller  Höflichkeits¬ 
phrasen  (für  die  es  übrigens  im  Altlateinischen  an  Worten  fehlt)  ab¬ 
zufassen  wären.  Man  wird  deshalb  kein  hervorragender  Romanist  zu 
sein  brauchen.  Die  in  der  Mittelschule  erworbenen  Kenntnisse  des 
Lateinischen  werden,  wenn  die  Übersetzer  nur  einige,  ganz  kurze  Übung 
haben,  vollständig  ausreichen.  Die  notwendigen  Fachausdrücke  wären 
in  einem  für  diese  Zwecke  angelegten  und  je  nach  der  Entwicklung  des 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens  vermehrten  Wörterbuche 
(wieder  eine  Aufgabe  des  internationalen  Polizeibureaus)  niederzulegen. 

Einen  besonderenVorzug  der  lateinischen  Sprache  für  den  in  Rede 
stehenden  Zweck  erblicke  ich  in  der  jedem  Kenner  dieser  Sprache  ge¬ 
läufigen  Präzision  des  Ausdruckes,  insbesondere  abstrakter  Begriffe.  Da¬ 
durch  ist  ja  Latein  tatsächlich  die  Grundlage  so  vieler  modernen  Sprachen 
geworden  und  hat  sich,  ungeachtet  der  Bemühungen  der  nationalistischen 
Sprachreiniger  in  die  heimischen  Sprachen  schier  unausrottbar  ein¬ 
genistet.  Ein  weiterer  Vorzug  besteht  darin,  daß  die  lateinische  Sprache 
keine  Artikel  kennt,  die  Deklinationsfälle  durch  Flektionssendungen  zum 
Ausdruck  bringt,  drei  Geschlechter  hat  und  sie  im  Eigenschaftsworte  er¬ 
sichtlich  macht,  alles  Tatsachen,  die  eine  kurz  gefaßte  Formulierung  er¬ 
möglichen  und  Mißverständnissen  bei  Textverstümmelungen  im  weitaus 
größeren  Maße  Vorbeugen,  als  dies  bei  allen  modernen  Sprachen  der 
Fall  ist. 

Aber  auch  sonst  birgt  die  lateinische  Syntax  zahlreiche  Vorzüge,  die 
eine  ungemein  kurze  Form  des  Ausdruckes  ermöglichen.  Ich  erwähne 
nur  den  sogenannten  ablativus  absolutus,  eine  Parzipialkonstruktion,  die 
einen  Nebensatz  glattweg  ersetzt.  Wenn  ich  Sie  an  das  bekannte  klassi¬ 
sche  Zitat  ,Roma  deliberante*  erinnere,  wenn  ich  nur  anführe,  daß  der 
Satz  , nachdem  die  Sache  vollendet  worden  war*,  lateinisch  ,re  confecta“ 
lautet,  wenn  ich  erwähne,  daß  ,die  Person,  die  verhaftet  werden  soll' 
bloß  mit  ,capiendus‘  übersetzt  werden  kann,  so  habe  ich  mit  diesen 
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wenigen  Beispielen,  die  beliebig  vermehrt  werden  könnten,  gezeigt,  wie 
einfach  sich  die  lateinische  Stilistik  gestaltet.  Ich  will  vermeiden,  daß  mein 
Referat  in  einen  philosophischen  Vortrag  ausartet  und  lediglich  darauf 
hinweisen,  daß  sich  die  lateinische  Sprache  schon  aus  Ersparungs¬ 
gründen  auch  für  den  telegraphischen  Verkehr  in  jenen  Fällen  eignet,  wo 
der  Code  nicht  ausreichen  dürfte. 

Latein  ist  noch  heute  die  Sprache  der  Fachterminologie  der  Medizin 
und  der  Rezeptierkunde,  Sind,  wie  ich  schon  erwähnt  habe,  wir  Polizisten 
nicht  den  Ärzten  zu  vergleichen,  die  einem  Umsichgreifen  von  Gefahren 
Vorbeugen?  Latein  ist  noch  heute  die  Sprache  der  römischen  Kirche, 
einer  gewiß  klug  durchdachten  Organisation.  Wenn  hier  der  Hauptgrund 
auch  darin  zu  suchen  sein  dürfte,  daß  das  Latein,  in  dem  der  größte  Teil 
der  kirchlichen  Literatur  abgefaßt  ist,  einen  Teil  des  theologischen  Unter¬ 
richts  bildet,  so  zeigt  sich  immerhin,  daß  diese  alte  Sprache  eine  bei¬ 
spiellose  Lebenskraft  besitzt,  was  sicher  nicht  zuletzt  den  Grund  in  ihrer 
besonderen  Verwendbarkeit  hat. 

Und  noch  eines  möchte  ich  erwähnen.  Es  handelt  sich  beim  Akten¬ 
wechsel  zwischen  fremdsprachigen  Behörden  nicht  nur  um  ein  Über¬ 
setzen  aus  der  fremden  Sprache,  sondern  auch  erforderlichenfalls  um  ein 
Schreiben  in  der  fremden  Sprache,  Nun  gibt  es  viele,  die  moderne 
Sprachen  geläufig  sprechen  und  verstehen  und  auch  ganz  gut  übersetzen 
können,  aber  sehr  wenige,  die  in  dieser  Sprache  flüssig  und  richtig 
schreiben  können.  Zur  Abfassung  eines  lateinischen  Aufsatzes  bedarf  es 
aber  keiner  allzugroßen  Mühe  und  Kenntnisse.“ 

Das  Referat  rief  eine  lebhafte  Debatte  hervor.  Der  Antrag  Dreßler 
fand  fast  einstimmige  Ablehnung;  man  scheute  sich,  eine  tote  Sprache  als 
Verkehrssprache  der  lebensfrischen  Polizei  einzuführen.  Vergebens  be¬ 
mühte  man  sich  eine  der  lebenden  Sprachen  —  am  meisten  wurde  an 
Englisch  gedacht  —  als  allgemeine  Verkehrssprache  durchzusetzen. 
Von  künstlichen  Weltsprachen  fand  Esperanto  die  meisten  Fürsprecher, 
immerhin  wurden  gegen  sofortige  Anerkennung  als  alleinige  Polizei¬ 
verkehrssprache  noch  lebhafte  Bedenken  geäußert.  Inzwischen  ist  die 
Verbreitung  des  Esperanto  immer  mehr  gewachsen.  In  Deutschland  und 
insbesondere  in  deutschen  Polizeikreisen  ist  Esperanto,  das  von  allen 
Kunstsprachen  zweifellos  die  größten  Vorzüge  besitzt,  so  stark  bekannt 
und  verbreitet,  daß  es  nur  begrüßt  werden  könnte,  wenn,  was  zu  hoffen 
ist,  in  Zukunft  doch  einmal  Esperanto  als  internationale  Polizeiverkehrs¬ 
sprache  zur  Einführung  gelangt.  Auch  der  Völkerbund  soll  neuerdings 
Esperanto  als  besonders  geeignete  Weltkunstsprache  bezeichnet  haben. 

Ein  Referat  über  „Schaffung  eines  internationalen 
Kodex  zur  Korrespondenz  zwischen  Polizeibe¬ 
hörden“  hielt  Polizeidirektor  Dr.  Brandl,  Wien,  Er  führte  aus,  daß  alle 
Polizeibeamten,  die  im  Exekutivdienste  ständen  oder  gestanden  haben, 
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wohl  schon  bei  Erhalt  eines  in  fremder  Sprache  abgefaßten  Telegramms 
das  peinliche  Gefühl  gehabt  hätten,  daß  jemand  dringend  an  ihre  Hilfe 
appelliere,  aber  vorläufig  vergeblich,  weil  sie  das  Telegramm  erst  einem 
Übersetzer  hätten  geben  müssen,  der  dann  die  Übersetzung  gerade  in  dem 
Augenblicke  abgeliefert  hätte,  da  der  gesuchte  Verbrecher  bereits  wieder 
über  alle  Berge  gewesen  sei.  Wie  gern  würde  die  Polizei  manches,  was 
sie  einer  anderen  Polizeibehörde  zu  sagen  hätte,  gedeckt  drahten.  Sie 
könne  es  aber  nicht,  weil  zwischen  den  beiden  Polizeibehörden  kein 
Chiffrenschlüssel  ausgetauscht  worden  sei,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die 
übliche  Chiffrierung  das  zeitraubendste  und  langweiligste  Ding  der  Welt 
sei.  Dazu  käme  noch,  daß  Depeschen  große  Kosten  verursachen.  Es 
gäbe  nur  ein  sprachliches  Verkehrsmittel,  das  alle  die  geschilderten 
Mängel  vermeide,  sich  also  durch  direkte  Verständlichkeit,  Diskretion 
und  Billigkeit  auszeichne,  das  sei  der  internationale  Kodex. 

Internationale  Kodizes,  das  sei  Ersatz  von  Worten  und  Wortgruppen 
durch  Buchstaben  oder  Zifferngruppen,  welche  von  allen  Besitzern  des 
Kodex  als  das  verstanden  würden,  was  sie  sinngemäß  ausdrücken  sollten, 
seien  in  der  Handelswelt  schon  länger  in  Gebrauch,  Die  Kodizes  seien 
den  üblichen  Chiffren  nicht  gleichzustellen,  da  der  übliche  Chiffren¬ 
verkehr  stets  auf  einer  bestimmten  Sprache  beruhe  und  im  wesentlichen 
das  Alphabet  zur  Grundlage  habe,  wenn  auch  für  sehr  häufig  gebrauchte 
Worte  von  vornherein  bestimmte  Chiffren  in  Verwendung  stünden,  gleich 
den  Siegeln  in  der  Stenographie.  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen 
Chiffren  und  Kodewort  sei  der,  daß  die  Chiffren  das  Wort  bildeten,  das 
Kodewort  aber  den  Wortsinn  zum  Ausdruck  bringe,  die  ersteren  also  eine 
Übersetzung  erforderlich  machten,  das  letztere  aber  für  jeden  Teilnehmer 
am  Kodexverkehr  schon  den  Sinn  habe,  den  es  laut  dem  Kodeindex  haben 
solle.  Die  Vorteile  eines  solchen  Kodex  auch  für  polizeiliche  Zwecke  seien 
zu  offensichtlich,  als  daß  das  geschäftstüchtige  Amerika  sich  seiner  nicht 
auch  für  dieses  Gebiet  schon  längst  bemächtigt  hätte.  In  San  Franzisko 
sei  ein  derartiger,  für  polizeiliche  und  gerichtliche  Zwecke  eingerichteter 
Kodex  erschienen,  ,,The  Peace  Officers  Telegraph  Code“  von  H.  M.  Ai¬ 
stine.  Das  Prinzip  dieses  Kodex  sei  das  des  kaufmännischen  Abc- 
Kode  x  ,  d.  h.  irgendein  Gedanke  werde  durch  drei  Buchstaben  des  Abc 
ausgedrückt.  Der  kaufmännische  Abc-Kodex  sei  für  die  Polizei  nicht 
verwendbar,  da  die  Polizei  ihr  eigenes  Vokabular  und  ihre  eigene 
Phraseologie  habe.  Dieses  polizeiliche  Vokabular  samt  Phraseologie 
bilde  auch  die  Grundlage  des  Alstineschen  Kodex,  Die  für  den  Polizisten 
bzw.  den  Untersuchungsrichter  in  Betracht  kommenden  Gedanken  seien 
alphabetisch  aneinandergereiht.  Die  entsprechenden  Buchstabengruppen 
begönnen  mit  aba  und  endeten  theoretisch  mit  zyz.  Die  Buchstaben¬ 
gruppen,  die  mit  aba  begönnen,  gingen  dann  weiter  abc,  abd  bis  abz; 
wenn  die  Buchstaben  des  Alphabets  in  der  letzten  Reihe  erschöpft  seien, 
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so  komme  dann  aca,  acb  bis  acz.  Hierauf  komme  ada  usw.  Auf  diese 
Weise  sei  es  möglich,  da  in  diesem  Zwischenräume  alle  möglichen  Ver¬ 
änderungen  alphabetisch  geordnet  enthalten  seien,  ca.  12  000  Kombi¬ 
nationen  zusammenzustellen.  Damit  sei  auch  die  Möglichkeit  des  Chiff- 
rierens  und  Dechiffrierens  gegeben. 

Der  Referent  erläuterte  seine  Ausführungen  durch  folgendes  Beispiel: 

Das  erste  Wort  in  Aistines  Lexikon  ist  Abondo,  d.  h,  einstellen, 

also  ein  Wort  der  Gerichtssprache,  Nun  heißt  es: 

aba  =  einstellen, 

abc  =  vorläufig  einstellen  (Buchstabenverdoppelungen  werden  näm¬ 
lich  vermieden), 

abd  —  stellen  Sie  nach  eigenem  Ermessen  ein, 

abe  =  sobald  Sie  eingestellt  haben, 

abf  =  sobald  Sie  die  Möglichkeit  des  Einstellens  haben. 

An  diesem  Beispiel  sei  ersichtlich,  wie  recht  umfangreiche  Gedanken 
sich  in  drei  Buchstaben  ausdrücken  ließen,  aber  auch,  daß  Aistine  für 
die  bestehenden  Kodex-Bedürfnisse  viel  zu  weitschweifig  sei,  anderer¬ 
seits  auch  zu  arm;  man  müsse  sich  bei  der  Abfassung  eines  Kodex  klar¬ 
machen,  was  alles  die  Polizei  einander  im  telegraphischen  Verkehr  zu 
sagen  hätte.  Man  habe  keine  philosophischen  Erörterungen  zu  machen, 
sondern  der  Kernpunkt  sei  das  Suchen  und  Verhaften.  Die  Polizei  werde 
z.  B.  jemand  suchen  wegen  eines  bestimmten  Verbrechens.  Der  Ge¬ 
suchte  werde  ein  Mann,  ein  Weib,  ein  Knabe,  ein  Mädchen,  ein  entführtes 
Kind,  ein  abgängiges  Kind  sein.  Man  werde  Tatbestände  zu  beschreiben 
haben  in  der  allgemein  üblichen  Form;  Geburtsdaten,  Beschreibung 
von  Gesichtsteilen,  von  Defekten,  von  Kleidungsstücken  seien  für  die 
Polizei  von  Wichtigkeit;  Reiserichtung,  Verkehrsmittel,  Bargeld,  Kost¬ 
barkeiten  seien  Objekte  der  polizeilichen  Betrachtungen.  Die  Instru¬ 
mente  einer  Tat  würden  nicht  minder  einen  Raum  im  polizeilichen 
Wörterbuch  einnehmen.  Einliefern,  Ausliefern  würden  in  allen  mög¬ 
lichen  Kombinationen  gebraucht,  und  der  Dienst  der  Auskunftserteilung 
über  Vorleben,  Vorstrafen,  Gefährlichkeit  für  Ruhe  und  Ordnung,  und 
der  Dienst  der  Erkennungsämter  würde  weiteres  Material  für  das  polizei¬ 
liche  Vokabular  liefern. 

Die  Polizei  brauche  z.  B,,  um  vom  Allgemeinen  zum  Besonderen 
überzugehen,  eine  Rubrik  „Verhaften“  im  Kodex: 

Zu  verhaften  wegen  Brandlegung  =  cha, 

„  ,,  ,,  versuchter  Brandlegung  =  chb, 

„  „  ,,  Anstiftung  zur  Brandlegung  =  ehe  usw., 

,,  ,,  ,,  Betrugs  =  che, 
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Zu  verhaften  wegen  Betrugs  begangen  durch  Dokumentfälschung 

=  chf, 

,,  ,,  ,,  ,,  begangen  durch  falsche  Zeugenaussage 

—  chg  usw. 

Dadurch  könne  man  erreichen,  daß  5,  6,  7  Worte  immer  nur  durch 
3  Buchstaben  ausgedrückt  würden.  Die  Rubrik  „Augen“  werde  alle  mög¬ 
lichen  Kombinationen  enthalten  müssen  wie  schwarze,  graue,  graugrüne, 
stechende  Augen  usw,,  trägt  Brille,  Hornbrille,  Kneifer  usw.,  Kleidung, 
Hüte,  Schuhe,  Reisegepäck  würden  eine  Fülle  von  Kombinationen  für  den 
Kodex  ergeben.  Für  12  000  Wortkombinationen  würden  die  25  Buch¬ 
staben  des  Alphabets  ausreichen.  Aber  so  viel  brauche  man  gar  nicht. 
Es  handele  sich  lediglich  darum,  die  richtige  Auswahl  zu  treffen,  das 
Häufige,  Stereotype  zu  sammeln,  aber  das  möglichst  lückenlos.  Alpha¬ 
betarische  Wortbildungen  sollten  nur  im  Notfälle  aushelfen.  Zu  diesem 
Zwecke  enthalte  das  Lexikon  ein  Alphabet,  dessen  jeder  einzelne  Buch¬ 
stabe  allerdings  durch  drei  des  Kodex,  nämlich  im  Kodewort  wieder¬ 
gegeben  werden  müsse.  Zahlen  würden  am  besten  im  Original  wieder¬ 
gegeben.  Auf  die  Verschiedenheit  der  Maß-  und  Gewichtssysteme  müsse 
natürlich  Rücksicht  genommen  werden. 

Der  Alstinesche  Kodex  beginne  auf  beiden  Seiten  alphabetisch  und 
verlaufe  auch  weiter  alphabetisch.  In  Aistines  Kodex  sei  das  erste  Wort 
„abondon“,  das  zweite  „abduction“,  auf  der  andern  Seite  begännen  die 
Wortbilder  mit  aba  und  gingen  weiter  bis  zyz.  Das  biete  weiter  keine 
Schwierigkeit,  wohl  aber  folgende  Erwägung:  Nach  welcher  Sprache  soll 
das  Vokabular  alphabetisch  geordnet  werden,  das  den  Wortbildern  als 
Grundlage  diene?  Die  alphabetische  Anordnung  sei  für  die  Chiffrierung 
bzw,  Dechiffrierung  unentbehrlich.  Er  würde  aber  vorschlagen,  das 
Vokabular  beim  ersten  Entwürfe  nicht  alphabetisch,  sondern  nach 
Materien  anzuordnen;  denn  sonst  müßte  wieder  eine  bestimmte  Sprache 
zugrunde  gelegt  werden,  und  das  könnte  wieder  Schwierigkeiten  bieten. 
Wie  der  Polizist  seine  Steckbriefe  ordne,  so  finde  er  dann  auch  nach  der 
Materie  das  entsprechende  Wort  bzw.  den  entsprechenden  Satz,  wie  er 
es  brauche,  und  auf  diese  Weise  nach  Materien  geordnet,  bilde  er  dann 
das  Vokabular.  Man  tue  ein  übriges,  wenn  dieses  ganze  Material  dann 
etwa  noch  in  jeder  einzelnen  Sprache  alphabetisch  geordnet  werde,  doch 
glaube  er,  daß  das  keine  unbedingte  Notwendigkeit  sei.  Man  werde  viel¬ 
leicht  einwenden,  daß  derartige  Depeschen  verstümmelt  werden  könnten, 
wodurch  der  Text  einen  ganz  anderen  Sinn  bekomme.  Er  schlage  des¬ 
halb  vor,  eine  Kontrolle  zu  schaffen.  Zunächst  ergäbe  sich  diese  von 
selbst  durch  den  übrigen  Text,  der  den  Fehler  erraten  lasse,  und  dann 
könne  man  die  wesentlichen  Worte  nochmals  an  das  Ende  der  Depesche 
setzen.  Er  wolle  nicht  behaupten,  daß  der  von  ihm  vorgeschlagene 
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Kodex  der  einzig  mögliche  sei.  Er  bezwecke  nur,  der  Abfassung  eines 
solchen  Kodex  überhaupt  näherzutreten.  Es  werde  überhaupt  zweck¬ 
mäßig  sein,  eine  Studienkommission  einzusetzen,  welche  beauftragt 
werde,  einen  solchen  Kodex  auszuarbeiten.  Er  möchte  noch  beifügen, 
daß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ein  solcher  Polizeikodex 
bereits  in  Übersetzung  sei  und  zwischen  England  und  Amerika  schon  im 
Gebrauch  sei.  Es  würde  genügen,  wenn  man  diese  Praxis  ausdehne,  und 
wenn  die  anderen  Staaten  diesem  Projekt  näherträten. 

Bei  den  Beratungen  herrschte  Klarheit,  daß  die  schon  seit  Jahren  ge¬ 
forderte  Einführung  eines  internationalen  Kodex  eine  besonders  wich¬ 
tige  und  dringende  Aufgabe  sei,  daß  es  aber  zur  praktischen  Lösung  sorg¬ 
fältigsten  Studiums  bedürfe. 

Schließlich  kam  man  zu  diesen  Punkten  der  Tagesordnung  zu  folgen¬ 
den  Ergebnissen: 

,,Der  Kongreß  beschließt,  daß  ein  internationaler  Code  für  den 
telegraphischen  Verkehr  der  Polizeibehörden  eingeführt  werde. 

Den  Entwurf  des  Code  hat  ein  zu  diesem  Zweck  gebildeter  Aus¬ 
schuß  der  (Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission“  auszu¬ 
arbeiten. 

Unbeschadet  des  Grundsatzes,  Requisitionen  in  jeder  Sprache  zu 
erledigen,  richtet  der  Kongreß  an  seine  Mitglieder  das  Ersuchen,  sich 
bei  der  Korrespondenz  womöglich  nur  der  deutschen,  englischen, 
französischen  oder  italienischen  Sprache  zu  bedienen. 

Die  Frage,  ob  nicht  auch  das  Esperanto  im  Korrespondenzverkehr 
anzuwenden  sei,  wird  dem  mit  der  Zusammenstellung  des  Code  be¬ 
faßten  Ausschüsse  zum  Studium  zugewiesen.“ 

Demnächst  kam  zur  Besprechung  das  Thema:  „Bekämpfung 
des  Alkoholismus,  Morphinismus,  Kokainismus 
innerhalb  des  polizeilichen  Wirkungskreises.“  Die 
Einführung  internationaler  Maßnahmen  hierfür  kommt  zunächst  wohl 
kaum  in  Betracht.  Der  Kongreß  faßte  deshalb  hierzu  auch  keine  Be¬ 
schlüsse.  Der  Referent,  der  Wiener  Polizei-Oberbezirksarzt  Dr,  Metzl, 
entrollte  das  bekannte  trübe  Bild  von  den  verheerenden  Wirkungen  des 
Alkohols  und  seinem  verhängnisvollen  Einfluß  auf  die  Kriminalitäts¬ 
kurve.  Er  empfahl,  daß  die  Polizeibehörden  einander  ihre  Maßnahmen 
gegen  den  Alkoholismus  gegenseitig  mitteilen  und  tunlichst  nach  gleichen 
Richtlinien  handeln  sollten.  Der  Umfang  des  Schadens,  den  der  Kokai¬ 
nismus  und  der  Morphinismus  anrichte,  sei  wesentlich  ge¬ 
ringer  als  der  durch  den  Alkoholkonsum  angerichtete.  Der  Kokainist  oder 
Morphinist  untergrabe  zwar  seine  und  seiner  Familie  Existenz,  aber  das 
Gefahrenmoment  liege  bei  ihm  nicht  vor,  da  er  nicht  wie  der  Trinker, 
fremden,  ganz  unbeteiligten  Menschen  Schaden  zufüge.  Eine  große  Rolle 
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spiele  beim  Kokainismus  und  Morphinismus  der  Schmuggel  und  Zwischen¬ 
handel,  doch  werde  auch  das  auf  erlaubte  Weise  importierte  Kokain 
durch  Drogenhändler,  Apotheker  und  ihre  Angestellten  in  den  Schleich¬ 
handel  gebracht. 

Als  letzter  Punkt  stand  auf  der  Tagesordnung  der  Beratungspunkt 
„Kriminalwissenschaf  t“,  Von  besonders  aktuellen  Themen 
wurden  hierbei  folgende  behandelt: 

Dr.  Wallitschek,  Wien,  sprach  über  ,,A  usbildung  zum  krimi¬ 
nalpolizeilichen  Dienst  e“.  Er  erklärte,  daß  es  falsch  sei, 
wenn  fast  ausnahmslos  die  bestehenden  Schul-  und  Ausbildungsorgani¬ 
sationen  sich  bei  der  Ausbildung  auf  die  Bedürfnisse  einer  Polizeibehörde 
beschränkten,  d.  h.  wenn  jede  Polizei  ihre  Organe  nur  für  den  eigenen 
Wirkungskreis  schule.  Die  Art  des  kriminalpolizeilichen  Dienstes,  das 
Wesen  des  Verbrechens  und  seiner  Begehung  erforderten  aber  eine  Er¬ 
streckung  der  polizeilichen  Tätigkeit  über  die  Grenzen  eines  Verwaltungs¬ 
gebietes  hinaus.  Es  müsse  soweit  als  möglich  eine  einheitliche  Aus¬ 
bildung  der  Kriminalbeamten  erfolgen,  die  ja  sachlich  zu  denselben  Auf¬ 
gaben  und  eben  zu  einer  fruchtbaren  Zusammenarbeit  berufen  seien. 
Letzten  Endes  führe  dieser  Gedanke  im  Hinblick  auf  den  internationalen 
Charakter  der  Kriminalpolizei  zur  Forderung  der  einheitlichen  Fest¬ 
legung  der  Ausbildungsgrundsätze  für  das  kriminalpolizeiliche  Personal 
der  großen  Polizeibehörden  der  Weltstädte  überhaupt. 

Über  die  Art  der  Ausbildung  schlug  er  in  der  Hauptsache  folgendes 
vor:  Es  sei  erforderlich,  daß  nicht  nur  der  Anfänger  im  Polizeiberufe 
theoretisch  geschult  werde,  sondern  daß  auch  der  in  der  Praxis  stehende 
Beamte  immer  wieder  nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  seine  theoretischen 
Kenntnisse  erneuere  und  ergänze.  Die  Notwendigkeit  schulmäßiger  Aus¬ 
bildung  sei  gerade  für  den  Polizeidienst  schon  lange  erkannt  worden. 
Doch  stehe  die  Ausbildung  zum  Kriminalbeamten  nirgends  so  sehr  im 
Vordergrund,  wie  die  Ausbildung  der  uniformierten  Wachpolizisten. 
Gerade  die  theoretische  Ausbildung  der  Kriminalbeamten  sei  bisher 
überall  vernachlässigt  worden.  Erforderlich  sei  eine  kriminalpolizeiliche 
Fachschule.  Polizeischulen,  wie  sie  bisher  bestünden,  genügten  für  den 
Kriminalbeamten  in  keiner  Weise.  Die  fachliche  Schulung  des  Kriminal¬ 
beamten  müßte  schon  beim  Eintritt  in  den  Dienst  einsetzen.  Die  erste 
Schule  müsse  eine  Elementarschule  sein,  die  den  Kriminalanwärter  auf 
den  Eintritt  in  die  Praxis  vorbereite.  Erst  nach  Absolvierung  einer 
solchen  Elementarschule  sollte  der  junge  Beamte  in  den  praktischen 
Dienst  eingeführt  werden.  Nach  einer  Anzahl  von  Dienstjahren  müsse  der 
Kriminalbeamte  vor  seiner  Verwendung  auf  gehobenen  Dienststellen 
nochmals  einer  eingehenden  Schulung  sich  unterziehen,  die  sich  vor¬ 
nehmlich  auf  die  Wiederholung  des  Lehrstoffes  der  Elementarschule  er¬ 
strecken  solle,  jedoch  unter  Intensivierung  und  besonderer  Abstellung 
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auf  den  Instruktionsdienst.  Doch  müßten  nebenbei  auch  die  nicht  zu 
gehobenen  Posten  berufenen  Beamten  einer  Schulung  in  Instruktions¬ 
kursen  und  Wiederholungskursen  sich  unterziehen.  Die  Vorfrage  für 
jede  Schulorganisation  sei  die  Frage  nach  der  Auswahl  des  Schüler¬ 
materials.  Das  Wesen  des  kriminalpolizeilichen  Dienstes  erfordere  eine 
möglichst  verschiedenartige  Zusammensetzung  der  Kriminalbeamten, 
Es  gehe  nicht  an,  nur  aus  bestimmten  Bevölkerungsschichten  und  Berufs¬ 
klassen  das  Beamtenkorps  zu  erneuern,  da  sonst  unfehlbar  eine  Ein¬ 
seitigkeit  eintrete  und  die  notwendige  Anpassungsfähigkeit  an  das  soziale 
Leben  fehle.  Daraus  ergebe  sich,  daß  eine  kriminalpolizeiliche  Fach¬ 
schule  nicht  mit  einem  gleich  vorgebildeten  Schülermaterial  rechnen 
könne.  Das  Ausfinden  der  richtigen  Leute  werde  daher  Sache  einer 
höchst  individuellen  Beurteilung  sein  müssen. 

In  jüngster  Zeit  trete  auch  die  Frage  der  Einführung  von  Eignungs¬ 
prüfungen  auf  psychotechnischer  Grundlage  in  den 
Vordergrund.  Diese  Prüfung  erstrecke  sich  auf  das  Gedächtnis,  die 
Urteilsfähigkeit  und  die  Kombinationsfähigkeit.  Doch  erscheine  die 
psychotechnische  Methode  bei  der  Beurteilung  schon  ausgebildeter  Be¬ 
amten  geeigneter  als  für  die  Bewertung  von  Anwärtern.  Selbst  bei  her¬ 
vorragender  Menschenkenntnis  sei  es  nicht  möglich,  bei  einer  höchstens 
einen  halben  Tag  währenden  Prüfung  einen  Menschen  hinsichtlich  seiner 
Eignung  für  einen  Beruf  unfehlbar  zu  beurteilen.  Es  wäre  vorzuziehen, 
die  zu  beurteilenden  Bewerber  3  oder  4  Tage  an  Vor-  und  Nachmittagen 
einer  in  Form  eines  freien  Kolloquiums  zu  haltenden  Erprobung  zu 
unterziehen.  Dadurch  würde  es  auch  gelingen,  die  Begleitumstände  von 
Prüfungen  wie  Angst,  Nervosität,  Schüchternheit  usw.  vollkommen  aus¬ 
zuschalten.  In  gleicher  Weise  wäre  auch  die  Frage  der  Prüfungen  im 
Laufe  der  Ausbildung  und  am  Schlüsse  derselben  zu  lösen.  Was  die 
Feststellung  und  Einteilung  des  Lehrstoffes  anbelange,  so  mache  die  not¬ 
wendige  Verschiedenartigkeit  des  Schülermaterials  es  erforderlich,  auf 
die  ungleiche  Vorbildung  und  das  ungleiche  Ursprungsmilieu  Rücksicht 
zu  nehmen.  Es  könne  aber  nicht  Aufgabe  der  beruflichen  Ausbildung 
sein,  mit  der  Grundlegung  der  allgemeinen  Bildung  sich  zu  befassen. 
Diese  Bildung  müsse  schon  in  der  Schule  erworben  sein.  Hier  handele 
es  sich  um  Fachausbildung.  Was  die  Fachschule  in  allgemeiner  Bildung 
zu  bringen  habe,  werde  allein  darauf  abzielen,  die  Ungleichheiten  der  All¬ 
gemeinbildung  der  einzelnen  auszugleichen,  dieselbe  zu  ergänzen  und 
dabei  dem  Zwecke  der  Fachbildung  zu  dienen.  In  der  Gruppe  der 
Allgemeinbildung  seien  vor  allem  jene  Gebiete  des  Wissens  und  des 
Lebens  aufzunehmen,  die  zu  der  Fachbildung  hinüberführen  und  ge¬ 
wissermaßen  Voraussetzungen  für  diese  bilden.  Vorträge  aus  dem  Ge¬ 
biete  der  Bürgerkunde  sollten  die  politische  Bildung  vermitteln.  Die  Be¬ 
griffe  Gesellschaft,  Staat  und  Recht  müßten  durchaus  volkstümlich  ent- 


Internationaler  Polizeikongreß  in  Wien 


105 


wickelt  werden,  wobei  auch  historische  Kenntnisse  aufgefrischt,  richtig 
gestellt  und  ergänzt  werden  könnten.  Es  sei  selbstverständlich,  daß  ein 
Kriminalbeamter  die  Grundzüge  des  Verfassungs-  und  Staatsbürgerrechts 
kenne.  Nicht  zu  vermissen  seien  auch  über  das  Laienmaß  hinausgehende 
Orientierungen  über  Zivilrecht  und  Zivilprozeßrecht.  Der  Beamte  müsse 
außerdem  im  engeren  und  weiteren  Verwaltungsgebiete  örtlich  orientiert 
sein.  Zu  diesem  Zwecke  müßten  die  politische  Geographie,  das  Ver¬ 
kehrssystem,  die  Wirtschaftsgeographie  und  die  Topographie  herange¬ 
zogen  werden.  Die  gegenwärtige,  im  Wirtschaftsleben  sich  hauptsächlich 
konzentrierende  soziale  Entwicklung  zwinge  nicht  nur  vom  Standpunkte 
der  Allgemeinbildung,  sondern  auch  im  Interesse  des  Polizeidienstes  dazu, 
grundlegende  Kenntnisse  in  der  Volkswirtschaftslehre  und  Sozialpolitik 
sich  zu  erwerben.  Eine  weitere  Stoffgruppe  des  Unterrichts  bilde  die 
lokale  Topographie.  Jeder  Praktiker  wisse,  in  wie  zahlreichen  Fällen  es 
von  entscheidender  Bedeutung  sein  könne,  daß  sofort  das  Lokalbild 
einer  Straße  oder  eines  Viertels  gegenwärtig  sei.  Der  Kriminalbeamte 
müsse  eine  genaue,  nie  versagende  Kenntnis  aller  Straßen,  Örtlichkeiten 
und  Baulichkeiten  und  Entfernungen  besitzen.  Zu  diesem  Zwecke  sei  ein 
eingehendes  Studium  der  Pläne,  Begehung  und  Beschreibungen  aus  dem 
Gedächtnis  erforderlich.  Ein  gutes  Mittel  sei  auch  die  Anfertigung  von 
Lokalskizzen,  Führungen  und  Exkursionen  müßten  sich  daran  an¬ 
schließen.  Die  Voraussetzung  für  den  Kriminaldienst  sei  das  richtige 
Wahrnehmen  von  Tatsachen,  ihr  getreues  Festhalten  und  die  ent¬ 
sprechende  Wiedergabe.  Die  fachliche  Schule  müsse  daher  mit  der  Aus¬ 
bildung  dieser  Fähigkeiten  durch  stete  Übungen  beginnen.  Der  Schüler 
müsse  zuerst  richtig  sehen  lernen  und  das  Verständnis  für  die  Unzu¬ 
länglichkeit  ungeschulter  Wahrnehmungen  erlangen.  Den  Kernpunkt 
des  Lehrprogramms  müßte  die  kriminalpolizeiliche  Disziplin  im  engeren 
Sinne  bilden.  Anknüpfend  an  Übungen  der  Vorschule  sollten  die  kriminal¬ 
taktischen  Fertigkeiten  und  Kenntnisse  zum  Gegenstand  der  Schulung 
gemacht  werden.  Das  Vorgehen  auf  dem  Tatorte  müsse  an  der  Hand 
praktischer  Fälle  geschildert  und  hieraus  müßten  die  allgemeinen  Grund¬ 
sätze  für  diese  Arbeit  gezogen  werden.  In  kurzer  Form  werde  das 
Wesentliche  aus  der  Spurenlehre  vorzutragen  sein,  woran  sich  intensive 
Übungen  im  Wahrnehmen,  Beurteilen  und  Sichern  der  Spuren  anschließen 
müßten.  In  ähnlicher  Weise  müsse  die  Identitätslehre  behandelt  werden. 
Einer  theoretischen  Einführung  in  die  Signalementslehre  überhaupt 
müßten  sich  Vorträge  über  Identitätszeugen,  besondere  Kennzeichen, 
Anthropometrie,  Daktyloskopie  und  die  photographischen  Methoden  an¬ 
reihen.  Auch  die  Identifizierung  mit  Hilfe  der  Photographie  müsse 
hauptsächlich  durch  praktische  Übungen  (Vergleichen  von  Bildern 
untereinander  und  von  Bildern  mit  Personen)  geübt  werden.  Die  Haupt¬ 
materie  des  Unterrichts  sei  aber  die  Lehre  von  dem  Verbrechen  und  den 
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Verbrechern.  Dem  jungen  Kriminalbeamten  müsse  das  Augenscheinsbild 
der  einzelnen  Verbrechen  geläufig  gemacht  werden.  Auch  müsse  er  in 
der  Lage  sein,  daraus  die  Begehungsform  zu  rekonstruieren,  um  die 
Lösungswege  der  kriminalistischen  Probleme  zu  entwickeln.  Der  Lehrer 
müsse  sich  dagegen  vor  allzu  weitgehender  Abstraktion  in  der  Dar¬ 
stellung  hüten.  An  der  Hand  von  Akten  müßten  die  typischen  Fälle 
vorgeführt  und  lebendig  gemacht  werden,  die  eigene  Erfahrung  des 
Lehrers  werde  zu  diesen  Darstellungen  das  beste  beitragen.  Allenfalls 
vorhandenes  Material  (Werkzeuge,  Photographien)  müsse  richtig  heran¬ 
gezogen  werden.  Weiterhin  sei  notwendig,  daß  schon  der  Anwärter  auch 
in  die  Formalien  des  Dienstes  eingeführt  werde,  die  er  später  täglich 
brauche.  Der  Dienstgang  bei  der  Behörde,  die  eigene  Stellung  des 
Kriminalbeamten,  seine  Rechte  und  Pflichten,  der  Verkehr  mit  Parteien 
und  Beschuldigten,  die  Behandlung  der  Verhafteten,  das  Vorgehen  bei 
Erhebungen,  Verhaftungen,  Haussuchungen,  Personendurchsuchungen, 
beim  Lokalaugenschein,  alles  dies  müsse  an  der  Hand  der  internen  Dienst¬ 
vorschriften  gelehrt  werden.  Doch  dürfe  man  dabei  die  Fühlung  mit  der 
Praxis  nicht  vergessen,  was  sich  dadurch  erreichen  lasse,  daß  der 
Lehrer  mit  einer  Schülergruppe  praktischen  Dienst  versehe.  Im  Rahmen 
dieser  Stoffgruppe  müßten  auch  alle  jene  formalrechtlichen  Vorschriften 
(Verfassungs-  und  Strafprozeßrecht)  dem  Schüler  eingeprägt  werden, 
welche  die  Stellung  der  Polizeibehörde  und  des  Kriminalbeamten  fest¬ 
legen.  Damit  sei  der  Übergang  zu  den  juristischen  Disziplinen  gegeben. 
Eine  Kenntnis  der  strafrechtlichen  Bestimmungen  sei  unerläßlich.  Der 
Kriminalbeamte  müsse  vor  allem  den  gesetzlichen  Tatbestand  kennen. 
Die  allgemeinen  Lehren  der  Strafgesetzbücher  seien  nur  so  weit  in  den 
Unterricht  beizuziehen,  als  diese  Grundbegriffe  zum  Verständnis  des 
besonderen  Teiles  nötig  seien.  Großer  Wert  müsse  auch  auf  getreues 
Festhalten  des  Gesetzestextes  zu  legen  sein.  Da  die  Kriminalbeamten  bei 
der  Organisation  der  meisten  Polizeibehörden  auch  in  verwaltungs¬ 
polizeilichen  Geschäften  verständigt  würden,  so  sei  es  notwendig,  auch 
in  dieser  Richtung  die  Anfänger  auszubilden.  Es  genüge  eine  Übersicht 
über  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  internen  Vorschriften  und  eine 
Anleitung  über  ihre  Handhabung.  Doch  dürften  diese  Stoffgruppen  auch 
vom  rein  kriminalpolizeilichen  Standpunkte  aus  nicht  unterschätzt 
werden.  Man  brauche  nur  auf  die  Bedeutung  des  Melde-  und  Paßwesens 
für  die  rein  kriminalpolizeiliche  Arbeit  hinzuweisen.  Diese  Gebiete 
gäben  dem  Kriminalbeamten  zahlreiche  Berührungspunkte  mit  den  Ver¬ 
brecherkreisen. 

Notwendig  sei  auch  das  Erlernen  einer  fremden  Sprache,  wobei  die 
Methode,  die  vorzüglich  das  Sprechenlernen  im  Auge  habe,  anzu¬ 
wenden  sei.  Dabei  sei  Wert  darauf  zu  legen,  daß  die  Sprachkenntnisse 
innerhalb  der  Kriminalbeamtenschaft  möglichst  mannigfaltige  seien. 
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Auch  auf  die  körperliche  Ausbildung  müsse  größter  Wert  gelegt 
werden.  Deshalb  müsse  Turnen  und  Leichtathletik  gepflegt  werden. 
Außerdem  müßten  die  Beamten  im  Gebrauch  der  Schußwaffe  geübt 
werden.  Abstrakte  Vorträge  müßten  auf  ein  Minimum  beschränkt  werden. 

Eine  Fachshule  sei  eine  Schule  für  die  Praxis,  und  deshalb  müsse  in 
ihr  vor  allem  praktisch  gearbeitet  werden.  Die  ununterbrochene  Fühlung¬ 
nahme  mit  der  Praxis  müsse  doch  vor  allem  dadurch  gesichert  werden, 
daß  die  Lehrpersonen  dem  praktischen  Polizeidienst  entnommen  würden. 
Von  der  richtigen  Auswahl  der  Lehrer  hänge  letzten  Endes  die  ganze 
Schulfrage  ab. 

In  wertvoller  Weise  ergänzte  Dr,  Petrikovits,  Wien,  die  vorstehenden 
Ausführungen  durch  sein  Referat  „Die  systematische  Er¬ 
ziehung  der  Kriminalbeamten  zur  richtigen  Wahr¬ 
nehmung  als  der  Grundlage  ihrer  Arb  ei  t“.  Er  beleuchtete 
mehr  die  psychologische  Seite  des  Ausbildungswesens  und  machte 
geltend,  daß  der  gesamte  Dienst  der  Kriminalbeamten  vor  allem  auf  das 
Wahrnehmen  von  Objekten,  z.  B.  Werkzeugen,  Spuren  von  Personen 
(Auskunftspersonen,  Zeugen  und  Beschuldigte),  sowie  von  Handlungen 
einer  bestimmten  Art  eingestellt  ist.  Die  Wahrnehmung  der  Kriminal¬ 
beamten  sei  oft  im  Zusammenhang  mit  einer  strafbaren  Handlung  zu 
machen  und  gestalte  sich  mitunter  recht  schwierig,  denn  falls  der  Be¬ 
amte  über  einen  Verdächtigen  eine  Auskunft  einzuholen  habe,  werde  es 
gewiß  diesem  nahestehende  Personen  geben,  die  ein  Interesse  daran 
hätten,  die  Behörden  von  der  richtigen  Spur  abzulenken,  oder  die  be¬ 
treffenden  Auskunftspersonen  wollten  keine  Redereien  haben  und  leug¬ 
neten,  irgend  etwas  über  den  Beschuldigten  zu  wissen.  In  allen  Fällen 
müsse  der  Kriminalbeamte  versuchen,  durch  geschicktes  Fragestellen  aus 
den  Auskunftspersonen  die  Wahrheit  herauszuholen.  Der  Beamte  habe 
vielfach  die  Aufgabe,  eine  bedenkliche  Persönlichkeit  zu  beobachten  und 
über  ihr  Reden,  Tun  und  Lassen  eingehend  zu  berichten.  Er  sei  nicht 
immer  in  der  Lage,  den  Verdächtigen  bequem  beobachten  zu  können, 
denn  oft  dürfe  er  sich  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  gar  nicht  zeigen. 
In  allen  Situationen  müsse  der  Beamte  seine  Sinne  viel  mehr  anstrengen 
als  das  im  alltäglichen  Leben  der  Fall  sei. 

Selbstverständlich  sei  die  Forderung,  daß  der  Anwärter  auf  den 
Kriminaldienst  normale  Sinne  mitbringe.  Um  nun  die  Sinne  auf  ihre 
Funktion  zu  erproben,  bedürfe  es  einer  psychotechnischen 
Eignungsprüfung,  wie  sie  bereits  bei  verschiedenen  ameri¬ 
kanischen  Polizeistellen  und  bei  der  Berliner  Polizeibehörde  eingeführt 
sei.  Diese  Prüfung  müsse  sich  außer  auf  das  Gebiet  des  Wahrnehmens 
und  Vorstellens  auch  auf  das  Gefühlsleben  und  die  Willenssphäre  er¬ 
strecken.  Eine  systematische  Ausbildung  der  Sinne  könne  nur  dann  Er¬ 
folg  versprechen,  wenn  vorher  entsprechende  Anlagen  eben  durch  die 
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psychotechnische  Eignungsprüfung  festgestellt  seien.  Mit  dem  gewöhn¬ 
lichen  Beobachtungsvermögen  des  Durchschnittsmenschen  komme  ein 
Kriminalbeamter  nicht  mehr  aus,  sondern  es  müsse  bei  ihm  eine  Steige¬ 
rung  des  Wahrnehmungsvermögens  erreicht  werden.  Es  sei  die  Frage, 
ob  dies  auf  dem  Wege  willkürlichen  Selbstunterrichts  oder  durch  bloßes 
Wecken  des  kritischen  Sinnes  oder  systematisch  durch  einen  praktischen 
psychotechnischen  Kursus  am  besten  erreicht  würde. 

Die  äußere  taktische  Methode  habe  auch  hier  begreiflicherweise  die 
Nachteile,  die  sie  überall  mit  sich  bringt.  Außerdem  zeigten  sich  noch 
andere  Fehler,  Da  bisher  kein  Werk  über  diesen  Gegenstand,  soweit 
er  sich  auf  die  Kriminalistik  beziehe,  geschrieben  worden  sei,  bleibe 
nichts  weiter  übrig,  als  bei  Gelegenheit  Nutzen  aus  der  Praxis  zu  ziehen. 
Dadurch  ergäben  sich  Lücken  bei  der  Ausbildung  sowie  eine  ungleich¬ 
mäßige  Ausbildung  der  Beamten.  Mindestens  aber  brauche  ein  Beamter 
sehr  lange  Zeit,  bis  er  sich  die  nötige  Sicherheit  im  Beobachten  an¬ 
geeignet  habe. 

Was  die  kritische  Methode  anbelange,  so  habe  er  bei  einem  Unter¬ 
richt  der  Kriminalbeamten  und  einem  Gendarmenkurse  über  Aussagen- 
Psychologie  folgenden  Lehrvorgang  zurechtgelegt: 

Zunächst  sei  an  der  Hand  von  schematischen  Dispositionen  der  ana¬ 
tomische  und  der  histologische  Aufbau  der  Sinnesorgane,  der  Nerven,  des 
Gehirns  und  des  Rückenmarks  erläutert  worden,  sodann  seien  Augen, 
Ohren  und  Gehirne  von  Tieren,  deren  Aufbau  dem  der  menschlichen 
Organe  sehr  ähnlich  sei,  seziert  bzw.  derartige  histologische  Präparate 
unter  dem  Mikroskop  gezeigt  worden.  Hierauf  sei  eine  knappe  Erklärung 
der  normalen  und  der  pathologischen  Funktionen  dieser  Organe  erfolgt, 
wobei  gleichzeitig  Experimente  gemacht  worden  seien.  So  sei  gelegent¬ 
lich  konstatiert  worden,  daß  einige  Beamte  farbenblind  seien.  Die 
Hörer  des  Kursus  hätten  ferner  die  verschiedenen  Sinnestäuschungen  am 
eigenen  Leibe  erproben  können.  Es  seien  Beschreibungen  von  Räumen 
und  Personen  nach  längerer  oder  flüchtigerer  Betrachtung  verlangt 
worden.  Dabei  habe  sich  gezeigt,  daß  selbst  erfahrene  und  geübte 
Sicherheitsorgane  im  besten  Glauben  Aussagen  gemacht  hätten,  die  nur 
mit  größter  Vorsicht  zu  verwerten  gewesen  seien.  Aber  der  Nachteil  der 
kritischen  Ausbildungsmethode  sei  der,  daß  sie  nicht  sicher  genug  zum 
Ziele  führe.  Selbst  wenn  im  günstigsten  Falle  bei  einem  Teil  der  Be¬ 
amten  die  beiden  soeben  besprochenen  Unterrichtsmethoden  zur  Aus¬ 
wirkung  kommen,  würden  die  Ergebnisse  noch  immer  nicht  jenen  Grad 
der  Sicherheit  und  Verantwortlichkeit  haben,  welcher  für  den  schweren 
Beruf  der  Sicherheitsbeamten  notwendig  sei.  Diese  Forderung  vermöge 
nur  die  systematische  Ausbildung  allein  zu  befriedigen. 

Die  Experimental-Psychologie  habe  entdeckt,  daß  manche  Menschen 
mit  ziemlichem  Erfolge  nur  das  richtig  beobachten  und  wiedergeben 
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könnten,  was  sie  gesehen  hätten  (sogenannter  visueller  Vorstellungs-  bzw. 
Gedächtnistypus). 

Eine  andere  Gruppe  reagiere  entsprechend  nur  auf  Eindrücke  des 
Gehörsinns  (auditiver  Vorstellungs-  bzw.  Gedächtnistypus). 

Dann  gäbe  es  noch  eine  dritte  Art  von  Menschen,  die  zum  richtigen 
Auffassen  einer  Handlung  und  deren  Wiedergabe  der  Bewegung  ihrer 
Gliedmaßen  bedürfen,  indem  sie  das  Objekt  anfassen  und  betasten  oder, 
um  sich  Gesehenes  bzw.  Gehörtes  zu  merken,  es  lautlos  oder  schriftlich 
niederlegen  müßten  (motorischer  Vorstellungs-  bzw.  Gedächtnistypus). 

Meistens  gäbe  es  jedoch  Mischformen  dieser  Typen,  bei  denen  ein 
Typus  dominiere.  Sei  die  Zugehörigkeit  eines  Kursusteilnehmers  zu 
einem  bestimmten  Typus  festgestellt,  könne  bei  den  Übungen  darauf 
Bedacht  genommen  werden,  welcher  der  Sinne  des  Beamten  besonders 
ausbildungsfähig  sei,  was  auch  bei  seiner  künftigen  Dienstzuweisung  zu 
berücksichtigen  sei. 

Daher  würden  für  die  Tatbestandsaufnahmen,  wo  oft  die  kleinste  Spur 
von  Bedeutung  sei,  besonders  Beamte  mit  visuellem  Typus  vorteilhaft 
verwendet  werden,  dagegen  bei  Versammlungen  und  Demonstrationen 
Beamte  mit  auditivem  Typus.  Es  würde  sich  empfehlen,  die  Beamten 
gruppenweise  nach  dem  vorherrschenden  Sinne  einzuteilen  und  zu  unter¬ 
richten.  Das  Ausbildungssystem,  dem  sie  nach  erfolgter  Sichtung  unter¬ 
zogen  würden,  erfordere  weder  kostspielige  Apparate  noch  solche  Be¬ 
helfe,  es  nehme  auch  nicht  viel  Zeit  in  Anspruch,  da  es  auf  die  Selbst¬ 
arbeit  des  Lernenden,  natürlich  unter  der  Anleitung  und  steten  Kontrolle 
des  Instrukteurs,  eingestellt  sei.  Wesentlich  seien  ein  guter  Wille, 
reges  Interesse  und  angespannteste  Aufmerksamkeit. 

Der  Referent  ging  dann  ausführlich  auf  das  System  der  Ausbildung  der 
einzelnen  Sinnesorgane  selbst,  Auge,  Gehörsinn,  Geruchsinn,  Gefühls¬ 
sinn,  Gedächtnis,  Geschmacksinn,  über  und  wies  nach,  wie  vielseitig  die 
Anforderungen  sind,  die  im  täglichen  Dienst  an  den  Kriminalbeamten  ge¬ 
stellt  werden. 

Der  Kongreß  brachte  der  Frage  einer  zweckmäßigen  und  guten  Aus¬ 
bildung  der  Kriminalbeamten  großes  Interesse  entgegen.  Es  wurde  darauf 
hingewiesen,  daß  in  erster  Linie  der  Polizeibeamte  Kenntnisse  all¬ 
gemeiner  Bildung  und  vor  allem  das  Verständnis  für  die  Psyche  fremder 
Völker  b  enötige,  da  er  berufen  ist,  über  die  engeren  Grenzen  seines 
Vaterlandes  hinaus  die  Menschheit  und  damit  jedes  einzelne  Glied  seines 
Volkes  an  Ehre,  Gut  und  Leben  zu  schützen. 

Der  Kongreß  faßte  hierzu  folgenden  Beschluß: 

,,Der  Kongreß  hat  es  für  wünschenswert  erklärt,  daß  die  einzelnen 
Regierungen  die  Ausbildung  der  Polizeibeamten,  insbesondere  auf 
kriminalpolizeilichem  Gebiete,  durch  Ermöglichung  von  Studienreisen 
unterstützen.“ 
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Als  letzte  Entschließung  kam  nach  längerer  Aussprache  noch  folgende 
einstimmig  gefaßte  Resolution  zustande: 

,,Der  Kongreß  erklärt  die  Anwendung  der  Hypnose  zum  Zwecke 

der  Erforschung  krimineller  Tatbestände  als  unzulässig.“ 

Dieser  Beschluß  entspricht  der  auch  noch  heute  in  dieser  Frage  all¬ 
gemein  vertretenen  Ansicht.  Näher  auf  diesen  in  der  Literatur  mehrfach 
bearbeiteten  Fragenkomplex  einzugehen,  ist  im  Rahmen  dieser  Abhand¬ 
lung  nicht  möglich. 

Von  den  übrigen  in  Wien  gehaltenen  kriminalistischen  Referaten  ver¬ 
dient  noch  das  des  schon  mehrfach  genannten  Hofrats  Dr.  Schultz  über 
„W  ert  und  Bedeutung  polizeilicher  Handschriften¬ 
sammlungen“  besondere  Beachtung,  Er  wies  darauf  hin,  daß  auch 
die  Handschrift  als  ein  Identifizierungsmittel  anerkannt  werden  müsse, 
das  neben  dem  Lichtbild  und  dem  Fingerabdrucke  ebenfalls  seinen  Wert 
habe. 

Ich  möchte  hier  erwähnen,  daß  neben  der  üblichen  Handschriften¬ 
vergleichung  durch  die  Tätigkeit  des  Auges  in  letzter  Zeit  eine  ganz  neue 
Methode  mit  bereits  festgestellten  Erfolgen  Anwendung  gefunden  hat: 
die  von  dem  Leipziger  Universitätsprofessor  Geheimrat  Dr.  Sievers  auf¬ 
gebaute  und  entwickelte  Methode  der  Schallanalyse.  Es 
handelt  sich  hier  um  eine  streng  wissenschaftliche  Methode  der  Sprach- 
untersuchung,  die  ihre  Grundlage  in  der  modernen  psycho-physischen 
Forschung  hat.  Die  Untersuchung  richtet  sich  hier  nicht  auf  das  Schrift¬ 
bild,  sondern  auf  die  lautgesprochene  Rede,  deren  sprachliche  —  klang¬ 
liche  —  Eigentümlichkeiten  sich  aus  dem  Schriftbild  reproduzieren  lassen. 

Geheimrat  Sievers  hat  vor  etwa  Jahresfrist  mir  und  den  Oberbeamten 
des  sächsischen  Kriminaldienstes  die  schallanalytische  Untersuchungs¬ 
methode  mit  staunenswerten  Ergebnissen  vorgeführt.  Näheres  ist  einem 
hierzu  erstatteten  Berichte  des  Regierungsrats  Dr.  Böhme1)  zu  ent¬ 
nehmen.  Die  Verwertbarkeit  dieser  Methode  in  der  Praxis  setzt  aller¬ 
dings  vor  allem  voraus,  daß  geeignete,  zuverlässige  und  mit  besonderer 
Sensibilität  ausgestattete  Sachverständige,  wie  Geheimrat  Sievers  einer 
ist,  herangebildet  werden. 

Die  übrigen  Referate  standen  zum  Teil  in  etwas  weiteren  Beziehungen 
zu  der  Tagesordnung  des  Kongresses.  Sie  sind  aber  ein  Beweis  dafür,  wie 
unendlich  viele  Fragen  der  Polizeihandhabung  und  Polizeitechnik  das 
Interesse  einer  internationalen  Versammlung  von  Polizeifachleuten  in 
Anspruch  nehmen.  So  referierte  Hofrat  Dr.  Forcher,  Wien,  über: 
„Einige  Ergebnisse  der  Kriminalstatistik,  ins¬ 
besondere  auf  dem  Gebiete  des  Diebstahls  und  Be¬ 
trugs  im  Jahre  1921.“  Daraus  ergab  sich  beispielsweise,  daß  in 


1)  „Internationale  Öffentliche  Sicherheit“  1925,  Nr.  8. 
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Österreich  die  Zahl  der  Verbrechen  im  Jahre  1921  das  Vierfache  der  Vor¬ 
kriegszeit  ausmachte. 

Dr.  Türkei,  der  wissenschaftliche  Leiter  des  kriminalistischen 
Laboratoriums  der  Polizeidirektion  Wien,  sprach  über  die  „Spektral¬ 
analyse  im  Dienste  der  Kriminalisti  k“.  Seine  Dar¬ 
stellungen  waren  durchaus  sachgemäß  und  beachtlich.  Unzweifelhaft 
kann  die  Verwendung  von  Spektroskop  (Beobachtung  mit  dem  Auge)  und 
Spektograph  (Aufnahme  auf  Platten)  in  manchen  Fällen  weiterführen 
als  die  Verwendung  von  Filtern.  Doch  wird  vorerst  noch  bei  vielen 
Polizeibehörden  die  Anschaffung  schon  an  den  hohen  Kosten  der 
Apparatur  für  Spektralanalyse  scheitern. 

Über  „Internationales  Automobilwesen“  erstattete 
Hofrat  Dr.  Wagner,  Wien,  ein  längeres  Gutachten.  Hier  interessiert  vor 
allem  die  berechtigte  Forderung  der  Einführung  sogenannter  „Inter¬ 
nationaler  Kraftwagen-Evidenzen“  in  den  Ländern. 
Diesen  Zentralstellen  würden  zwecks  Aufnahme  in  ein  Verzeichnis  die 
in  den  einzelnen  Staaten  ausgegebenen  Kraftwagenkennzeichen  länder- 
oder  bezirksweise  bekanntzugeben  sein.  Dadurch  würde  die  Ermittlung 
eines  ausländischen  Kraftfahrzeugführers,  die  jetzt  sehr  umständlich, 
zeitraubend  und  bisweilen  sogar  unmöglich  ist,  bedeutend  erleichtert 
werden.  Daß  das  bei  Aufklärung  von  Unglücksfällen,  aber  auch  bei 
sonstigen  Delikten  von  Vorteil  sein  kann,  liegt  auf  der  Hand, 

Aus  der  Menge  des  beim  Internationalen  Polizeikongreß  Wien  ge¬ 
gebenen  Stoffes  ergibt  sich  eindrucksvoll,  wie  wichtig,  dringlich  und  viel¬ 
seitig  doch  dieFragen  sind,  derenLösung  im  Interesse  einer  internationalen 
Verbrechensbekämpfung  geboten  ist.  Vor  allem  hat  aber  auch  gerade 
Wien  erwiesen,  von  wie  großer  Bedeutung  für  die  polizeiliche  Zusammen¬ 
arbeit  es  ist,  wenn  leitende  Polizeibeamte  der  verschiedenen  Staaten 
sich  bei  solchen  Zusammenkünften  persönlich  kennenlernen,  und  wenn  sie 
im  direkten  Gedankenaustausch  zu  den  großen  gemeinsamen  Polizei¬ 
problemen  Stellung  nehmen.  Die  dabei  geknüpften  persönlichen  Be¬ 
ziehungen  wirken  sich  dann  auch  in  der  Praxis  in  der  verständnisvollen 
und  entgegenkommenden  Zusammenarbeit  der  Länder  aus. 

Die  in  Wien  gefaßten  Beschlüsse  zeigen,  was  bei  ernster  und  auf¬ 
richtiger  Zusammenarbeit  zustande  kommen  kann.  Der  besondere  Vor¬ 
zug  der  Wiener  Konferenz  ist  aber  der,  daß  es  nicht  bei  papiernen  Be¬ 
schlüssen  sein  Bewenden  gehabt  hat,  sondern  daß  der  Geist  des  Wiener 
Kongresses  fortlebt  in  der  „Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom¬ 
mission“,  die  sich,  wie  nunmehr  gezeigt  werden  soll,  ständig  bemüht,  die 
Wiener  Beschlüsse  weiter  durchzuführen  und  ihnen  —  mit  bisher  schon 
erzielten  beachtlichen  Erfolgen  —  zu  dauerndem  praktischen  Werte  zu 
verhelfen. 

Der  „Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom- 
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mission"  gehörten  als  deutsche  Vertreter  zunächst  Reichskommissar 
Kuenzer,  Geheimrat  Dr.  Heindl  und  ich  an.  ln  letzter  Zeit  sind  ihr  noch 
weitere  Delegierte  deutscher  Länder  beigetreten.  Die  erste  Sitzung  der 
Kommission  fand  vom  19.  bis  22.  Mai  1924  in  Wien  statt.  Vertreter 
waren  erschienen  aus  Dänemark,  Deutschland  —  Reichskommissar 
Kuenzer  und  ich  — ,  Holland,  Japan,  Jugoslawien,  Österreich,  Polen,  der 
Tschechoslowakei  und  Ungarn  (Bild  38).  Die  Tagesordnung  umfaßte 
folgende  Gegenstände: 

1.  Bericht  des  Verwaltungsausschusses; 

2.  Mitteilungen  der  Kommissonsmitglieder  über  die  Ergebnisse  der 
von  ihnen  zwecks  Durchführung  der  Kongreßbeschlüsse  unter¬ 
nommenen  Arbeiten; 

3.  Beschlußfassung  über  eingebrachte  Anträge; 

4.  Festestzung  des  weiteren  Arbeitsplanes; 

5.  Beschlußfassung  über  den  Zeitpunkt  der  nächsten  Sitzung  der 
Kommission  sowie  über  die  neuerliche  Einberufung  eines  Inter¬ 
nationalen  Polizeikongresses; 

6.  Neuwahl  des  Verwaltungsausschusses  (§  5  der  Geschäftsordnung). 

Aus  dem  von  Polizeidirektor  Dr.  Dreßler,  Wien,  erstatteten  Geschäfts¬ 
berichte  des  Sekretariats  —  umfassend  die  Zeit  vom  September  1923  bis 
Mai  1924  —  ist  folgendes  zu  entnehmen: 

Unmittelbar  nach  dem  Abschlüsse  der  Tagung  des  Internationalen 
Polizeikongresses  in  Wien  hat  der  zur  Geschäftsführung  bestellte  Ver¬ 
waltungsausschuß  seine  Tätigkeit  aufgenommen,  um  die  auf  dem  Kon¬ 
gresse  gefaßten  Beschlüsse  ohne  Verzögerung  zur  Verwirklichung  zu 
bringen.  Es  wurde  zunächst  an  der  Hand  der  Verhandlungsprotokolle  an 
die  Redaktion  der  Kongreßbeschlüsse  geschritten  und  je  eine  schriftliche 
Ausfertigung  zugesendet: 

1.  jedem  Teilnehmer  des  Kongresses; 

2.  allen  jenen  Funktionären  und  Vertretern  von  Behörden,  die  zum 
Kongresse  eingeladen  worden  waren,  ihr  Fernbleiben  jedoch  ent¬ 
schuldigt  hatten; 

3.  allen  jenen  Funktionären  und  Behörden,  die  für  die  Kongreß¬ 
beratungen  ein  Interesse  gezeigt  hatten  oder  von  denen  eine  Förde¬ 
rung  der  Bestrebungen  des  Kongresses  zu  erwarten  war. 

Die  weitere  Aufgabe  bestand  in  der  Einleitung  der  erforderlichen  Ver¬ 
handlungen  zum  Zwecke  der  rechtlichen  Konstituierung  der  auf  dem 
Kongresse  gebildeten  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission, 
einer  zwischenstaatlichen  Körperschaft,  deren  Gründung  wohl  als  eines 
der  wichtigsten  sichtbaren  Ergebnisse  der  Kongreßberatungen  betrachtet 
werden  mußte.  Zu  diesem  Behufe  wurde  im  Sinne  der  Geschäftsordnung 
der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  an  die  für  die  Mit- 
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Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 
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gliedschaft  in  Vorschlag  gebrachten  Funktionäre  im  schriftlichen  Wege 
die  Anfrage  gerichtet,  bekanntzugeben,  ob  sie  die  auf  sie  gefallene  Wahl 
annehmen  und  der  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsausschusses  zu¬ 
stimmen,  Zugleich  wurden  die  Kommissionsmitglieder  ersucht,  bei  ihren 
Regierungen  im  Sinne  einer  offiziellen  Anerkennung  der  Internationalen 
Kriminalpolizeilichen  Kommission  entsprechend  zu  wirken. 

Bis  zum  Mai  1924  waren  nahezu  von  allen  Mitgliedern  der  Kommission 
die  Antworten,  und  zwar  ausnahmslos  im  zustimmenden  Sinne,  ein¬ 
gelangt,  Die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kom¬ 
mission  kann  demnach  als  rechtlich  konstituiert  angesehen 
werden. 

Ein  weiterer  Schritt  des  Verwaltungsausschusses  bestand  darin,  durch 
die  Vermittlung  des  österreichischen  Bundeskanzleramts  —  Abteilung 
für  Auswärtige  Angelegenheiten  —  im  diplomatischen  Wege  die  Aus¬ 
landsregierungen  von  den  Ergebnissen  der  Kongreßberatungen  in  Kennt¬ 
nis  zu  setzen  und  sie  um  Unterstützung  der  wichtige  Interessen  aller 
Kulturstaaten  berührenden  Bestrebungen  sowie  insbesondere  um  offi¬ 
zielle  Anerkennung  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission 
zu  ersuchen.  Auch  diese  Bestrebungen  waren  von  Erfolg,  insbesondere 
hat  auch  die  deutsche  Reichsregierung  die  Internationale  Kriminalpoli¬ 
zeiliche  Kommission  als  solche  offiziell  anerkannt.  Das  Eidgenössische 
Justiz-  und  Polizeidepartement,  die  Bundesanwaltschaft  und  das  Zentral¬ 
polizeibureau  in  Bern  haben  den  Beschluß  gefaßt,  die  Ergebnisse  des 
Kongresses  nutzbringend  zu  verwerten.  Die  englische  Regierung  hat  ihr 
ausdrückliches  Interesse  für  die  Kongreßberatungen  bekundet  und  um 
Übersendung  der  Kongreßbeschlüsse  ersucht.  Den  gleichen  Wunsch 
haben  Spanien,  Estland,  Dänemark,  Argentinien,  China,  Bulgarien, 
Finnland  geäußert,  Litauen  hat  einen  offiziellen  Vertreter  zur  Kommission 
abgeordnet.  Auch  sonst  noch  haben  viele  auswärtige  Polizeibehörden 
um  fortlaufende  Informierung  über  den  Fortgang  der  Arbeiten  der  Inter¬ 
nationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  ersucht  bzw,  ihre  fördernde 
Mitarbeit  zugesagt,  so  der  Commissioner  of  Police  in  Pretoria  (Südafrika), 
der  Polizeichef  in  Lüttich,  die  Freie  Stadt  Danzig,  der  Commissioner  of 
Police  of  the  Metropolis  in  London  u.  a. 

The  International  Association  of  Chiefs  of  Police  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  (Präsident  William  P,  Rutledge  in  Detroit),  mit 
der  sich  der  Verwaltungsausschuß  gleichfalls  in  ein  Einvernehmen  gesetzt 
hat,  ist  auf  die  gemachten  Anregungen  sehr  bereitwillig  eingegangen  und 
hat  mitgeteilt,  daß  wegen  Errichtung  eines  National  Bureau  of  Identifi¬ 
cation  and  Police  mit  der  Regierung  in  Washington  bereits  Verhandlungen 
eingeleitet  wurden,  und  daß  ein  Zusammenarbeiten  mit  derlnternationalen 
Kriminalpolizeilichen  Kommission  in  Wien  als  sehr  erwünscht  angesehen 
werde. 
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Daß  auch  die  Section  des  bureaux  internationaux  in  Genf  namens  des 
Völkerbundes  der  Kommission  ihre  Unterstützung  zugesagt  hat,  ist  schon 
erwähnt  worden. 

Weitere  Unternehmungen  des  Verwaltungsausschusses  waren: 

Die  Einleitung  der  nötigen  Verhandlungen  wegen  Durchsetzung  der 
Kongreßbeschlüsse  betreffend  die  allgemeine  Einführung  des  Fernidenti¬ 
fizierungsverfahrens  in  den  internationalen  Kriminaldienst,  sowie  die  da¬ 
mit  zusammenhängende  Ausgestaltung  des  Fernidentifizierungsbureaus 
in  Kopenhagen. 

Die  zu  diesem  Zwecke  versendeten  Rundschreiben  hatten  ein  recht 
erfreuliches  Ergebnis.  So  hatte,  zufolge  Mitteilung  des  Polizeidirektors 
in  Stockholm,  die  Übersendung  von  Fingerabdruckkarten  internationaler 
Verbrecher  an  das  Fernidentifizierungsbureau  in  Kopenhagen  bereits 
stattgefunden,  und  es  hat  die  königlich  schwedische  Regierung  für  das  ge¬ 
nannte  Bureau  einen  jährlichen  Betrag  von  6000  dänischen  Kronen  be¬ 
willigt.  Das  Ministerio  dell'  Interno  (servizio  d'identificazione)  in  Rom  ist 
dem  Übereinkommen  gleichfalls  beigetreten  und  hat  das  Instituto  di 
polizio  scientifica  beauftragt,  die  Übermittlung  der  benötigten  Finger¬ 
abdruckkarten  durchzuführen. 

Das  Schweizerische  Zentralbureau  als  Zentralstelle  für  die  Verkehrs¬ 
vermittlung,  betreffend  internationale  Taschen-,  Laden-  und  Eisenbahn¬ 
diebe  sowie  Hochstapler,  hat  die  Kantonalen  Erkennungsdienste  ein¬ 
geladen,  im  Sinne  der  Beschlüsse  des  Internationalen  Polizeikongresses 
ein  Fingerabdruckblatt  jedes  internationalen  Verbrechers  an  das  Fern¬ 
identifizierungsbureau  zu  übersenden.  Nach  Erscheinen  des  Registers 
wird  für  die  Ausbildung  der  Beamten  im  Fernidentifizierungsverfahren 
gesorgt  werden.  Überdies  sollen  beim  Polizeiinspektorate  in  Basel  und 
beim  Kantonalen  Polizeikommando  in  Zürich  bereits  im  Fernidenti¬ 
fizierungsverfahren  geschulte  Beamte  in  Verwendung  stehen,  ln  Deutsch¬ 
land  sind  übrigens  beim  Polizeipräsidium  Berlin  und  beim  Sächsischen 
Landeskriminalamt  in  Dresden  solche  Beamte  vorhanden. 

Vom  ungarischen  Landeskriminal-Evidenzbureau  lag  eine  Mitteilung 
vor,  daß  mit  der  Übersendung  der  Fingerabdruckdubletten  nach  Kopen¬ 
hagen  begonnen  worden  sei,  und  daß  die  allgemeine  Einführung  des  ge¬ 
nannten  Verfahrens  unmittelbar  bevorstehe.  Eine  ähnliche  Zusage  hatte 
das  griechische  Ministerium  des  Innern  in  Athen  abgegeben.  Auch  das 
Sächsische  Landeskriminalamt  bedient  seit  seiner  Errichtung  das  Fern¬ 
identifizierungsbureau  Kopenhagen  mit  Fingerabdruckbogen  internatio¬ 
naler  Verbrecher.  Noch  im  Herbst  1923,  kurz  nach  dem  Wiener  Polizei¬ 
kongreß,  hat  in  Brüssel  eine  internationale  Konferenz 
von  Sachverständigen  stattgefunden,  bei  der  —  neben  dem 
Identifizierungsbureau  von  Brüssel  —  England,  die  Schweiz,  Holland, 
Luxemburg,  die  Vereinigten  Staaten  und  Brasilien  vertreten  waren. 
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Dort  wurde  bezüglich  des  Jörgensenschen  Fernidentifizierungsverfahrens 
eine  ähnliche  Resolution  angenommen  wie  beim  Wiener  Polizeikongreß. 
Nur  London  soll  nicht  ganz  einverstanden  gewesen  sein. 

Im  weiteren  Verlaufe  der  Sitzung  der  Internationalen  Kriminalpolizei¬ 
lichen  Kommission  machte  der  zuständige  Dezernent  der  Wiener  Polizei¬ 
direktion,  Hofrat  Dr.  Reimer,  interessante  Angaben  über  die  weiteren 
Maßnahmen  und  Ergebnisse,  die  in  Verfolg  des  Wiener  Kongreß¬ 
beschlusses  bezüglich  des  Jörgensenschen  Fernidentifizierungsverfahrens 
zu  verzeichnen  waren.  Danach  wurden  zunächst  mit  Schreiben  vom 
20.  November  1923  alle  Mitglieder  der  Kommission  eingeladen,  in  ge¬ 
eigneter  Weise,  entsprechend  den  von  Hakon  Jörgensen  gestellten  An¬ 
trägen  dahin  zu  wirken,  daß  das  Fernidentifizierungsbureau  in  Kopen¬ 
hagen  möglichst  bald  in  den  Besitz  des  zur  Ausgestaltung  des  dortigen 
Registers  nötigen  Materials  komme. 

Es  handelt  sich  um  die  Einsendung  von  Original-Fingerabdruckkarten 
oder  deren  Kopien  bezüglich  jener  Individuen,  welche,  wörtlich  nach 
Jörgensen,  folgenden  Verbrecherkategorien  angehören: 

Gefährliche  Anarchisten 

Bank-  und  Scheckschwindler 

Banknotenfälscher 

Eheschwindler 

Eisenbahndiebe 

Falschmünzer 

Falschspieler 

Hochstapler 

Hoteldiebe 

Juwelendiebe 

Räuber,  insbesondere  Bankräuber 
Taschendiebe 

Weiße  Sklavenhändler  (Mädchenhandel). 

Hierher  gehören  auch  andere  Verbrecher,  die  ein  besonderes  Gepräge 
tragen,  insofern  sie  als  professionell  oder  besonders  gefährlich  (Schlag¬ 
wort:  „Braucht  Waffen“)  und  zugleich,  sich  international  betätigend,  in 
Betracht  kommen,  also  auch  namentlich  gefährliche  Einbrecher  und 
solche,  die  sich  einer  besonderen  Technik  bedienen. 

In  dem  genannten  Rundschreiben  wurden  weiter  die  Regierungen  auf¬ 
gefordert,  einen  Vertreter  zum  praktischen  Studium  des  Systems  nach 
Kopenhagen  zu  entsenden,  damit  dieser  das  Personal  an  seiner  Station 
gründlich  unterweisen  und  so  die  Benutzung  des  Kopenhagener  Registers 
sowie  die  Projizierung  der  mitgeteilten  Zahlendaten  auf  das  vorhandene 
Kartenmaterial  in  der  eigenen  Zentralregistratur  ermöglichen  kann. 
Weiter  wurde  den  Regierungen  empfohlen,  das  Register  in  der  erforder- 
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liehen  Anzahl  von  Exemplaren  zu  beziehen,  ebenso  den  Leitfaden  des 
Systems  von  Jörgensen  und  die  von  ihm  konstruierte  Registrierlupe.  — 
Hierzu  muß  ich  erwähnen,  daß  vor  kurzem  von  daktyloskopischen  Fach¬ 
beamten  des  Sächsischen  Landeskriminalamts  eine  Registrierlupe  kon¬ 
struiert  worden  ist,  die  die  Jörgensensche  in  praktischer  Verwertbarkeit 
und  Zuverlässigkeit  übertreffen  soll.  Sie  wird  demnächst  in  den  Handel 
gebracht  werden. 

Die  ursprünglich  im  Jahre  1920  in  Berlin  eingesetzte  Direktion  des 
Fernidentifizierungsbureaus,  die  aus  den  Herren  Oberst  Johst,  Bern, 
H.  Pateer,  Polizeikommissär  in  Amsterdam  und  Jörgensen  bestand, 
wurde  durch  Zutritt  des  Chefs  der  Kriminalpolizei  in  Stockholm,  Erik 
Hallgreen,  erweitert.  Für  das  Bureau  wurden  von  der  erwähnten 
Direktion  vorläufige  Statuten  folgenden  Inhalts  beschlossen: 

§  1. 

Die  Adresse  des  Bureaus  ist:  ,,Das  Internationale  Fernidenti¬ 
fizierungsbureau,  Politigarden,  Kopenhagen,  Dänemark.“ 

§  2. 

Das  Bureau  wird  geleitet  durch  eine  internationale  Direktion,  in 
der  vorläufig  folgende  Länder:  Dänemark,  Holland,  Schweiz  und 
Schweden  (evtl,  auch  Norwegen)  einen  Vertreter  haben. 

§  3. 

Die  Mitglieder  der  Direktion  unterzeichnen  sämtliche  vom  Bureau 
ausgehende,  auf  das  Land  Bezug  habende  Schreiben,  die  das  be¬ 
treffende  Mitglied  vertritt,  nachdem  das  betr.  Schriftstück,  falls  sein 
Inhalt  von  gemeinsamem  Interesse  ist,  von  den  übrigen  Mitgliedern  der 
Kommission  gutgeheißen  und  von  dem  Schriftführer  der  Direktion 
gegengezeichnet  worden  ist. 

Die  Schriftführerarbeit  wird  von  dem  technischen  Direktor  des 
Bureaus  oder  von  einem  von  ihm  ernannten  Schriftführer  besorgt. 

§  4. 

Der  tägliche  Betrieb  des  Bureaus  wird  von  einem  von  der 
Direktion  erwählten  Direktor  geleitet.  Derselbe  stellt  die  erforder¬ 
liche  Anzahl  von  Gehilfen  an.  Die  Löhne  werden  von  der  Direktion 
fixiert. 

§  5. 

Das  Internationale  Fernidentifizierungsbureau  verfolgt  folgende 
Zwecke: 

1.  Etablierung  einer  nach  dem  Fernidentifizierungssystem  geordneten 

Fingerabdrucksammlung,  an  die  man  sich  schriftlich,  telephonisch 

und  telegraphisch  wenden  kann  um  Aufschlüsse  über 
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a)  internationale  und  gefährliche  Verbrecher, 

b)  polizeilich  verfolgte  Verbrecher,  von  denen  angenommen  wird, 
daß  sie  in  ein  anderes  Land  geflohen  sind. 

2.  Herausgabe  von  gedruckten  Fernidentifizierungsregistern  über  alle 
sub.  I.  a  und  b  genannten  Verbrecher. 

3,  Etablierung  einer  Nachforschungszentrale  und  Aussendung  von 
gedruckten  Fernidentifizierungsregistern  über  polizeilich  verfolgte 
Verbrecher. 

§  6. 

Gleichzeitig  mit  der  Vorlegung  der  revidierten  Rechnungsführung 
für  die  verstrichene  Rechnungsperiode  wird  jährlich  im  Januar  ein 
schriftlicher  Voranschlag  vorgelegt, 

§  V- 

Die  Direktion  fordert  die  während  des  Kriegs  neutralen  Länder 
zur  Gewährung  eines  Kontingentes  an  das  Bureau  auf.  Die  Größe  des 
Kontingentes  wird  von  der  Direktion  vorgeschlagen. 

Die  Direktion  lädt  die  mit  dem  Bureau  zusammenarbeitenden 
Polizeibehörden  zu  einer  Konferenz  im  Jahre  1926  ein,  um  ihnen  die 
durch  das  Bureau  gemachten  Erfahrungen  mitzuteilen,  oder  sorgt 
dafür,  daß  in  Verbindung  mit  einer  Internationalen  Polizeikonferenz 
auf  breiterer  Grundlage  eine  solche  Konferenz  abgehalten  wird. 

In  Verbindung  mit  dieser  Konferenz  soll  vorgeschlagen  werden, 
daß  die  Ausgaben  des  Bureaus  im  Verhältnis  der  Bevölkerungsanzahl 
auf  die  beteiligten  Länder  verteilt  werden. 

§  8. 

Die  Direktion  kann  als  Mitglied  für  jedes  der  mit  dem  Bureau  zu¬ 
sammenarbeitenden  Länder  einen  Vertreter  aufnehmen. 

Nach  den  weiteren  Ausführungen  Dr.  Reimers,  der  es  als  im  ganz 
besonderen  Interesse  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion  gelegen,  bezeichnete,  eine  so  wertvolle  Einrichtung,  wie  sie  das 
Fernidentifizierungsbureau  darstellt,  tunlichst  auszubauen  und  ehe¬ 
baldigst  in  den  Dienst  zur  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrecher¬ 
tums  zu  stellen,  soll  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  dieses  Bureau, 
wenigstens  so  lange  als  Jörgensen  dessen  Leitung  führt,  in  Kopenhagen 
seinen  Sitz  haben  soll.  Es  sei  wohl  am  zweckdienlichsten,  wenn  das 
Bureau,  insbesondere  während  der  Zeit  seiner  Ausgestaltung,  von  jenem 
Fachmanne  geführt  werde,  der  das  Fernidentifizierungsverfahren  er¬ 
dacht,  sich  um  dessen  Einführung  bemüht  und  dadurch  unbestreitbar 
große  Verdienste  erworben  hat.  Bei  allen  Schritten,  die  unternommen 
worden  sind,  um  den  Kreis  der  an  der  Einführung  der  vorzüglichen  Identi- 
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fizierungsmethode  interessierten  Staaten  allmählich  zu  erweitern,  ist,  wie 
Dr.  Reimer  darlegte,  nie  die  Besorgnis  rege  geworden,  daß  die  Frage 
der  endgültigen  Bestimmung  des  Sitzes  des  Fernidentifizierungsbureaus 
einmal  irgendwelche  Schwierigkeiten  bereiten  könnte.  Ob  das  Bureau 
in  Kopenhagen  verbleibt,  oder  ob  es  in  der  Folgezeit  anderswohin,  etwa 
an  den  Sitz  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  verlegt 
wird,  sei  eine  Angelegenheit,  die  nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
sein  dürfte,  und  deren  Entscheidung  am  besten  einem  der  künftigen 
Polizeikongresse  überlassen  werden  könne.  Übrigens  sei  es  mit  den 
Bestrebungen,  deren  Verwirklichung  sich  der  Polizeikongreß  zum  Ziele 
gesetzt  hat,  nicht  grundsätzlich  unvereinbar,  wenn  einzelne  der  in  dem 
Dienst  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  stehenden 
Zentralbureaus  mit  Rücksicht  auf  die  im  einzelnen  Falle  in  Betracht 
kommenden  besonderen  Umstände  nicht  am  Sitze  der  Internationalen 
Krimmalpolizeilichen  Kommission  selbst  errichtet  werden.  Die  Aufgabe 
dieser  Kommission  bestehe  doch  im  wesentlichen  in  der  Zusammen¬ 
fassung  und  Oberleitung  der  die  internationale  Kriminalpolizei  betreffen¬ 
den  Arbeiten  und  Anträge.  Sie  solle  den  Gedanken  der  internationalen 
Solidarität  der  Sicherheitsbehörden  lebendig  erhalten  und  gewisser¬ 
maßen  der  Brennpunkt  aller  darauf  gerichteten  Bestrebungen  sein.  Die 
Ausführung  der  gefaßten  Beschlüsse  könne  ja  dann,  wenn  besondere 
Umstände  dafür  sprechen,  auch  Organisationen  übertragen  werden,  die 
an  anderen  Orten  ihren  Sitz  haben. 

Daß  eine  solche  Übertragung  von  Funktionen,  die  mit  dem  Wirkungs¬ 
kreise  der  Kommission  im  engen  Zusammenhänge  stehen,  schon  im  Hin¬ 
blick  auf  die  Vorteile  einer  jeden  Zentralisierung  einen  Ausnahmefall 
bilden  muß,  bedarf  keiner  weiteren  Begründung,  da  selbstverständlich 
die  Vereinigung  aller  für  den  internationalen  Verkehr  nötigen  krimina¬ 
listischen  Behelfe  an  einem  Orte  gewisse  Vorteile  im  Gefolge  hat. 

Von  Polizeidirektor  Dr.  Dreßler  wurde  weiter  berichtet  über  die  vom 
Verwaltungsausschusse  unternommenen  Schritte  zum  Zwecke  der  Er¬ 
richtung  einer  internationalen  Zentralstelle  zur  Bekämpfung  der  Geld¬ 
zeichenfälschungen  mit  dem  Sitze  in  Wien,  sowie  zur  Errichtung  ähn¬ 
licher  Zentralen  in  den  einzelnen  Staaten,  Auch  die  Ergebnisse  dieser 
Verhandlungen  seien  recht  befriedigende.  Besonders  kräftig  sei  die 
Förderung  seitens  der  Niederländischen  Falschgeldzentrale  in  Amster¬ 
dam,  deren  Chef  ja  als  Träger  der  Idee  einer  internationalen  Zentrali¬ 
sierung  der  Bekämpfung  von  Geldfälschungen  genannt  werden  müsse. 

Hierzu  und  über  die  weitere  Tätigkeit  des  Verwaltungsausschusses 
der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  führte  Polizei¬ 
direktor  Dr,  Schultz,  Wien,  in  seiner  Eigenschaft  als  Referent  dieses  Aus¬ 
schusses  folgendes  aus: 

Gegen  Ende  des  Wiener  Polizeikongresses  habe  eine  Besprechung  der 
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anwesenden  Vertreter  einzelner  Falschgeldzentralen  stattgefunden,  wo¬ 
bei  dem  Wunsche  Ausdruck  gegeben  worden  sei,  das  in  Anregung  ge¬ 
brachte  internationale  Bureau  für  Falschgeldwesen  sofort,  und  zwar  mit 
dem  Sitze  in  Wien,  zu  aktivieren.  Dies  sei  zwar  noch  in  der  letzten  Plenar¬ 
sitzung  des  Kongresses  dem  Plenum  mitgeteilt  worden,  zu  einer  weiteren 
Beschlußfassung  sei  es  aber  nicht  mehr  gekommen. 

Demgemäß  müßten  nun  in  dieser  Hinsicht  hier  vor  allem  zwei  Fragen 
zur  Erörterung  gelangen,  nämlich  die  eine  betreffend  die  Errichtung  der 
Falschgeldzentralen  in  den  einzelnen  Staaten,  und  die  andere  betreffend 
das  internationale  Bureau. 

Was  die  erste  Frage  anbelange,  so  könne  er  mitteilen,  daß  die  Er¬ 
richtung  von  Falschgeldzentralen  in  den  einzelnen  Staaten  bedeutende 
Fortschritte  gemacht  habe,  ein  Beweis  für  die  Zweckmäßigkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  dieser  Einrichtungen. 

Die  zweite  aus  dem  Anträge  Broekhoff  resultierende  und  besonders 
wichtige  Aufgabe  habe  darin  bestanden,  die  Errichtung  des  im  Sinne 
dieses  Antrages  zu  gründenden  internationalen  Bureaus  der  Verwirk¬ 
lichung  zuzuführen.  —  Zu  diesem  Zwecke  hatte,  wie  nachtragend  zu  be¬ 
merken  ist,  Präsident  Schober  am  5.  Januar  1924  unter  Verwendung  sehr 
bedeutsamer  Anregungen,  die  derHerrProcureur  =Generaal  und  Polizei¬ 
direktor  von  Amsterdam  Dr.  Baron  von  der  Feltz  in  einem  an  ihn  ge¬ 
richteten  Schreiben  vom  2.  Oktober  1923  gegeben  hatte,  ein  Rund¬ 
schreiben  an  sämtliche  Mitglieder  der  Internationalen  Kriminalpolizei¬ 
lichen  Kommission  erlassen,  welches  folgende  Ausführungen  enthielt: 

Zu  den  Beschlüssen  des  im  September  in  Wien  gehaltenen  Inter¬ 
nationalen  Polizeikongresses,  die  ganz  besonders  im  gemeinsamen  Inter¬ 
esse  aller  Staaten  gelegen  sind,  dürfte  jener  gehören,  der  die  zentrale 
Organisierung  der  Bekämpfung  von  Geldzeichenfälschungen  zum  Gegen¬ 
stand  hat. 

Der  Kongreß  hat  in  dieser  Hinsicht  nachstehende  Resolution  an¬ 
genommen: 

,,Die  anwesenden  Delegierten  erklären  die  Einführung  eigener, 
speziell  mit  der  Behandlung  der  Münz-  und  Kreditpapierfälschung, 
respektive  Scheck-  und  Paßfälschungen  sowie  der  internationalen 
Taschendiebe  betrauter  Dienststellen,  und  zwar  für  jeden  Staat  je  eine, 
als  zweckmäßig  und  empfehlenswert  und  verpflichten  sich,  bei  ihren 
Regierungen  für  die  Einführung  solcher  Zentralstellen  sich  einzusetzen.“ 

Gleichzeitig  mit  der  Errichtung  solcher  Zentralstellen  in  den  einzelnen 
Staaten  muß  aber  wohl  auch  die  Schaffung  einer  internationalen  Ver¬ 
bindungsstelle  ins  Auge  gefaßt  werden,  die  meiner  Ansicht  nach  ins¬ 
besondere  folgende  Aufgaben  zu  erfüllen  hätte: 

1.  Die  Wahrnehmung  aller  Vorkommnisse  auf  dem  Gebiete  der  Fäl¬ 
schung  oder  Verfälschung  von  Geldzeichen  sowie  von  öffentlichen, 
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auf  den  Inhaber  lautenden  Schuldverschreibungen  (einschl.  der 
dazu  gehörigen  Coupons  und  Talons). 

2.  Die  Herstellung  einer  umfassenden  Evidenz  aller  zu  ihrer  Kennt¬ 
nis  gelangenden  Fälle  von  Fälschungen  der  erwähnten  Geldzeichen 
des  In-  und  Auslandes  sowie  einer  Evidenz  der  Fälscher  und  ihrer 
Mitschuldigen  (Personen-  und  Faktenevidenz). 

3.  Die  Weiterleitung  bemerkenswerter  Wahrnehmungen  und  Nach¬ 
richten  in  den  erwähnten  Angelegenheiten  an  die  zur  Verfolgung 
der  gedachten  Fälschungen  bestimmten  Behörden  beziehungsweise 
an  die  Zentralstellen  des  Auslandes,  Vermittlung  des  Austausches 
der  Identifizierungsbehelfe  (Lichtbilder,  Fingerabdruckkarten)  der 
in  Untersuchung  gezogenen  Fälscher  und  deren  Komplizen. 

4.  Die  Verwahrung  und  Registrierung  der  Falsifikate  oder  deren 
Kopien. 

Um  die  internationale  Zentralstelle  mit  dem  für  die  Aufnahme  einer 
zweckentsprechenden  Tätigkeit  erforderlichen  Material  zu  versorgen, 
hätte  jeder  Staat,  der  der  geplanten  Organisation  beitritt,  der  Zentral¬ 
stelle  eine  Beschreibung  der  in  seinem  Gebiete  in  Umlauf  befindlichen 
echten  Geldzeichen  zu  übermitteln.  Ferner  würde  es  sich  empfehlen,  daß 
die  Notenbanken  dieser  Staaten  Sätze  echter  (natürlich  entwerteter) 
Banknoten  in  solcher  Zahl  der  internationalen  Zentrale  zur  Verfügung 
stellen,  daß  diese  der  Zentralstelle  jedes  beigetretenen  Staates  einen  Satz 
übermitteln  kann.  Derselbe  Vorgang  wäre  auch  hinsichtlich  der  noch  im 
Umlaufe  befindlichen,  jedoch  bereits  zur  Einziehung  bestimmten  Bank¬ 
noten  zu  beobachten. 

Ferner  wäre  es  notwendig,  daß  genaue  Beschreibungen  der  zustande¬ 
gebrachten  Falsifikate  sowie  womöglich  deren  Kopien  für  Zwecke  der 
Evidenzführung  und  Vermittlung  des  Austausches  der  internationalen 
Zentralstelle  eingesendet  würden.  Selbstredend  müßte  diese  Stelle  auch 
von  allen  anläßlich  der  Aufdeckung  von  Geldzeichenfälschungen  durch¬ 
geführten  Amtshandlungen  unter  Bekanntgabe  der  Namen  und  Natio¬ 
nalien  (Personaldaten)  sowie  der  Personbeschreibung  der  Täter  und 
Übermittlung  der  Lichtbilder  und  Fingerabdruckkarten  in  Kenntnis  ge¬ 
setzt  werden. 

Die  internationale  Zentralstelle  für  die  Verfolgung  von  Geldfäl¬ 
schungen  wäre  vorläufig  in  Wien,  das  gegenwärtig  auch  der  Sitz  der 
Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  ist,  zu  errichten. 

Ich  beehre  mich,  Ew.  Hochwohlgeboren  von  diesem  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  dem  Chef  der  niederländischen  Reichsgeldzentrale, 
Procureur  Generaal  Dr.  A.  A.  Baron  von  der  Feltz  ausgearbeiteten  Vor¬ 
schläge  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis  zu  setzen,  Ihre  Wohlmeinung  ehe¬ 
baldigst  bekanntgeben  zu  wollen,  damit  dann  auf  Grund  der  eingelangten 
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Anträge  das  Reglement  der  gedachten  Zentralstelle  verfaßt  und  wegen 
ihrer  internationalen  Anerkennung  an  die  Auslandsregierungen  herange¬ 
treten  werden  kann.“ 

Soweit  bis  zur  Sitzung  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom¬ 
mission  Antwortschreiben  eingegangen  waren,  waren  sie,  wie  nicht  zu 
verwundern,  sämtlich  zustimmend  gehalten.  Der  Völkerbund  hatte  am 
19.  April  1924  erklärt,  daß  er  die  Mitteilung  betreffend  die  Gründung 
der  Zentralstelle  für  Bekämpfung  von  Banknotenfälschungen  dankend 
zur  Kenntnis  genommen  habe. 

Inzwischen  kam,  wie  Dr.  Schultz  weiter  referierte,  die  Polizei¬ 
direktion  Wien  —  gewissermaßen  vorläufig  als  Treuhänderin  —  bereits 
insofern  in  die  Lage,  sich  auf  diesem  Gebiete  konkret  zu  betätigen,  als 
die  Falschgeldzentrale  in  Amsterdam  ihr  mit  Schreiben  vom  10.  März 
1924  eine  Sammlung  von  23  Sätzen  echter,  aber  natürlich  entwerteter 
niederländischer  Noten  zwecks  Verteilung  an  die  einzelnen  Falschgeld¬ 
zentralen  zugehen  ließ.  Es  handelte  sich  dabei  einerseits  um  jene  nieder¬ 
ländischen  Banknoten,  die  nach  und  nach  eingezogen  worden,  und 
andererseits,  korrespondierend  damit,  um  jene,  die  dazu  bestimmt  sind, 
die  ersteren  nach  und  nach  zu  ersetzen.  Die  Polizeidirektion  hat  sofort 
die  Verteilung  des  Materials  durchgeführt  und  dasselbe  an  23  Behörden 
bestimmungsgemäß  ausgesendet. 

Ebenso  hat  die  Polizeidirektion  von  allen  auf  ihrem  Gebiete  zur  Be¬ 
handlung  gelangten  Fälschungen,  insofern  es  sich  nicht  um  rein  örtliche 
und  ganz  unbedeutende  Erscheinungen  handelte,  alle  ihr  bekannten 
Falschgeldzentralen  unter  Anführung  aller  wissenswerten  Daten  in 
Kenntnis  gesetzt. 

Mit  Recht  bezeichnete  es  Dr.  Schultz  dann  als  eine  Hauptaufgabe  der 
Internationalen  Kommission,  sich  bei  ihrer  ersten  Tagung  wenigstens 
über  die  Grundzüge  der  Organisation  des  Internationalen  Bureaus 
schlüssig  zu  werden.  Weiter  empfahl  er  zu  der  Frage  Stellung  zu  nehmen, 
wie  es  mit  der  durch  die  vorjährigen  Kongreßbeschlüsse  als  notwendig 
hervorgehobenen  Gründung  analoger  Zentralen  für  die  Behandlung  von 
Scheck-  und  Paßfälschungen  sowie  von  Taschendieben  zu  halten  sei,  wo¬ 
bei  ja  namentlich  auf  das  fortgesetzte  gefährliche  Treiben  der  Scheck¬ 
fälscher  hinzuweisen  und  anzuführen  wäre,  daß  in  der  Schweiz  bereits 
eine  Zentralstelle  für  die  Behandlung  der  Taschen-,  Laden-  und  Eisen¬ 
bahndiebe  sowie  der  Hochstapler  besteht. 

Bezüglich  der  gleich  nach  dem  Kongreß  von  der  Polizeidirektion  Wien 
eingeleiteten  Vorbereitungen  für  die  Errichtung  einer  sogenannten  „Aus¬ 
länderevidenz“  machte  Dr.  Schultz  die  Mitteilung,  daß  diese  Ausländer¬ 
evidenz  mit  dem  1.  Januar  1924  ins  Leben  getreten  sei  und  recht  zu¬ 
friedenstellend  funktioniere. 
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Hierzu  sei  bemerkt,  daß  auch  in  Deutschland  schon  seit  Jahren  der¬ 
artige  mit  gutem  Erfolge  arbeitende  Ausländerevidenzen  bestehen,  von 
denen  insbesondere  die  in  Preußen  (Deutsches  Fahndungsblatt,  Berliner 
Tagesbericht)  und  in  Sachsen  (Landesnachrichtenzentrale  und  Landes¬ 
fahndungszentrale  des  Sächsischen  Landeskriminalamts)  außer  mit  den 
wichtigsten  europäischen  Staaten  auch  in  ständiger  direkter  Verbindung 
mit  entsprechenden  Stellen,  z.  B.  Amerikas,  stehen. 

Die  österreichische  Ausländerevidenz,  bemerkte  Dr.  Schultz  sehr 
richtig  weiter,  sei  gewissermaßen  nur  eine  Vorstufe  zu  der  unter  die  Auf¬ 
gaben  des  internationalen  Zentralpolizeibureaus  fallenden  Steckbrief¬ 
sammlung  und  zu  dem  dazu  gehörigen  internationalen  Polizeiblatte. 

Zu  Punkt  2  der  Tagesordnung  war  aus  den  von  den  Regierungsver¬ 
tretern  erstatteten  Berichten  zu  ersehen,  daß  alle  bei  der  Sitzung  ver¬ 
tretenen  Länder  ernstlich  bestrebt  sind,  im  Sinne  der  Beschlüsse  des 
Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kongresses  Wien  weiterzuarbeiten, 
und  daß  überall  —  wenigstens  in  gewissem  Umfange  —  zentrale  Ein¬ 
richtungen  oder  doch  geeignete  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  des  inter¬ 
nationalen  Verbrechertums  im  Entstehen  begriffen  sind.  Für  Deutschland 
mußte  allerdings  Reichskommissar  Kuenzer  die  Mitteilung  machen,  daß 
die  durch  das  Reichskriminalpolizeigesetz  in  Aussicht  genommene 
Schaffung  eines  Reichskriminalpolizeiamtes  und  die  dadurch  geplante 
kriminalpolizeiliche  Zentralisation  im  Reiche  aus  verschiedenen  Gründen 
in  nächster  Zeit  noch  nicht  verwirklicht  werden  könne.  Er  wies  dann 
auf  Sachsen  hin,  das  in  bezug  auf  kriminalpolizeiliche  Organisation  und 
Diensthandhabung  besonders  gute  Einrichtungen  geschaffen  habe.  Ich 
habe  anschließend  auf  Wunsch  der  Versammlung  Näheres  über  die 
Organisation  der  Sächsischen  Kriminalpolizei  ausgeführt  und  dafür  großes 
Interesse  der  Teilnehmer  feststellen  können. 

Zu  Punkt  3  der  Tagesordnung  ergriff  zunächst  der  rührige  Holländer 
Capitein  van  Houten  das  Wort.  Er  lenkte  nochmals  die  Aufmerksamkeit 
der  Kommissionsmitglieder  auf  die  vorjährigen  Referate  von  Dr,  Schultz, 
Dr.  Wahl  und  von  ihm  selbst  und  bezeichnete  als  besonders  erwünscht 
und  als  dringende  Forderung  der  Neuzeit,  die  Herausgabe  eines  inter¬ 
nationalen  Polizeiblattes.  Als  einfachste  Lösung,  insbesondere  bezüglich 
der  Kostenfrage  und  zur  Überwindung  sonstiger  Schwierigkeiten  schlug 
er  vor,  das  bereits  bei  der  Wiener  Polizeidirektion  vorhandene  und  be¬ 
währte  Publikationsorgan  „Öffentliche  Sicherheit“  unter  entsprechendem 
Ausbau  zum  internationalen  Polizeiblatt  zu  bestimmen. 

Dieser  Antrag  fand  die  grundsätzliche  Zustimmung  der  Versammlung, 
und  es  wurde  ein  viergliedriger  Ausschuß,  dem  ich  als  deutscher  Ver¬ 
treter  angehörte,  gewählt,  der  bestimmte  Vorschläge  über  das  mit  der 
„Öffentlichen  Sicherheit“  zu  treffende  Übereinkommen  sowie  die  Aus¬ 
gestaltung  und  den  Inhalt  des  Blattes  machen  sollte. 
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Den  Vorschlägen  des  Ausschusses  entsprechend  beschloß  dann  die 
Kommission: 

„Die  in  Wien  am  Sitze  der  Polizeidirektion  herausgegebene  und 
von  Polizeibeamten  redigierte  Polizeirundschau  .Öffentliche  Sicher¬ 
heit’  wird  zum  Publikationsorgan  der  Internationalen  kriminal¬ 
polizeilichen  Kommission  bestimmt.  Zu  diesem  Zwecke  wird  die 
Polizeirundschau  in  ihrem  Titel  auch  die  Bezeichnung  führen:  .Publi¬ 
kationsorgan  der  Internationalen  kriminalpolizeilichen  Kommission.“ 
Alle  die  Internationale  Kommission  betreffenden  Verlautbarungen 
werden  in  einer  Beilage  des  Blattes  erscheinen,  das  den  Sondertitel 
.Internationale  Öffentliche  Sicherheit,  Publikationsorgan  der  Inter¬ 
nationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission“  in  den  vier  Kongreß¬ 
sprachen  (Deutsch,  Englisch,  Französisch  und  Italienisch)  zu  führen 
hat.  Diese  Beilage  wird  im  wesentlichen  enthalten: 

1.  Öffentliche  Bekanntmachungen  der  Kommission; 

2.  Aufsätze  und  Artikel,  betreffend  Fragen  von  internationalem 
Interesse; 

3.  Steckbriefe  betreffend  internationale  Verbrecher; 

4.  Kriminalistische  Nachrichten  unter  Verwertung  des  Materials  der 
Internationalen  Evidenz. 

Alle  Verlautbarungen  im  Blatte  können  grundsätzlich  in  einer  der 
vier  Kongreßsprachen  erscheinen.  Für  den  Druck  auch  der  deutschen 
Texte  sind  lateinische  Lettern  zu  verwenden. 

Dieser  Beschluß  bleibt  so  lange  in  Kraft,  als  das  gegenwärtig 
zwischen  der  Polizeidirektion  in  Wien  und  der  .Öffentlichen  Sicher¬ 
heit“  bestehende  Verhältnis  aufrechterhalten  bleibt.“ 

Bei  den  weiteren  Beratungen  der  Kommission  herrschte  einmütig  die 
Auffassung,  daß  der  Nachrichtendienst  über  internationale  Verbrecher 
noch  sehr  im  argen  liege.  Dem  abzuhelfen  hatte  der  am  persönlichen 
Erscheinen  verhinderte  Geheimrat  Dr.  Heindl  folgenden  Antrag  gestellt, 
der  dann  als  Kommissionsbeschluß  angenommen  wurde: 

1.  „Die  Kommissionsmitglieder  verpflichten  sich,  bei  ihren  Regie¬ 
rungen  sich  dafür  einzusetzen,  daß  die  geeigneten  Polizeistellen  ihrer 
Länder  Formularnachrichten  an  die  Polizeidirektion  in  Wien  senden, 
wenn  in  ihrem  Gebiete  ein  internationaler  Verbrecher,  Dieb,  Be¬ 
trüger  oder  Fälscher  aufgetreten  ist  oder  eine  Person,  die  im  Ver¬ 
dachte  steht,  ein  solcher  zu  sein.  Der  Verdacht  der  internationalen 
Betätigung  ist  insbesondere  gegeben,  wenn  nicht  feststeht,  daß  die 
Person  in  dem  Lande,  dem  die  Polizeistelle  angehört,  ihren  ordent¬ 
lichen  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  hat.  Die  Nachrichten  sind, 
soweit  möglich,  bei  jeglichem  Auftreten  zu  geben,  also  bei  der 
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Überführung  oder  dem  dringenden  Verdachte  einer  im  Gebiete  der 
Polizeistelle  vollendeten  oder  versuchten  Strafgesetz-  oder  polizei¬ 
rechtswidrigen  Handlung  oder  einer  vollendeten  oder  versuchten 
Schädigung  dort  befindlicher  Rechtsgüter. 

2.  Besondere  Verhältnisse  zwischen  benachbarten  Staaten,  vor 
allem  die  Verhältnisse  des  sogenannten  Grenzverkehrs,  können  durch 
zweckmäßige  Einschränkungen  der  Nachrichtenpflicht  berücksichtigt 
werden, 

3.  Über  die  Nachrichtenvordrucke,  ihre  Beilagen  und  die  Ver¬ 
wertung  derselben  durch  die  Polizeidirektion  in  Wien  soll  der  Ver¬ 
waltungsausschuß  alsbald  Vorschläge  ausarbeiten  und  den  Kom¬ 
missionsmitgliedern  zur  schriftlichen  Äußerung  unterbreiten.“ 

Dieser  Antrag  braucht  Fachleuten  gegenüber  keine  allgemeine  Be¬ 
gründung;  daß  es  zur  Bekämpfung  internationaler  Verbrecher  eines 
systematisch  geregelten,  zwischenstaatlichen  Nachrichtendienstes  bedarf, 
ist  nun  nachgerade  eine  Binsenwahrheit.  Dr.  Heindl  konnte  sich  deshalb 
auch  auf  nachstehende  besondere  Erläuterungen  zu  einzelnen  Punkten 
des  Antrags  beschränken: 

1.  „Geeignete  Polizeistellen“  sind  in  erster  Linie  die  kriminalpolizei¬ 
lichen  Landesnachrichtenzentralen,  wie  z.  B,  Sachsen  in  Dresden  eine  be¬ 
sitzt.  In  Ländern,  die  keine  solche  Zentrale  besitzen,  kommen  vorläufig 
die  Kriminalpolizeibehörden  der  Großstädte,  Hafenstädte  und  Badeorte 
in  Betracht. 

2.  Der  Kreis  der  Verbrecher,  die  Nachrichtenobjekt  werden  sollen,  ist 
absichtlich  allgemein  gefaßt,  ohne  daß  einzelne  Spezialitäten  aufgezählt 
sind.  Für  die  Praxis  ist  erfahrungsgemäß  jede  allzu  kasuistische  Defini¬ 
tion  vom  Übel.  Bemerkt  sei,  daß  hinsichtlich  der  Münz-  und  Banknoten¬ 
fälscher  die  beantragte  Regelung  faktisch  schon  besteht,  daß  der  An¬ 
trag  also  nur  die  Erweiterung  einer  bereits  be¬ 
stehenden  Vereinbarung  bedeutet, 

3.  Die  Fassung,  „wenn  nicht  feststeht“,  ist  gewählt,  um  auch  jene 
internationalen  Verbrecher,  deren  ordentlicher  Wohnsitz  oder  ständiger 
Aufenthalt  überhaupt  nicht  feststellbar  ist,  dem  Nachrichtendienst  zu 
unterwerfen. 

4.  Der  Wortlaut  „rechtswidrige  Handlung“  bezweckt,  daß  auch  über 
solche  Verbrecher  zu  berichten  ist,  bei  denen  Geisteskrankheit  oder  son¬ 
stige  Strafausschließungsgründe  vorliegen.  Die  rechtswidrige  Handlung 
wird  meist  in  Einbruch,  sonstigem  Diebstahl,  Betrug  oder  Fälschung  be¬ 
stehen.  Aber  auch  irgendein  anderer  Konflikt  mit  dem  Gesetz,  z.  B.  ein 
Polizeidelikt,  bedingt  die  Nachrichtenpflicht,  wenn  feststeht,  daß  die 
Person  ein  Einbrecher,  Dieb,  Betrüger  oder  Fälscher  ist.  Diese  aus  dem 
Wortlaut  des  Antrages  ersichtliche  Regelung  erscheint  empfehlenswert, 
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um  der  internationalen  Nachrichtenzentrale  möglichst  Überblick  über 
die  Bewegung  der  internationalen  Verbrecher  zu  geben. 

5.  Zu  den  Worten  ,, Schädigung  dort  befindlicher  Rechtsgüter“  sei 
bemerkt:  Vom  Nachrichtendienst  sollen  auch  jene  Personen  erfaßt 
werden,  die  zwar  nur  im  Staat  ihres  ordentlichen  Wohnsitzes  oder 
ständigen  Aufenthalts  sich  rechtswidrig  betätigen,  aber  dabei  die  Schädi¬ 
gung  von  Rechtsgütern  außerhalb  dieses  Staates  beabsichtigen.  Der  Zu¬ 
satz  empfiehlt  sich  in  Rücksicht  auf  den  Streit  der  strafrechtlichen 
Meinungen,  ob  der  Ort  des  Erfolges  auch  Ort  der  Tat  ist. 

6.  Der  Begriff  ,, Auftreten“  ist  durch  Absatz  I  Satz  3  im  weitesten 
Sinne  ausgelegt.  Aber  der  Zusatz  „soweit  möglich“  soll  jenen  Polizei¬ 
behörden  entgegenkommen,  die  infolge  besonderer  Arbeitsüberlastung 
oder  infolge  besonderer  organisatorischer  Verhältnisse  der  Mitteilungs¬ 
pflicht  nicht  in  vollem  Umfange  nachkommen  können.  Grundsätzlich  ist 
jedoch  an  der  Mitteilungspflicht  im  weitesten  Sinne  festzuhalten;  denn 
sie  allein  bedeutete  eine  konsequente  Durchführung  des  Nachrichten¬ 
dienstes, 

7.  „Besondere  Verhältnisse  zwischen  benachbarten  Staaten“  werden 
vor  allem  meist  dann  vorliegen,  wenn  diese  Staaten  vor  kurzem  einen 
einheitlichen  Staat  bildeten.  Es  dürfte  zu  weit  gehen,  wegen  Verbrechern, 
deren  Tätigkeit  sich  auf  das  Gebiet  des  früheren  Einheitsstaates  be¬ 
schränkt,  den  internationalen  Nachrichtendienst  zu  bemühen.  Noch 
überflüssiger  ist  dies  bei  Verbrechern,  die  an  einer  Landesgrenze  wohnen 
und  hin  und  wieder  jenseits  der  Grenze  rechtswidrige  Handlungen  be¬ 
gehen.  Wenn  die  Beschränkungen  nach  Absatz  II  des  Antrags  zweck¬ 
mäßig  getroffen  werden,  wird  der  Nachrichtendienst,  so  umfangreich  er 
auch  nach  Absatz  I  Satz  3  zu  sein  scheint,  in  der  Praxis  nicht  allzu  groß. 
Er  wird  in  der  Hauptsache  nur  jenen  Beamten  obliegen,  die  Diebe,  Be¬ 
trüger  und  Fälscher  als  Spezialgebiet  bearbeiten.  Diese  Beamten  müssen 
heute  beim  Auftreten  eines  internationalen  Verbrechers  meist  Requi¬ 
sitionen  an  Dutzende  von  Behörden  richten,  wobei  oft  gerade  diejenige 
Behörde  nicht  berücksichtigt  werden  kann,  die  Auskunft  zu  geben  ver¬ 
möchte.  Künftig,  wenn  der  Nachrichtendienst  einmal  hinreichend  ein¬ 
gearbeitet  ist,  wird  eine  einzige  Nachricht  nach  Wien  genügen.  D  i  e  i  m 
Antrag  vorgeschlagene  Regelung  bedeutet  also 
nicht  nur  eine  Erhöhung  der  Erfolgchancen,  son¬ 
dern  auch  eine  Minderung  der  Arbei  t.“ 

Im  Anschluß  an  diesen  Antrag  Heindl  wurde  auf  Vorschlag  von 
Polizeidirektor  Dr.  Schult?  folgender  Kommissionsbeschluß  gefaßt: 

„Es  ist  am  Sitze  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom¬ 
mission  im  Zusammenhänge  mit  der  von  Geheimrat  Dr.  Heindl  be¬ 
antragten  Internationalen-Evidenz  eine  Internationale  Fahndungs- 
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evidenz  zu  errichten,  deren  Material  für  ein  Internationales  Polizei¬ 
blatt  zu  verwerten  ist.“ 

Um  die  notwendige  Verbindung  mit  dem  Fernidentifizierungsbureau 
herzustellen  und  aufrechtzuerhalten,  wurde  schließlich  noch  auf  Antrag 
von  Hakon  Jörgensen  beschlossen,  daß 

,,die  Internationale  Fahndungsevidenz  und  die  Internationalen- 
Evidenz  in  ständiger  enger  Verbindung  mit  dem  Fernidentifizierungs¬ 
bureau  in  Kopenhagen  zu  bleiben  haben.“ 

Von  Jörgensen  wurde  sodann  folgende  Einladung  bekanntgegeben: 
„Nachdem  das  Fernidentifizierungssystem  auf  der  Internationalen  Polizei¬ 
konferenz  in  New  York  im  Mai  1923  und  auf  der  Internationalen  Polizei¬ 
konferenz  in  Wien  im  September  1923  adoptiert  worden  ist,  hat  das  zur 
praktischen  Durchführung  des  Systems  etablierte  Bureau  in  Kopenhagen 
das  Ausarbeiten  eines  größeren  Registers,  betreffend  internationale 
professionelle  Verbrecher  angefangen  und  Pläne  für  das  Aussenden  eines 
internationalen  daktyloskopischen  Fahndungsblattes  ausgearbeitet.  Zu 
obenerwähntem  Zwecke  ist  jetzt  das  Einsenden  von  Fingerabdrücken  von 
folgenden  Staaten  angefangen:  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Holland, 
Italien,  Luxemburg,  Norwegen,  Schweden,  Schweiz,  Serbien,  U.  S.  A., 
Österreich. 

Dieses  Register  kann  in  Kürze  fertig  vorliegen,  und  es  kann  sofort  eine 
effektive  Zusammenarbeit  mit  Aussicht,  Erfolge  in  der  Praxis  zu  er¬ 
reichen,  angefangen  werden. 

Die  Direktion  des  Fernidentifizierungsbureaus  erlaubt  sich  deshalb 
mit  Empfehlung  der  permanenten  kriminalpolizeilichen  Kommission  in 
Wien  und  unter  dem  Protektorate  des  dänischen  Justizministeriums  alle 
europäischen  Länder  dazu  einzuladen,  einen  oder  mehrere  Spezialisten 
zu  einem  Kurse  in  Kopenhagen  zu  senden,  welcher  in  dem  Polizei¬ 
präsidium  Kopenhagen  (in  Politigarden,  Soldenfeldtsgade,  Köbenhavn  B) 
vom  15.  bis  28.  August  1924  abgehalten  werden  wird.  Hier  wird  das 
System  gründlich  durchgegangen  werden  mit  Verwendung  praktischer 
Übungen,  und  die  Teilnehmer  werden  Gelegenheit  dazu  bekommen,  an 
allen  Arbeiten,  betreffend  die  Verwendung  des  Systems  und  die  Vor¬ 
bereitung  und  Ausarbeitung  der  Register,  teilzunehmen. 

Im  Anschluß  an  den  beabsichtigten  Kursus  wird  man  diskutieren, 
welche  Veranstaltungen,  um  dem  Bureau  das  möglichst  größte  Material 
für  das  Ausarbeiten  der  Register  zu  sichern,  zu  empfehlen  seien. 

Die  Resultate  dieser  Verhandlungen  werden  der  permanenten  krimi¬ 
nalpolizeilichen  Kommission  in  Wien  übersandt  werden.“ 

Wieweit  dieser  Einladung  Folge  geleistet  worden  ist  und  welche  Er¬ 
gebnisse  damit  im  einzelnen  erzielt  worden  sind,  entzieht  sich  meiner 
Kenntnis. 
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Bei  den  Kommissionsberatungen  in  Wien  habe  ich  bei  dem  Be¬ 
ratungspunkt  ,, Fernidentifizierungsverfahren“  Gelegenheit  genommen, 
auf  die  drahtlose  Bildübertragung  nach  Professor  Dr.  Korn,  Charlotten¬ 
burg,  hinzuweisen.  Professor  Korn  hatte  in  Zusammenarbeit  mit  dem 
bekannten  Direktor  der  Scuola  di  policia  scientifica  und  Professor  an  der 
Universität  Rom  Ottolenghi  drahtlos  Unterschriften  und  Fingerabdrücke 
von  Berlin  nach  Rom  gesandt.  Ich  habe  damals  in  Wien  der  Ansicht  Aus¬ 
druck  gegeben,  daß  durch  die  drahtlose  Übertragung  von  Fingerabdrücken 
die  Einrichtung  und  die  Wirksamkeit  des  Fernidentifizierungsbureaus 
zwar  nicht  beseitigt  oder  wesentlich  berührt  wird,  zugleich  aber  angeregt: 

„Die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission  und  das  Inter¬ 
nationale  Polizeibureau  haben  der  nach  einem  Berichte  des  Professors 
Korn,  Charlottenburg,  möglichen  drahtlosen  Übertragung  von  Finger¬ 
abdrücken  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  da  sie  geeignet  sein 
kann,  in  gewissen  Fällen  den  telegraphischen  Verkehr  mit  dem  Fern¬ 
identifizierungsbureau  Kopenhagen  zu  ersetzen.“ 

Die  Kommission  erklärte  sich  hiermit  einverstanden.  Sodann  stimmte 
die  Kommission  noch  meinem  Vorschläge  zu: 

,,Zum  Internationalen  Polizeibureau  werden  Nachrichten  über 
Vermißte  und  unbekannte  Tote  einbezogen,  und  zwar: 

1.  bei  Vermißten  und  unbekannten  Toten,  wenn  die  Annahme  ge¬ 
geben  ist,  daß  es  sich  um  einen  Ausländer  bzw.  um  eine  im  Aus¬ 
lande  wohnende  Person  handelt; 

2.  bei  Vermißten  überdies,  wenn  die  Annahme  gegeben  ist,  daß  die 
vermißte  Person  sich  nach  dem  Auslande  gewendet  hat. 

In  allen  Fällen  erfolgt  Nachrichtenübermittlung  nur,  wenn  Unter¬ 
lagen  zu  einer  hinreichenden  Beschreibung  (Fingerabdrücke,  Licht¬ 
bild,  Personenbeschreibung,  besondere  Merkmale  an  der  Person  — 
Kennzeichen,  Tätowierungen  —  oder  an  den  Sachen  —  Inschriften, 
Monogramm  an  Ring,  Uhr,  Wäschezeichen  usw.  — )  vorhanden  sind.“ 

Der  internationale  Spezialist  für  die  Bekämpfung  von  Banknoten¬ 
fälschungen,  Broekhoff,  trieb  auch  auf  diesem  seinem  besonderen  Ge¬ 
biete  wieder  ein  Stück  vorwärts.  Er  hatte  schon  kurz  vor  der  Tagung  der 
Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  deren  Präsidenten, 
Polizeipräsident  Schober,  einen  bedeutungsvollen  Antrag  zugeschickt, 
den  er  in  der  Sitzung  zur  Debatte  stellte.  Er  ging  hierbei  von  der  richtigen 
Voraussetzung  aus,  daß  vom  Standpunkte  einer  wirksamen  Bekämpfung 
des  Fälscherunwesens  die  rechtzeitige  Warnung  der  Banken  eine  hervor¬ 
ragende  Rolle  spielt.  In  weiterer  Verfolgung  dieses  Gedankenganges 
kommt  er  zu  dem  Vorschläge  der  Schaffung  eines  diesen  Zwecken  dienen¬ 
den  internationalen  Organs.  Da  nun  der  Verband  österreichischer  Banken 
und  Bankiers  in  Wien  schon  ein  Blatt  unter  der  Bezeichnung  ,,Er- 
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kennungszeichen  echter  und  gefälschter  Banknoten  und  anderer  Werte“ 
erscheinen  läßt,  wobei  ihm  seitens  der  Polizeidirektion  Wien  ent¬ 
sprechende  Förderung  zuteil  wird,  regt  Broekhoff  an,  daß  dieses  Blatt 
zum  internationalen  Organ  der  Falschgeldzentralstelle  ausgebaut  werden 
möge. 

Die  Kommission  kam  nach  eingehenden  Beratungen  zu  dem  Be¬ 
schlüsse: 

„Das  vom  »Verbände  österreichischer  Banken  und  Bankiers1  in 
Wien  herausgegebene  Blatt  »Erkennungszeichen  echter  und  ge¬ 
fälschter  Banknoten  und  anderer  Werte'  wird  zum  Publikationsorgan 
der  am  Sitze  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission 
errichteten  Internationalen  Zentrale  zur  Bekämpfung  von  Geld¬ 
zeichenfälschungen,  insbesondere  für  Zwecke  der  Verlautbarungen 
wahrgenommener  Fälschungen  und  der  Verständigung  der  Banken 
und  Geldwechselstellen  des  In-  und  Auslandes  bestimmt.  Der  Re¬ 
dakteur  des  genannten  Blattes,  Herr  Hans  Adler,  wird  für  die  Dauer 
dieser  seiner  Stellung  zum  Sachverständigen-Beirat  der  Internatio¬ 
nalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  in  den  Angelegenheiten  der 
Verlautbarung  der  Erkenungszeichen  echter  und  gefälschter  Bank¬ 
noten  bestellt.“ 

Der  österreichische  Generalstaatsanwalt  Höpler  in  Wien  gab  sodann 
aus  der  kriminalistischen  Praxis  interessante  Einzelheiten  über  Doku¬ 
mentenfälschungen  der  letzten  Zeit  bekannt.  Er  wies  darauf  hin,  daß  die 
Stempel  der  Behörden  seit  dem  Kriege  nicht  nur  einfach,  sondern  teil¬ 
weise  naiv  einfach  geworden  seien.  So  seien  in  der  Praxis  Fälle  vor¬ 
gekommen,  daß  Gerichtsbehörden  nach  dem  Umsturz  in  Österreich  den 
Adler  aus  dem  Stempel  herausgenommen  hätten,  so  daß  als  Stempel 
zwei  Kreise  übriggeblieben  wären.  Gerade  aber  die  mit  amt’ichem 
Stempel  versehenen  Urkunden  bedürften  doch  eines  besonderen  Schutzes. 

Auf  Antrag  Höplers  wurde  zur  Bekämpfung  der  Dokumenten¬ 
fälschungen  folgender  Kommissionsbeschluß  gefaßt: 

„Es  ist  im  Interesse  der  leichteren  Erkennbarkeit  von  Dokumenten¬ 
fälschungen  anzustreben,  daß  die  Stampiglien  der  Behörden  der 
Hoheitsverwaltung  in  jedem  Staate  hinsichtlich  ihrer  Form  und  Aus¬ 
führung  möglichst  einheitlich  gestaltet  werden.  Es  ist  ferner  wün¬ 
schenswert,  daß  die  in  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen 
Kommission  vertretenen  Staaten  je  einen  Abdruck  der  in  ihrem  Ge¬ 
biete  eingeführten  Stampiglien  der  Kommission  für  die  Zwecke  der 
Registrierung  und  der  Benutzung  bei  Feststellung  von  Fälschungen 
einsenden. 

Die  Polizeidirektion  in  Wien  wird  ferner  ermächtigt,  in  der  Frage 
der  Aufname  des  Fingerabdruckes  in  Reisepässe  bis  zur  nächsten 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums.  9 
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Tagung  der  Internationlen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  einen 

Vorschlag  auszuarbeiten. “ 

Schließlich  wurde  noch  der  Anregung  des  Präsidenten  Schober  zu¬ 
gestimmt,  daß  alle  an  der  internationalen  Zusammenarbeit  interessierten 
Staaten  dem  Internationalen  Polizeibureau  sobald  als  möglich  eine  Über¬ 
sicht  über  ihre  Polizeiorganisation  einsenden  sollen. 

Zu  erwähnen  ist  noch  ein  Vortrag  des  Wiener  Polizeidirektors 
Dr.  Brandl,  der  interessante  Angaben  über  den  geplanten  und  in  der 
Ausarbeitung  befindlichen  internationalen  Polizeikodex  machte. 

Zu  Punkt  4  und  5  der  Tagesordnung  wurden  besondere  Beschlüsse 
nicht  gefaßt.  Der  weitere  Arbeitsplan  der  Kommission  war  in  der  Haupt¬ 
sache  durch  die  zu  3  erwähnten  Anträge  und  Beratungen  vorgezeichnet. 
Bezüglich  des  Zeitpunktes  der  nächsten  Sitzung  der  Kommission  sowie 
betreffs  der  neuerlichen  Einberufung  eines  internationalen  Polizei¬ 
kongresses  wurde  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  meisten  Länder  nach 
dem  umfangreichen  in  Anträgen  und  Anregungen  gegebenen  Material 
des  vorjährigen  Kriminalkongresses  und  der  diesjährigen  Kommissions¬ 
sitzung  so  viele  Möglichkeiten  und  Veranlassungen  haben,  Einrichtungen 
und  Vorkehrungen  zu  treffen,  daß  jedenfalls  für  das  Jahr  1924  keine  Not¬ 
wendigkeit  zu  weiteren  internationalen  Zusammenkünften  bestehen 
dürfte.  Eine  etwaige  Berufung  der  Kommission  wurde  dem  Präsidenten 
der  Kommission  überlassen,  im  übrigen  aber  der  Meinung  Ausdruck  ge¬ 
geben,  daß  als  Zeitpunkt  für  den  nächsten  internationalen  Polizeikongreß 
voraussichtlich  der  Herbst  1925  in  Frage  kommen  dürfte. 

Zu  Punkt  6  der  Tagesordnung  wurde  vereinbart,  daß  der  bisherige 
Verwaltungsausschuß  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion  bestehen  bleiben  soll. 

Zum  Schluß  der  Sitzung  führte  der  Privatdozent  an  der  Universität 
in  Wien,  Dr.  Alfons  Poller,  sein  neuerfundenes  Moulageverfahren  vor. 
Vermittels  dieses  Verfahrens  ist  es  möglich,  mit  einer  außergewöhnlichen 
Schnelligkeit  und  Leichtigkeit  Teile  des  menschlichen  Körpers  natur¬ 
getreu  nachzuformen1).  Die  Polizeidirektion  Wien  wurde  beauftragt, 
dieses  Verfahren  näher  auszuproben  und  seine  Anwendungsmöglichkeiten 
für  die  Kriminalistik  zu  prüfen. 

Die  erste  Sitzung  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion  hatte  sonach  eine  ganze  Fülle  wertvoller  Ergebnisse  und  Anregungen 
für  den  weiteren  Ausbau  der  internationalen  Verbrechensbekämpfung 
zustande  gebracht. 

Ebenfalls  einen  bedeutsamen  Vorstoß  für  die  internationale  Zu¬ 
sammenarbeit  der  Polizei  unternahm  das  Polizeipräsidium 


1)  Vgl.  die  Abhandlung  „Moulageverfahren  im  Dienste  der  Polizei“.  Gundlach: 
„Die  Polizei  der  Gegenwart  in  Wort  und  Bild“,  Deutscher  Polizeiverlag,  Lübeck  1925. 
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Danzig,  das  im  Juli  1924  unter  Führung  des  Polizeipräsidenten 
Froböß  eine  Polizeifachausstellung  und  Polizeifach¬ 
konferenz  in  Zoppot  veranstaltete.  Die  Ausstellung  sollte  das 
Publikum  über  die  schwierigen  Aufgaben  der  Kriminalpolizei  und  ihre 
Hilfsmittel  unterrichten,  die  Konferenz  sollte  Polizeifachleuten  des  In- 
und  Auslandes  Gelegenheit  zum  Studium  der  bisher  vorhandenen  Ein¬ 
richtungen  der  Kriminalpolizei  sowie  zum  gegenseitigen  Austausch  über 
deren  weiteren  Ausbau  und  sonstige  wichtige  Aufgaben  der  Zukunft 
geben. 

Der  Budapester  Polizeihauptmann  Dr.  Bingert  sprach  über  „Fern¬ 
identifizierungsverfahren“,  Dr.  Schneickert,  Berlin,  über  „Die  Be¬ 
kämpfung  des  internationalen  Verbrechertums“,  Dr.  Sonenberg,  War¬ 
schau,  über  „Internationalen  Fahndungsdienst“,  Polizeipräsident  Klaiber, 
Stuttgart,  und  Regierungsrat  Dr.  Böhme,  Dresden,  über  die  Einrichtungen 
der  Württembergischen  und  der  Sächsischen  Landeskriminalpolizei. 
Auch  Vorführungen  über  die  Kornsche  Fernphotographie  fehlten  nicht. 

Auch  in  Danzig  wurde  von  allen  Seiten  auf  einen  engeren  Zusammen¬ 
schluß  der  Polizeibehörden  zur  internationalen  Zusammenarbeit  hin¬ 
gewiesen. 

Anläßlich  der  Internationalen  Polizeitechnischen  Ausstellung  Karls¬ 
ruhe,  von  der  später  noch  kurz  gesprochen  werden  wird,  fand  vom 
19.  bis  21.  Juni  1925  eine  Zusammenkunft  der  die  Aus¬ 
stellung  besuchenden  Mitglieder  der  Internationalen 
K  r  i  m  i  n  a  1  p  o  1  i  z  e  i  1  i  c  h  e  n  Kommission  in  Karlsruhe 
statt.  Vertreten. waren:  Dänemark,  Deutschland,  Griechenland,  Holland, 
Österreich,  Rumänien,  die  Schweiz,  die  Türkei  und  Ungarn  (Bild  39).  Den 
Erschienenen  wurden  eine  Anzahl  interessante  Vorträge  aus  verschiede¬ 
nen  Gebieten  der  Kriminalistik  geboten. 

Da  es  sich  nicht  um  eine  offizielle  Vollsitzung  der  Kommission 
handelte,  konnte  auch  nur  eine  unverbindliche  Aussprache  der  Mitglieder 
stattfinden.  Deutschland  hatte  diesmal  noch  weitere  Vertreter,  insbe¬ 
sondere  auch  von  Preußen  und  Württemberg,  entsandt. 

Die  wesentlichsten  Punkte  und  Ergebnisse  der  Aussprache  waren 
folgende: 

1.  Weiterausbau  des  inzwischen  vom  Internationalen  Fernidentifi¬ 
zierungsbureau  Kopenhagen  herausgegebenen  „InternationaltFjernidenti- 
ficeringes-Registers“. 

Hierbei  wurde  um  Übersendung  nicht  nur  wie  bisher  von  Fingerab¬ 
druckmaterial  in  laufenden  Fällen,  sondern  auch  von  geeignetem  son¬ 
stigem  in  den  Sammlungen  einliegendem  Material  gebeten. 

2.  Von  Ungarn  wurde  die  Frage  der  Gründung  eines  Welt-Polizei- 
Museums  angeregt;  das  Präsidium  in  Wien  wird  dieser  nicht  neuen  An¬ 
regung  zur  gegebenen  Zeit  weiter  nachgehen. 
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3.  Ich  hielt  auf  Wunsch  der  Versammlung  einen  kurzen  Vortrag  über 
meine  Pläne  bezüglich  der  für  22.  bis  24.  Juni  1925  einberufenen  Deut¬ 
schen  Polizeifachkonferenz  und  über  die  von  mir  beabsichtigte  Gründung 
einer  „Deutschen  Kriminalpolizeilichen  Kommission“.  Diese  Pläne  wurden 
von  der  Internationalen  Kommission  lebhaft  begrüßt,  und  die  Kommission 
sprach  zu  deren  Verwirklichung  ihre  besten  Wünsche  aus  unter  be¬ 
sonderer  Betonung,  daß  dadurch  auch  für  die  Arbeit  der  Internationalen 
Kriminalpolizeilichen  Kommission  ein  bedeutender  Schritt  vorwärts  ge¬ 
tan  werde. 

4.  Reichskommissar  Kuenzer  berichtete  über  seine  Eindrücke  und 
Erfahrungen  auf  seiner  Dienstreise  zum  Internationalen  Polizeikongreß 
New  York  1925. 

5.  Schließlich  wurde  die  Frage  der  Anberaumung  der  nächsten  Tagung 
der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  beraten.  Man 
einigte  sich  auf  den  Vorschlag  im  Frühjahr  1926  in  einem  während  des 
Krieges  neutralen  Lande  zusammenzutreten,  und  zwar  voraussichtlich  in 
Holland.  Man  erhofft  dadurch  eine  stärkere  Beteiligung  unserer  ehe¬ 
maligen  Feindesländer,  insbesondere  von  Frankreich,  England  und 
Belgien. 

Inzwischen  hatte  der  Präsident  der  Wiener  Internationalen  Kriminal¬ 
polizeilichen  Kommission  den  Mitgliedern  im  Interesse  der  Verwirk¬ 
lichung  der  im  Mai  1924  gefaßten  Beschlüsse  über  Einrichtung  einer 
Internationalen-Evidenz  und  einer  Internationalen  Fahndungsevidenz 
folgende  Vorschläge  unterbreitet: 

Zu  Beschluß  I  —  „Internationalen  Evidenz“: 

1.  Von  jedem  Auftreten  eines  internationalen  Verbrechers  oder  einer 
Person,  die  im  Verdachte  steht,  ein  solcher  zu  sein,  ist  der  „Internationalen 
Evidenz  bei  der  Polizeidirektion  in  Wien“  Nachricht  zu  geben.  Hierzu  sind 
besondere  Formulare  zu  verwenden. 

Der  Verdacht  der  internationalen  Betätigung  ist  insbesondere  gegeben, 
wenn  nicht  feststeht,  daß  die  Person  in  dem  Lande,  dem  die  Polizeistelle 
angehört,  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  hat. 
Die  Nachrichten  sind,  soweit  möglich,  bei  jeglichem  Auftreten  zu  geben, 
also  bei  der  Überführung  oder  dem  dringenden  Verdachte  einer  im  Ge¬ 
biete  der  Polizeistelle  vollendeten  oder  versuchten  Schädigung  dort  be¬ 
findlicher  Rechtsgüter. 

Ausgenommen  von  dieser  Nachrichtenpflicht  bleibt  der  sogenannte 
Grenzverkehr  zwischen  benachbarten  Staaten,  und  zwar  in  dem  Sinne, 
daß  es  nicht  als  internationale  Betätigung  angesehen  wird,  wenn  Be¬ 
wohner  des  Grenzgebietes  des  einen  Staates  im  Grenzgebiete  des  Nach¬ 
barstaates  rechtswidrig  wirksam  werden.  Als  Grenzgebiet  ist  —  vor¬ 
behaltlich  besonderer  Vereinbarungen,  die  zwischen  einzelnen  Staaten 
getroffen  werden  können  —  eine  parallel  mit  der  Staatsgrenze  ver- 
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laufende  und  sich  ca.  10  km  ins  Landesinnere  erstreckende  Zone  zu  ver¬ 
stehen. 

Es  bleibt  der  konkreten  Vereinbarung  benachbarter  Staaten  Vorbe¬ 
halten,  aus  Rücksicht  auf  besondere  Verhältnisse  auch  noch  andere  Ein¬ 
schränkungen  der  Nachrichtenpflicht  festzusetzen. 

Von  besonderen  Vereinbarungen,  die  im  Sinne  der  Absätze  3  und  4 
getroffen  werden,  ist  die  , .Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kom¬ 
mission“  in  Kenntnis  zu  setzen. 

2.  Es  ist  Sache  jedes  einzelnen  Staates  respektive  Landes  festzu¬ 
setzen,  welche  Behörden  zur  Absendung  dieser  Formularnachrichten  zu¬ 
ständig  sind. 

3.  Für  die  zu  verwendenden  Formulare  wird  eine  besondere  Fassung 
vorgeschlagen,  und  zwar  ist  Formular  A  (auf  weißem  Papier)  für  solche 
Fälle  bestimmt,  in  denen  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  man  es  mit 
einem  internationalen  Verbrecher  zu  tun  hat,  während 
Formular  B  (auf  gelbem  Papier)  in  Fällen  verwendet  werden  soll,  in 
denen  bloß  der  Verdacht  einer  internationalen  Betäti¬ 
gung  besteht. 

Die  Differenzierung  erscheint  im  Interesse  der  Vereinfachung  der  Aus¬ 
füllung  wünschenswert. 

Jeder  Nachricht  sind  womöglich  je  zwei  Lichtbilder  und  zwei  Finger¬ 
abdruckkarten  anzuschließen. 

4.  Wenn  Daten,  die  zur  Zeit  der  Absendung  der  Nachricht  noch  un¬ 
bekannt  waren,  nachträglich  gewonnen  wurden,  oder  wenn  der  ursprüng¬ 
lich  bestandene  Verdacht  sich  etwa  später  als  hinfällig  erwies,  hat  die 
benachrichtigende  Stelle  dies  im  Nachhange  der  ,, Internationalen  Evi¬ 
denz“  bekanntzugeben.  Hierfür  ist  ein  weiteres  Formular  C  (auf  blauem 
Papier)  vorgesehen. 

5.  Die  bei  der  „Internationalen  Evidenz“  einlangenden  Nachrichten 
werden  vom  Polizeipräsidenten  den  zur  Behandlung  der  kriminalpolizei¬ 
lichen  Geschäftsstücke  im  allgemeinen  berufenen  und  von  ihm  mit  der 
Führung  der  gegenständlichen  Evidenzen  im  besonderen  betrauten  Fach¬ 
abteilungen  der  Wiener  Polizeidirektion  zur  Bearbeitung  zuge¬ 
wiesen.  Diese  Bearbeitung  hat  namentlich  in  folgendem  Vorgehen  zu  be¬ 
stehen: 

a)  in  der  Nachschau  nach  etwa  schon  vorhandenen  Vorakten  (Vor¬ 
gängen)  „Priorierung“  in  den  verschiedenen  bei  der  Wiener  Polizei¬ 
direktion  respektive  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion  geführten  Evidenzen,  insbesondere  auch  in  der  „Internationalen 
Fahndungsevidenz“, 

b)  bei  Vorhandensein  von  „Prioren“  in  der  entsprechenden  Benach¬ 
richtigung  der  in  Betracht  kommenden  Behörde  bzw.  Behörden  je  nach 
Maßgabe  der  vorhandenen  Daten, 
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c)  in  der  Vereinigung  mit  sonstigen  gleichartigen  Nachrichten  zu  einer 
eigenen,  von  den  Beständen  der  Polizeidirektion  streng  gesonderten 
Kartothek,  der  „Internationalen  Evidenz", 

d)  in  der  Heranziehung  dieser  „Internationalen  Evidenz"  zur  Nach¬ 
schau  und  Verwertung  bei  künftig  einlaufenden  Anfragen  und  Nach¬ 
richten, 

e)  unter  Umständen  —  insofern  es  ausdrücklich  verlangt  oder  doch 
wenigstens  nicht  ausdrücklich  verboten  sein  sollte  —  in  der  Verwertung 
für  eine  geeignete  Veröffentlichung  im  internationalen  Polizeiblatte 
„Internationale  öffentliche  Sicherheit". 

f)  Die  Lichtbilder  werden  in  eine  eigene  „Lichtbildersammlung  Inter¬ 
nationaler"  vereinigt. 

g)  Eine  Fingerabdruckkarte  und  ein  Lichtbild  werden  dem  Fern¬ 
identifizierungsbureau  Politigarden  (Polizeipräsidium)  Köbenhavn  unter 
Anführung  von  Name,  Nationale,  Personbeschreibung,  Verbrechens¬ 
spezies  und  Trick  eingesendet,  das  sodann  seine  Formeldaten  der  Wiener 
Stelle  bekanntzugeben  hat.  Diese  vermerkt  dieselben  auf  der  bei  ihr 
einliegenden  Nachricht. 

Zu  Beschluß  II  —  „InternationaleFahndungseviden  z": 

In  die  „Internationale  Fahndungsevidenz"  wären  auch  Forschungen 
nach  abgängigen  und  vermißten  Personen,  wenn  vermutet  wird, 
daß  sie  sich  ins  Ausland  begeben  haben,  ferner  Nachrichten  über  be¬ 
denkliche  Leichenfunde  —  wenn  die  Vermutung  besteht,  daß  es 
sich  um  einen  Ausländer  oder  um  ein  von  einem  Ausländer  verübtes 
Verbrechen  handelt  —  und  Fahndungen  nach  entfremdetem  Gute, 
wenn  damit  zu  rechnen  ist,  daß  es  ins  Ausland  verschleppt  wurde,  aufzu¬ 
nehmen. 

Das  Material  für  die  Fahndungsevidenz  könnte  auf  zweierlei  Weise 
beschafft  werden,  nämlich: 

1.  aus  den  F  ahndungsblättern,  die  in  den  einzelnen  Staaten 
erscheinen.  Es  wäre  jedoch  zweckmäßig,  daß  dann  diejenigen  Fahndungs¬ 
ausschreibungen,  deren  internationale  Evidenzführung  gewünscht  wird, 
durch  ein  entsprechendes  Zeichen  (z.  B.  durch  Beisetzung  des  Vermerkes 
„Int."  am  Ende  der  Beschreibung)  als  solche  erkennbar  gemacht  werden, 
—  namentlich  in  Fällen  großer  Dringlichkeit; 

2.  aus  besonderen  Fahndungsersuchen,  die  entweder 
unmittelbar  von  den  interessierten  Behörden  oder  von  einer  dazu  be¬ 
stimmten  Zentralstelle  —  die  Entscheidung,  welche  dieser  Eventualitäten 
einzutreten  hat,  wäre  Sache  der  einzelnen  Staaten,  bzw.  der  Länder  — 
an  die  „Internationale  Fahndungsevidenz  bei  der  Polizeidirektion  in 
Wien"  zu  richten  wären. 

3.  In  dem  unter  2  vorgesehenen  Falle  würde  sich  wieder  die  Ver¬ 
wendung  von  Vordrucken  empfehlen.  Jedem  Fahndungsersuchen 
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sind  womöglich  zwei  Lichtbilder  und  zwei  Fingerabdruckbogen  anzu¬ 
schließen. 

4.  Das  aus  den  Fahndungsblättern  gewonnene  Material  sowie  die  ein¬ 
zelnen  Fahndungsersuchen  werden  vom  Polizeipräsidenten  den  zur  Be¬ 
handlung  der  kriminalpolizeilichen  Geschäftsstücke  im  allgemeinen  be¬ 
rufenen  und  von  ihm  mit  der  Führung  der  gegenständlichen  Evidenzen  im 
besonderen  betrauten  Fachabteilungen  der  Wiener  Polizeidirektion  zur 
Bearbeitung  zugewiesen.  Diese  Bearbeitung  hat  namentlich  in  folgendem 
Vorgehen  zu  bestehen: 

a)  in  der  Nachschau  nach  etwa  schon  vorhandenen  Vorakten  („Vor¬ 
gängen“)  —  „Priorierung“  —  in  den  verschiedenen  bei  der  Wiener  Polizei¬ 
direktion  respektive  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommis¬ 
sion  geführten  Evidenzen,  insbesondere  auch  in  der  „Internationalen 
Evidenz“, 

b)  bei  Vorhandensein  von  Prioren  in  der  entsprechenden  Benach¬ 
richtigung  der  in  Betracht  kommenden  Behörde  respektiv  Behörden  je 
nach  Maßgabe  der  vorhandenen  Daten, 

c)  in  der  Vereinigung  mit  sonstigen  gleichartigen  Nachrichten  zu  einer 
eigenen,  von  den  Beständen  der  Polizeidirektion  streng  gesonderten 
Kartothek,  der  „Internationalen  Fahndungsevidenz“, 

d)  in  der  Heranziehung  dieser  „Internationalen  Fahndungsevidenz“ 
zur  Nachschau  und  Verwertung  bei  künftig  einlaufenden  Anfragen  und 
Nachrichten, 

e)  in  der  Verwertung  für  eine  geeignete  Veröffentlichung  im  inter¬ 
nationalen  Polizeiblatte  „Internationale  Öffentliche  Sicherheit“. 

f)  Die  Lichtbilder  werden  in  der  bereits  oben  erwähnten  „Lichtbilder¬ 
sammlung  Internationaler“  vereinigt. 

g)  Eine  Fingerabdruckkarte  und  ein  Lichtbild  werden  dem  Fern¬ 
identifizierungsbureau  Politigarden  (Polizeipräsidium)  Köbenhavn  unter 
Anführung  von  Name,  Nationale,  Personbeschreibung,  Verbrechens¬ 
spezies  und  Trick  eingesendet,  das  sodann  seine  Formeldaten  der  Wiener 
Stelle  bekanntzugeben  hat.  Diese  vermerkt  dieselben  auf  der  bei  ihr  ein¬ 
liegenden  Nachricht. 

Präsident  Schober  teilte  dann  noch  mit,  daß  er  schon  jetzt  in  An¬ 
sehung  der  anerkannten  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  der  Einführung 
der  genannten  Evidenzen  im  Namen  der  Wiener  Polizeidirektion  eine 
Reihe  von  bedeutenderen  Polizeibehörden  des  Auslandes  davon  in  Kennt¬ 
nis  setze,  daß  die  Wiener  Polizeidirektion  bereit  ist,  wenn  ihr  von  aus¬ 
wärtigen  Behörden  Nachrichten  im  Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen 
zukommen,  dieselben  im  Sinne  dieser  Ausführungen  zu  verarbeiten  und 
auf  Grund  derselben  sowie  des  sonstigen,  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
Materials  alle  gewünschten  Auskünfte  zu  erteilen. 

Diesen  Vorschlägen  habe  ich  im  wesentlichen  zustimmen  können.  In 


Internationaler  Polizeikongreß  in  New  York 


137 


einigen  Punkten  konnten  auf  Grund  der  bei  der  kriminalistischen  Landes¬ 
nachrichtenzentrale  des  Sächsischen  Landeskriminalamtes  bestehenden 
besonderen  Erfahrungen  einige  Änderungsvorschläge  auch  hinsichtlich 
der  einzuführenden  Formulare  gemacht  werden,  die  im  einzelnen  zu  be¬ 
sprechen  hier  zu  weit  führen  würde. 

Als  besondere  Anregung,  die  auch  aufgegriffen  wurde,  habe  ich  dem 
Präsidium  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  den 
Vorschlag  zugehen  lassen,  die  Schaffung  eines  internationalen  Straf¬ 
registers  beim  Internationalen  Polizeibureau  in  die  Wege  zu  leiten,  bei 
dem  Steckbrief-  und  Suchvermerknachrichten  niederzulegen  wären; 
hierbei  konnte  darauf  hingewiesen  werden,  daß  sich  eine  entsprechende 
Einrichtung  bei  den  deutschen  Strafregisterbehörden  zur  Auffindung  von 


Verbrechern  sehr  be¬ 
währt  hat. 

Kurz  vor  der  Zu¬ 
sammenkunft  von  Mit¬ 
gliedern  der  Internatio¬ 
nalen  Krimin^lpolizei- 
lichen  Kommission  in 
Karlsruhe,  und  zwar 
vom  12.  bis  16.  Mai 
1  9  25,  fand  in  New 
York  ein  großer 
Internationaler 
P  olizeikongreß 
statt.  Einberufen  war 


Bild  40 


er  von  Richard  E. 
Enright,  Police  Com- 
missioner  of  New  York 
(Bild  40),  einer  inter¬ 
essanten  und  tatkräf¬ 
tigen  Persönlichkeit, 
die  es  im  Verlauf  von 
20  Jahren  vom  patrol- 
man  zum  Polizeileut¬ 
nant  gebracht  hatte 
und  etwa  7  Jahre  vor 
derKonferenz  von  1925 
eben  zum  Police  Com- 
missioner,  d.  h.  obersten 


Leiter  der  New-Yorker  City  Police  ernannt  wurde.  Enright  hatte  schon  im 
Frühjahr  1921  eine,  allerdings  nur  von  Staaten  und  Behörden  der 
Neuen  Welt  beschickte  I.  Polizeikonferenz  nach  New  York 
berufen.  Das  damals  zur  Beratung  gelangende  Programm  umfaßte  fol¬ 
gende  Punkte: 

1.  Standardisierung  der  Polizeisysteme  und  polizeilichen  Arbeits¬ 
methoden, 

2.  Engere  Zusammenarbeit  der  verschiedenen  Polizeibehörden, 

3.  Standardisierung  der  Verkehrsregulative  und  der  Verkehrszeichen, 

4.  Einrichtung  eines  Zentralpolizeibureaus  für  den  Kriminalnach¬ 
richtendienst, 

5.  Einführung  einer  zweckmäßigen  Kontrollmethode  betreffend  das 
wandernde  internationale  Verbrechertum, 

6.  Einrichtung  eines  zuverlässigen  gegenseitigen  Nachrichtenaus¬ 
tauschdienstes  —  Verbrecher  betreffend. 

Im  Rahmen  dieses  später  noch  erweiterten  und  ausgebauten  Pro¬ 
gramms  fand  dann  auch  in  N  e  w  Y  o  r  k  der  schon  erwähnte  II.  Inter- 
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nationale  Polizeikongreß  des  Jahres  1923  —  ebenfalls  ein¬ 
berufen  von  Enright  —  statt.  Was  nun  den  III.  Internationalen 
Polizeikongreß  NewYork  1925  anlangt,  so  war  natürlich  auch 
diese  Veranstaltung  in  den  großen,  für  Amerika  gewohnten  Aufmachungs¬ 
verhältnissen  und  mit  amerikanischer  Großzügigkeit  arrangiert.  1025 
wirkliche  Delegierte  und  208  sonstige  Mitglieder  waren  erschienen, 
41  Staaten  waren  vertreten.  Aus  Deutschland  waren  unter  anderen 
Reichskommissar  Kuenzer,  Berlin,  Polizeipräsident  Campe,  Hamburg, 
Polizeipräsident  Petri,  Bremen,  sowie  Vertreter  Preußens  und  Bayerns 
anwesend. 

Die  österreichische  Regierung  hatte  den  Präsident  Schober  delegiert, 
der  zugleich  in  seiner  Eigenschaft  als  Präsident  der  Internationalen 
Kriminalpolizeilichen  Kommission  Wien  an  den  Verhandlungen  teilnahm. 
Seinem  Bericht1)  ist  zunächst  bezüglich  des  äußeren  Rahmens  der  Ver¬ 
anstaltung  folgendes  zu  entnehmen. 

Mit  einer  glänzenden  Eröffnungsversammlung  in  der  großen  Bilder¬ 
galerie  der  New-Yorker  Chamber  of  Commerce  mit  der  Nationalhymne, 
mit  einer  bedeutenden  Rede  des  Präsidenten  der  Handelskammer  und 
einer  höchst  eindrucksvollen  kirchlichen  Feier,  gehalten  von  dem  Ver¬ 
treter  des  katholischen  Erzbischofes,  Eminenz  Kardinal  Hayes,  wurde 
die  Arbeit  begonnen.  Der  glänzenden  Einleitung  folgte  die  Konstituierung 
desKongresses  und  dieEinsetzung  verschiedenerKomitees,undzwar eines: 

1.  Committee  on  Credentials, 

2.  Committee  of  Awards, 

3.  Resolutions  Committee, 

4.  Traffic  Committee, 

5.  Auditing  Committee, 

6.  Ways  and  means  Committee  (Executive  Committee  of  Board  of 
Managing  Directors). 

7.  Ein  Committee  ,,on  Narcotics“  wurde  im  Laufe  der  Konferenz  ein¬ 
gesetzt  und  ebenso 

8.  ein  Nominating  Committee. 

In  den  Nachmittagsstunden  begann  die  Arbeit  der  Konferenz  mit  dem 
ersten  Punkte  der  Tagesordnung:  „Polizeiorganisation  und 
P  olizeiverwaltung,“  Diesem  Punkte  folgte  die  Erörterung  des 
Gegenstandes  ,,K  riminalidentifikation“  mit  der  Unterteilung 
in  „Fernidentifizierung“  und  „Fingerabdrucksystem  e“. 

Im  Rahmen  dieser  Erörterung  brachte  General  J.  J.  Carty,  Vizepräsi¬ 
dent  der  Amerikanischen  Telephon-  und  Telegraphengesellschaft,  unter 
dem  Titel  „Der  Telephotograph  als  ein  Gehilfe  der 

1)  Vgl.  Schober:  „Der  Internationale  Polizeikongreß  New  York“;  „Internationale 
Öffentliche  Sicherheit"  1925,  Nr.  14,  17  und  21. 
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Polizei“  einen  von  Experimenten  begleiteten,  sehr  instruktiven  Vor¬ 
trag  über  die  Verbreitung  von  Fingerabdrücken  und  Photographien  auf 
telephonischem  Wege, 

Dem  Referate  des  Generals  Carty  folgte  ein  großer  Lunch  gegeben 
von  den  Mitgliedern  der  Vereinigung  der  5,  Avenue,  einem  ,, Vereine  der 
größten  Geschäftsleute  der  5,  Avenue“  mit  bedeutenden  Reden  wirt¬ 
schaftlicher  Natur,  In  der  Nachmittagssitzung  des  13,  Mai  kam  es  zur  Er¬ 
örterung  des  „Verkehrsproblems“  mit  sehr  bedeutsamen  Refe¬ 
raten  des  stellvertretenden  Chefinspektors  der  New-Yorker  Polizei, 
William  A,  Coleman,  und  des  Polizeichefs  von  Manchester,  Sir  Robert 
Peacock,  und  anderer. 

Am  13,  Mai  abends  kam  Professor  Ottolenghi  zum  Worte  und  er- 
öffnete  den  Reigen  der  Vortragenden  über  das  Thema  „D  i  e  M  ö  g  1  i  c  h  - 
keiten  für  allgemeine  und  besondere  polizeiliche 
Fachausbildung  und  Ausforschun  g“. 

Diesem  Gegenstände  folgte  die  Behandlung  der  Themen:  ,,G  esetz- 
gebung  über  Schußwaffen“,  ferner  über  die  „Polizei¬ 
liche  Praxis  gegenüber  dem  Gebrauche  von  Nar¬ 
kotika“,  sowie  als  besonders  wichtiger  Konferenzgegenstand  „Aus¬ 
lieferung“  („Extradition  of  criminals  arrested  in  foreign  countries“). 
Dieses  letzte  Thema  fand  am  14,  Mai  vormittags  noch  eine  besonders 
ausführliche  Behandlung, 

Am  Nachmittag  desselben  Tages  sprach  das  Mitglied  der  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Staatssekretär  für  Arbeit, 
James  J,  Davis,  der  auch  die  Grüße  des  Präsidenten  Coolidge  über¬ 
brachte,  über  die  „Registrierung  der  Ausländer“  in  sehr 
fesselnder  Weise, 

Noch  am  selben  Nachmittag  begann  die  Diskussion  der  „Systeme 
vonFingerabdrücke  n“. 

Der  letzte  Konferenztag  war  einigen  Nachtragsreferaten  zu  den  be¬ 
reits  behandelten  Gegenständen  und  der  Beschlußfassung  über  die  vor¬ 
geschlagenen  Resolutionen,  weiter  der  Wahl  von  Funktionären  unter  Be¬ 
stimmung  der  Zeit  und  des  Ortes  des  nächsten  Kongresses  gewidmet. 
Hiervon  später. 

Eine  stimmungsvolle  Feier  brachte  der  16,  Mai:  Dekorierung  von 
vier  Witwen  von  gefallenen  Polizeileuten  mit  der  Verdienstmedaille,  die 
den  toten  Helden  der  Pflicht  zuerkannt  war.  Eine  glänzende  Polizei¬ 
parade  beschloß  den  Kongreß,  den  am  Montag,  den  11.  Mai,  die  soge¬ 
nannte  „Safety  Parade“,  eine  der  wirksamsten  Schaustellungen,  um  die 
Gefahren  des  Verkehres  für  die  körperliche  Sicherheit  jedem  Auge  ein¬ 
zuprägen,  in  echt  amerikanischer  Aufmachung  eingeleitet  hatte. 

Präsident  Schober  schildert  dann  den  internen  Verlauf  des 
Kongresses  und  hebt  als  besonders  bemerkenswert  folgendes  hervor: 
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Zunächst  sei  des  Vorspiels  der  Konferenz,  der  ,,S  a  f  e  t  y  Parade“ 
gedacht,  einer  großen  Zurschaustellung  aller  mit  der  Verhütung  von  Un¬ 
fällen  jeder  Art,  namentlich  im  Straßen-  und  Eisenbahnverkehr,  zu¬ 
sammenhängenden  Erfindungen  und  Propagandamittel.  Daß  hierbei  alle 
Schulen  New  Yorks  ausgerückt  sind,  die  ganze  dienstfreie  Polizei,  alle 
an  der  Aufklärungsarbeit  tätigen  Korporationen,  gab  der  Parade  eine 
echt  amerikanische  Größe  und  bewirkte  den  größten  Eindruck!  Dabei 
haben  alle  maßgebenden  Persönlichkeiten  New  Yorks  und  alle  Teil¬ 
nehmer  des  Polizeikongresses  der  Parade  von  zwei  großen  Tribünen  aus 
zugesehen.  Vier  Stunden  dauerte  der  Vorbeimarsch,  wobei  der  gesamte 
ungeheure  Wagenverkehr  vom  Paradeweg  ebenso  wie  von  den  zur  Auf¬ 
stellung  der  aufziehenden  Teilnehmer  benutzten  Straßenzügen  einfach 
stundenlang  abgesperrt  oder  abgelenkt  wurde.  Eswar  ein  überwältigendes 
Bild.  Auf  großen  Plattformwagen  waren  lebende  Bilder  zur  Darstellung 
von  Unglücksfällen  zu  sehen,  zertrümmerte  Wagen,  verletzte  Personen 
wurden  in  anschaulicher  Weise  als  Opfer  menschlicher  Unvorsichtigkeit 
vorgeführt.  Das  Gebotene,  das  jedem  Teilnehmer  gewiß  unvergeßlich 
bleibt,  wirkt  auf  diese  Weise  als  Propaganda  zur  Vorsicht  und  trägt  sicher 
zur  Verhütung  von  Unglücksfällen  bei. 

Die  ganze  Parade  stand  unter  der  Leitung  des  Mr.  Barron  Collier, 
eines  reichen  Privatmannes,  der  sich  dem  Commissioner  Enright  für  dieses 
spezielle  Fach  zur  Verfügung  gestellt  hat  und  in  dieser  Eigenschaft  den 
Titel  eines  Special  Deputy  Commissioner  führt.  Er  leistet  die  ganze 
Propaganda  dem  Vernehmen  nach  aus  eigenen  Mitteln. 

Bezüglich  der  Gegenstände  der  Konferenz  ist  zunächst  das  kurze 
Referat  des  Captains  Golden,  New  York,  hervorzuheben,  der,  die  ver¬ 
schiedenen  Vorträge  zusammenfassend,  im  wesentlichen  folgendes  aus¬ 
führte:  Er  sei  vom  Commissioner  Enright  mit  einer  Studienkommission 
nach  Europa  geschickt  worden  und  habe  gefunden,  daß  in  acht  großen 
Hauptstädten  die  Polizeibehörden  nach  verschiedenen  Identifizierungs¬ 
systemen  arbeiteten.  In  Deutschland  benütze  man  z,  B.  das  sogenannte 
Klatt-System,  In  Dänemark  finde  man  das  Jörgensen-System.  Professor 
Ottolenghi  in  Italien  bediente  sich  des  Systems  Dr.  Gasti.  In  Südamerika 
und  in  Spanien  stehe  das  Vucetich-System  im  Gebrauche,  In  Brüssel,  wo 
die  Zentralstelle  für  ganz  Belgien  sich  befinde,  sei  man  mit  keinem  dieser 
Systeme  recht  zufrieden  und  habe  sich  eine  Methode  zurechtgelegt, 
welche  die  besten  Teile  des  Systems  Henry  mit  denen  des  Systems  Vuce- 
tich  vereinigt. 

In  Paris,  welches  die  amerikanischen  Polizeibehörden  so  viele  Jahre 
als  richtunggebend  betrachtet  hätten,  weil  es  die  Pflegestätte  des  wunder¬ 
vollen  Bertillonschen  Identifizierungssystems  war,  sei  man  eigentlich  mit 
der  Fingerabdruckregistrierung  nicht  zufrieden  und  habe  in  den  letzten 
12  Jahren  das  System  dreimal  gewechselt.  Anfangs  fügte  man  in  Frank- 
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reich  die  Fingerabdruckformeln  dem  Bertillon-System  hinzu.  Später 
änderte  man  das  System  in  eines  von  Nummern  und  Buchstaben  und 
schließlich  war  zu  der  Zeit,  da  Golden  in  Paris  war,  ein  System  in  Ge¬ 
brauch,  das  etwas  von  Jörgensen,  etwas  von  Henry  und  ein  wenig  von 
Vucetich  umfaßte. 

Golden  selbst  kennt  etwa  20  verschiedene  Systeme  der  Klassifizierung 
und  findet,  daß  schließlich  nach  genauer  Überprüfung  und  Analyse  alle 
Systeme  entweder  Teile  des  Henry-Systemes  oder  des  Vucetich-Systemes 
sind,  so  daß  nach  seiner  Meinung  das  universell  anzuwendende  System 
eine  Verbindung  der  Methoden  von  Henry  und  Vucetich  sein  sollte,  da 
diese  von  80  Prozent  der  Polizeibehörden  der  Welt  verwendet  werden. 

In  Wien  benutzte  man  ein  System,  das  auf  den  Ideen  von  Windt- 
Kodicek  aufgebaut  ist.  In  Norwegen  arbeite  man  nach  dem  System  Daae. 
In  Teilen  von  Deutschland  nach  Roscher.  Dies  gibt  einen  Begriff  von  der 
Verschiedenheit  der  Systeme. 

Golden  glaubt,  daß  der  springende  Punkt  jedoch  in  der  Einführung 
eines  universellen  Systems  für  die  Unterteilung  liegt.  Schließlich  beruht 
jedes  System  in  einer  primären  Klassifizierung,  und  diese  gibt  uns  nur  die 
Gelegenheit,  eine  bestimmte  Fingerabdruckgruppe,  die  uns  interessiert, 
aufzufinden.  Die  Unterteilung  liegt  noch  in  den  Anfangsgründen,  und  die 
Fingerabdruckspezialisten  sollten  hier  zu  gemeinsamer  Arbeit  zusammen¬ 
treten.  Was  wirklich  gebraucht  werde,  seien  weitergehende  Klassifi¬ 
zierungen  in  den  Unterabteilungen,  so  daß  man  die  großen  Gruppen  wirk¬ 
sam  bearbeiten  könnte. 

Golden  kommt  zu  dem  Schlüsse,  daß  ein  einheitliches  System 
dringend  notwendig  sei. 

Von  großem  Interesse  war  der  Vortrag  des  Generals  J.  J.  Carty, 
Vizepräsidenten  der  amerikanischen  Telephon-  und  Telegraphengesell¬ 
schaft  über  den  „Telephotograph  als  Gehilfen  der  Polizei“. 

General  J.  J.  Carty  bemerkte,  es  sei  eine  Auszeichnung  über  dieses 
Thema  sprechen  zu  dürfen,  eine  Auszeichnung  deshalb,  weil  er  vor 
Männern  von  Bedeutung  aus  aller  Herren  Länder  sprechen  könne,  in 
Gegenwart  des  Mannes,  der  an  der  Spitze  der  großen  Polizeibehörde  von 
New  York  steht. 

Er  kenne  Enright  als  Exponenten  der  Wissenschaft  von  elektrischer 
Fernübertragung,  der  seit  seiner  Jugend  von  der  Idee  der  elektrischen 
Fernübertragung  begeistert  war  und  sich  bereits  als  Junge  mit  dem 
Studium  dieser  Materie  befaßte. 

Er  habe  sich  so  ausgezeichnet  bewährt,  daß  er  bald  eine  wichtige 
Stellung  bei  einer  Eisenbahngesellschaft  einnahm  und  von  einer  Stellung 
zur  anderen  gelangend  schließlich  Polizist  wurde.  Enright  sei  auch  vor 
kurzem  in  das  Präsidium  der  bedeutendsten  „Telegraphenassoziation“ 
in  Amerika  gewählt,  außerdem  sei  er  an  die  Spitze  einer  großen  Gesell- 
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Schaft  berufen  worden,  die  in  Erinnerung  an  Professor  Morse,  der  in 
dieser  Stadt  vor  vielen  Jahren  den  Telegraphen  erfand,  gegründet  wurde. 

Es  sei  daher  natürlich,  daß  ein  so  hervorragender  Fachmann  an  der 
Spitze  der  New-Yorker  Polizei  auch  lebhaften  Anteil  an  allen  neuen 
Erfindungen  in  der  Kunst  der  Fernübertragung  nehme,  um  daraus  Nutzen 
zu  ziehen.  Als  die  wichtigen  Neuerungen  bei  der  Photographieüber¬ 
tragung  gemacht  worden  seien,  habe  die  New-Yorker  Polizei  sofort  mit 
der  Überprüfung  begonnen,  inwieweit  diese  Erfindung  bei  der  Auf¬ 
deckung  von  Verbrechern  nützlich  anwendbar  sei. 

Unter  der  Leitung  des  Commissioner  Enright  habe  das  Bureau  für 
Verbrecheridentifizierung  das  neue  System  studiert,  praktische  Versuche 
damit  angestellt  und  mitgeteilt,  daß  die  Abbildungen  von  Fingerab¬ 
drücken  und  Bildern  avisierter  Verbrecher,  die  nach  dem  neuen  Ver¬ 
fahren  übermittelt  wurden,  den  gleichen  Wert  wie  die  Originale  haben. 

Sie  haben  legalen  Wert  und  Bedeutung,  und  die  Polizei  würde  ohne 
weiteres  auf  solche  Informationen  hin  identifizieren  und  verhaften. 

General  Carty  lud  sodann  zur  Besichtigung  eines  in  einem  Zimmer 
des  Kongreßhotels  aufgestellten  derartigen  Apparates  mit  dem  Bemerken 
ein,  daß  dort  von  mit  der  Materie  vertrauten  Ingenieuren  die  gewünschten 
Auskünfte  erteilt  würden. 

Die  autorisierten  Delegierten  könnten  in  diesem  Zimmer  auch  eine 
Beschreibung  aus  einer  technischen  Zeitschrift  erhalten,  die  sie  mit¬ 
nehmen  und  in  ihrer  Heimat  ihren  technischen  Fachmännern  zu  Studien¬ 
zwecken  vorlegen  könnten. 

Es  wurde  sodann  eine  Photographie  des  Commissioners  Enright  und 
eine  Photographie  von  einem  Fingerabdruck,  der  auf  solche  Weise  über¬ 
mittelt  worden  ist,  verteilt. 

Das  Bild  des  Commissioners  Enright  wurde  in  New  York  aufge¬ 
nommen  und  im  Flugzeug  etwa  3400  Meilen  weit  bis  nach  San  Franzisko 
geschickt,  wo  es  in  zwei  Tagen  ankam.  Das  war  an  sich  eine  moderne 
Leistung,  aber  als  es  dort  ankam,  wurde  es  mittels  Telephonfernüber¬ 
tragung  in  8  Minuten  wieder  zurückgeschickt. 

Was  den  Apparat  anbetrifft,  so  überträgt  er  jede  gute  Photographie. 
Es  ist  nur  nötig,  das  Bild  an  das  Übertragungszimmer  zu  schicken.  Dort 
macht  man  eine  Kopie  und  einen  durchsichtigen  Film,  und  der  Film  wird 
in  die  Maschine  eingesetzt,  durchläuft  die  Maschine,  und  nach  8  Minuten 
ist  das  Bild  am  anderen  Ende  des  Drahtes,  und  sei  dieses  andere  Ende 
Tausende  Meilen  weit  entfernt. 

Es  sind  schon  früher  Fingerabdrücke  an  die  New-Yorker  Polizei  über¬ 
tragen  worden,  die  sofort  identifiziert  wurden. 

Leider  mußte  der  Vortragende  auf  die  Frage  des  Commissioners 
Enright  über  die  Kosten  einer  solchen  Einrichtung  antworten: 

Diese  Kosten  seien  heute  noch  ca.  35  000  Dollar,  Man  müßte  aller- 
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dings  in  Betracht  ziehen,  daß  derzeit  nur  drei  Maschinen  praktisch 
arbeiten. 

Diese  Antwort  nahm  selbst  der  Commissioner  der  reichen  und  mäch¬ 
tigen  Stadt  New  York  mit  dem  Beifügen  zur  Kenntnis,  daß  vorläufig  die 
Kosten  selbst  für  die  New-Yorker  Polizei  unerschwinglich  seien. 

So  wichtig  das  V  erkehrsproblem  und  seine  Erörterung  auf  der 
Konferenz  war,  so  kommen  doch  nur  wenige  Städte  für  die  Nutzan¬ 
wendung  in  Betracht.  Wenn,  wie  Mr.  William  Coleman,  Deputy  Inspektor 
in  New  York,  der  Konferenz  berichtete,  im  Staate  New  York  1  438  774 
Automobile,  und  in  der  Stadt  New  York  allein  430  842  Autos  in  Evidenz 
stehen,  ferner  beispielsweise  in  Washington  mit  450  000  Einwohnern 
150  000  Autos  herumfahren,  so  ist  es  klar,  daß  ähnliche  Verhältnisse  in 
keiner  europäischen  Großstadt  bestehen. 

Über  das  Referat  des  irischen  Polizeichefs  Generals  O'Duffy:  „Aus¬ 
lieferung  von  im  Auslande  verhafteten  Verbrechern“  bemerkt  Schober 
auszugsweise  folgendes: 

In  diesem  Referate  wird  der  Begriff  der  Auslieferung  folgendermaßen 
definiert: 

„Auslieferung  ist,  wenn  man  mit  gesetzlicher  Autorität  eine  Person, 
die  eines  Verbrechens  geziehen  wird,  jener  ausländischen  Rechtsprechung, 
in  deren  Bereiche  das  Verbrechen  begangen  worden  ist,  überstellt,  da¬ 
mit  die  Person  dort  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann.“ 

Es  gibt  kaum  einen  Gegenstand,  der  für  eine  Diskussion  auf  einem 
Polizeikongresse  geeigneter  ist  als  dieser,  der  noch  dazu  mit  aller  inter¬ 
nationalen  Polizeiarbeit  verquickt  ist.  Die  erfolgreichste  Polizei-  und 
Detektivtätigkeit,  die  größte  Mühe  und  die  unausgesetztesten  An¬ 
strengungen  krimineller  Untersuchungen  können  durch  erfolgloses  oder 
langsames  Auslieferungsverfahren  vernichtet  werden. 

Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  braucht  nicht  hervorgehoben  zu 
werden,  die  Anerkennung  seiner  Bedeutung  ist  nicht  neu.  Die  erhöhte 
Leichtigkeit  im  Reisen  und  in  der  Nachrichtenübermittelung  im  all¬ 
gemeinen  gewähren  der  Untersuchung  unübersehbare  Hilfe,  aber  eben¬ 
sosehr  auch  dem  Verbrecher,  und  sollte  die  Flucht  vor  der  Gerichts¬ 
barkeit  Immunität  vor  Strafe  bedeuten,  so  wäre  dies  für  die  Allgemeinheit 
sehr  nachteilig,  weil  viele  Verbrechen  erst  nach  der  Flucht  oder  durch  die 
Flucht  des  Verbrechers  aufgedeckt  werden. 

Leider  werden  aber,  wie  ein  ausgezeichneter  Schriftsteller  (Clarke) 
hierzu  bemerkt,  die  Erörterungen  über  diese  Fragen  mehr  von  politischen 
als  gesetzlichen  Erwägungen  geleitet,  und  die  Entschlüsse  der  Gesetz¬ 
gebung  und  manchmal  sogar  Entscheidungen  von  Gerichtshöfen  wurden 
mehr  von  Vorurteilen  oder  Parteipolitik  beeinflußt,  als  von  ruhiger  un¬ 
parteiischer  Überlegung,  wie  es  ein  solcher  Gegenstand  erfordern  würde. 
Das  ist  zwar  bedauerlich,  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unvermeid- 
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lieh,  da  man  mit  den  Bedürfnissen  und  nationalen  Vorurteilen  bestimmter 
Perioden  rechnen  muß.  Es  sollte  aber  nicht  erlaubt  sein,  die  Bemühungen 
jener  zu  lähmen,  welche  die  Zustände  ihrer  Zeit  zu  bessern  trachten,  daß 
z.  B.  durch  Vertrag  die  Sicherheit  des  Staates,  der  Einzelperson  und  des 
Eigentums  gegen  jene,  die  sich  als  Feinde  gesitteter  Gesellschaft  erklärt 
haben,  geschützt  werden. 

Nach  Besprechung  der  Vergangenheit  und  der  Gegenwart  vom  Stand¬ 
punkte  der  Praxis  und  der  Gesetzgebung  in  England  kam  der  Referent 
pro  futuro  zu  folgenden  Vorschlägen: 

Die  Konferenz  solle  ein  Memorandum  über  den  Gegenstand  abfassen 
und  darin  in  knapper  Form  das  Ergebnis  der  Beratungen  niederlegen  und 
in  aller  Bescheidenheit  Grundlinien  für  ein  Vorgehen  in  dieser  An¬ 
gelegenheit  vorschlagen.  Die  Grundlinien  werden  umfassen: 

1.  Alle  Staaten  und  Länder,  die  Übereinkommen,  gleichmäßig  vor¬ 
zugehen,  nehmen  einen  Normalauslieferungsvertrag  an. 

2  (A).  Kurzer  Abriß  dieses  Vertrages,  der  die  Vergehen,  die  unter 
diese  Behandlung  fallen,  die  Ausnahmen  von  den  allgemein  geltenden 
Regeln  und  die  Gesetze  zur  Sicherung  der  Rechte  des  flüchtigen  Ver¬ 
brechers  aufzählt, 

(B) .  Bedingungen,  unter  denen  eine  provisorische  Verhaftung  Flüch¬ 
tiger  vorgenommen  wird,  und  Art  der  Informationen  oder  Beweise,  die 
für  eine  solche  Verhaftung  nötig  sind. 

(C) .  Allgemeines  über  den  Vorgang  des  Auslieferungsverfahrens  und 
Anweisungen,  was  für  Beweise  das  Gericht  zur  Anerkennung  des  Aus¬ 
lieferungsbegehrens  braucht. 

(D) .  Normalformulare  für:  Auslieferungsverfahren,  Haftbefehle  und 
Dokumente,  die  sich  auf  die  Übergabe  der  Gefangenen  beziehen.  (Wenn 
nötig,  in  verschiedenen  Sprachen.) 

(E) .  Eine  Indemnitätsklausel  für  alle  Polizeifunktionäre  für  im  Dienste 
guten  Glaubens  vorgenommenen  Akte  bei  Verhaftungen  usw.  von  flüch¬ 
tigen  Verbrechern.  Selten  wurde  die  Gesetzlichkeit  solcher  Verhaftungen 
angefochten  und  die  Tatsache,  daß  —  wie  Commissioner  Enright  mit¬ 
teilt  —  Polizeibeamte  zu  Geldstrafen  verurteilt  wurden,  weil  durch  tech¬ 
nische  oder  gesetzliche  Mängel  der  Gefangene  der  Gerechtigkeit  ent¬ 
schlüpfte,  zeigt,  wie  unzulänglich  das  Gesetz  ist. 

3.  Das  Memorandum  soll  von  dem  Ansuchen  begleitet  werden,  daß 
die  in  Frage  stehende  Regierung  mit  den  kompetenten  Departements  der 
verschiedenen  Länder,  mit  denen  sie  in  diplomatischem  Verkehre  steht 
—  ob  sie  auf  dem  Polizeikongreß  vertreten  sind  oder  nicht  — ,  in  Ver¬ 
bindung  tritt  und  eine  Konferenz  internationaler  Juristen  anregt,  die  für 
ihre  Regierungen  einen  Vorschlag  für  einen  definitiven  Vertrag  über  Aus¬ 
lieferungsbedingungen  nach  den  vorstehenden  Grundlinien  ausarbeitet. 

Es  scheint  der  natürliche  und  richtige  Vorgang,  daß  der  Kongreß  als 
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Regierung,  welche  diese  Aktion  anregen  soll,  das  große  Land  vorschlägt, 
das  den  Internationalen  Polizeikongreß  geschaffen  und  ihm  bis  jetzt 
Unterkunft  geboten  hat. 

Jeder  Vertreter  der  Polizeibehörden  soll  eine  Kopie  des  Memoran¬ 
dums  erhalten  und  es  mit  eigenen  Zusätzen  bei  seiner  Rückkehr  seiner 
Regierung  vorlegen,  so  daß  der  Weg  für  die  Beratung  der  Fragen  für  den 
Zeitpunkt  vorbereitet  ist,  den  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  für 
richtig  hält,  um  mit  der  von  der  Konferenz  angeregten  Aktion  hervor¬ 
zutreten. 

Vielleicht  werden  die  Bemühungen  der  Polizeifunktionäre  Erfolg 
haben,  jedenfalls  wurde  ein  Versuch  unternommen,  der,  wenn  nicht  so¬ 
fort,  doch  sicher  später  einmal  Früchte  tragen  wird. 

Irgendeine  Person  oder  eine  Körperschaft  muß  etwas  unternehmen, 
um  die  Sache  in  Gang  zu  bringen,  und  keine  Vereinigung  kann  das  besser 
und  mit  größerem  Nachdrucke  als  dieser  Internationale  Polizeikongreß, 
der  so  angesehen  ist  und  dessen  Mitglieder  lauter  Fachleute  sind.  Es  ist 
ihr  Recht  und  ihre  Pflicht  zugleich;  denn  zweifellos  sind  die  Gesetze  über 
den  Gegenstand  sowohl  veraltet  als  auch  unzureichend.  Die  Ver¬ 
besserungen  zum  Gesetze  sollten  nicht  von  Einzelpersonen  oder  legis¬ 
lativen  Körperschaften  erlassen  werden,  sondern  die  Regierungen  aller 
zivilisierten  Staaten  sollten  es  in  verdiente,  ernste  Überlegung  ziehen. 

Es  ist  ja  möglich,  sogar  wahrscheinlich,  daß  nicht  alle  Länder  diesen 
Anregungen  sofort  zustimmen  und  das  skizzierte  Programm  annehmen 
werden,  aber  das  sollte  die  Aktion  weder  entmutigen  noch  verzögern. 
Ein  Anfang  sollte  mit  den  Staaten,  die  den  Vorschlägen  in  ihrer  end¬ 
gültigen  Form  zustimmen,  gemacht  werden,  und  es  kann  kaum  an- 
gezweifelt  werden,  daß  mit  der  Zeit  ein  allgemeiner  Anschluß  an  eine 
Vereinbarung  stattfinde,  die  dem  Schutze  des  Publikums  dient  und  so 
vernünftig  in  ihren  Vorkehrungen  ist. 

Die  Arbeiten  der  Konferenz  wurden  am  16.  Mai  geschlossen.  Den 
ganzen  letzten  Tag  füllten  die  Vorschläge  von  Resolutionen  und  die  zu 
genehmigenden  Abmachungen  aus. 

Die  wichtigsten  Beschlüsse,  die  zu  tatsächlichen  prak¬ 
tischen  Ergebnissen  führten,  und  die  auch  über  die  Vereinigten  Staaten 
hinaus  für  die  internationale  Kooperation  der  Polizeibehörden  von  blei¬ 
bendem  Werte  sein  werden,  sind  nach  Schober  folgende: 

Vor  allem  ist  zu  erwähnen  die  Resolution,  welche  Cesar  Etcheverry, 
Chef  des  Erkennungsdienstes,  und  Alfredo  Horton  Fernandez,  General¬ 
polizeiinspektor,  beide  in  Buenos  Aires,  vorgeschlagen  haben: 

„Die  Polizeikonferenz  beschließt,  daß  ein  Komitee  von  (10)  Finger¬ 
abdruckspezialisten  ernannt  werde,  um  ein  neues  Klassifikationssystem 
auszuarbeiten,  das  die  Vorzüge  der  verschiedenen,  jetzt  in  Verwendung 
stehenden  Fingerabdrucksysteme  umfassen  soll. 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 
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Dieses  System  soll  in  den  verschiedenen  Sprachen  beschrieben 
werden,  da  es  wünschenswert  ist,  daß  in  allen  Ländern  ein  einheitliches 
System  in  Verwendung  genommen  wird,  das  alle  Vorteile  der  bisher  be¬ 
kannten  Systeme  in  sich  begreift  und  das  alle  Staaten  und  Munizipal¬ 
sicherheitsbehörden  allgemein  annehmen. 

Dieses  neue  System  soll  vorbereitet  und  dem  Sekretär  der  Internatio¬ 
nalen  Polizeikonferenz  sechs  Monate  vor  dem  nächsten  Zusammentreten 
der  Konferenz  zugestellt  werden.  Gleichzeitig  soll  an  alle  Delegierten 
eine  Abschrift  des  Vorschlages  gesandt  werden,  damit  diese  dazu  Stellung 
nehmen  und  Änderungen  oder  Verbesserungen  beantragen  können,  ehe 
die  definitive  Annahme  erfolgt.“ 

Es  wurde  hierzu  ein  Komitee  eingesetzt,  dem  die  folgenden  Herren 
angehören: 

John  A.  Golden,  New  York 

Cesar  Etcheverry,  Buenos  Aires 

Gustaf  Gustavson,  Boston 

Supt.  C.  S.  Collins,  London 

Supt.  Emmet  Evans,  Chicago 

Supt.  La  Flamme,  Montreal 

Dr.  John  Bingert,  Budapest 

Supt.  August  Sandberg,  Washington  D.  C. 

Prof.  Salvatore  Ottolenghi,  Rome 
Dr.  Hans  Schneikert,  Berlin. 

Mit  dieser  Resolution  steht  der  Schlußantrag  des  Polizeichefs  Crowley 
in  Zusammenhang: 

,,Es  wird  beschlossen,  die  bei  der  Konferenz  anwesenden  Delegierten 
nachdrücklichst  zu  bitten,  dem  Austausche  von  Informationen  zwischen 
den  in  Betracht  kommenden  Polizeibehörden  die  größte  Aufmerksamkeit 
zu  widmen  und  allen  Anfragen  von  Konferenzmitgliedern  um  Information 
über  Verbrecher  und  ihre  Tätigkeit  oder  über  die  Identifizierung  be¬ 
kannter  Verbrecher  rasche  und  eingehende  Erledigung  zuzusichern. 

Es  wird  ferner  beschlossen,  daß  bis  zur  Errichtung  eines  National¬ 
polizeibureaus  durch  den  Kongreß  der  Vereinigten  Staaten  das  auf  dieser 
Konferenz  gegründete  Bureau  in  New  York  City  als  offizielles  Bureau  für 
die  Vereinigten  Staaten  anzusehen  ist.  Es  sind  daher  bis  zur  gesetzlichen 
Aktivierung  des  offiziellen  Nationalpolizeibureaus  alle  Informationen 
über  Tätigkeit  und  Identifikation  der  Verbrecher,  die  für  die  Polizei  auf 
der  ganzen  Welt  zur  Verhinderung  von  Verbrechen  oder  zur  Fassung  von 
Verbrechern  von  Wert  sein  können,  an  das  Polizeidepartement  in  New 
York  City  rasch  und  ausführlich  einzusenden.“ 

Bezüglich  der  Fernidentifikation  gelangte  nachstehender  Beschluß  zur 
Annahme: 
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,,Auf  den  Internationalen  Polizeikongressen  in  den  Jahren  von  1922  und 
1923  in  New  York  wurden  System  und  Register  für  Fernidentifikation 
durch  Direktor  Hakon  Jörgensen  in  Kopenhagen,  Dänemark,  vorge¬ 
schlagen  und  einer  langen  gründlichen  Prüfung  durch  Fachleute  unter¬ 
zogen. 

Das  besagte  System  für  Fernidentifikation  wurde  als  Standardsystem 
und  als  Verbindungsinstrument  für  die  Polizeidirektionen,  die  Mitglieder 
des  Internationalen  Polizeikongresses  sind,  angenommen,  und  der  Präsi¬ 
dent  des  Kongresses,  Hon.  Richard  E.  Enright,  Police  Commissioner  of 
New  York,  und  Colonel  Bouglas,  I.  Mc.  Kay,  wurden  ermächtigt,  mit 
Direktor  Hakon  Jörgensen  wegen  der  Anlage  eines  Fernidentifikations¬ 
registers  aller  bekannten  internationalen.  Verbrecher  das  Einvernehmen 
zu  pflegen. 

Das  Register  sollte  sobald  als  möglich  angelegt  und  vervollständigt 
werden,  um  von  allen  Polizeidirektionen,  Erkennungsämtern  und  Polizei¬ 
schulen  vor  dieser  Zusammenkunft  des  Internationalen  Polizeikongresses 
in  Verwendung  genommen  zu  werden. 

Dieses  Register,  das  durch  das  Fernidentifikationsbureau  unter  der 
Leitung  der  Regierung  von  Dänemark  zusammengestellt  worden  ist,  ge¬ 
nügt  den  augenblicklichen  Bedürfnissen  und  erfüllt  in  jeder  Hinsicht  die 
Zwecke  des  Internationalen  Polizeikongresses.  Es  wird  daher  beantragt: 

Das  Fernidentifikationsregister,  das  unter  der  Leitung  der  Kopen- 
hagener  Polizeidirektion  veröffentlicht  wird,  sei  anzunehmen  und  als  der¬ 
zeit  ausreichendes  Verzeichnis  der  internationalen  Verbrecher  zur  ge¬ 
meinsamen  Arbeit  von  den  Mitgliedern  des  Internationalen  Polizei¬ 
kongresses  zu  verwenden,  ferner  die  Zentrale  der  internationalen  Re¬ 
gistratur  verbleibe  derzeit  weiter  in  Kopenhagen,  Dänemark,  unter  der 
Aufsicht  der  Regierung  Dänemark. 

Ferner,  die  Mitglieder  des  Internationalen  Polizeikongresses  ver¬ 
pflichten  sich,  dem  besagten  Register,  welches  sie  abonnieren,  Doubletten 
von  Fingerabdrücken  von  internationalen  Verbrechern  an  das  Sekretariat 
des  Internationalen  Polizeikongresses  zu  senden  und  so  dem  Ziele,  das 
Register  zu  vervollständigen,  zu  dienen.“ 

Für  die  internationale  Zusammenarbeit  von  größter  Bedeutung  ist  die 
von  Commissioner  Enright  vorgeschlagene  Resolution,  betreffend  die 
Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher: 

,,Die  Erfahrung  lehrt,  daß  die  gegenwärtigen  Gesetze  fast  aller 
Nationen  und  unabhängigen  Staaten  in  Beziehung  auf  Auslieferung  von 
Personen,  die  schwerer  Verbrechen  geziehen  werden,  oder  die  von  einem 
Staate  in  den  anderen  geflohen  sind,  jenes  Maßes  von  Einheitlichkeit  ent¬ 
behren,  das  eine  wirksame  Reziprozität  unter  den  Regierungen  gewähr¬ 
leistet  und  das  die  Auffindung  und  Auslieferung  bekannter  Verbrecher 
erleichtern  würde. 
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Allen  erfahrenen  Vollzugsorganen  ist  es  bekannt,  daß  nationale, 
Staats-  oder  Stadtgrenzen  der  Tätigkeit  von  Gewohnheits-  und  Profes¬ 
sionsverbrechern  kein  Hindernis  bieten,  das  gegenwärtige  ungenügende 
Auslieferungsverfahren  wirkt  daher  tatsächlich  wie  ein  Sanktuarium  für 
flüchtige  Verbrecher,  die  von  dem  Schauplatze  ihrer  Taten  verschwinden. 

Es  wird  beschlossen,  allen  Mitgliedern  und  Behörden,  die  diesem  Kon¬ 
gresse  angegliedert  sind,  nahezulegen,  alles  aufzuwenden,  um  die  nötige 
Vereinheitlichung  der  Gesetzesgebung  über  Flüchtlingsauslieferung  zu 
fördern,  damit  der  gegenseitige  Austausch  von  Flüchtlingen,  die  der  Ge¬ 
rechtigkeit  entfliehen  wollen,  erleichtert  werde.  Die  Konferenz  möge 
bei  allen  gesetzgebenden  Körperschaften  die  ungeheure  Wichtigkeit  dieser 
Gesetzgebung  betreiben.“ 

Diese  Resolution  findet  eine  Ergänzung  durch  nachstehenden  Be¬ 
schluß: 

,, Der  Internationale  Polizeikongreß  empfiehlt  der  Nationalregierung  der 
Vereinigten  Staaten,  daß  die  nötigen  Maßregeln  getroffen  werden  mögen, 
daß  die  Regierung  von  den  Vereinigten  Staaten  und  alle  anderen  Länder 
ein  unabhängiges  Kommissionsbureau  errichten,  das  als  Nationalpolizei¬ 
bureau  wirken  soll,  um  die  Wirksamkeit  der  Polizei  zu  verstärken  und 
bei  der  Sammlung  und  Erkennung  der  Verbrechertätigkeit  und  Polizei¬ 
information  mitzuhelfen. 

Dieses  Nationalpolizeibureau  habe  die  Autorisation  für: 

1.  Nationale,  staatliche  und  städtische  Polizeiinformationen,  Ver¬ 
brechernachrichten,  Verbrecheridentifizierungen,  Verbrecherstatistiken 
und  Nachrichten  über  Verbrecher,  sowohl  von  lokalem,  innerstaatlichem, 
nationalem  und  internationalem  Belange,  zu  empfangen  und  zu  sammmeln, 
sowohl  im  Auslande  als  auch  in  den  Vereinigten  Staaten,  um  sie  zu  ver¬ 
gleichen,  studieren,  sammeln,  veröffentlichen,  nutzbar  zu  machen  und  zu 
verbreiten  —  ohne  Kosten  für  interessierte  und  geeignete  Polizei¬ 
autoritäten. 

2.  Untersuchungen  zu  führen,  Studien  zu  machen,  Empfehlungen  von 
Standardmaßnahmen  der  Polizeimethoden  und  Polizeivorgehen  im  ganzen 
Lande  zu  machen, 

3.  Untersuchungen  zu  führen,  Studien  zu  machen  und  die  Standari- 
sation  von  solchen  Maßnahmen  zu  empfehlen  und  für  die  ganzen  Ver¬ 
einigten  Staaten  Straßen-  und  Verkehrsvorschriften,  Gesetze  und  Vor¬ 
schriften,  Zeichen  und  Signale  und  dazugehörige  Anweisungen  zu  er¬ 
lassen. 

4.  Studien  und  Untersuchungen  zu  führen,  um,  soweit  dies  möglich 
ist,  festzustellen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Verbrechen  begangen 
werden  und  was  die  Verbrechen  hervorruft.  Hierüber  ist  zu  berichten. 

Dieses  National-  oder  Zentralpolizeibureau  soll  autorisiert  sein,  mit 
dem  Internationalen  Polizeikongreß  zu  arbeiten  und  mit  den  bevoll- 
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mächtigten  Polizeibehörden  des  Auslandes  —  nationale,  staatliche  oder 
städtische  —  Nachrichten  mit  Beziehung  auf  bekannte  Verbrecher,  deren 
Identifizierung  und  das  Nähere  über  Personen,  die  wegen  größer  Ver¬ 
brechen  gesucht  werden,  auszutauschen.“ 

Weiter  ist  von  Bedeutung  ein  bezüglich  der  Feuerwaffen  gefaßter 
Konferenzbeschluß,  der  lautete: 

„Die  unbeschränkte  Erzeugung,  Verteilung  sowie  der  Verkauf  und 
die  Einfuhr  von  Feuerwaffen,  die  unsichtbar  getragen  werden  können, 
ist  die  Hauptursache  für  Mord  und  andere  Gewalttaten  und  bedeutet 
eine  zunehmende  Gefahr  für  die  Sicherheit  der  Bürger. 

Das  gegenwärtige  Gesetz,  das  die  Erzeugung,  die  Verteilung  und 
den  Handel  in  tödlichen  Waffen  regelt,  ist  derart,  daß  es  schwer  und 
manchmal  unmöglich  ist,  Personen  mit  verbrecherischen  Neigungen 
und  Verbrecher,  deren  Anlagen  sie  zuweilen  sich  und  ihrer  Umgebung 
gefährlich  machen,  vom  Erwerb  von  Waffen  abzuhalten. 

Es  wird  daher  beantragt: 

Durch  die  Internationale  Polizeikonferenz  den  Regierungen  nahe¬ 
zulegen,  daß  wirksame,  nationale,  staatliche  und  städtische  Gesetze 
zum  Verbot  und  zur  Regelung  vom  Waffenhandel  und  gegen  das 
Tragen  von  auf  dem  Leibe  zu  verbergenden  Waffen  erlassen  werden 
innerhalb  der  Grenzen,  der  Städte  oder  Länder.  Ferner  möge  jedes 
Kongreßmitglied  ernsthaft  und  dringlich  die  Durchführung  solcher 
Gesetze  auf  der  ganzen  Welt  überwachen.“ 

Hinsichtlich  der  Identifikationspapiere  kam  es  zu  folgendem  Be¬ 
schlüsse: 

„Alle  Polizeibehörden,  die  dem  Internationalen  Polizeikongreß 
angehören,  sollen  Zeugnisse  über  Identizität,  Leumund  und  ähnliche 
Dokumente  an  jedermann  ausfolgen,  der  sich  deren  würdig  zeigt.  Es 
möge  auch  beschlossen  werden,  daß  solche  Leumundszeugnisse  an 
Personen  mit  einwandfreiem  Verhalten  ausgefolgt  werden  und  sogar 
an  Personen,  deren  Aufführung  und  Haltung  beweisen,  daß  ein 
früheres  Vergehen  getilgt  und  eine  sittliche  Wendung  eingetreten  ist. 
Dadurch  wird  erzielt,  daß  solche  Leumundszeugnisse  nur  den  Berufs¬ 
verbrechern  und  Menschen,  deren  antisoziale  Anschauungen  sie  zu 
einer  Gefahr  für  die  Gesellschaft  machen,  verweigert  werden. 

Weiter  wird  beantragt: 

Daß  jede  dem  Kongresse  angeschlossene  Polizeibehörde  in  ihrem 
Lande  die  Dokumente  der  affiliierten  Polizeibehörden  innerhalb  ihrer 
gesetzlichen  und  administrativen  Kompetenz  anerkenne.  Zur  leich¬ 
teren  Zentralisation  aller  Identizitätsausweise  und  Leumundszeugnisse 
werde  in  jedem  Lande  ein  Zentralerkennungsamt  geschaffen,  das  am 
Orte  des  Polizeizentrums  jedes  Landes,  sofern  es  die  Umstände  er¬ 
lauben,  seinen  Sitz  haben  sollte. 
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Dies  wird  die  Wege  zur  Schaffung  internationaler  Polizeiarchive 

bahnen.“ 

Des  Interesses  wegen  sei  noch  erwähnt,  daß  zur  Frage  der  Einführung 
von  Polizeiattaches  der  New-Yorker  Kongreß  den  gegenteiligen  Stand¬ 
punkt  vom  Wiener  Kongreß  einnahm  und  sich  für  Einführung 
solcher  Polizeiattaches  bei  ausländischen  Gesandtschaften  und  Kon¬ 
sulaten  aussprach.  Der  Wiener  Beschluß  bewegt  sich  allerdings  meiner 
Ansicht  nach  mehr  auf  dem  Boden  der  vernunftgemäßen  Wirklichkeit. 
Gegen  die  Einführung  von  Polizeiattaches  scheint  mir  nicht  nur,  wie 
schon  oben  erwähnt,  die  Kostenfrage  zu  sprechen,  sondern  vor  allem 
auch  die  Erwägung,  daß  dadurch  sehr  leicht  zum  mindesten  der  Anschein 
erweckt  werden  könnte,  als  ob  das  Gebiet  der  reinen  Kriminalpolizei  mit 
irgendwelchen  politischen  Einflüssen  verquickt  werden  könne.  Die 
reine  Kriminalpolizei,  die  es  nur  mit  dem  gemeinen  Verbrechertum  zu 
tun  hat,  muß  aber,  damit  sie  ungestört  —  insbesondere  auch  international 
—  arbeiten  kann,  von  jeder  Möglichkeit  und  jedem  Verdacht  eines 
politischen  Einschlags  sorgfältigst  ferngehalten  werden. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  ein  Teil  der  in  Amerika  gefaßten 
Beschlüsse  sich  nicht  oder  doch  nicht  ohne  weiteres  auf  europäische  und 
insbesondere  deutsche  Verhältnisse  anwenden  läßt.  In  Amerika  spielte 
neben  dem  Problem  der  Verbrechensbekämpfung  das  Problem  der  Hand¬ 
habung  der  Verkehrspolizei  eine  besondere  Rolle,  ein  gewiß  auch  für 
Deutschland  immer  wichtiger  werdendes  Problem,  das  aber  im  Rahmen 
dieser  Abhandlung  außer  Betracht  bleiben  muß.  Die  Behandlung  des 
„ Verbrecherproblems”,  wenn  ich  es  kurz  so  nennen  kann,  führt,  wie  ein 
Vergleich  der  Wiener  und  der  New-Yorker  Besprechungen  ergibt,  in 
vielen  und  wichtigen  Punkten  zu  im  wesentlichen  einheitlicher  Aufassung 
und  im  Prinzip  gleichartigen  Vorschlägen,  wie  das  bei  der  Einheitlichkeit 
der  zu  lösenden  Aufgaben  bei  der  Bekämpfung  des  gemeinsamen  gefähr¬ 
lichen  Feindes,  des  schweren  und  internationalen  Verbrechertums,  ja 
nicht  anders  sein  kann.  Wo  im  einzelnen  einmal  amerikanische  Mittel 
und  Ansichten  für  europäische  Verhältnisse  zu  amerikanisch  sind,  be¬ 
darf  es  ihrer  eben  bei  uns  nicht  oder  noch  nicht.  Von  besonderem  und 
hoffentlich  bleibendem  Werte  wird  es  sein,  daß  bei  dem  Internationalen 
Weltpolizeikongreß  1925  Schober  und  Enright,  damit  Europa  und 
Amerika,  sich  die  Hand  reichten  zur  Anbahnung  wirklich  internationaler, 
nicht  mehr  oder  weniger  auf  einen  Länderkomplex  beschränkter  Maß¬ 
nahmen  der  Verbrechensbekämpfung,  wennschon  es  allerdings  zu  einem 
das  Verhältnis  der  beiden  Internationalen  Kongresse  und  die  Beziehungen 
zur  Wiener  Internationalen  Kommission  regelnden  Beschlüsse  nicht  ge¬ 
kommen  ist. 

Vom  26.  bis  28,  April  dieses  Jahres  fand  in  Wien  die  zweite 
ordentliche  Tagung  der  Internationalen  Kriminal- 


Die  Teilnehmer  an  der  II.  ordentlichen  Tagung  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission 

in  Wien  (26.  bis  29.  April  1926) 
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polizeilichen  Kommission  statt.  Sie  war  beschickt  von  Bul¬ 
garien,  Deutschland  (Polizeipräsident  Klaiber,  Stuttgart,  Reichskommis¬ 
sar  Kuenzer,  Berlin,  Präsident  Dr.  Palitzsch,  Dresden,  Regierungsdirektor 
Dr.  Weiß,  Berlin),  Jugoslawien,  Holland,  Österreich,  Polen,  Portugal, 
Rumänien,  der  Tschechoslowakei  und  Ungarn  (Bild  40a). 

In  seiner  Begrüßungsansprache  bemerkte  Präsident  Schober,  daß  das 
mit  dem  Internationalen  Wiener  Polizeikongreß  und  der  dort  gegründeten 
Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  Gewünschte  und  Er¬ 
forderliche  noch  lange  nicht  erreicht  und  die  nötige  Verbindung  zum 
Zwecke  des  internationalen  Verkehrs  noch  lange  nicht  vorhanden  sei. 
Deshalb  sei  ernste  und  energische  Weiterarbeit  notwendig. 

Bezüglich  des  Verhältnisses  zum  vorjährigen  Internationalen  Polizei¬ 
kongreß  New  York  führte  er  aus,  daß  von  dort  aus  für  Europa  nichts  Be¬ 
sonderes  zu  erwarten  sei,  zumal  die  Seele  des  Ganzen  —  Enright  —  in¬ 
zwischen  abgegangen  sei  und  sein  Nachfolger  den  Bestrebungen  Enrights 
keinerlei  Interesse  entgegenbringe. 

Die  Kommission  sprach  sich  deshalb  auch  dafür  aus,  daß  es  für  die 
Zukunft  richtig  sei,  daß  für  Europa  der  Internationale  Wiener  Kongreß 
und  die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission  für  sich  arbeiten 
und  nur  im  gegebenen  Falle  Verbindung  mit  etwaigen  gleichartigen 
amerikanischen  Einrichtungen  suchen. 

Hofrat  Dr.  Dreßler  verlas  sodann  den  Geschäftsbericht  des  Sekre¬ 
tariats  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  in  Wien 
(umfassend  die  Zeit  vom  Mai  1924  bis  April  1926).  Daraus  war  zu  ent¬ 
nehmen,  daß  nach  der  ersten  Tagung  der  Internationalen  Kriminalpoli¬ 
zeilichen  Kommission  der  Verwaltungsausschuß  unverzüglich  die  zur 
Verwirklichung  der  gefaßten  Beschlüsse  erforderlichen  Arbeiten  in  An¬ 
griff  genommen  hat. 

Zunächst  wurden  die  im  Verlaufe  der  ersten  Tagung  gefaßten  Be¬ 
schlüsse  an  der  Hand  der  Verhandlungsprotokolle  redigiert,  in  deutscher 
und  französischer  Sprache  in  Druck  gelegt  und  allen  Mitgliedern  der 
Kommission,  ferner  im  diplomatischen  Wege  den  Regierungen  aller  für 
die  Tätigkeit  der  Kommission  in  Betracht  kommenden  Staaten,  außerdem 
einer  Anzahl  ausländischer  Missionen  in  Wien,  ferner  den  für  die  inter¬ 
nationale  Fahndung  besonders  in  Betracht  kommenden  Polizeibehörden 
übersendet. 

Sodann  wurde  an  die  Schaffung  der  von  der  Kommission  beschlossenen 
Einrichtungen  geschritten,  nämlich  des  Nachrichtendienstes  über  inter¬ 
nationale  Verbrecher  (Internationalen-Evidenz)  sowie  der  Internationalen 
Fahndungsevidenz. 

Das  internationale  Polizeiblatt  wurde  in  der  sogenannten  „Inter¬ 
nationalen  Öffentlichen  Sicherheit“  geschaffen,  einem  Blatte,  das  zu  Be¬ 
ginn  des  Jahres  1925  tatsächlich  ins  Leben  trat. 
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Der  Verwaltungsausschuß  hat  in  jedem  Falle  der  Absendung  von  An¬ 
trägen  grundsätzlichen  Charakters  sowie  von  Verständigungen  über 
wichtige  Vorkommnisse  auch  stets  das  Sekretariat  des  Völkerbundes 
verständigt.  Das  Sekretariat  hat  zu  wiederholten  Malen  versichert,  daß 
es  die  Arbeiten  der  Kommission  mit  Interesse  verfolge.  In  das  vom 
Sekretariate  herausgegebene  Verzeichnis  der  Internationalen  Organi¬ 
sationen  ist  auch  die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission  auf¬ 
genommen  worden. 

Ferner  wurde  mit  der  International  Association  of  Chiefs  of  Police 
(die  ein  Zentralbureau  „National  Bureau  of  Criminal  Identification“  in 
Washington  hat)  eine  ständige  Verbindung  unterhalten. 

Der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  gehören  gegen¬ 
wärtig  38  Mitglieder  und  zwei  Korrespondenten  an.  Offiziell  anerkannt 
wurde  die  Kommission  bisher  von  folgenden  Staaten:  Bulgarien,  Däne¬ 
mark,  von  den  deutschen  Staaten  Preußen,  Sachsen  und  Württemberg, 
Litauen,  Österreich,  Portugal  und  von  der  Tschechoslowakei. 

Der  Referent  des  Verwaltungsausschusses  —  Polizeidirektor  Dr. 
Schultz,  Wien  —  erstattete  einen  umfangreichen  Tätigkeitsbericht,  der 
ein  glänzendes  Zeugnis  für  den  Fleiß  und  die  Leistungen  des  Verwaltungs¬ 
ausschusses  ablegte,  der  in  zweijähriger  Arbeit  ein  stattliches  Material 
für  die  Beratungen  der  Kommission  vorbereitet  hatte. 

Im  Anschluß  an  dieses  Referat  wurde  folgender  Beschluß  zum 
Nachrichtendienst  über  internationale  Verbrecher 
(Internationalen-Evidenz)  und  zur  Internationalen 
F  ahndungsevidenz  gefaßt: 

„Die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission  anerkennt  die 
vom  Verwaltungsausschusse  ausgearbeiteten  Vorschläge,  betreffend  die 
Errichtung  der  „Internationalen-Evidenz“  und  der  „Internationalen  Fahn¬ 
dungsevidenz“  als  zweckentsprechend.  Die  vom  Verwaltungsausschusse 
vorgeschlagenen  Formularien  sind  beizubehalten.  Die  Mitglieder  der 
Kommission  verpflichten  sich,  bei  ihren  Regierungen  dafür  einzutreten, 
daß  diese  nunmehr  die  Beschickung  und  Inanspruchnahme  der  ge¬ 
nannten  Evidenzen  im  Sinne  der  vorliegenden  Vorschläge  in  ihren 
Ländern  einführen.“ 

Vizepräsident  Dr.  Pamer,  Wien,  berichtete  in  Ausführung  des  bei  der 
Kommissionssitzung  im  Mai  1924  gefaßten  Beschlusses,  durch  den  die 
Polizeidirektion  Wien  beauftragt  wurde,  sich  mit  der  Materie  der  Be¬ 
kämpfung  von  Paßfälschungen  und  der  Mittel  zu  ihrer  Verhinderung  zu 
befassen. 

Die  Kommission  faßte  hierzu  folgenden  Beschluß  über  die 
Verwendung  des  Reisepasses  als  Identitätsdoku¬ 
ment:  „Die  Mitglieder  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kom- 
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mission  verpflichten  sich,  bei  ihren  Regierungen  in  geeigneter  Weise 
dahin  zu  wirken,  daß  —  solange  die  Verwendung  der  Reisepässe  vorge¬ 
schrieben  sein  wird  —  zur  Verhinderung  der  Benutzung  erschlichener 
und  gefälschter  Reisepässe  die  in  Verwendung  kommenden  Formularien 
in  geeigneter  Weise  perforiert  und  mit  chemisch  präpariertem  Papier 
ausgestattet  werden,  sowie,  daß  der  Paßwerber  außer  seiner  Unterschrift, 
womöglich  neben  dieser,  auch  den  Abdfuck  seines  rechten  Zeigefingers 
im  Passe  beizusetzen  habe.  Als  wünschenswert  wird  erklärt,  daß  sich 
Lichtbild,  Unterschrift  und  Fingerabdruck  auf  derselben  Seite  des  Passes 
befinden.“ 

Hierzu  wurde  folgender  Zusatzantrag  des  Präsidenten  Sirks, 
Rotterdam,  angenommen: 

„Zugleich  bringt  die  Internationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission 
zum  Ausdruck,  daß  die  Beibehaltung  des  Reisepasses  vom  polizeilichen 
Standpunkte  nicht  unbedingt  notwendig,  daß  aber  seine  weitere  Ver¬ 
wendung  als  Identitätsnachweis  wünschenswert  ist.“ 

Das  nächste  Referat  erstattete  Polizeidirektor  Dr.  Brandl,  Wien, 
über  Einführung  und  Ausgestaltung  eines  Code  für 
den  telegraphischen  Verkehr  der  Sicherheitsbehörden.  Mit 
der  baldigen  Einführung  des  klug  durchdachten  und  geschickt  angelegten 
Code  kann  gerechnet  werden. 

Die  Kommission  beschloß  hierzu:  „Das  vorgeschlagene  System  des 
Code  wird  grundsätzlich  als  richtig  anerkannt.  Die  Mitglieder  der  Inter¬ 
nationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  verpflichten  sich  binnen 
zwei  Monaten  dem  Verwaltungsausschusse  allfällige  Anregungen,  be¬ 
treffend  Ergänzungen  oder  Abänderungen,  und  zugleich  die  Anzahl  der 
benötigten  Exemplare  des  Code  bekanntzugeben.  Der  Verwaltungsaus¬ 
schuß  wird  ermächtigt,  nach  Einlangen  dieser  Mitteilungen  den  Code  her¬ 
auszugeben,“ 

Hofrat  Dr.  Dreßler  verlas  einen  Bericht  der  Schriftleitung 
der  „Internationalen  Öffentlichen  Sicherhei  t“.  Es 
ergab  sich  daraus,  daß  das  Blatt,  dessen  Interessentenkreis  naturgemäß  ein 
sehr  beschränkter  ist,  schon  seit  längerer  Zeit  Kosten  verursacht,  die 
durch  die  Einnahmen  bei  weitem  nicht  gedeckt  werden  können.  Ein 
Unterausschuß  machte  verschiedene  Vorschläge  zur  organischen  Ausge¬ 
staltung  der  auf  den  Ausbau  und  auf  die  Verbreitung  des  Blattes  ge¬ 
richteten  Bestrebungen,  die  die  Billigung  der  Kommission  fanden  und 
darin  gipfelten,  daß  zur  Erreichung  finanzieller  Sicherstellung  des  Blattes 
die  für  die  Führung  erforderlichen  Mittel  durch  Beiträge  der  Staaten 
aufgebracht  werden  sollen,  und  daß  ein  erweitertes  Redak¬ 
tionskomitee  gebildet  wurde,  dem  für  Mittel-  und  Süddeutschland 
Präsident  Dr.  Palitzsch,  Dresden,  für  Norddeutschland  Regierungs¬ 
direktor  Dr.  Weiß,  Berlin,  für  Holland  Capitein  van  Houten,  Doorn,  für 
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Polen  Chef  de  la  Police  criminielle  Dr*  Sonenberg,  Warschau,  für  die 
Tschechoslowakei  Polizeidirektor  Dr.  Klima,  Bratislava,  angehören. 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  sodann  mit  der  Bekämpfung 
der  Schmutzliteratur  und  des  Schmutzfilms  und  be¬ 
schloß  hierzu  auf  Antrag  des  Generalprokurators  Dr.  Hoepler,  Wien, 
folgendes: 

In  Anbetracht  der  dringenden  Notwendigkeit,  die  Jugend  vor  Schund- 
und  Schmutzliteratur  zu  bewahren,  ist  anzustreben,  daß  die  maßgebenden 
Behörden  die  einzelnen  Staaten  einander  auf  diesem  für  die  Frage  der 
Kriminalität  der  Jugend  so  überaus  wichtigen  Gebiete  ausgiebigste  und 
wirksamste  Hilfe  leisten,  insbesondere  auch  in  der  Weise,  daß  die  Be¬ 
hörden  gebrandmarkte  Schmutz-  und  Schundschriften  baldmöglichst  in 
der  „Internationalen  Öffentlichen  Sicherheit“  und  in  anderen  für  den 
zwischenstaatlichen  Verkehr  maßgebenden  Fachblättern  zur  Veröffent¬ 
lichung  bringen.  Im  übrigen  ist  anzustreben,  daß  die  Aktion  einer 
energischen  Bekämpfung  der  Pornographie  in  Verbindung  mit  der  Aktion 
des  Völkerbundes  und  im  Sinne  des  schon  bestehenden  internationalen 
Übereinkommens  in  die  Wege  geleitet  wird. 

Schließlich  fanden  ein  Antrag  des  Reichskommissars  Kuenzer,  Berlin, 
auf  Herausgabe  eines  Internationalen  kriminal¬ 
technischen  Wörterbuches  und  ein  Antrag  des  Präsidenten 
Dr.  Palitzsch,  Dresden,  auf  Schaffung  einer  „Internatio¬ 
nalen  Gemeinschädlichen  Evidenz“  einstimmige  Annahme. 

Die  Kommission  nahm  sodann  Stellung  zu  der  auf  dem  Inter¬ 
nationalen  Gefängniskongreß  in  London  im  Jahre  1925 
erörterten  Frage  betreffend  die  Aufsicht  über  bedingte  Verurteilte  und 
bedingt  aus  der  Strafhaft  Entlassene.  Der  Verwaltungsausschuß  wurde 
ermächtigt,  die  erforderlichen  Verhandlungen  in  die  Wege  zu  leiten  und 
von  dem  Ergebnisse  bis  zur  nächsten  T agung  der  Kommission  zu  berichten. 

Endlich  befaßte  sich  die  Kommission  noch  mit  der  Frage  der  Ab¬ 
haltung  des  nächsten  Internationalen  Polizeikon¬ 
gresses.  Gemäß  einem  schriftlich  vorliegenden  Anträge  des  Officier 
judiciaire  Alfred  Keffer,  Brüssel,  wurde  beschlossen: 

Der  nächste  Internationale  P o  1  i  z e i k o n g r e ß  ist 
Ende  September  oder  Anfang  Oktober  1926  in  Berlin  im  Zusam¬ 
menhänge  mit  der  dortselbs  t  stattfindenden  Inter¬ 
nationalen  Polizeiausstellung  zu  veranstalten. 
Gleichzeitig  ist  eine  ordentliche  Tagung  der  Inter¬ 
nationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  ab¬ 
zuhalten. 

Gerade  dieser  einstimmig  angenommene  Antrag  zeigt,  daß  auf  dem 
Gebiete  der  internationalen  Verbrechensbekämpfung  die  letzten  Vor¬ 
urteile  und  Zurückhaltungen  Deutschland  gegenüber,  die  als  Folgen 
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des  Weltkrieges  immer  noch  zu  beobachten  waren,  geschwunden  sind, 
und  daß  die  europäischen  Staaten  nunmehr  gewillt  sind,  auch  auf  reichs- 
deutschem  Boden  in  gemeinsamer  Zusammenarbeit  gegen  das  inter¬ 
nationale  Verbrechertum  sich  weiter  zusammenzuschließen  zu  erfolg¬ 
reicher,  zielbewußter  Tätigkeit. 

Es  ist  außerordentlich  zu  begrüßen,  daß  nach  Wien  nunmehr  Berlin 
der  Sitz  der  nächsten  Tagung  des  Internationalen  Polizeikongresses  und 
der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  sein  wird,  und  es 
ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  Deutschland  die  in  dieser  Wahl  liegenden  Er¬ 
wartungen  erfüllen  und  mit  seinen  polizeilichen  Organisationen  und  Ein¬ 
richtungen  Ehre  einlegen  wird.  Nicht  zuletzt  durch  diese  internationalen 
kriminalpolizeilichen  Veranstaltungen  wird  die  „Große  Inter¬ 
nationale  Polizeiausstellung  Berlin  1926“  einen  starken 
Anreiz  auf  die  außerdeutschen  Länder  ausüben. 

Wenn  man  mit  solchen  Zukunftshoffnungen  den  Blick  in  weite  Fernen 
schweifen  läßt,  ist  es  besonders  angebracht  festzustellen,  ob  denn  die 
nächste  Umgebung,  das  eigene  Land,  der  eigene  Staatsverband,  zu¬ 
nächst  einmal  der  Verbrechensbekämpfung  im  eigenen  Lande  gewachsen 
ist,  und  ob  er,  was  hiermit  eng  zusammenhängt,  über  die  Grundlagen  ver¬ 
fügt,  auf  denen  eine  internationale  Zusammenarbeit  auf  polizeilichem  Ge¬ 
biete  zum  Zwecke  gemeinsamer  Verbrechensbekämpfung  möglich  ist. 

Dieser  Prüfung  der  deutschen  Polizeiverhältnisse 
werden  wir  uns  jetzt  zuwenden  müssen. 

Die  wichtigsten  Forderungen  und  Voraussetzungen  für  eine  gemein¬ 
same  internationale  Verbrechensbekämpfung,  hinsichtlich  deren  für  uns 
schon  viel  erreicht  ist,  wenn  zunächst  einmal  für  Europa  die  geeigneten 
Maßnahmen  durchgeführt  sind,  sind,  wie  zusammenfassend  kurz  bemerkt 
werden  soll,  folgende: 

1.  Zulassung  des  unmittelbaren  zwischenstaatlichen  Verkehrs  zwecks 
gegenseitiger  Amtshilfe  unter  Ausschaltung  des  diplomatischen  Weges. 

2.  Schaffung  eines  internationalen  Zentralpolizeibureaus  —  mit  den 
beim  Wiener  Kongreß  und  in  der  ersten  Kommissionssitzung  eingehend 
geschilderten  und  besprochenen  Aufgaben,  also  insbesondere  internatio¬ 
naler  Kriminalnachrichtendienst  (Internationalen-Evidenz)  und  internatio¬ 
nale  Fahndungsevidenz.  Infolgedessen  auch  Schaffung  der  für  den  Verkehr 
mit  diesem  Zentralpolizeibureau  erforderlichen  Zentralstellen  in  den  ein¬ 
zelnen  Ländern. 

3.  Errichtung  und  Ausbau  eines  internationalen  Fernidentifizierungs¬ 
bureaus,  Auch  hierzu  wieder  Einrichtung  der  erforderlichen  Landes¬ 
zentralstellen. 

4.  Schaffung  eines  internationalen  Polizeiblattes  und  eines  Spezial¬ 
blattes  zur  Bekämpfung  von  Banknotenfälschungen  zur  Erfüllung  der  bei 
diesen  Beratungspunkten  eingehend  besprochenen  Aufgaben. 
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5.  Schaffung  eines  internationalen  Polizeikodex  für  den  telegra¬ 
phischen  Verkehr  der  Polizeibehörden. 

6.  Porto-  und  Gebührenfreiheit  für  die  internationale  kriminalpolizei¬ 
liche  Korrespondenz. 

7.  Einführung  einer  internationalen  Verkehrssprache  für  die  Polizei. 

8.  Vereinfachung  des  Auslieferungsverfahrens. 

Daß  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  uns  ein  großes  Stück  auf  dem 
Wege  der  internationalen  kriminalpolizeilichen  Zusammenarbeit  vor¬ 
wärts  bringt,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  Wieviel  bisher  erreicht 
worden  ist,  habe  ich  bereits  berichtet.  Daß  nicht  auf  halbem  Wege  stehen¬ 
geblieben  wird,  dafür  wird  und  soll  —  zunächst  für  Europa  —  die  Inter¬ 
nationale  Kriminalpolizeiliche  Kommission  Wien  sorgen. 

Viele  Wünsche  stehen  natürlich  noch  offen.  Wieviel  ist  beispiels¬ 
weise  auf  dem  ganzen  großen  Gebiete  des  Fahndungswesens  zu  leisten, 
um  hier  eine  im  internationalen  und  zwischenstaatlichen  Verkehr  gut 
funktionierende  Organisation  zu  schaffen. 

Wir  müssen  uns  also  die  beiden  Fragen  vorlegen:  ,,Wie  können  wir 
uns  in  Deutschland  zu  den  aufgestellten  internationalen  Forderungen 
verhalten“,  und  „Wie  steht  es  mit  der  zur  Durchführung  einer  wirksamen 
internationalen  Verbrechensbekämpfung  notwendigen  kriminalpolizei¬ 
lichen  Organisation  im  Deutschen  Reiche  und  seinen  Ländern  selbst.“ 

Wir  deutschen  Kriminalisten  können  den  in  ernsten  und  eingehenden 
Beratungen  von  Fachleuten  ersten  Ranges  vorgeschlagenen  Maßnahmen, 
soweit  sie  vom  Wiener  Kongreß  und  der  dort  gegründeten  internationalen 
Kommission  weiter  verfolgt  worden  sind,  in  der  Hauptsache  gern  zu¬ 
stimmen.  Eine  kritische  Beurteilung  ist  daher  natürlich  am  Platze. 

Beispielsweise  ist  die  Schaffung  eines  daktyloskopischen  Zentral¬ 
bureaus,  wie  ein  solches  nach  den  klug  durchdachten  Plänen  des  hervor¬ 
ragenden  Experten  Hakon  Jörgensen  errichtet  worden  ist,  richtig  und 
praktisch  notwendig.  Eine  die  praktische  Durchführung  betreffende 
Kritik  muß  hier  aber  einsetzen  hinsichtlich  der  Fehlerquellen,  die 
sich  insbesondere  bei  der  gedachten  telegraphischen  Über¬ 
mittlung  der  Jörgensenschen  Formeln  ergeben  können 
und  in  der  Praxis  ergeben  müssen.  Hier  müssen  neuzeitliche  Erfindungen 
herangezogen  werden,  nämlich  die  Bildübertragungen  mit  und  ohne 
Draht,  die  in  letzter  Zeit  ganz  bedeutende  Fortschritte  gemacht  haben, 
nach  dem  schon  seit  etwa  80  Jahren  Versuche  telegraphischer  Über¬ 
tragungen  von  Handschriften  und  Zeichnungen  angestellt  worden  sind1). 

Welch  große  Bedeutung  für  den  Polizeidienst  allenthalben  der  Bild- 

x)  Vgl.  Dr.  Palitzch:  „Die  Bildtelegraphie  und  ihre  Anwendung  für  die  Kriminal¬ 
polizei”;  „Internationale  Öffentliche  Sicherheit”  1925,  Nr,  3;  „Deutsches  Polizeiarchiv" 
1925,  Heft  20;  Umberto  Ellero:  „Teleiconotipia  Ellero“;  „Internationale  Öffentliche 
Sicherheit“  1925,  Nr.  11. 
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telegraphie  beigemessen  wird,  dafür  haben  die  Verhandlungen  des  letzten 
Internationalen  Polizeikongresses  New  York  ein  beredtes  Zeugnis  ab¬ 
gelegt.  Fast  alle  größeren  Kulturländer  beschäftigen  sich  mit  dieser  Frage 
und  haben  eigene  Erfindungen  auf  diesem  Gebiete  zu  verzeichnen.  In 
Deutschland  sollen  Zeitungsnachrichten  zufolge  neben  Professor  Korn 
noch  vor  allem  ein  Berliner  Ingenieur  Berthold  Freund  und  ein  Dr.  Karo¬ 
lus  vom  Physikalischen  Institut  der  Universität  Leipzig  an  der  Verbesse¬ 
rung  des  Verfahrens,  das  zweifellos  gute  Verwendungsmöglichkeiten  für 
die  internationale  Verbrechensbekämpfung  überhaupt  bietet,  arbeiten. 

Hinsichtlich  der  Bemühungen  auf  Einführung  einer  inter¬ 
nationalen  Polizeisprache  ist  es  vom  Standpunkte  Deutsch¬ 
lands  aus  eigentlich  zu  bedauern,  daß  die  Wahl  nicht  auf  die  Kunst¬ 
sprache  Esperanto  gefallen  ist.  In  der  Zulassung  von  vier  Haupt¬ 
sprachen  —  Deutsch,  Englisch,  Französisch  und  Italienisch  —  für  den 
internationalen  polizeilichen  Schriftverkehr  ist  eine  befriedigende  Lösung 
der  Sprachenfrage  nicht  zu  erblicken.  Esperanto  ist  erfahrungsgemäß 
in  sehr  kurzer  Zeit,  auch  von  Personen  ohne  fremde  Sprachkenntnisse, 
zu  erlernen.  In  den  Polizeikreisen  Deutschlands  ist  die  Kenntnis  des 
Esperanto  schon  jetzt  sehr  stark  verbreitet. 

Der  Wiener  Kongreß  hat  gegenüber  dem  Referat  des  Rotterdamer 
Polizeipräsidenten  Sirks,  betreffend  „Einziehung  von  Nach¬ 
richten  über  Fremde  bei  ihrer  Niederlassung“  großes 
Entgegenkommen,  „soweit  es  im  Rahmen  der  Gesetze  möglich  ist“,  be¬ 
wiesen.  Im  Vergleich  zu  anderen  wichtigeren  Aufgaben  muß  allerdings 
gesagt  werden,  daß  ein  dringendes  Bedürfnis  zur  Einziehung  solcher 
Nachrichten  nur  verhältnismäßig  selten  vorliegt.  Eine  allgemeine  Durch¬ 
führung  der  Vorschläge  Sirks  würde  sehr  weit  gehen  und  in  Deutschland 
gewissen  Bedenken  begegnen  (zu  vgl.  Reichsgesetz  vom  9.  April  1920 
über  beschränkte  Auskunft  aus  dem  Strafregister  usw.). 

Zu  der  auf  Antrag  des  Generalstaatsanwalts  Höpler  von  der  Inter¬ 
nationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  gefaßten  Entschließung 
über  amtliche  Stempel  kann  auch  die  Gegenansicht  vertreten 
werden,  daß  gerade  vom  Gesichtspunkte  der  Erschwerung  der  Fälschung 
der  Stempel  aus  eine  weitere  Vereinheitlichung  des  Innenbildes  bedenk¬ 
lich  ist.  Ich  bin  jedoch  der  Ansicht,  daß  diese  Bedenken  zu  überwinden 
sind,  und  daß  der  in  Wien  angenommene  Vorschlag  Höplers  vom  polizei¬ 
lichen  Standpunkte  aus  richtig  ist.  Dieser  Vorschlag  ist  übrigens  nicht 
neu.  Er  geht  auf  den  bekannten  österreichischen  Kriminalisten  Professor 
Dr.  Hans  Groß  zurück,  der  ihn  schon  vor  mehr  als  30  Jahren  gemacht  hat1). 

Auch  in  der  Aufnahme  des  Fingerabdrucks  in  den 


1)  Vgl.  Groß:  „Österreichische  Zeitschrift  für  Verwaltung”  vom  22,  November  1894, 
Nr.  47. 
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Pässen,  eine  viel  umstrittene  Frage,  glaube  ich  eine  wirksame  Maß¬ 
nahme  zur  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums  erblicken 
zu  können.  Jedenfalls  erscheint  mir  der  Vorschlag  vom  kriminalpolizei¬ 
lichen  Standpunkte  aus  beachtenswert. 

Der  Paß  ist  als  Ausweispapier  in  sämtlichen  Kulturstaaten  anerkannt 
und  zur  Zeit  mangels  eines  anderen  Identifizierungsmittels  unentbehrlich. 
Bestreben  der  einzelnen  Länder  muß  es  daher  sein,  den  P  a  ß  zu  einem 
möglichst  einwandfreien  Au  sweispapier  zu  gestalten 
und  vor  Fälschung  sowie  Mißbrauch  nach  Möglichkeit  zu  schützen.  Die 
Praxis  hat  aber  gezeigt,  daß  der  Paß  in  der  heutigen  Form  ein  aus¬ 
reichendes  Identifizierungsmittel  nicht  ist,  da  seine  Nachbildung  und  seine 
mißbräuchliche  Benutzung  keine  besonderen  Schwierigkeiten  bieten.  Ge¬ 
rade  der  internationale  Verbrecher  —  denn  um  diesen  handelt  es  sich 
hier  in  erster  Linie,  der  lokale  und  interlokale  Verbrecher  kommt  in  der 
Regel  nicht  in  Frage,  da  für  Reisen  im  Inlande  allgemein  ein  Paßzwang 
nicht  besteht  —  wird  sich  eventuell  durch  die  sogenannten  Paßfälscher¬ 
zentralen  mit  Leichtigkeit  einen  echten  Paß  verschaffen  und  eventuell 
nach  Austausch  des  Lichtbildes  für  seine  Zwecke  nutzbar  machen  können. 

Die  Aufnahme  von  Fingerabdrücken  in  dem  Paß  würde  eine  derartige 
mißbräuchliche  Benutzung  erschweren,  wenn  nicht  ganz  unterbinden.  Der 
einmal  darauf  gesetzte  Fingerabdruck  kann  von  dem  Paß  nicht  mehr  un¬ 
auffällig  entfernt  oder  umgeändert  werden.  Dies  würde  die  Fälschung 
sofort  offensichtlich  machen. 

Um  die  Kontrolle  an  Hand  des  Fingerabdruckes  praktisch  wirksam 
zu  gestalten,  muß  gefordert  werden,  daß  die  kontrollierenden  Grenzbe¬ 
amten  in  dem  Vergleichen  von  Fingerabdrücken  ausgebildet  werden. 
Voraussichtlich  würde  sich  an  den  Grenzen  die  Kontrolle  dann  in  der 
Weise  abspielen  müssen,  daß  bei  einer  größeren  Personenzahl  (z,  B.  bei 
Kontrolle  von  D-Zügen,  Schiffen  usw.)  zwecks  Zeitersparnis  nur  Stich¬ 
proben  genommen,  oder  beim  Vorlegen  von  besonderen  Verdachts¬ 
momenten  die  Fingerabdrücke  auf  ihre  Identität  nachgeprüft  werden. 
Schon  die  Möglichkeit  der  Nachprüfung  und  des  leichteren  Erkennens 
wird  vielfach  den  Verbrecher  vom  Gebrauche  eines  falschen  Passes  ab¬ 
halten. 

Keinen  Schutz  wird  die  Aufnahme  von  Fingerabdrücken  gegen  die 
vollständig  neue  Anfertigung  von  Pässen  auf  falschen  Namen  durch  die 
Paßfälscherwerkstätten  und  gegen  die  auf  Grund  falscher  Angaben  er¬ 
schwindelte  Ausstellung  von  Pässen  durch  die  gesetzmäßig  dazu  be¬ 
rufenen  Behörden  bilden.  In  beiden  Fällen  wird  von  Anfang  an  der  rich¬ 
tige  Fingerabdruck  des  Paßinhabers  beigefügt  werden.  Doch  wird  durch 
die  vorgeschriebene  Aufnahme  eines  Fingerabdruckes  die  Behörde  bei 
jedem  Anträge  auf  Paßausstellung  in  zweifelhaften  Fällen  vor  Aus¬ 
händigung  des  Papiers  in  der  Lage  sein,  den  Fingerabdruck  an  die  Zentral- 
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stellen  einzusenden  und  dadurch  die  richtigen  Personalien  festzustellen, 
falls  der  Antragsteller  in  der  Zentralstelle  einliegt.  Dies  schon  allein 
in  Verbindung  mit  der  außerordentlichen  Erschwerung  der  Verfälschung 
und  mißbräuchlichen  Benutzung  von  zunächst  echten  Pässen  muß  die 
Aufnahme  des  Fingerabdruckes  rechtfertigen. 

Nicht  zu  verkennen  ist  die  zum  Teil  noch  vorhandene  Scheu  des 
Publikums,  sich  Fingerabdrücke  nehmen  zu  lassen.  Auch  wird  selbst¬ 
verständlich  durch  die  Aufnahme  des  Fingerabdruckes  in  der  Ausstellung 
des  Passes  eine  gewisse  Verzögerung  und  Erschwerung  eintreten. 
Gegenüber  der  kriminalistischen  Bedeutung  dieser  Maßnahme  möchten 
aber  diese  geringfügigen  Bedenken  zurücktreten.  Das  dem  Fingerabdruck 
bei  vielen  Leuten  noch  anhaftende  ,, Odium“  wird  bald  verschwinden, 
wenn  der  Beamte  des  Paßamtes  in  aufklärendem  Sinne  tätig  ist  und  dem 
Publikum  klarzulegen  weiß,  daß  die  Aufnahme  der  Fingerabdrücke  im 
eigenen  Interesse  des  ehrlichen  Reisenden  liegt  und  nur  zu  seinem  Guten, 
nicht  zu  seinem  Schaden  ist.  Auch  die  Presse  kann  in  dieser  Hinsicht 
wertvolle  Dienste  leisten.  Was  nützt  dem  Publikum  die  rasche  und  leichte 
Erreichbarkeit  eines  Passes,  wenn  er  als  einwandfreies  Ausweispapier 
bedeutungslos  ist!  Der  vernünftige  Reisende  wird  bald  einsehen,  daß  die 
kleine  Erschwerung  und  Verzögerung  in  der  Ausstellung  des  Passes  be¬ 
lohnt  wird  durch  die  erhöhte  Sicherheit  und  den  besseren  Schutz  gegen¬ 
über  dem  gefährlichen  und  insbesondere  dem  internationalen  Ver¬ 
brechertum.  Auch  die  geringe  Mehrbelastung  der  Beamten  durch  die 
Abnahme  der  Fingerabdrücke  muß  im  Interesse  der  Bedeutung  der  Sache 
hingenommen  werden. 

Einen  wahren  Erfolg  wird  allerdings  die  Aufnahme  von  Fingerab¬ 
drücken  in  Pässen  nur  dann  zeitigen,  wenn  alle  Kulturstaaten  diese  Maß¬ 
nahmen  einführen.  Da  dadurch  hauptsächlichst  der  internationale  Ver¬ 
brecher  getroffen  werden  soll,  muß  auch  die  Maßnahme  international 
durchgeführt  und  ein  einheitliches  Nachrichtenwesen  eingerichtet  werden. 
Ist  das  geschehen,  werden  wir  hier  wieder  einen  Schritt  weiter  in  der  Be¬ 
kämpfung  des  internationalen  Verbrechertums  vorwärts  gekommen  sein, 
bis  das  letzte  Ziel  erreicht  ist:  Einführung  des  Daktyloskopierungszwanges 
in  einem  bestimmten  Lebensalter  in  allen  Kulturstaaten! 

Die  Forderung  nach  Gebührenfreiheit  im  internatio¬ 
nalen  Polizeiverkehr  begegnet  für  Deutschland  schweren  Be¬ 
denken  des  Reichspostministers,  der  sich  dahin  geäußert  hat,  daß  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  in  Deutschland  und  den  Verträgen  für  den 
zwischenstaatlichen  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  Ge¬ 
bührenfreiheit  für  den  kriminalpolizeilichen  Nachrichtenwechsel  nicht 
zugestanden  werden  könne.  Es  sei  auch  nicht  angängig,  die  Gewährung 
einer  solchen  Gebührenfreiheit  bei  den  anderen  Verwaltungen  zu  befür¬ 
worten,  weil  sie  im  Widerspruch  zu  den  Grundsätzen  und  den  wirt- 
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schaftlichen  Erfordernissen  der  Verkehrsverwaltungen  stehe.  Ähnliche 
Anträge  großer  zwischenstaatlicher  Körperschaften,  wie  z.  B.  des  Inter¬ 
nationalen  Roten  Kreuzes,  seien  abgelehnt  worden.  Es  könne  deshalb 
auch  das  Bestreben  des  Internationalen  Polizeikongresses  nach  Ge¬ 
bührenfreiheit  deutscherseits  nicht  unterstützt  werden. 

In  allen  wesentlichen  Punkten  und  unter  den  vorstehenden  kritischen 
Einschränkungen  können  wir  also  den  Forderungen  zur  Durchführung 
internationaler  kriminalpolizeilicher  Zusammenarbeit  beipflichten.  Es 
unterliegt  aber,  wie  schon  mehrfach  betont,  keinem  Zweifel,  daß  als 
Grundlage  und  Voraussetzung  für  eine  solche  internationale  Zusammen¬ 
arbeit  eine  Kriminalpolizei-Organisation  im  eigenen  Lande  vorhanden 
sein  muß,  die  den  modernen  Anforderungen  für  eine  Bekämpfung  des 
Verbrechertums  Genüge  leistet  und  über  die  hierfür  erforderlichen  zen¬ 
tralen  Einrichtungen  und  technischen  Hilsfmittel  verfügt,  insonderheit 
im  Hinblick  auf  die  Bekämpfung  des  —  wie  schon  anfangs  erwähnt  — 
mit  dem  internationalen  Verbrechertum  eng  zusammenhängenden  ge¬ 
werbsmäßigen  und  reisenden  Verbrechertums  überhaupt.  Nun  müssen 
wir  aber,  wie  eine  nähere  Beschäftigung  mit  diesen  Fragen  ergibt,  fest¬ 
stellen,  daß  sowohl  das  Deutsche  Reich  in  seiner  Gesamtheit  wie  auch 
auch  einzelne  deutsche  Länder  diesen  Anforderungen  noch  nicht  allent¬ 
halben  genügen. 

In  richtiger  Erkenntnis  hiervon  hat  sich  das  Reich  schon  bald  nach 
dem  Kriege  damit  befaßt,  eine  das  ganze  Reichsgebiet  umfassende  Orga¬ 
nisation  der  Kriminalpolizei  zu  schaffen.  Man  ging  hierbei  von  der  zu¬ 
treffenden  Ansicht  aus,  daß  die  in  den  Ländern  bestehenden  kriminal¬ 
polizeilichen  Einrichtungen  zur  wirksamen  Bekämpfung  des  hochent¬ 
wickelten  Verbrechertums  nicht  mehr  ausreichten,  schon  um  deswillen, 
weil  zumeist  nur  in  den  Großstädten  moderne  technische  Bekämpfungs¬ 
mittel  und  spezialistisch  ausgebildete  Beamte  vorhanden  waren,  und  weil 
ein  zentral  organisierter  Nachrichtendienst,  ohne  den  nun  einmal  ein 
systematischer  Kampf  gegen  das  Verbrechertum  nicht  zu  führen  ist,  nicht 
bestand.  Nach  längeren,  zum  Teil  schwierigen  Verhandlungen  zwischen 
Reich  und  Ländern,  bei  denen  es  vor  allem  darauf  ankam,  das  Maß  der 
für  erforderlich  gehaltenen  Zentralisationsmaßnahmen  in  Einklang  mit 
den  berechtigten  polizeilichen  Sonderinteressen  der  Länder  zu  bringen1), 
kam  schließlich  das  Reichskriminalpolizeigesetz  vom 
21.  J  u  1  i  1922  zustande,  das  folgenden  Wortlaut  hat: 

§  1. 

Zur  Bekämpfung  des  Verbrechertums,  das  sein  Tätigkeitsfeld  nicht 

auf  bestimmte  Orte  oder  Landesgebiete  beschränkt,  wird  ein  Reichs- 

*)  Vgl,  Dr.  Palitzsch:  „Reform  der  Polizeiverwaltung“.  Handbuch  der  Politik, 
III.  Aufl.,  Band  III,  16.  Abschnitt. 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 
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kriminalpolizeiamt  errichtet.  Es  hat  seinen  Sitz  in  Berlin  und  wird 
dem  Reichsminister  des  Innern  unterstellt. 

§  2. 

Die  Landesregierungen  errichten  Landeskriminalpolizeiämter; 
diese  unterstehen  den  Landesregierungen.  Mehrere  Länder  können 
ein  gemeinsames  Landeskriminalpolizeiamt  errichten. 

Als  Vollzugsorgane  werden  von  den  Landesregierungen  Landes¬ 
kriminal  polizeistellen  eingerichtet. 

§  3. 

Die  Landeskriminalpolizeibehörden  haben  die  Aufgabe, 

1.  die  Staatsanwaltschaften  und  Gerichte  bei  der  Aufdeckung  und 
Aufklärung  von  Straftaten  zu  unterstützen,  welche  die  öffentliche 
Sicherheit  besonders  beeinträchtigen; 

2.  solche  Straftaten  zu  verhüten. 

Die  Reichsregierung  kann  mit  Zustimmung  des  Reichsrats  im 
Rahmen  des  Abs.  1  nähere  Bestimmungen  über  die  sachliche  Zu¬ 
ständigkeit  der  Landeskriminalpolizeibehörden  erlassen. 

Die  Staatsanwaltschaften  und  Gerichte  können  in  Ausnahmefällen 
den  Landeskriminalpolizeistellen  auch  die  Aufklärung  anderer  Straf¬ 
taten  übertragen. 

Die  Landeskriminalpolizeistellen  haben  die  Aufträge  der  Staats¬ 
anwaltschaften,  der  Gerichte,  der  Landeskriminalpolizeiämter  und  des 
Reichskriminalpolizeiamts  auszuführen.  In  den  zu  ihrer  Zuständigkeit 
gehörenden  Sachen  sind  sie  auch  zu  selbständigem  Einschreiten  be¬ 
fugt  und  verpflichtet,  wenn  noch  keine  der  im  Satz  1  genannten  Stellen 
mit  der  Sache  befaßt  ist. 

§  4. 

Durch  Vereinbarung  der  Landeszentralbehörden  mit  dem  Reichs¬ 
kriminalpolizeiamte  kann  ausnahmsweise  bestimmt  werden,  daß  in 
dem  örtlichen  Zuständigkeitsgebiete  einzelner  großer  Städte  mit 
eigener  Kriminalpolizei  und  eigenen  erkennungsdienstlichen  Ein¬ 
richtungen  die  Landeskriminalpolizeistellen  nur  tätig  werden  dürfen 

1.  auf  Ersuchen  der  örtlichen  Polizeibehörde; 

2.  auf  Anordnung  der  Staatsanwaltschaften,  der  Gerichte,  des  Landes¬ 
kriminalpolizeiamts  oder  des  Reichskriminalpolizeiamts; 

3.  wenn  die  außerhalb  der  Stadt  von  den  Landeskriminalpolizei¬ 
stellen  aufgenommenen  Spuren  in  die  Stadt  hineinführen. 

§  5. 

Die  Landeskriminalpolizeiämter  sind  Dienstaufsichtsbehörden  der 
Landeskriminalpolizeistellen  ihres  Gebiets.  Sie  haben  als  solche 
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1.  die  Tätigkeit  der  ihnen  unterstellten  Landeskriminalpolizeistellen 
zu  beaufsichtigen; 

2.  die  Verbindung  des  Reichskriminalpolizeiamts  mit  den  Landes¬ 
kriminalpolizeistellen  und  dieser  Stellen  untereinander  aufrecht¬ 
zuerhalten; 

3.  die  Landeskriminalpolizeistellen  bei  der  Aufdeckung  und  Auf¬ 
klärung  von  Straftaten,  insbesondere  soweit  sie  sich  über  das  Ge¬ 
biet  mehrerer  Landeskriminalpolizeistellen  erstrecken,  mit  An¬ 
weisungen  zu  versehen. 

Ferner  sind  die  Landeskriminalpolizeiämter  erkennungsdienstliche 
Sammelstellen  ihres  Gebiets  und  haben  die  Ausbildung  und  Aus¬ 
rüstung  der  Beamten  ihrer  Landeskriminalpolizeistellen  durchzu¬ 
führen. 

§  6. 

Das  Reichskriminalpolizeiamt  stellt  Richtlinien  für  die  einheitliche 
Geschäftsführung  der  Landeskriminalpolizeibehörden  und  für  ent¬ 
sprechende  Ausbildung  der  Beamten  auf.  Es  hat  alle  für  die  plan¬ 
mäßige  Zusammenarbeit  der  Landeskriminalpolizeibehörden  nötigen 
Maßnahmen  zu  treffen,  insbesondere  einen  allen  Ländern  gemein¬ 
samen  Nachrichten-  und  Erkennungsdienst  zu  unterhalten. 

Die  bei  der  Tätigkeit  des  Reichskriminalpolizeiamts  und  der 
Landeskriminalpolizeibehörden  gewonnenen  Ergebnisse  von  wissen¬ 
schaftlichem  Werte  hat  das  Reichskriminalpolizeiamt  nach  An¬ 
weisungen,  die  der  Reichsminister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit 
dem  Reichsminister  der  Justiz  erläßt,  zu  sammeln  und  zu  bearbeiten. 

§  7. 

In  Fällen,  deren  Aufdeckung  und  Aufklärung  sich  über  das  Gebiet 
mehrerer  Landeskriminalpolizeiämter  zu  erstrecken  hat,  unterrichtet 
das  Reichskriminalpolizeiamt  die  in  Betracht  kommenden  Landes¬ 
kriminalpolizeiämter  und  -stellen  über  die  durch  den  Nachrichten¬ 
dienst  in  Erfahrung  gebrachten  Zusammenhänge  und  kann  zu  diesem 
Zwecke  seine  Beamten  entsenden. 

Auf  Antrag  eines  der  beteiligten  Landeskriminalpolizeiämter  kann 
das  Reichskriminalpolizeiamt  über  solche  Fälle  durch  seine  eigenen 
Vollzugsbeamten  Ermittelungen  anstellen  lassen. 

Auch  ohne  Antrag  kann  das  Reichskriminalpolizeiamt  ausnahms¬ 
weise  im  ganzen  Reichsgebiete  durch  seine  eigenen  Vollzugsbeamten 
Ermittelungen  anstellen  und  allen  Polizeibehörden  Weisungen  er¬ 
teilen,  wenn  es  sich  um  Einzelfälle  handelt,  durch  die  Interessen  des 
Reiches  unmittelbar  berührt  werden.  In  Fällen  eigener  Ermittelungs¬ 
tätigkeit  des  Reichskriminalpolizeiamtes  ist  nach  Tunlichkeit  ein  ört¬ 
lich  zuständiger  Beamter  der  Landeskriminalpolizei  zuzuziehen,  in 
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allen  Fällen  eigener  Ermittelungstätigkeit  des  Reichskriminalpolizei¬ 
amtes  ist  der  obersten  Landesbehörde  des  in  Frage  kommenden 
Landes  unverzüglich  hiervon  Anzeige  zu  erstatten. 

Das  Reichskriminalpolizeiamt  kann  den  Verkehr  mit  ausländischen 
Behörden  ausschließlich  auf  sich  übernehmen,  wo  es  ihm  für  die 
zweckmäßige  Durchführung  der  Sache  erforderlich  erscheint. 

§  8. 

Die  Vollzugsbeamten  des  Reichskriminalpolizeiamtes  und  der 
Landeskriminalpolizeibehörden  können  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
im  ganzen  Reichsgebiete  polizeiliche  Amtshandlungen  vornehmen;  sie 
üben  im  ganzen  Reichsgebiete  die  Befugnisse  von  Hilfsbeamten  der 
Staatsanwaltschaft  aus. 

§  9. 

Die  örtlich  zuständigen  Behörden  und  Beamten  des  Polizei-  und 
Sicherheitsdienstes  haben,  sobald  sie  von  der  Verübung  oder  dem 
Verdachte  der  Verübung  einer  zur  Zuständigkeit  der  Landeskriminal¬ 
polizeibehörden  gehörenden  Straftat  Kenntnis  erhalten,  die  Landes¬ 
kriminalpolizeistellen  auf  dem  schnellsten  Wege  unverzüglich  zu  be¬ 
nachrichtigen  und  bis  zu  deren  Eingreifen  die  unaufschiebbaren  Maß¬ 
nahmen  zu  treffen. 

§  10. 

Die  Polizei-  und  Justizbehörden  der  Länder  sind  verpflichtet,  dem 
Reichskriminalpolizeiamte  von  dem  Auftreten,  der  Verhaftung  und 
der  Haftentlassung  jedes  Verbrechers,  dessen  Tätigkeitsfeld  sich  ver¬ 
mutlich  nicht  auf  bestimmte  Orte  oder  Landesgebiete  beschränkt,  un¬ 
verzüglich  Mitteilung  zu  machen.  Das  Nähere  bestimmt  der  Reichs¬ 
minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichsminister  der 
Justiz. 

§  11. 

Die  Kosten  des  Reichskriminalpolizeiamts  und  seiner  abgeordneten 
Beamten  trägt  das  Reich.  Ebenso  trägt  das  Reich  die  Kosten,  wenn 
Beamte  eines  Landes  im  Aufträge  des  Reichskriminalpolizeiamtes 
außerhalb  des  Bereichs  ihres  Landesamts  tätig  werden. 

Die  Kosten  der  Landeskriminalpolizei  werden  zu  einem  Drittel 
vom  Reiche,  zu  zwei  Dritteln  von  den  Ländern  getragen.  Bei  der  Be¬ 
rechnung  des  Gesamtbetrags  dieser  Kosten  werden  sonstige  Zu¬ 
schüsse  des  Reichs,  insbesondere  die  Besoldungszuschüsse  auf  Grund 
des  Landessteuergesetzes  vorweg  abgezogen. 

Errichten  mehrere  Länder  eine  gemeinsame  Landeskriminalpolizei, 
so  bleibt  die  Kostenverteilung  der  Vereinbarung  der  beteiligten 
Länder  überlassen. 
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§  12. 

Die  Ausführungsbestimmungen  erläßt  die  Reichsregierung  mit  Zu¬ 
stimmung  des  Reichsrats.  Sie  bestimmt  den  Zeitpunkt,  zu  dem  das  Ge¬ 
setz  oder  einzelne  seiner  Vorschriften  in  Kraft  treten. 

Wer  nun  aber  glaubte,  daß  damit  eine  großzügige  Polizeireform  in 
Deutschland  verwirklicht  werden  würde,  der  hatte  sich  schwer  getäuscht 
—  in  Kraft  ist  das  Gesetz  bisher  noch  nicht  getreten,  ob  es  überhaupt  ein¬ 
mal  in  Kraft  gesetzt  wird  und  wann,  ist  zur  Zeit  nicht  abzusehen. 

Als  Vorbild  hat  bei  den  im  Reichskriminalpolizeigesetz  verankerten 
Organisationsplänen,  wie  auf  den  ersten  Blick  ersichtlich  ist,  das  Muster 
der  französischen  ,,brigades  mobiles“  gedient,  nach  dem  ja  auch  in 
Sachsen  bereits  seit  dem  1.  Juni  1912  eine  staatliche  Landeskriminal¬ 
polizei  mit  einer  Zentralleitung  und  sieben  ihr  unterstellten  mobilen 
Brigaden  am  Sitze  der  sieben  Landgerichte,  umfassend  je  einen  Land¬ 
gerichtsbezirk,  geschaffen  worden  war1).  Diese  bewährte  Organisations¬ 
form  war  zweifellos  die  richtige  für  den  Aufbau  der  geplanten  Reichs¬ 
kriminalpolizei,  die  nach  Inhalt  des  erwähnten  Gesetzes  eine  solche  im 
engen  Sinne  des  Wortes  allerdings  gar  nicht  ist,  vielmehr  alle  wesent¬ 
lichen  Aufgaben  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Vollzugstätigkeit  den 
Ländern  überläßt  und  nur  in  reichsrechtlicher  Hinsicht  einen  Organisa¬ 
tionsrahmen  für  die  Polizeitätigkeit  der  Länder  und  ihre  zwischenstaat¬ 
liche  Verbindung  aufstellt. 

Das  Reichskriminalpolizeigesetz  hat  uns  also  in  Deutschland  bisher 
nicht  weitergebracht.  Die  erwünschte  einheitliche  Grundlage  für  den 
Aufbau  der  Kriminalpolizei  der  deutschen  Länder  und  Freien  Städte,  das 
Einheitssystem  für  die  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Material-  und  Nach¬ 
richtensammlung  erforderlichen  Zentralstellen  und  ihre  Verbindung  unter¬ 
einander,  sind  bisher  nicht  geschaffen  worden. 

Wie  sieht  es  nun  mit  der  kriminalpolizeilichen  Organi- 
s  a  t  i  o  n  in  den  sich  selbst  überlassenen  deutschen  Ländernund 
Freien  Städten  aus? 

Wirklich  neuzeitliche  Organisationen  hatten  in  den 
letzten  Jahren  zunächst  nur  Sachsen  und  Württemberg  ge¬ 
schaffen.  Baden,  dessen  Kriminalpolizei  noch  in  einem  zu  starken  und 
unerwünschten  Angliederungsverhältnis  an  die  Staatsanwaltschaften 
steht,  sucht  jetzt  ebenfalls  nach  Möglichkeit  seine  kriminal¬ 
polizeilichen  Einrichtungen  zu  zentralisieren  und 
zu  verbessern.  Auch  Thüringen  mit  seinem  neuen  Landes- 
kriminalamt  und  Hessen  mit  seinen  Zentralisationsbestrebungen 
sind  unter  den  kriminalpolizeilich  besonders  aufstreben- 

1)  Vgl.  Dr.  Palitzsch:  Aufgaben  und  Aufbau  der  Sächsischen  Landeskriminalpolizei. 
, .Deutsche  Richterzeitung“  1920. 
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den  Ländern  zu  nennen.  Die  Freien  Städte,  insbesondere  Ham¬ 
burg,  verfügen  über  gute  und  moderne  polizeiliche  Ein¬ 
richtungen. 

Preußen  hat  in  den  letzten  Monaten  sich  zu  einer  Reformierung  und 
einheitlichen  Systematisierung  der  Kriminalpolizei  des  Landes  entschlossen 
in  der  Erkenntnis,  daß  die  schon  immer  nach  modernen  Grundsätzen  orga¬ 
nisierte  Berliner  Kriminalpolizei  den  außerhalb  Berlins  zu  leistenden 
Aufgaben  ohne  Schaffung  einer  besonderen  neuen  Organisation  nicht 
nachkommen  kann.  Der  preußische  Minister  des  Innern 
hat  bis  zu  einer  späteren  landesgesetzlichen  Ordnung  durch  Ver¬ 
fügung  vom  20.  Mai  1925  eine  einstweilige  Regelung 
getroffen,  der  folgende  besonders  wichtige  Bestimmungen  zu  entnehmen 
sind: 

Es  werden  beim  Polizeipräsidium  Berlin  ein  Landeskriminalpolizei¬ 
amt  errichtet  und  außerdem  für  die  einzelnen  Provinzen  Landes¬ 
kriminalpolizeistellen,  die  bei  den  Polizeipräsidien  der  Pro¬ 
vinzialhauptstädte  und  bei  den  Regierungspräsidenten,  für  die  Provinz 
Brandenburg  beim  Polizeipräsidium  in  Berlin,  einzurichten  sind. 

Dem  neuen  Landeskriminalpolizeiamt  in  Berlin  sind  die  vorhandenen 
Kriminalbeamten  entsprechend  dem  Bedürfnis  zur  Verfügung  zu  stellen, 
unbeschadet  ihrer  gleichzeitigen  Verwendung  für  ortspolizeiliche  Zwecke 
und  für  die  Landeskriminalpolizeistelle  Berlin.  Das  Amt  hat  für  eine 
sachgemäße  einheitliche  Tätigkeit  der  Landeskriminalpolizeistellen  und 
für  das  notwendige  Zusammenarbeiten  dieser  Stellen  zu  sorgen  sowie  die 
Einheitlichkeit  der  Ausbildung,  Fortbildung  und  Ausrüstung  der  Beamten 
der  Landeskriminalpolizeibehörden  zu  gewährleisten.  Es  ist  ferner 
Zentralstelle  für  das  preußische  Landesgebiet  bezüglich  des  Erkennungs¬ 
dienstes,  und  es  dient  als  zentrale  Nachrichtensammelstelle  für:  Landes¬ 
verräterische  Bestrebungen  jeder  Art,  Herstellen  und  Verbreiten  von 
Falschgeld,  Bekämpfung  des  Mädchenhandels,  Verbreitung  unzüchtiger 
Veröffentlichungen,  Vermißte  und  unbekannte  Tote,  internationale  Be¬ 
trüger  und  Fälscher,  Einbrüche  in  Hotels,  Kirchen  und  Museen,  gewerbs¬ 
mäßige  Spieler  und  Taschendiebe.  Die  für  einzelne  dieser  Arbeitsgebiete 
bereits  beim  Polizeipräsidium  Berlin  bestehenden  Zentralstellen  gelten 
künftig  als  Bestandteile  des  Landeskriminalpolizeiamtes.  Dieses  ist 
weiterhin  als  allgemeine  kriminalpolizeiliche  Fahndungszentrale  für  das 
preußische  Landesgebiet  bestimmt  worden.  Es  ist  befugt,  in  kriminal- 
polizeilichen  Angelegenheiten  unmittelbar  den  Dienstverkehr  mit  den 
Kriminalpolizeibehörden  des  Auslandes  zu  unterhalten. 

Mit  der  praktischen  Durchführung  dieser  Verordnung  sind  die  dringend 
notwendigen  Verbesserungen  der  kriminalpolizeilichen  Verhältnisse  in 
Preußen  zu  erhoffen. 

Bayern  ist  erst  im  Begriff,  seine  Kriminalpolizei  im  Lande  nach 
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modernen  Anschauungen  aufzuziehen.  Bisher  sind  gute  und  moderne 
Polizeieinrichtungen  hauptsächlich  nur  in  den  staatlichen  Polizeidirektio¬ 
nen  München  und  Nürnberg  vorhanden. 

Es  kann  sonach  nicht  behauptet  werden,  daß  überall  in  Deutschland 
die  Organisation  der  Kriminalpolizei  den  Anforderungen  der  Neuzeit  ins¬ 
besondere  hinsichtlich  der  Bekämpfung  des  gewerbsmäßigen  reisenden 
und  internationalen  Verbrechertums  gewachsen  wäre.  Vor  allem  fehlt  es 
noch  an  der  erforderlichen  Einheitlichkeit  in  der  Handhabung  des  Dienstes 
und  an  der  Verbindung  und  zum  Teil  sogar  an  der  Errichtung  der  für  eine 
systematische  kriminalpolizeiliche  Zusammenarbeit  nötigen  Zentralstellen. 
Da  das  Reich  trotz  Reichskriminalpolizeigesetz  diese  Aufgaben  nicht 
löst,  muß  es  Sache  der  deutschen  Länder  und  Freien  Städte  sein,  sich  zur 
Regelung  des  zwischenstaatlichen  Verkehrs  zusammenzuschließen. 

Die  schärfste  und  den  Aufgaben  einer  zwischenstaatlichen  und  inter¬ 
nationalen  Verbrechensbekämpfung  in  weitestgehendem  Maße  gerecht 
werdende  Organisation  der  Kriminalpolizei  besitzt  innerhalb  Deutsch¬ 
lands  zur  Zeit  Sachsen.  Diese  Ansicht  wird  nicht  nur  allgemein  von 
deutschen  Fachkennern  vertreten,  sie  ist  auch  im  Anschluß  an  meinen 
Vortrag  über  die  Organisation  der  sächsischen  Kriminalpolizei1)  während 
der  ersten  Tagung  der  Internationalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission 
von  allen  außerdeutschen  Vertretern  auf  das  lebhafteste  bekundet 
worden.  Die  sächsische  Organisation  schafft  für  das  Land  Sachsen  alle 
die  Einrichtungen  und  Maßnahmen,  die  in  entsprechender  Weise  für 
einen  geordneten  zwischenstaatlichen  und  internationalen  Verkehr  der 
Polizeibehörden  untereinander  in  Frage  kommen.  Sachsen  ist  auch  in 
der  Lage,  auf  Grund  mehrjähriger  praktischer  Erfahrungen  seiner  Zentral¬ 
stellen  eine  einwandfreie  Beurteilung  über  Bewährung  und  erzielte  Er¬ 
folge  abgeben  zu  können,  die  einen  sicheren  Rückschluß  auf  die  Richtig¬ 
keit  des  Organisationssystems  ermöglicht.  Es  dürfte  deshalb  interessieren, 
einiges  über  die  sächsische  Organisation,  soweit  es  im  Rahmen  dieser  Ab¬ 
handlung  von  Bedeutung  ist,  zu  hören: 

Sachsen,  das  —  wie  bereits  erwähnt  —  schon  früher  den  übrigen 
deutschen  Ländern  mit  seiner  Organisation  der  Landeskriminalpolizei 
mit  sieben  fliegenden  Brigaden  vorangeschritten  war,  ging  mit  seiner 
Neuorganisation  am  1.  Oktober  1922  den  einmal  als  richtig  erkannten 
Weg  bis  zum  Ende  weiter,  indem  es  die  bisher  größtenteils  gemeindliche 
Kriminalpolizei  verstaatlichte  und  die  Ausübung  des  gesamten 
Kriminaldienstes  staatlichen  Organen  übertrug. 

An  der  Spitze  der  gesamten  Kriminalpolizei  steht  das  Landes- 
kriminalamt,  ihm  sind  4  Kriminalämter  unterstellt,  die  je 


1)  Vgl.  Dr.  Palitzsch:  Die  Organisation  der  Sächsischen  Kriminalpolizei.  „Die 
Polizei“  1924,  Nr.  9;  „Groß-Archiv"  Bd.  76,  Heft  2. 
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Bild  41 

einen  oder  mehrere  Landgerichtsbezirke  umfassen,  unter  diesen  stehen 
die  erforderliche  Anzahl  von  Kriminalabteilungen  und  Kriminalposten 
sowie  die  den  Kriminaldienst  auf  dem  Lande  verrichtenden  Beamten  der 
Landgendarmerie. 

Das  Landeskriminalamt  mit  dem  Sitze  in  Dresden  ist  dem 
Ministerium  des  Innern  unmittelbar  unterstellt.  Ihm  liegt  die  oberste 
allgemeine  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  kriminal¬ 
polizeilichen  Tätigkeit  innerhalb  des  ganzen  Landes  ob.  Es  hat  für  eine 
einheitliche  Fortbildung  der  im  staatlichen  Kriminaldienste 
beschäftigten  Beamten  und  für  eine  einheitliche  Geschäfts¬ 
führung  innerhalb  der  gesamten  Kriminalpolizei  zu  sorgen,  auf  eine 
zweckentsprechende  Verteilung  der  Kriminalbe¬ 
amten  im  ganzen  Lande  hinzuwirken,  alle  für  die  planmäßige 
Zusammenarbeit  nötigen  Maßnahmen  zu  treffen  sowie  in  Kriminal¬ 
sachen  die  allgemeine  V  erbindung  mit  außersächsischen 
zentralen  Polizeibehörden  anzuknüpfen  und  aufrechtzu¬ 
erhalten. 

Die  aus  der  kriminalpolizeilichen  Tätigkeit  gewonnenen  Er¬ 
gebnisse  von  praktischem  und  wissenschaftlichem  Werte  hat  das 
Landeskriminalamt  zu  sammeln,  zu  bearbeiten  und  zu  ver¬ 
werten.  Insbesondere  hat  es  die  zentralen  Einrichtungen  für  den  Er- 
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kennungs-,  Nachrichten-  und  Fahndungsdienst  zu 
treffen  und  zu  unterhalten. 

Weiter  sind  ihm  die  auf  kriminalistischem  Gebiete  bestehenden  oder 
zu  errichtenden  sonstigen  zentralen  Einrichtungen  unterstellt. 

Dem  Kriminalamt  liegt  die  allgemeine  Leitung  und  Beaufsichtigung 
der  Kriminalbeamten  seines  Bezirkes  ob.  Seine  Dienstobliegenheiten, 
besonders  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Einheitlichkeit  und  sachge¬ 
mäßen  Handhabung  des  Dienstes  und  der  planmäßigen  Zusammenarbeit 
innerhalb  des  Dienstbezirks  sind  genau  geregelt. 

Hier  interessieren  vor  allem  die  der  systematischen  Verbrechensbe¬ 
kämpfung  in  Sachsen  und  der  Verbindung  mit  außersächsischen  und 
außerdeutschen  Polizeizentralen  dienenden  kriminalistischen 
Landeszentralstellen  des  Sächsischen  Landeskrimi¬ 
nalamts,  die  das  Fundament  der  interlokalen  und  internationalen 
Verbrechensbekämpfung  bilden. 

Im  wesentlichen  sind  es  folgende: 

1.  Die  Landeszentrale  für  das  Fingerabdruckwesen  (Bild  41); 

2.  Die  Landeszentrale  für  Personenfeststellung  (Bild  42); 

3.  Die  Landeszentrale  für  Vermißte  und  unbekannte  Tote  (Bild  43); 

4.  Die  Landeszentrale  für  Schriftenvergleichung  (Bild  44); 

5.  Die  Landeslichtbildzentrale  mit  der  Landeslichtbildersammlung 
(Verbrecheralbum)  (Bild  45); 

6.  Die  Landesnachrichtenzentrale  (Bild  46); 
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7.  Die  Landeszentrale  zur  Bekämpfung  des  Mädchenhandels; 

8.  Die  Landeszentrale  zur  Bekämpfung  von  Falschgeld  (Bild  47); 

9.  Die  Landesfahndungszentrale  mit  Schriftleitung  des  Sächsischen 
Fahndungsblattes  (Bild  48). 

Zentralstellen  gleicher  oder  ähnlicher  Art  sind  auch  in  anderen  Staaten 
und  bei  anderen  großen  und  modernen  Polizeibehörden  vorhanden,  auf 
ihre  Tätigkeit  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Nur  von  der 
Landesnachrichtenzentrale  soll  eingehender  gesprochen  werden,  weil  sie 
eine  in  der  Hauptsache  noch  neue,  anderenorts  —  zumindest  in  der 
straffen  Zentralisation  und  Systematik  —  selten  vorhandene  und  erprobte 
Einrichtung  darstellt,  und  weil  sie  eine  der  unumgänglich  notwendigen 
Grundlagen  bildet  für  die  wirkungsvolle  Bekämpfung  des  gewohnheits¬ 
mäßigen,  reisenden,  interlokalen  und  internationalen  Verbrechertums, 
eine  Einrichtung,  die  auch  die  übrigen  Länder  werden  aufziehen  müssen, 
um  das  in  den  Wiener  Verhandlungen  beschlossene  Internationale  Polizei¬ 
bureau  mit  Material  zu  versorgen. 

Zum  Verständnis  ihrer  Funktion  sei  folgendes  bemerkt: 

Die  kriminalistische  Nachrichtenzentrale  hat  die  Aufgabe,  das  krimi¬ 
nell  und  sozial  besonders  wichtige  und  gefährliche,  in  erster  Linie  also 
das  reisende  Verbrechertum  mittels  zentral  aufge¬ 
zogener  Maßnahmen  zu  bekämpfen.  Welche  Verbrecher- 
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gruppen  man  in  diese  zentrale  Bekämpfung  einbezieht,  wie  weit  man  den 
Begriff  „reisender  Verbrecher“  ausdehnt,  ist  natürlich  Sache  der  Organi¬ 
sation  im  einzelnen,  die  von  der  Größe  und  kriminellen  Bedeutung  des  der 
Zentrale  unterstellten  Gebietes,  vor  allem  nämlich  von  der  praktischen 
Erwägung  abhängt,  daß  das  in  der  Zentrale  zusammenfließende  Nach¬ 
richtenmaterial  mit  der  erforderlichen  Schnelligkeit  und  Zuverlässigkeit 
bewältigt  und  ausgewertet  werden  kann. 

Für  das  Gebiet  des  Freistaates  Sachsen  sind  folgende  drei  Verbrecher¬ 
gruppen,  die  in  der  Praxis  allerdings  zum  Teil  ineinander  übergehen,  in 
den  Bereich  der  Nachrichtenzentrale  einbezogen  worden: 

1.  Verbrecher,  die  ihr  Tätigkeitsfeld  vermutlich  nicht  auf  bestimmte 
Orte  oder  Landesgebiete  beschränken  (sogenanntes  reisendes 
Verbrechertum); 

2.  Verbrecher,  die  sich  erfahrungsgemäß  an  bestimmten  Arten  von 
Rechtsgütern  vergreifen  oder  sich  bei  Ausführung  ihrer  Straftaten 
einer  bestimmten  Arbeitsmethode  (Trick)  bedienen  (gewerbs-  und 
gewohnheitsmäßiges  Verbrechertum,  Verbrechensspezialisten); 

3.  Verbrecher,  deren  Straftaten  infolge  großer  Beeinträchtigung  der 
öffentlichen  Sicherheit  von  besonderer  Wichtigkeit  oder  Gefähr¬ 
lichkeit  sind,  weil  ihre  Ausführung  oder  ihre  Folgen  oder  die  Ver¬ 
folgung  der  Täter  über  ein  größeres  Gebiet  sich  erstrecken  oder 
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weil  es  sich  um  besonders  hohe  Rechtsgüter  handelt  (schweres 
V  erbrechertum). 

Diese  weite  Einbeziehung  in  Sachsen  ist  erfolgt,  um  in  der  Praxis 
lückenlos  alles  Material  über  das  Auftreten  des  die  Nachrichtenzentrale 
interessierenden  Verbrechertums  zu  erhalten. 

Die  Nachrichtenzentrale,  deren  Aufgabe  also  darin  besteht,  die  Ver¬ 
folgung  und  Bekämpfung  des  kriminalistisch  und  sozial  wichtigsten  und 
gefährlichsten  Verbrechertums  zu  erleichtern  und  zu  fördern,  arbeitet 
hierbei  in  engster  Zusammenarbeit  mit  sämtlichen,  den  Kriminaldienst 
ausübenden  polizeilichen  Dienststellen  ihres  Bezirkes  —  also  ganz 
Sachsen  — ,  auf  deren  pünktliche  und  gewissenhafte  Nachrichtenüber¬ 
mittelung  sie  angewiesen  ist.  Alle  Kriminaldienst  verrichtenden  Organe 
sind  gehalten,  unverzüglich  von  in  ihrem  Bereiche  verübten  Straftaten 
der  in  Frage  kommenden  Verbrechergruppen  —  für  Sachsen  die  oben 
angeführten  —  die  Nachrichtenzentrale  zu  benachrichtigen.  Überdies 
ist  Nachricht  zu  geben,  wenn  diese  Dienststellen  gelegentlich  der  Erledi¬ 
gung  von  Erörterungsersuchen  eigener  oder  fremder  Polizei-  und 
Justizbehörden  oder  auf  sonstige  Weise  vom  Auftreten  solcher  Ver¬ 
brecher  Kenntnis  erhalten,  auch  dann,  wenn  der  Tatort  nicht  innerhalb 
des  Bezirkes  der  Nachrichtenzentrale  gelegen  ist,  um  dadurch  feststellen 
zu  können,  ob  innerhalb  des  Nachrichtenbezirks  verübte  Straftaten*  mit 
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den  außerhalb  vorgekommenen  in  Verbindung  zu  bringen  sind,  oder  ob 
außerhalb  des  Nachrichtenbezirks  festgenommene  Verbrecher  zu  inner¬ 
halb  dieses  Bezirkes  begangenen  Verbrechen  in  Frage  kommen  können. 

Die  Nachrichtenerstattung  erfolgt  zweckmäßig  mittels 
eines  für  diese  Zwecke  eingeführten  besonderen  Vordrucks,  auf  dem 
unter  anderen  die  Personenbeschreibung  des  bekannten  oder  unbe¬ 
kannten  Täters,  die  Personalien,  die  Spitz-  oder  Decknamen,  sichtbare 
Kennzeichen,  die  Aufenthaltsverhältnisse  und  die  Arbeitsart  zu  ver¬ 
merken  sind.  Fingerabdrücke,  Lichtbilder,  Handschriftenproben  sind,  so¬ 
weit  möglich,  beizufügen. 

Wenn  auch  die  Ausfüllung  dieser  Nachrichtenvordrucke  mit  größter 
Peinlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  erfolgen  muß,  so  bedeutet  sie  doch 
infolge  ihrer  Dezentralisation  auf  sämtliche  Kriminaldienst  verrichtende 
Organe  keine  besonders  starke  Belastung  des  einzelnen  Beamten  oder 
der  einzelnen  Dienststelle. 

Um  bei  der  Nachrichtenzentrale  ein  möglichst  lückenloses,  zur  rest¬ 
losen  Erfassung  der  in  Frage  kommenden  Verbrecher  geeignetes  Nach¬ 
richtenmaterial  zu  erhalten,  hat  Sachsen  —  neben  der  vorstehenden  An¬ 
zeigepflicht  der  Polizeibehörden  —  auch  noch  die  Justizbehörden 
zur  Nachrichtenhilfe  herangezogen.  Erfahrungsgemäß  erfolgt  ein 
Teil  der  Anzeigeerstattung  von  Verbrechen  bei  den  Strafverfolgungs- 
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behörden  der  Justiz  direkt,  ohne  daß  im  Laufe  der  weiteren  Erörterung 
die  Kriminalpolizei  des  Landes  so  rechtzeitig,  wie  es  für  die  erfolgreiche 
Tätigkeit  der  Nachrichtenzentrale  wünschenswert  ist,  etwas  davon  er¬ 
fährt.  Eine  Nachrichtenhilfe  der  Justiz  ist  deshalb  in  der 
Weise  erwünscht,  daß  die  Strafverfolgungsbehörden  von  jeder  Anzeige, 
die  wegen  einer  Straftat  der  oben  gekennzeichneten  Verbrechergruppen 
von  anderer  Seite  als  von  einer  Polizeibehörde  des  Landes  erstattet  wird, 
der  nächstgelegenen  Kriminaldienststelle  entweder  durch  Vorlegung  der 
Anzeige  in  Urschrift  oder  durch  Übermittlung  einer  Anzeigenabschrift 
oder  auf  sonstige  Weise  Kenntnis  geben. 

Überdies  ist  es  zweckmäßig,  daß  die  Untersuchungsbehörden  sämt¬ 
liches,  während  der  Untersuchung  und  der  Hauptverhandlung  neu  zutage 
tretendes,  der  Polizei  unbekanntes  Material  an  kriminell  wichtigen 
Tatsachen  (Verbrechensgepflogenheiten,  Verbrecherarbeitsweise,  Be¬ 
ziehungen  der  Verbrecher  unter  sich)  sofort  nach  Hervortreten  dieser 
Tatsachen  der  nächsten  Kriminaldienststelle  zur  Kenntnis  bringen. 

Aufgabe  dieser  Stellen  ist  es  dann,  diese  von  den  Justizbehörden  er¬ 
haltenen  Nachrichten  an  die  Nachrichtenzentrale  weiterzuleiten. 

In  Sachsen  ist  in  dieser  Weise  die  Justiz  zur  Nachrichtenhilfe  heran¬ 
gezogen  worden,  so  daß  für  die  Nachrichtenzentrale  eine  möglichst 
lückenlose  Nachrichtensammlung  über  die  in  Frage  kommen¬ 
den,  bei  Polizei-  und  Justizbehörden  bekannt  werdenden 
Straftaten  gewährleistet  ist. 

Selbstverständlich  ist,  daß  alle  Nachricht  gebenden  Organe  auch 
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Bild  48 

etwaige  ihren  Erstanzeigen  gegenüber  erforderlich  werdende  Änderungs¬ 
oder  Ergänzungsnachrichten  sofort  der  Nachrichtenzentrale  übermitteln 
müssen,  damit  sich  deren  Material  stets  auf  dem  laufenden  befindet. 

Die  schwierige,  aber  auch  dankbare  Au  fgabe  der  Nachrichten¬ 
zentrale  selbst  besteht  nun  darin,  das  bei  ihr  zusammenlaufende 
umfängliche  Material  sachgemäß,  d.  h.  schnell  und  erfolgreich,  auszu¬ 
werten.  Die  hierzu  erforderliche  Tätigkeit  ist  abhängig  von  der  Art  und 
dem  Umfange  des  zu  bearbeitenden  Nachrichtenmaterials,  die  herauszu¬ 
ziehenden  Erfolge  beruhen  zum  guten  Teile  auf  der  Geschicklichkeit  und 
Tüchtigkeit  der  in  der  Zentrale  tätigen  Beamten.  Es  müssen  eben  auch 
hier,  wie  bei  jeder  wichtigen  Zentralstelle,  die  besten  und  geeignetsten 
Beamten  herangezogen  werden. 

Sache  der  inneren  Organisation  einer  gut  eingerichteten  Nach¬ 
richtenzentrale  ist  es,  dafür  zu  sorgen,  daß  möglichst  das  gesamte 
Material  arbeitet  und  Nutzen  bringt,  und  daß  vermieden  wird,  die  Samm¬ 
lungen  durch  totes  Material  unnötig  zu  belasten. 

Es  sei  mir  gestattet,  hierzu  kurz  die  wesentlichste  Tätigkeit  zu 
schildern,  die  in  der  Sächsischen  Landesnachrichtenzentrale  zur  Be¬ 
arbeitung  und  Auswertung  des  dort  zusammenfließenden  Materials  vor¬ 
genommen  wird,  und  die  sich  für  sächsische  Verhältnisse  in  mehr  als  drei 
Jahren  bewährt  hat. 
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Zunächst  wird  das  eingehende  Nachrichtenmaterial  klassifiziert, 
d.  h.  die  eingehenden  Nachrichtenformulare  werden  entsprechend  der 
gemeldeten  Arbeitsmethode  (Verbrechensspezialität)  spezialisiert  und  in 
eine  Hauptkartei  eingereiht.  Diese  Hauptkartei  ist  in  zwei  Teile  ein¬ 
geteilt,  die  Abteilung  für  bekannte  Täter  und  die  Abteilung  für 
unbekannte  Täter.  Jede  dieser  beiden  Karteien  gliedert  sich 
wieder  in  verschiedene  Hauptabteilungen,  z.  B.: 

1.  schwere  Diebstähle, 

2.  Diebstähle  sonstiger  Art, 

3.  Betrugsdelikte, 

4.  Kapitalverbrechen, 

5.  Sittendelikte  usw. 

Diese  Hauptabteilungen  zerfallen  zur  Erhöhung  der  Übersichtlichkeit 
in  eine  größere  Anzahl  von  Unterabteilungen,  die  eine  Sichtung  des 
Materials  nach  der  besonderen  Eigenart  der  Begehenshandlung  —  Ver¬ 
brechensspezialitäten,  Tricks  —  ermöglichen. 

Neben  der  Hauptkartei,  in  der  also  die  einzelnen  Deliktsarten  mit  den 
sämtlichen  speziellen  Arbeitsmethoden  ersichtlich  sind,  wird  eine 
Namenskartei  geführt,  die  die  Namen  aller  bekannten  Verbrecher 
enthält,  die  in  der  Hauptkartei  eingelagert  sind.  Durch  besondere,  auf 
den  Personalkarten  angebrachte  Zeichen  (Verweisungssystem)  steht  die 
Namenskartei  mit  der  Hauptkartei  in  engster  Verbindung. 

Weiter  ist  vorhanden  eine  Verbrecherkennzeichenkartei, 
in  der  alle  sichtbaren  Kennzeichen  aufgetretener  bekannter  und  un¬ 
bekannter  Verbrecher  gebucht  werden.  Die  Erfahrungen  haben  gezeigt, 
daß  gerade  diese  Einrichtung  wesentlich  zur  Feststellung  der  Persönlich¬ 
keit  aufgetretener  unbekannten  Verbrecher  beigetragen  hat;  denn  die 
sichtbaren  und  deshalb  gerade  auffallenden  besonderen  Kennzeichen 
werden  von  den  mit  Verbrechern  in  Berührung  gekommenen  geschädigten 
Personen  viel  eher  im  Gedächtnis  behalten  als  die  allgemeine  Gestalt 
des  Verbrechers. 

Schließlich  wird  noch  eine  Kartei  für  Deck-  und  Spitz¬ 
namen  und  eine  T  atortskartei  geführt,  die  zur  Erschöpfung  aller 
Ermittelungsmöglichkeiten  der  Nachrichtenzentrale  dienen. 

Nicht  nur,  wie  schon  erwähnt,  bei  der  Nachrichten  Sammlung  über 
begangene  Straftaten  ist  eine  Heranziehung  der  Justizbehörden 
zweckmäßig,  besonders  empfehlenswert  und  nicht  zu  entbehren  ist  sie 
auch  für  die  Nachrichten  Verwertung.  Hierbei  ist  es  vor  allem  wich¬ 
tig,  den  jeweiligen  Aufenthalt  der  Verbrecher  soweit  möglich  zu  kennen, 
denn  alle  Kombination  und  Nachforschung  ist  vergeblich  und  unnütz, 
wenn  sich  dann  herausstellt,  daß  der  vermeintliche  Täter  während  der 
Tatzeit  gerade  eine  Freiheitsstrafe  verbüßt  hat  und  das  Verbrechen  also 
nicht  verübt  haben  kann.  Deshalb  müssen  Übersichten  über  den  je- 
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weiligen  Aufenthalt  derjenigen  Verbrecher  vorhanden  sein,  die  sich 
in  Untersuchungshaft  oder  in  Strafhaft  befinden,  oder  die  als  Fürsorge¬ 
zöglinge  in  einer  Fürsorgeerziehungsanstalt  sich  aufhalten,  damit  sofort 
übersehen  werden  kann,  ob  der  betreffende  Verbrecher  als  Täter  für 
eine  zu  einer  bestimmten  Zeit  begangene  Straftat  in  Frage  kommt  oder 
nicht.  Es  müssen  daher  tunlichst  die  Einlieferungen  von  sämtlichen  Unter- 
suchungs-  und  Strafgefangenen  in  die  Gefangenenanstalten  und  die  Ge¬ 
richtsgefängnisse  sowie  die  Einlieferungen  von  sämtlichen  Fürsorgezög¬ 
lingen  in  die  Fürsorgeerziehungsanstalten,  ferner  die  Entlassungen,  vor- 
läufigenBeurlaubungen,  die  Todesfälle,  die  Unterbringung  in  außerhalb  der 
Anstalten  befindlichen  Kranken-,  Heil-  und  Pflegeanstalten  und  Privat¬ 
kliniken  während  derUntersuchungshaft,  Strafhaft  und  Fürsorgeerziehung 
sowie  alle  Entweichungen  der  Nachrichtenzentrale  mitgeteilt  werden. 

In  Sachsen  ist  auch  in  dieser  Weise  eine  Einbeziehung  der  Justizbe¬ 
hörden  in  den  kriminellen  Nachrichtendienst  durch  eine  vom  Landes¬ 
kriminalamt  entworfene  Verordnung  des  Justizministeriums  herbeige¬ 
führt  worden. 

Neben  der  Bearbeitung  des  gesamten  Nachrichtenmaterials  für  die 
sämtlichen  Karteien  der  Nachrichtenzentrale  liegt  die  wichtigste  und 
schwierigste  Tätigkeit  der  Beamten  der  Nachrichtenzentrale  in  der 
kombinierenden  Vergleichung  des  Materials,  vor  allem  der 
Arbeitsmethoden  und  des  zur  Vornahme  von  Vergleichen  geeigneten 
sonstigen  Inhaltes  der  einzelnen  Karteien.  Insbesondere  werden  die  von 
den  verschiedenen  Dienststellen  eingehenden  Nachrichten  über  unbe¬ 
kannte  Täter  zunächst  in  sich  getrennt  dergestalt  bearbeitet,  daß  die 
Straftaten  spezialisiert,  dann  unter  Berücksichtigung  der  Arbeitsmethode, 
vorhandener  Personenbeschreibungen,  Kennzeichennachweise  zusammen¬ 
zogen  und  schließlich  mit  den  über  bekannte  Täter  eingegangenen  Formu¬ 
laren  verglichen  werden.  Danebenher  läuft  ein  sorgsames  Studium  der 
Fahndungsblätter  und  Tagesberichte,  aus  denen  alles  für  denNachrichten- 
und  Fahndungsdienst  wichtige  Material  —  also  insbesondere  solche  Straf¬ 
taten,  die  auf  gewerbsmäßiges,  reisendes  Verbrechertum  schließen  lassen 
—  herausgenommen  und  bearbeitet  wird. 

Stoßen  die  bearbeitenden  Beamten  auf  Straftaten,  die  nach  der  Sach¬ 
lage  miteinander  in  Verbindung  gebracht  werden  können,  so  werden  die 
interessierten  Dienststellen  auf  dem  tunlichst  schnellsten  Wege  —  Funk¬ 
spruch,  Telephon,  durch  das  Fahndungsblatt  oder  schriftlich  —  ver¬ 
ständigt  und  durch  die  Mitteilung  der  Einzelheiten  in  den  Stand  gesetzt, 
die  Verfolgung  des  oder  der  aufgetretenen  Verbrecher  nach  einer  be¬ 
stimmten  Richtung  aufzunehmen. 

Zu  bemerken  wäre  noch,  daß  der  Nachrichtenzentrale  auch  alle 
standesamtlichen  Sterbelisten  ihres  Bezirkes  zugängig  gemacht  werden 
zum  Zwecke  der  Säuberung  der  geführten  Karteien. 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 
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Daß  die  Errichtung  solcher  vorstehend  geschilderten  Nachrichtenzen¬ 
tralen  besondere  Vorteile  und  Erfolge  bei  der  Verbrechensbekämpfung 
bietet,  liegt  auf  der  Hand.  Man  braucht  nur  daran  zu  denken,  daß  ohne 
eine  solche  Nachrichtenzentralisierung  ein  reisender  Berufsverbrecher 
mit  gleichartigen  Tricks  an  einer  ganzen  Reihe  von  Orten  tätig  werden 
kann,  ohne  daß  der  auf  die  Identität  des  Täters  hinweisende  Zusammen¬ 
hang  überhaupt  oder  doch  rechtzeitig  bekannt  wird.  In  der  Regel  wird 
dann  ein  solcher  reisender  gewerbsmäßiger  Verbrecher  auch  nur  des 
einen  Deliktes  überführt  werden,  das  gerade  am  Orte  seiner  Festnahme 
bekannt  ist.  Oft  tritt  vielleicht  gar  nicht  einmal  zutage,  daß  man  es  mit 
einem  gefährlichen  reisenden  Verbrecher  zu  tun  hat. 

Im  anderen  Falle,  bei  einem  in  ganz  Deutschland  gutfunktionierenden 
Hand  in  Hand  arbeitenden  kriminellen  Nachrichtendienst,  muß  es  in  der 
Regel  möglich  sein,  den  an  irgendeinem  Orte  festgefahrenen  reisenden 
Berufverbrecher  wegen  einer  ganzen  Anzahl,  unter  günstigen  Umständen, 
wegen  aller  von  ihm  begangenen  Straftaten,  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Nur  dann  kann  dieser  gefährliche  Schädling  der  menschlichen  Gesell¬ 
schaft  auf  die  ihm  gebührende  Zeit  unschädlich  gemacht  werden. 

Welch'  überraschend  guten  Erfolge  mit  einer  Nachrichtenzentrali¬ 
sierung  über  das  gewerbsmäßige  reisende  Verbrechertum  zu  erzielen 
sind,  beweist  der  nachstehende  Auszug  aus  einer  Statistik  der 
Sächsischen  Landesnachrichtenzentrale: 

Es  wurden  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1924  bis  30.  September  1925 
durch  die  Tätigkeit  der  Landesnachrichtenzentrale 

ermittelt:  244  Personen, 

als  Täter  zu:  556  Straftaten, 

verübt  in:  384  verschiedenen  Orten. 

Durch  die  Bearbeitung  der  verschiedenen  Fahndungsblätter  in  Ver¬ 
bindung  mit  der  Gefangenenkartei  wurde  während  des  gleichen  Jahres 
der  Aufenthalt  von  418  Personen  festgestellt,  die  von  661  Behörden  ver¬ 
folgt  wurden. 

Diese  Erfolge  sind  als  besonders  zufriedenstellend  um  deswillen  anzuT 
sehen,  weil  sie  nur  durch  das  zentrale  Nachrichtensystem 
erzielt  worden  sind,  sonst  also  ausgeblieben  wären,  und  weil  es  sich  nur 
um  Erfolge  gegenüber  dem  besonders  schweren  und 
gefährlichen  Verbrechertum  —  zumeist  gewohnheitsmäßige 
Diebe  und  Betrüger  —  handelt. 

Von  Interesse  dürften  die  im  Bilde  beigefügten  Karten  über  den 
Reiseweg 

des  Gasthausbettendiebes  Max  Paul  M.  (Bild  49), 
des  Heirats-  und  Darlehnsbetrügers  Franz  P.  (Bild  50), 
des  Heiratsbetrügers  Max  K.  (Bild  51) 
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sein,  aus  denen  der  nach  den  Ermittelungen  der  Sächsischen  Landes¬ 
nachrichtenzentrale  festgestellte  Beutezug  dieser  Personen  ersichtlich  ist. 

In  welchem  Umfange  die  einzelnen  Länder  solche  Nachrichtenzen¬ 
tralen  errichten  müssen,  ist,  wie  gesagt,  Frage  der  Zweckmäßigkeit  und 
des  Umfanges  der  zu  lösenden  Aufgaben.  Für  das  internationale  Polizei¬ 
bureau  wird  natürlich  nur  das  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Ver¬ 
brechertums  interessierende  Material  in  Betracht  kommen.  Durch  das 
dargelegte  sächsische  Beispiel  ist  aber  jedenfalls  der  praktische  Beweis 
für  die  Notwendigkeit  und  Richtigkeit  derartiger  zentraler  Organisationen 
erbracht,  wobei  noch  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  in  Sachsen  ver- 
zeichneten  großen  Erfolge  erzielt  worden  sind  in  einem  Lande  von  noch 
nicht  5  Millionen  Einwohnern,  und  ohne  daß  bisher  ein  systematisches 
Zusammenarbeiten  auf  gleicher  Grundlage  mit  anderen  Landeszentral¬ 
stellen  möglich  war,  wodurch  sich  naturgemäß  die  Gesamterfolge  wesent¬ 
lich  erhöhen  müssen. 

Gestützt  -auf  die  Erfahrungen,  die  die  Organisation  der  sächsischen. 
Kriminalpolizei  ermöglichte,  und  auf  die  beachtenswerte  Anerkennung, 
die  die  sächsischen  Einrichtungen  in  den  anderen  Ländern  in  Fachkreisen 
gefunden  hatten,  erließ  ich  zu  Beginn  des  Jahres  1925  in  verschiedenen 
deutschen  Fachzeitschriften  einen  Aufruf  zur  Vorbereitung  einer  Deut¬ 
schen  Polizeikonferenz1).  Inzwischen  hatte  auch  Preußen  bekanntge¬ 
macht,  daß  es  für  den  Herbst  1926  die  Einberufung  einer  Polizeikonferenz 
plane. 

Mein  Aufruf  fand  bei  allen  größeren  deutschen  Polizeiverwaltungen 
einhellig  Zustimmung.  Die  badische  Regierung  unternahm  es  dann  in 
liebenswürdiger  Weise  zu  einer  Tagung  anläßlich  der  Internationalen 
Polizeitechnischen  Ausstellung  nach  Karlsruhe  einzuladen.  Dort  fand 
vom  22.  bis  24,  Juni  1925  die  „Deutsche  Polizeifachkonfe¬ 
renz  Karlsruhe“  statt.  Sie  war  von  etwa  60  Vertretern  der  Länder 
Anhalt,  Baden,  Bayern,  Braunschweig,  Hessen,  Lippe,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz,  Oldenburg,  Preußen,  Sachsen, Thüringen, 
Württemberg  sowie  der  freien  Städte  Hamburg,  Bremen,  Lübeck  und  der 
Stadt  Danzig  beschickt,  das  Reichsministerium  des  Innern  hatte  den 
Reichskommissar  Kuenzer  entsendet,  so  daß  die  Zusammenkunft  mit 
Recht  als  „Deutsche  Polizeifachkonferenz“  bezeichnet 
werden  kann. 

Am  ersten  Verhandlungstage  wurden  zu  den  in  meinem  Aufrufe  ange¬ 
gebenen  Verhandlungspunkten  Referate  und  zum  Teil  Korreferate  er¬ 
stattet.  Am  Nachmittag  und  am  zweiten  Verhandlungstage  fanden  kom¬ 
missionsweise  Beratungen  statt. 

Der  dritte  Verhandlungstag  führte  gleich  zu  Anfang  zu  einem  dauern- 


1)  „Die  Polizei“  1925,  Nr,  23;  „Deutsches  Polizei-Archiv“  1925,  Heft  4. 
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den  Erfolge  der  Zusammenkunft.  Nach  einem  von  mir  erstatteten  Referat 
über  ,,G  ründungeinerdeutschenkriminalpolizeilichen 
Kommission“  wurde  folgender  Antrag  angenommen: 

1.  Der  Plan  der  preußischen  Regierung,  für  den  Herbst  1926  eine 
deutsche  Polizeikonferenz  nach  Berlin  einzuberufen,  wird  lebhaft 
begrüßt; 

2.  Es  wird  die  Gründung  einer  aus  Vertretern  der  Polizeifachbehörden 
der  deutschen  Länder  und  Freien  Städte  bestehenden  ,, Deutschen 
Kriminalpolizeilichen  Kommission“  vorbehaltlich  der  Zustimmung 
der  Regierungen  beschlossen; 

3.  Die  weiteren  Vorbereitungen  werden  von  Fachvertretern  der  im 
jetzigen  Präsidium  vertretenen  Länder  weitergeführt.  Der  vorbe¬ 
reitende  Ausschuß  wird  sich  durch  Zuziehung  von  Vertretern  der 
Polizeibehörden  anderer  Länder  und  Freien  Städte  ergänzen. 

Die  Deutsche  Kriminalpolizeiliche  Kommission  ist  inzwischen  von 
den  Regierungen  anerkannt  worden.  Sie  hat  nachstehende  Geschäfts¬ 
ordnung  aufgestellt: 

1.  Die  D.  K.  K.  ist  eine  Arbeitsgemeinschaft  von  deutschen  Kriminal¬ 
fachmännern  zum  Zwecke  der  Abgabe  von  Gutachten  an  die 
Landesregierungen  über  die  Schaffung  und  Ausgestaltung  aller 
Einrichtungen  und  Maßnahmen,  die  zum  erfolgreichen  Kampfe 
gegen  das  Verbrechertum  geeignet  sind.  Zu  ihrer  Aufgabe  gehört 
ferner  die  Vertiefung  der  Kriminalwissenschaft  und  Kriminal¬ 
technik. 

2.  Mitglieder  der  D,  K.  K.  sind  die  von  den  Regierungen  der  deutschen 
Länder  benannten  Kriminalfachmänner;  sie  sind  keine  bevoll¬ 
mächtigten  Vertreter  der  Regierungen.  Jedes  Land  benennt  ein 
Mitglied.  Die  Kommission  ist  berechtigt,  weitere  deutsche  Kriminal¬ 
fachleute,  die  sich  durch  hervorragende  Leistungen  auf  ihrem  Ge¬ 
biet  auszeichnen,  mit  beratender  Stimme  zu  ihren  Sitzungen  zu¬ 
zuziehen. 

Dem  Reichsministerium  des  Innern  steht  die  Befugnis  zu,  einen 
Vertreter  zwecks  Unterrichtung  zu  den  Tagungen  der  D.  K.  K.  ab¬ 
zuordnen. 

3.  Die  Tagungen  der  D.  K.  K.  sollen  in  der  Regel  in  Zwischenräumen 
von  V-/2  Jahren  stattfinden.  Sie  werden  vom  Präsidium  (§  4)  ein¬ 
berufen.  Eine  Tagung  ist  einzuberufen,  wenn  es  die  Mehrheit  der 
Mitglieder  verlangt. 

Auf  den  Tagungen  können  zur  Behandlung  von  Einzelfragen 
Ausschüsse  eingesetzt  werden,  die  das  Ergebnis  ihrer  Beratungen 
dem  Präsidium  überweisen. 

4.  Zur  Leitung  und  Vertretung  der  D.  K.  K.  wird  ein  aus  fünf  Mit- 
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gliedern  bestehendes  Präsidium  gebildet.  Die  Wahl  erfolgt  durch 
die  Kommissionsmitglieder  mit  Stimmenmehrheit. 

Falls  im  Präsidium  das  Land,  in  dessen  Bezirk  die  nächste 
kriminalpolizeiliche  Konferenz  stattfindet,  nicht  vertreten  ist,  tritt 
dessen  Vertreter  als  6,  Mitglied  in  das  Präsidium  ein,  und  zwar 
bis  zum  Ablaufe  der  betreffenden  Tagung. 

Das  Präsidium  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Vorsitzenden  und 
seinen  Stellvertreter. 

5.  Das  Präsidium  amtiert  jeweils  bis  zum  Ablaufe  der  nächsten  Tagung 
der  D.  K.  K.  Falls  eine  solche  im  Zeiträume  von  3  Jahren  nicht 
stattfindet,  gilt  die  Wahl  als  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  erfolgt. 

Dem  Präsidium  steht  das  Recht  zu,  Referenten  zu  bestellen, 
falls  es  die  Besorgung  der  Geschäfte  erfordert. 

6.  Anträge  der  Mitglieder  über  Gegenstände,  die  in  den  Wirkungs¬ 
kreis  der  Kommission  fallen,  sind  schriftlich  an  den  Vorsitzenden 
des  Präsidiums  zu  leiten,  der  die  Bearbeitung  einem  Mitgliede  des 
Präsidiums  übertragen  kann. 

7.  Zur  Beschlußfassung  in  der  Kommission  ist  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  Mitglieder  erforderlich.  Jedes  Mitglied  hat  eine 
Stimme.  Das  Präsidium  hat  das  Recht,  eine  Beschlußfassung  in  be¬ 
sonderen  Fällen,  in  denen  die  Kommission  nicht  tagt,  im  schrift¬ 
lichen  Wege  zu  veranlassen. 

8.  Änderungen  und  Ergänzungen  der  Geschäftsordnung  beschließt  die 
D.  K.  K.  mit  Stimmenmehrheit.  Sie  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Landesregierungen. 

Die  in  Karlsruhe  im  übrigen  gefaßten  Beschlüsse  ergeben  sich  aus 
nachstehender  Übersicht,  die  zugleich  ein  anschauliches  Bild  darstellt, 
in  welcher  Weise  neben  der  notwendigen  Vereinheitlichung  und  Ver¬ 
besserung  des  kriminalpolizeilichen  Dienstes  die  Schaffung  der  gemein¬ 
samen  Grundlage  für  den  zwischenstaatlichen  kriminalpolizeilichen  Ver¬ 
kehr  in  Deutschland  und  damit  zugleich  des  Fundaments  für  die  inter¬ 
nationale  Zusammenarbeit  in  der  Verbrechensbekämpfung  gedacht  ist. 


Übersicht  über  die  Beschlüsse  der  Deutschen 
Polizeifachkonferenz  Karlsruhe,  Juni  1925. 

I.  Daktyloskopische  Zentralstellen. 

1.  Die  Kommission  erachtet  die  Schaffung  einer  Fingerabdruck- 
Zentralsammelstelle  als  einheitliches  Organ  aller  deutschen  Länder  als 
kriminalpolizeilich  zweckmäßig.  Über  die  weitere  Ausgestaltung  dieser 
Zentrale,  insbesondere  über  den  Umfang  des  ihr  zuzuführenden  Materials, 
hält  die  Kommission  weitere  Erörterungen  für  notwendig. 
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2.  Die  Kommission  erachtet  das  Bestehen  eines  möglichst  gleichmäßig 
zu  spannenden  Netzes  von  Fingerabdruck-Landeszentralen  als  kriminal¬ 
polizeilich  zweckmäßig.  Dabei  werden  sich  benachbarte  Länder  zu  einer 
gemeinsamen  Länderzentrale  zusammenzuschließen  haben. 

3.  Die  Kommission  erachtet  die  Ausarbeitung  einer  gleichmäßigen 
Geschäftsordnung  für  alle  Fingerabdruckzentralstellen  als  kriminal¬ 
polizeilich  zweckmäßig. 

II.  Kriminalistisches  Nachrichtenwesen. 

Nachrichtenverbindung  der  Länder. 

Die  Kommission  erachtet  die  Schaffung  eines  kriminalistischen  Nach¬ 
richtennetzes  über  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches  durch  Errichtung 
von  kriminalistischen  Nachrichtenzentralen  und  durch  deren  Ausbau 
nach  möglichst  gleichartigen  Gesichtspunkten  im  Interesse  einer  syste¬ 
matischen  Bekämpfung  des  gewerbsmäßigen,  insbesondere  des  reisenden 
Verbrechertums  für  unbedingt  notwendig. 

Es  wird  für  wünschenswert  erachtet,  die  mit  der  Bearbeitung  dieses 
wichtigen  Stoffgebietes  beauftragte  Kommission  durch  Hinzuwahl  von 
Vertretern  anderer  Länder  zu  erweitern. 

III.  Zentralstellen  zur  Ermittelung  von  Vermißten  und  unbekannten  Toten. 

1.  Die  Kommission  erachtet  es  für  zweckmäßig,  daß  über  das  Reichs¬ 
gebiet  ein  lückenloses  Netz  von  Nachrichtensammelstellen  für  Vermißte 
und  unbekannte  Tote  gespannt  wird. 

2.  Die  Errichtung  einer  zentralen  Nachrichtensammelstelle  für  Ver¬ 
mißte  und  unbekannte  Tote  für  das  Reichsgebiet  erscheint  wünschens¬ 
wert. 

IV.  Fahndungswesen. 

1.  Die  Grundlage  für  ein  erfolgreiches  kriminalpolizeiliches  Fahn¬ 
dungswesen  ist  ein  einheitlich  geregeltes  deutsches  Meldewesen  unter 
Neufassung  des  §  10  des  Freizügigkeitsgesetzes.  Hierzu  sind  Richtlinien 
erforderlich,  deren  wichtigste  Bestimmungen  folgende  sein  müssen: 

a)  Weitgehende  direkte  Meldepflicht.  Die  Einzelheiten,  auch  bezüg¬ 
lich  teilweiser  indirekter  Meldepflicht  und  der  Vorschriften  über 
Rückmeldungen,  bedürfen  noch  der  weiteren  Beratung.  Jedenfalls 
aber  bedürfen  die  Angaben  des  Meldenden  der  Nachprüfung  an 
Hand  von  bestimmt  zu  bezeichnenden  Urkunden. 

b)  Schärfere  Bestrafungen  von  Fälschungen  und  Erschleichungen  von 
Legitimationspapieren  unter  Schaffung  eines  anderen  Tatbestandes 
als  des  §  363  StrGB. 

c)  Auch  für  Passanten  ist  ein  Meldewesen  nach  einheitlichen  Ge- 
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sichtspunkten  erforderlich.  Die  Einzelheiten  bedürfen  der  wei¬ 
teren  Beratung. 

d)  Notwendig  ist  die  gesetzliche  Zulässigkeit  der  Festhaltung  bei 
nicht  genügender  Legitimation. 

2.  Zur  wirksamen  Bekämpfung  des  interlokalen  und  internationalen 
Verbrechertums  ist  es  erforderlich,  daß  eine  weitgehende  Unterstützung 
der  auf  Kommissorien  entsandten  auswärtigen  Beamten  durch  die  ört¬ 
liche  Polizeibehörde  erfolgt.  Die  Polizeihoheit  und  die  Polizeigewalt  sind 
zu  wahren.  In  besonderen  Eilfällen  genügt  nachträgliche  Meldung.  Bei 
größeren  Polizeibehörden  dürfte  es  sich  vielleicht  empfehlen,  eine  Zen¬ 
tralstelle  zu  schaffen,  welche  genaue  Kenntnis  von  den  bei  ihr  eingehen¬ 
den  Meldungen  der  auf  auswärtige  Kommissorien  entsandten  Beamten 
hat,  und  die  eine  zweckentsprechende  Bearbeitung  dieser  Sachen  vor¬ 
nimmt. 

3.  Eine  Verbesserung  der  Fahndungsausschreiben  ist  notwendig.  Sie 
müßte  insbesondere  in  einer  Zentralisierung  —  Schaffung  eines  Reichs¬ 
fahndungsblattes  mit  einem  amtlich  herausgegebenen  Generalregister  — 
bestehen.  Weitere  Beratungen  sind  erforderlich. 

4.  Es  muß  eine  Orientierung  der  deutschen  Kriminalbehörden  über 
die  zur  Entlassung  kommenden  Schwerverbrecher  erfolgen.  Näheres, 
insbesondere  die  Abgrenzung  des  Begriffes  Schwerverbrecher,  bedarf 
der  näheren  Beratung. 

5.  Die  Wichtigkeit  einer  zielbewußten  Kontrolle  des  Handels  mit 
deliktisch  erworbenen  Gegenständen  wird  nachdrücklich  betont;  sie  ist 
allen  Polizeibehörden  zur  Pflicht  zu  machen  und  von  der  zuständigen 
Instanz  zu  überwachen. 

6.  Die  Hilfsmittel  des  Fahndungsdienstes,  z.  B.  Personalbogen,  Finger¬ 
abdruckbogen,  Photographien  usw.,  sind  zu  vereinheitlichen.  Auch  hier 
bedürfen  die  Einzelheiten  noch  der  Beratung. 

7.  Für  den  Grenzfahndungsdienst  sind  einheitliche  Richtlinien  er¬ 
forderlich. 

8.  Eine  weitgehende  Verwendung  der  Daktyloskopie  nicht  nur  zu 
Zwecken  des  eigentlichen  Erkennungsdienstes,  sondern  auch  zu  präven¬ 
tiven  Zwecken,  ist  anzustreben.  Es  ist  darauf  hinzuarbeiten,  daß  die  Ab¬ 
nahme  von  Fingerabdrücken  von  dem  Publikum  nicht  als  ein  Makel  an¬ 
gesehen  wird. 


V.  Bekämpfung  von  Taschendiebstählen. 

1.  Um  den  reisenden  internationalen  Taschendieben  erfolgreich  be¬ 
gegnen  zu  können,  erscheint  die  Schaffung  einer  Zentralstelle  für 
die  Bekämpfung  der  gewerbsmäßigen  reisenden  Taschendiebe  er¬ 
forderlich. 

Dieser  Zentralstelle  müßten  die  Fingerabdruckbogen  und  Lichtbilder 
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aller  wegen  Verdachts  des  Taschendiebstahls  daktyloskopierten  und 
photographierten  Personen  aus  dem  ganzen  Reiche  mit  möglichster  Be¬ 
schleunigung  übersandt  werden,  sobald  der  Verdacht  besteht,  daß  es  sich 
um  reisende  Verbrecher  handelt. 

Gleichzeitig  müßte  diese  Zentralstelle  die  Nachrichten  über  die  im 
Reiche  auf  tretenden  reisenden  Taschendiebe  sammeln  und  entsprechend 
auswerten. 

Ihr  würde  auch  der  Verkehr  mit  dem  Auslande,  insbesondere  mit  den 
Herkunftsländern  der  internationalen  Taschendiebe  (Polen,  Ungarn) 
übertragen  werden  müssen. 

2.  Es  wird  empfohlen,  bei  allen  größeren  Kriminalpolizeibehörden 
besonders  ausgewählte  Spezialbeamte  mit  der  Bekämpfung  der 
internationalen  Taschendiebe  zu  betrauen  und  sie  insbesondere  auch  mit 
der  Überwachung  der  Bahnhöfe  zu  beauftragen. 

3.  Die  Ausstattung  dieser  Beamten  mit  Freifahrtkarten  der  deutschen 
Reichsbahn  ist  notwendig.  Ebenso  empfiehlt  sich  die  Anlegung  von 
Lichtbilderkarteien  für  internationale  Taschendiebe  auf  großen 
D-Zug-Stationen. 

4.  Die  Fühlungnahme  der  einzelnen  Sachbearbeiter  in  den  ein¬ 
zelnen  Ländern  und  benachbarten  Städten  ist  anzuempfehlen. 

5.  Von  der  Verwendung  von  Vertrauensleuten  auf  diesem 
Spezialgebiet  ist  —  von  Ausnahmefällen  abgesehen  —  abzuraten. 

6.  Als  Ort  für  die  zu  errichtende  Zentralstelle  für  alle  deutschen 
Länder  wird  Berlin  vorgeschlagen. 

7.  Außerordentlich  begrüßt  wird  die  Tatsache,  daß  der  Vorentwurf 
zu  einem  Allgemeinen  Deutschen  Strafgesetzbuch  Taschendiebstahl  als 
schweren  Diebstahl  (§  297  Ziff.  2)  bestraft  wissen  will  und  eine  aus¬ 
ländische  Verurteilung  bei  Verbrechen  als  Rückfall  begründet  ansieht 
(§  77  Abs.  4). 


VI.  Bekämpfung  der  Zigeuner. 

Die  nachdrückliche  Bekämpfung  der  Zigeunerplage  ist  im  öffent¬ 
lichen  Interesse  erforderlich.  Die  erfolgreiche  Führung  des  Kampfes  be¬ 
dingt  ein  geschlossenes  Vorgehen  aller  deutschen  (Länder-)Regierungen. 
Die  in  den  Jahren  1911  ff.  zwischen  einzelnen  Regierungen  vereinbarten 
Grundzüge  für  die  Bekämpfung  der  Zigeunerplage  erscheinen  als  brauch¬ 
bare  Grundlage  für  alsbald  aufzunehmende  neue  Verhandlungen. 

Mit  der  Neudurcharbeitung  dieser  Grundzüge  ist  eine  Kommission  von 
Ländervertretern  zu  betrauen.  Die  Kommission  soll  sobald  als  möglich, 
und  zwar  durch  die  Regierung  von  Bayern  einberufen  werden;  die 
Arbeiten  sollen  so  beschleunigt  werden,  daß  der  Entwurf  der  Verein¬ 
barung  der  Konferenz  der  Länderregierungen,  die  für  Herbst  1926  in 
Berlin  in  Aussicht  genommen  ist,  unterbreitet  werden  kann. 
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VII.  Kriminalpolizeiliche  Tätigkeit  anderer  Behörden 
(insbesondere  Post,  Eisenbahn). 

1.  Es  erscheint  unerwünscht,  daß  andere  Behörden  als  die  ordent¬ 
lichen  Kriminalbehörden  eine  kriminalpolizeiliche  Tätigkeit  ausüben,  da 
jede  Zersplitterung  der  kriminalpolizeilichen  Tätigkeit  und  Leitung  eine 
Schwächung  in  der  Bekämpfung  des  Verbrechertums  und  dann  eine 
ernsthafte  Gefahr  für  die  allgemeine  Sicherheit  bedeutet. 

2.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  insbesondere  zu  erstreben,  daß 
den  zu  Hilfspolizeibeamten  oder  Hilfsbeamten  der  Staatsanwaltschaft 
bestellten  Eisenbahn-  und  Postbeamten  diese  Eigenschaft  möglichst  bald 
wieder  entzogen  wird. 

VIII.  Verkehrserleichterungen  für  die  Kriminalpolizei. 

1.  Eisenbahn  und  andere  Verkehrsmittel: 

Sollen  die  Kriminalbehörden  das  interlokale  und  internationale  Ver¬ 
brechertum  wirksam  bekämpfen,  sollen  sie  insbesondere  zur  Erhöhung 
der  Sicherheit  im  gesamten  Personen-  und  Güterverkehr  auf  der  Eisen¬ 
bahn  wirksam  beitragen,  so  ist  die  Ausrüstung  der  Landeszentralkriminal¬ 
behörden  und  großstädtischen  Kriminalbehörden  mit  Eisenbahn-Dauer¬ 
freifahrkarten  im  beschränkten  Umfange  dringend  erforderlich.  Für  eine 
strenge  Überwachung  der  nur  dienstlichen  Verwendung  der  Karten  ist 
Sorge  zu  tragen. 

Bei  der  Konzessionierung  der  Verkehrsanstalten  (Privateisenbahn-, 
Straßenbahn-,  Luft-,  Schiffs-,  Großkraftwagenverkehr  usw.)  ist  den  Krimi¬ 
nalbeamten  das  Freifahrtrecht  auszubedingen. 

2.  Reichspost: 

Kriminalpolizeiliche  Ferngespräche  und  Telegramme  müssen  von  der 
Reichspostverwaltung  gegen  einfache  Gebühr  als  dringend  behandelt 
werden. 

Anstrebenswert  ist  auch  die  Einführung  des  Ablösesystems  für  Brief¬ 
sendungen  der  Kriminalpolizei, 

Ausgiebige  Ausnützung  aller  Rundfunkeinrichtungen  für  kriminalpoli¬ 
zeiliche  Zwecke  ist  dringend  erforderlich. 

Im1  Notfall  muß  auch  die  Reichsbahngesellschaft  ihr  Bahnlinientelephon 
der  Kriminalpolizei  zur  Verfügung  stellen. 

3.  Kriminalkraftwagen: 

Die  Kriminalbehörden  müssen  mit  besonders  eingerichteten  eigenen 
Kraftfahrzeugen  versehen  werden. 

4.  Kriminalfunkverkehr: 

Das  Reichsministerium  des  Innern  ist  zu  ersuchen,  auf  eine  weitere 
Entlastung  des  Kriminalfunkverkehrs  hinzuwirken. 

5.  Paß-  und  Zollerleichterungen: 
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Für  die  Dienstreisen  der  Kriminalbeamten  sind  Paß-  und  Zollerleich¬ 
terungen  zu  erwirken. 

6.  Einheitsausweis: 

Für  alle  Kriminalbeamten  Deutschlands  ist  ein  einheitlicher  Licht¬ 
bildausweis  („Idealausweis“)  einzuführen. 

Diese  Ergebnisse  der  Karlsruher  Polizeikonferenz  sind  ein  befriedigen¬ 
des  und  ermutigendes  Zeichen  dafür,  daß  Deutschland  im  Zusammen¬ 
schluß  seiner  Länder  und  Freien  Städte  bedacht  ist,  das  deutsche  reisende 
und  schwere  Verbrechertum  systematisch  zu  bekämpfen  und  damit  zu¬ 
gleich  im  Sinne  der  Beschlüsse  der  internationalen  Polizeikongresse  dem 
internationalen  Verbrechertum  zu  Leibe  zu  gehen.  Das  ist  Deutschland 
auch  seinem  alten  Rufe  als  gut  organisiertes  Land  der  Ordnung  und  Sicher¬ 
heit  schuldig. 

Die  bei  der  Polizeifachkonferenz  gehaltenen  recht  interessanten  Refe¬ 
rate  und  Korreferate1)  können  hier  nicht  näher  besprochen  werden.  Nur 
zu  zwei  Beratungspunkten  sei  eine  kurze  Bemerkung  gestattet,  insoweit 
nämlich,  als  sie  über  den  Rahmen  rein  innerdeutscher  zwischenstaat¬ 
licher  Belange  hinaus  zugleich  Bedeutung  haben  für  die  internationale 
Verbrechensbekämpfung  und  als  sie  das  hierzu  bisher  Ausgeführte  noch 
ergänzen  oder  besonders  unterstreichen: 

Da  ist  zunächst  das  wichtige  Gebiet  des  Fahndungs-  und 
Fremdenmeldewesens  zu  erwähnen.  In  den  Referaten  des 
Hamburger  Kriminalchefs  Dr.  Schlanbusch  und  des  Münchener  Bezirks¬ 
oberamtmanns  Bernreuther  wird  festgestellt,  daß  das  deutscheFahndungs- 
wesen  den  besonderen  Aufgaben  der  Gegenwart  nicht  gerecht  wird,  daß 
es  besonders  versagt  im  Kampfe  gegen  das  Berufsverbrechertum.  Es 
wird  sehr  richtig  darauf  hingewiesen,  daß  für  Deutschland  eine  Beteili¬ 
gung  am  internationalen  Fahndungsdienst,  wie  sie  nach  den  Wiener  inter¬ 
nationalen  Vereinbarungen  vorgeschlagen  werde,  erst  dann  wirklichen 
Erfolg  verspreche,  wenn  zuvor  der  eigene  interlokale  Fahndungsverkehr 
schlagfertig  und  wirkungsvoll  ausgebaut  sei. 

Zum  Kapitel  „Zigeunerbekämpfung“,  einem  Sachgebiete,  auf  dem 
schon  immer  das  Polizeipräsidium  München  führend  voranging,  be¬ 
richtete  der  Münchener  Regierungsrat  v.  Merz2).  Die  Zigeunerplage  hat 
sich  nach  dem  Kriege  besonders  in  den  süddeutschen  Ländern  verstärkt. 
Im  Sinne  der  erforderlichen  Bekämpfungsmaßnahmen  sind  allerdings 
unter  „Zigeunern“  nicht  nur  die  verhältnismäßig  wenigen  wirklich  rasse¬ 
reinen  Zigeuner  zu  verstehen,  sondern  auch  die  sogenannten  „Land¬ 
fahrer“,  das  sind  nach  Zigeunerart  umherziehende  Personen,  die  ohne 

J)  Ausführlicher  Bericht  befindet  sich  in:  „Die  Polizei  der  Gegenwart  in  Wort  und 
Bild”  von  Gundlach.  Deutscher  Polizeiverlag,  Lübeck  1925. 

2)  v.  Merz:  Der  Kampf  gegen  die  Zigeuner  und  Landfahrer.  „Deutsches  Polizei- 
archiv”  1925,  Heft  12. 
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Beruf  zum  Zwecke  gewerblicher,  schaustellerischer  oder  gauklerischer 
Leistungen  oder  zum  Zwecke  des  Handels  gewohnheitsmäßig  und  ohne 
festen  Wohnsitz  allein,  familien-  oder  bandenweise  umherziehen-  Zur 
Bekämpfung  ist  in  erster  Linie  ein  einheitlicher  Nachrichtendienst  unter 
Mitbenutzung  aller  erkennungsdienstlichen  Hilfsmittel  erforderlich.  Ge¬ 
rade  hier  aber  wird,  da  ja  das  Zigeunertum  mit  seinem  Nomadentum  und 
Gauklerwesen  den  besten  Nährboden  für  die  Entwicklung  des  inter¬ 
nationalen  Verbrechertums  bilden  kann,  ohne  weiteres  die  enge  Be¬ 
ziehung  für  internationale  gemeinsame  Bekämpfungstätigkeit  gegeben. 

Nach  den  vorstehend  gemachten  Ausführungen  über  die  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  internationalen  Verbrechensbekämpfung  bestehenden 
deutschen  kriminalpolizeilichen  Verhältnisse,  interessieren  noch 
einige  kurze  Bemerkungen  über  die  entsprechenden  V  erhältnisse 
i  n  anderen  wichtigeren  europäischen  Ländern: 

Österreich  verfügt  über  die  hervorragend  geleitete  und  organi¬ 
sierte  Polizeidirektion  Wien,  die  auf  die  übrigen  Polizeidienststellen  des 
Landes  infolge  ihrer  gut  ausgebauten  technischen  Einrichtungen  einen 
überragenden  Einfluß  ausübt.  Dadurch,  daß  die  Polizeidirektion  Wien 
der  Sitz  des  Internationalen  Polizeibureaus  ist,  wird  auch  die  Einwirkung 
der  Polizeidirektion  auf  das  Land  Österreich  sich  im  Sinne  einer  zen¬ 
tralen  Verbrechensbekämpfung  immer  weiter  entwickeln.  Eine  nach 
Wien  scharf  zentralisierte  einheitliche  Organisation  der  gesamten  Krimi¬ 
nalpolizei  besitzt  Österreich  zunächst  noch  nicht. 

In  der  Tschechoslowakei  sind  ebenfalls  nur  Anfänge  einer 
gewissen  Zentralisation  vorhanden,  indem  auch  hier  die  Polizeidirektion 
Prag  eine  besonders  gute  polizeiliche  Organisation  und  dadurch  einen 
gewissen  Einfluß  auf  das  übrige  Land  besitzt.  Ebenso  wie  in  Prag  ist 
noch  in  verschiedenen  größeren  Städten  die  Kriminalpolizei  Staatsbe¬ 
hörde,  im  übrigen  ist  sie  gemeindlich  organisiert.  Eine  straff  zentralisierte 
einheitliche  Organisation  ist  also  auch  hier  nicht  vorhanden. 

Polen  besitzt  eine  einheitliche  staatliche  und  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  militärisch  organisierte  Polizei,  deren  wichtigsten  Bezirkssitzen 
Kriminaldienststellen  zugeteilt  sind,  deren  Tätigkeitsbereich  sich  auch 
auf  benachbarte  Bezirke  erstreckt,  soweit  sie  keine  eigene  Kriminal¬ 
polizei  haben.  Die  Kriminalbezirksstellen  stehen  unter  Leitung  höherer 
Kriminalbeamten.  Über  den  Bezirksstellen  bestehen  Kreisstellen  mit  er¬ 
weiterten  Funktionen  und  alsZentrale  der  gesamten  Polizei  unter  direkter 
Unterstellung  unter  das  Ministerium  des  Innern  das  Polizeihaupt¬ 
kommando,  dessen  4.  Abteilung  die  Aufsicht  über  das  Funktionieren 
der  Kriminalpolizei  im  ganzen  Staate  hat. 

Wir  haben  also  hier  eine  straff  und  einheitlich  organisierte  Staats¬ 
polizei,  in  deren  Rahmen  sich  ohne  besondere  Schwierigkeiten  alle  zur 
systematischen  Verbrechensbekämpfung  erforderlichen  zentralen  Maß- 
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nahmen  ermöglichen  lassen.  Von  dieser  Abteilung  wird  z.  B.  das  Krimi¬ 
nalblatt,  die  ,,Gazeta  Stedcza“  redigiert;  wieweit  sonstige  zentrale  Ein¬ 
richtungen  vorhanden  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

Rußland  hat  zweifellos  in  bezug  auf  Ordnung  und  Sicherheit  in 
den  Zeiten  nach  dem  Kriege  schwer  gelitten.  Die  Räteregierung  soll  sich 
aber  um  einen  guten  Ausbau  der  Kriminalpolizei  nach  den  Grundsätzen 
der  Vorkriegszeit  bemühen.  Zurzeit  noch  findet  allerdings  die  Kriminal¬ 
polizei  viel  zu  rein  politischen  Zwecken  Verwendung,  im  Gegensatz  zu 
Polen,  wo  die  Polizei  streng  politiklos  aufgezogen  ist. 

Vor  dem  Kriege  galt  die  russische  Kriminalpolizei  als  besonders  gut. 
Sie  war  in  der  Hauptsache  nach  dem  französischen  Muster  der  mobilen 
Brigaden  einheitlich  organisiert  und  im  Ministerium  des  Innern  unter 
einer  besonderen  Abteilung  zentralisiert.  Diese  Abteilung  diente  vor 
allem  auch  dem  Verkehr  mit  ausländischen  Polizeibehörden  und  war 
somit  die  gegebene  Stelle  für  den  Nachrichtenaustausch  im  internationalen 
kriminalistischen  Verkehr. 

Finnland  besitzt  eine  an  sich  gut  organisierte,  durchweg  staatliche 
Polizei.  Es  fehlt  aber  zur  Zeit  noch  an  der  Schaffung  zentraler  Einrich¬ 
tungen  zur  systematischen  kriminalpolizeilichen  Bearbeitung. 

In  Italien  sind  im  Dienste  der  öffentlichen  Sicherheit  tätig: 
die  Karabinieri, 

das  Korps  von  Agenten  der  öffentlichen  Sicherheit, 
die  freiwillige  Miliz  für  die  nationale  Sicherheit. 

Das  Korps  der  Agenten  der  öffentlichen  Sicherheit  untersteht  un¬ 
mittelbar  dem  Ministerium  des  Innern.  Es  ist  dazu  berufen,  die  Sicher¬ 
heit  der  Person  und  des  Eigentums  zu  schützen,  strafbare  Handlungen  zu 
verhüten,  die  Täter  auszuforschen  und  aufzugreifen  und  die  zur  Her¬ 
stellung  des  Beweises  der  Tat  dienenden  Daten  zu  sammeln. 

Diese  ,, Guardia  di  Citta“,  eine  Staatskriminalpolizei  mit  einem  Be¬ 
amtenbestand  von  derzeit  etwa  12  000  Personen,  die  aus  den  Karabinieri 
oder  dem  Militär  übernommen  werden,  nachdem  sie  einen  Unterrichts¬ 
kurs  bei  der  technischen  Polizeischule  (scuola  tecnica  di  policia)  durch¬ 
gemacht  haben,  ist  über  das  ganze  Land  verteilt  und  bearbeitet  alle 
größeren  Kriminalfälle  insbesondere  die  sogenannten  Kapitalverbrechen. 

In  der  Schweiz  sind  zwar  in  Bern  gewisse  Anfänge  zentraler  Ein¬ 
richtungen  und  Maßnahmen  vorhanden.  Eine  einheitliche,  reibungs¬ 
lose  Zusammenarbeit  ermöglichende  Polizeiorganisation  ist  in  den  ver¬ 
schiedenen  Kantonen  aber  bisher  noch  nicht  durchgeführt. 

Spanien  hat  seine  Kriminalpolizei  ähnlich  wie  Italien  organisiert. 
Die  „Guardia  civil“  untersteht  der  im  Ministerium  des  Innern  in  Madrid 
befindlichen  Zentralleitung  mit  einem  „Director  generale“  an  der  Spitze. 
Diese  Zentralleitung  ist  die  für  den  internationalen  Polizeiverkehr  ge¬ 
eignete  und  bestimmte  Stelle. 
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In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  ist  die  Polizei  wohl  mit  am  besten  organisiert.  Die 
gesamte  Sicherheitspolizei  steht  unter  staatlicher  Leitung  (Sürete  gene¬ 
rale).  Die  Zentralleitung  befindet  sich  im  Ministerium  des  Innern  in 
Paris,  Seit  1907  besteht  als  besondere  Organisation  zur  Bekämpfung  des 
besonders  wichtigen  Verbrechertums  eine  Art  Reichskriminalpolizei, 
nämlich  die  ,, police  mobile“,  die  sich  in  12  Brigaden  über  das  ganze  Land 
erstreckt. 

In  Paris  ist  auch  in  kriminalistischer  und  kriminaltechnischer  Hinsicht 
eine  gewisse  Zentralisation  vorhanden,  deren  Einrichtungen  zur  inter¬ 
nationalen  Verbrechensbekämpfung  geeignet  sind  und  Anwendung  finden. 

Belgien  übt  die  kriminalpolizeiliche  Tätigkeit  im  allgemeinen 
durch  die  Gemeindepolizei  aus.  Es  besitzt  aber  neuerdings  eine  Zentral¬ 
instanz  für  kriminalpolizeiliche  Angelegenheiten  in  Brüssel,  die  ,, sürete 
generale“,  die  nach  dem  Muster  der  französischen  „police  mobile“  organi¬ 
siert  ist. 

In  Holland  ist  eine  nach  modernsten  Grundsätzen  organisierte 
Kriminalpolizei  im  allgemeinen  nicht  vorhanden.  In  der  Hauptsache  wird 
der  Kriminaldienst  durch  die  Gemeinden  ausgeübt.  Doch  besteht  im 
Justizministerium  in  Amsterdam  eine  Zentralstelle  für  kriminalpolizei¬ 
liche  Angelegenheiten,  die  zum  Austausch  von  Nachrichten  im  inter¬ 
nationalen  Verkehr  geeignet  erscheint.  Im  übrigen  gibt  es  eine  Art 
Reichs-  oder  Staatspolizeikorps,  die  „Rijksveldwacht“,  ein  rein  mili¬ 
tärisches  Korps  mit  militärischer  Bestimmung  und  Widmiung,  und  die 
„Marechaussee“,  die  Gendarmerie.  Es  fehlt  jedenfalls  noch  an  einer 
festen  Einheitlichkeit  und  Zentralisierung  der  Polizei. 

England  —  mit  Wales  —  besitzt  eine  gute  staatliche  Polizei  in  Lon¬ 
don,  die  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellt  ist.  Im  Lande  sind  sonst 
städtische  Polizeibehörden  vorhanden,  die  jedoch  von  staatlichen  „In¬ 
spektoren“  überwacht  werden.  Neben  diesen  Gemeindebehörden  steht 
nun  aber  noch  die  „County  police“,  die  ebenfalls  unmittelbar  dem 
Ministerium  des  Innern  unterstellt  ist  und  die  die  Funktion  einer  eigent¬ 
lichen  Reichskriminalpolizei  ausübt. 

In  Schottland  und  Irland,  das  neuerdings  seine  gesamte 
Sicherheitspolizei  verstaatlicht  hat,  liegen  die  kriminalpolizeilichen  Ver¬ 
hältnisse  ähnlich  wie  in  England. 

Für  ganz  Großbritannien  ist  eine  Zentralisierung  der  Be¬ 
kämpfung  des  gewerbsmäßigen  Verbrechertums  vorgenommen  durch  die 
Errichtung  der  „Convict  Supervision  Office“  (C.  S.  O.)  in  London.  Da¬ 
selbst  befindet  sich  eine  Nachrichtenabteilung  für  gewerbsmäßige  Ver¬ 
brecher,  eine  Sammlung  von  Fingerabdrücken,  eine  Lichtbildersammlung, 
eine  Kartothek  von  Signalements  von  Verbrechertypen  und  dergleichen 
mehr.  Diese  C.  S.  O.  ist  demnach  die  für  den  internationalen  Nach¬ 
richtenaustausch  geeignete  Stelle. 
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Dänemark  besitzt  eine  gut  organisierte,  in  den  letzten  Jahren  noch 
besonders  ausgebaute  Reichskriminalpolizei,  die  bestimmte  wichtige  Ver¬ 
brechen  und  Vergehen  zu  bearbeiten  hat.  Sie  ist  nach  den  Grundsätzen 
moderner  Kriminaltechnik  ausgestattet  und  dem  Justizministerium  unter¬ 
stellt.  Die  Zentralleitung  befindet  sich  in  Kopenhagen. 

Auch  in  Schweden  und  in  Norwegen  ist  eine  staatliche 
Kriminalpolizei,  ähnlich  organisiert  wie  in  Dänemark,  vorhanden,  deren 
Zentralleitungen  sich  in  Stockholm  bzw.  Christiania  befinden. 

Diese  Zentralleitungen  in  den  drei  Nordländern  sind  als  die  zum 
kriminalpolizeilichen  Nachrichtenaustausch  im  internationalen  Verkehr 
geeigneten  und  bestimmten  Dienststellen  anzusehen. 

Wir  sehen  also,  zur  systematischen  Bekämpfung  des  interlokalen  und 
internationalen  Verbrechertums  fehlt  es  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern 
auch  außerhalb  Deutschlands  noch  vielfach  an  dem  Notwendigsten,  näm¬ 
lich  an  der  Schaffung  der  hierzu  erforderlichen  Zentralstellen  und  an 
deren  lückenlosem  Hand-in-Hand-Arbeiten. 

Mit  äußerer  Organisation  der  Kriminalpolizei  und  einheitlicher  Syste¬ 
matik  in  der  Bekämpfungstätigkeit  ist  natürlich  noch  nicht  alles  getan. 
Zum  Funktionieren  bedarf  es  dann  noch  einer  in  Kriminalpraxis  und 
Kriminaltechnik  besonders  gut  ausgebildeten  und  überhaupt  für  den 
schweren  und  verantwortungsvollen  Beruf  der  Kriminalpolizei  besonders 
sorgfältig  ausgewählten  Kriminalbeamtenschaft,  der  alle  modernen  tech¬ 
nischen  erkennungsdienstlichen  Apparate  und  Methoden  sowie  alle  neu¬ 
zeitlichen  Verkehrsmittel  zur  Verfügung  stehen  müssen. 

Was  die  moderne  Kriminalistik  auf  diesemi  Gebiete  in  den  letzten 
Jahrzehnten  geschaffen  hat  und  in  der  Praxis  braucht,  das  hat  uns  in  vor¬ 
züglicher  Weise  die  Internationale  Polizeitechnische 
Ausstellung  Karlsruhe  vom  Juni  1  9  2  5  gezeigt.  Ausgestellt 
hatten:  von  deutschen  Polizeiverwaltungen  Bayern,  Braunschweig, 
Bremen,  Hamburg,  Hessen,  Lübeck,  Mecklenburg,  Preußen,  Sachsen, 
Thüringen,  Württemberg,  Baden;  von  außerdeutschen  Staaten  Amerika, 
Dänemark,  Danzig,  England,  Holland,  Italien,  Jugoslawien,  Österreich, 
Schweiz,  Spanien,  Tschechoslowakei,  Ungarn.  Besondere  Stände  hatten 
noch  die  deutsche  Reichspost,  Reichsbahn  und  Reichsfinanzverwaltung. 
Weiter  hatten  zahlreiche  Industriefirmen  ihre  Erzeugnisse  zur  Schau  ge¬ 
stellt1).  Die  Bedeutung  der  von  dem  badischen  Innenminister  Remmele 
großzügig  angelegten  Veranstaltung  erhellt  am  besten  aus  einem  ihm  von 
den  in  Karlsruhe  versammelten  Mitgliedern  der  Internationalen  Kriminal¬ 
polizeilichen  Kommission  überreichten  Dankschreiben,  in  dem  bemerkt 
ist,  ,,daß  die  in  Karlsruhe  weilenden  Kommissionsmitglieder  der  einstim- 


J)  Dr,  Barck:  Internationale  Polizeitechnische  Ausstellung  Karlsruhe  1925.  „Inter¬ 
nationale  Öffentliche  Sicherheit“  1925,  Nr,  7. 

Palitzsch,  Bekämpfung  des  internationalen  Verbrechertums. 
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migen  Überzeugung  Ausdruck  gaben,  daß  diese  Ausstellung  als  ein  in 
jeder  Hinsicht  großzügiges  Unternehmen  von  ganz  besonderer  Tragweite 
gewürdigt  werden  müsse;  denn  sie  ermögliche  nicht  nur,  durch  plan¬ 
mäßige  Zusammenstellung  der  im  Abwehrkampfe  gegen  das  Verbrecher¬ 
tum  anwendbaren  Mittel  einen  für  den  Fachmann  äußerst  belehrenden, 
tiefen  Einblick  in  die  technischen  Errungenschaften  der  modernen  Polizei, 
sondern  sie  lasse  auch  in  einer  allgemein  verständlichen  Weise  die  viel¬ 
fachen  Aufgaben  erkennen,  die  von  der  Polizei  im  heutigen  Rechtsstaate 
zu  erfüllen  sind. 

Gerade  in  dieser  Aufklärung  über  die  dem  Wohle  des  Volkes  un¬ 
mittelbar  dienenden  kulturellen  Zwecke  der  Polizei  sei  zweifellos  ein 
ganz  besonderer  Wert  der  Internationalen  Polizeitechnischen  Ausstellung 
zu  erblicken,  deren  Veranstaltung  ein  bleibendes  Verdienst  um  die 
Menschheit  ist.“ 

Es  muß  leider  gesagt  werden,  daß  auch  in  Deutschland  dem  wichtigen 
Erfordernis  einer  besonderen  fachwissenschaftlichen 
Ausbildung  der  Kriminalbeamtenschaft  nicht  genügend 
entsprochen  wird.  Weder  für  die  eigentliche  Vollzugsbeamtenschaft  noch 
für  die  juristischen  Kriminalisten  wird  in  der  erwünschten  Weise  für  eine 
genügende  Berufsvorbildung  gesorgt.  Hinsichtlich  der  Juristen  versagt 
hier  schon  das  Universitätsstudium,  das  einer  kriminalistischen  Aus¬ 
bildung  noch  nicht  genügend  Rechnung  trägt.  Die  zahlreichen  Besse¬ 
rungs-  und  Reformierungsvorschläge  hierzu  sind  bekannt.  Es  ist  dringend 
zu  wünschen,  daß  ihnen  bald  die  nötige  ernste  Beachtung  geschenkt  wird. 
In  Sachsen  bekommt  jetzt  endlich  nach  langen  Bemühungen  das  Landes¬ 
kriminalamt  einzelne  höhere  Beamte,  die  die  beiden  juristischen  Staats¬ 
prüfungen  abgelegt  haben,  auf  mehrere  Monate  zur  kriminalistischen 
Ausbildung  zugewiesen. 

Die  Polizeidirektion  Wien  ist  auch  hier  wieder  vorbildlich  vorange¬ 
gangen,  indem  sie  im  Herbst  1924  ein  eigenes  kriminalistisches  Institut 
schuf,  das  in  erster  Linie  die  wissenschaftliche  und  fachliche  Ausbildung 
der  zur  kriminalistischen  Betätigung  berufenen  akademiisch  ge¬ 
bildeten  Sicherheitsorgane  durch  fachlichen,  hochschulmäßigen  Unter¬ 
richt  sowie  durch  wissenschaftliche  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
Kriminologie  bezweckt.  Der  auf  vier  Semester  verteilte  Vorlesungsplan 
umfaßt  folgende  Disziplinen: 

1.  Kriminalistische  Propädeutik  und  Methodenlehre, 

2.  Allgemeine  und  spezielle  Kriminalistik, 

3.  Kriminalanthropologie  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Er¬ 
kennungslehre, 

4.  Daktyloskopie, 

5.  Handschriftenkunde  (Spezialkolleg), 

6.  Kriminaltaktik, 
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7.  Kriminalätiologie, 

8.  Kriminalsoziologie, 

9.  Kriminalstatistik, 

10.  Kriminalpolitik  und  Einführung  in  die  strafrechtlichen  und  straf¬ 
prozessualen  Neuerscheinungen  in  der  Literatur,  Judikatur  und 
Legislative  des  In-  und  Auslandes, 

11.  Einführung  in  die  kriminalistisch  wichtigsten  Kapitel  der  Physik, 

12.  Allgemeine  Chemie, 

13.  Technische  Chemie  für  Kriminalisten, 

14.  Gerichtliche  Chemie, 

15.  Photochemie, 

16.  Einführung  in  die  Photographie  und  Mikrophotographie, 

17.  Wissenschaftliche  Photographie, 

18.  Kriminalistische  Warenkunde  und  Technologie, 

19.  Einführung  in  die  gerichtliche  Medizin, 

20.  Experimentelle  und  forensische  Psychologie, 

21.  Forensische  Psychiatrie, 

22.  Privatwirtschafts-Wissenschaft  (Theorie  des  Bankwesens  und  der 
Bücher-  und  Bilanzprüfung  vom  Standpunkte  des  Kriminalisten). 

Im  sächsischen  Vollzugsdienst  erfolgt  zur  Zeit  die  besondere  Fach¬ 
ausbildung  der  Kriminalbeamtenschaft  in  der  Weise,  daß  die  dem  uni¬ 
formierten  Polizeidienst  entnommenen  Kriminalanwärter  nach  min¬ 
destens  fünfjähriger  Tätigkeit  im  Einzeldienst  der  Ordnungspolizei  auf 
10 — 12  Monate  zum  Probedienst  in  eine  zentrale  Kriminalabteilung 
kommandiert  werden,  dann  eine  Abschlußprüfung  abzulegen  haben  und 
schließlich  bei  Bedarf  nach  Maßgabe  der  bewiesenen  besonderen  Eignung 
in  den  Kriminaldienst  übernommen  werden.  Außerdem  müssen  alle 
Kriminalbeamten  als  Voraussetzung  für  die  Übernahme  in  bestimmte  Be¬ 
soldungsgruppen  sich  zwei  Beförderungsprüfungen  unterziehen.  Die  Voll¬ 
zugsbeamten,  die  als  nichtjuristische  Kriminaldezernenten  Beschäftigung 
finden,  müssen  ferner  einen  sechsmonatigen  besonderen  Ausbildungs¬ 
lehrgang  beim  Landeskriminalamte  durchlaufen,  nach  dessen  Beendigung 
sie  eine  besonders  erschwerte  Abschlußprüfung  abzulegen  haben. 

In  jedem  Winterhalbjahre  finden  am  Sitze  der  zentralen  Kriminal¬ 
abteilungen  Vorträge  zur  Weiterbildung  der  gesamten  Kriminalbeamten¬ 
schaft  statt. 

Es  muß  immer  wieder  betont  werden,  daß  für  eine  umfassende 
kriminalfachliche  und  insbesondere  kriminaltechnische  Ausbildung  der 
Kriminalbeamtenschaft  nicht  genug  getan  werden  kann,  und  daß  es  eine 
falsche  Sparsamkeit  ist,  die  sich  in  der  dem  Wohle  der  Menschheit  ge¬ 
widmeten  Praxis  bitter  rächt,  wenn  hierbei  ängstlich  gespart  wird. 
Welchen  Wert  mit  vollem  Recht  der  Internationale  Polizeikongreß  Wien 
der  Frage  der  Ausbildung  der  Kriminalbeamten  beigemessen  hat,  er- 
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gibt  sich  aus  den  oben  wiedergegebenen  umfänglichen  Referaten,  die  hier¬ 
zu  in  Wien  erstattet  wurden. 

Mit  besonderem  Erfolge  benutzt  Sachsen  seine  im  Landeskriminal¬ 
museum  enthaltenen  reichhaltigen  Sammlungen  (siehe  Bild  52,  53,  54)  für 
Lehr-  und  Fortbildungszwecke1). 

Wenn  wir  uns  nun  am  Schlüsse  nochmals  vergegenwärtigen,  welche 
großen  und  wichtigen  Aufgaben  zur  Bekämpfung  des  inter¬ 
nationalen  Verbrechertums  und  zur  gemeinsamen 
Bekämpfung  des  schweren  und  gewerbsmäßigen  Ver¬ 
brechertums  überhaupt  in  der  Zusammenarbeit  der 
Länder  zu  lösen  sind,  so  müssen  wir  auf  der  einen  Seite  feststellen, 
daß  das  Deutsche  Reich  und  seine  Länder  im  innerstaatlichen  und  inter¬ 
nationalen  Polizeiverkehr  noch  vieles  schaffen  und  einrichten  müssen, 
daß  aber  andrerseits  gerade  die  letzten  Jahre  nach  dem  Kriege  uns  doch 
ein  bedeutendes  Stück  vorwärts  gebracht  haben,  ein  Zeichen  für  wie 
dringend  und  wichtig  von  allen  größeren  Kulturstaaten  diese  Fragen  jetzt 
gehalten  werden. 

Deutschland  in  seinen  Ländern  und  Freien  Städten  wird  sich  der  zu 

a)  Dr.  Palitzsch,  Die  Einrichtung  von  Kriminalmuseen  und  ihre  Verwendung  zu 
Unterrichtszwecken:  „Die  Polizei“  1925,  Heft  5. 
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lösenden  Probleme  ganz  besonders  in  seiner  vor  wenigen  Monaten  ge¬ 
gründeten  deutschen  kriminalpolizeilichen  Kommission  annehmen.  Für 
den  Herbst  1926  ist  vom  Preußischen  Innenministerium  eine  , .Große 
Polizeiausstellung  in  Berlin“  geplant,  die  unter  weitgehender 
Heranziehung  von  Industrie,  Handwerk  und  Handel  neben  einem  kurzen 
Überblick  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Polizei, 
den  gegenwärtigen  Stand  der  neuzeitlichen  Polizei 
aller  Dienstzweige  (Schutzpolizei,  Kriminalpolizei,  Verwaltungspolizei, 
Landjägerei  usw.)  sowie  die  Möglichkeit  einer  zukünftig  en  Weiter¬ 
entwicklung  aller  polizeilichen  Einrichtungen  zeigen  soll. 

Mit  der  Ausstellung  soll,  wie  schon  erwähnt,  ein  neuer  Internatio¬ 
naler  Polizeikongreß  verbunden  werden,  auch  soll  zur  gleichen 
Zeit  in  Berlin  die  III.  ordentliche  Tagung  der  Internatio¬ 
nalen  Kriminalpolizeilichen  Kommission  stattfinden. 
Außerdem  wird  voraussichtlich  im  direkten  Anschluß  an  diese  inter¬ 
nationalen  Veranstaltungen  die  deutsche  Kriminalpolizeiliche  Kom¬ 
mission  ihre  II.  ordentliche  Tagung  in  Berlin  abhalten.  Allent¬ 
halben  ist  also  auf  dem  Gebiete  der  internationalen  und  interlokalen  Ver¬ 
brechensbekämpfung  eine  tatkräftige  Weiterentwicklung  festzustellen,  und 
der  Herbst  1926  wird  hierzu  sicherlich  weiter  wichtige  Ergebnisse  bringen. 

Ein  wesentlicher  Erfolg  im  Sinne  unserer  Bestrebungen  nach  krimina¬ 
listischer  Zusammenarbeit  wird  auch  mit  dem  Inkrafttreten  des 
neuen  gemeinsamen  Strafgesetzbuchs  erreicht  sein,  dessen 
Geltung  sich  auf  Deutschland  und  Österreich  erstrecken 
wird,  und  das  verschiedene,  von  den  Kriminalisten  besonders  begrüßte 
Neuerungen  enthält,  wie  die  Einführung  des  qualifizierten  Begriffs  „Ge¬ 
wohnheitsverbrecher“,  der  „Sicherungsverwahrung“, 
der  sonstigen  erweiterten  „Unterbringungsbestimmungen" 
usw.  Auf  die  Bedenken,  die  gegenüber  der  praktischen  Durchführung 
dieser  Neuerungen  erhoben  werden,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Nur  nebenbei  soll  erwähnt  werden,  daß  die  von  einigen  Seiten  geforderte 
Einführung  des  besonderen  Qualifikationsbegriffs  „internationaler 
Verbrecher“™  Strafgesetzbuch-Entwurf  nicht  erfolgt  ist. 

Es  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  in  wenigen  Jahren  die  früher  recht 
stiefmütterlich  behandelten  Probleme  internationaler  und  interlokaler 
Verbrechensbekämpfung  eine  endgültige,  voll  befriedigende  Lösung  finden 
konnten,  die  Hauptsache  ist,  daß  auf  den  jetzt  sehr  hoffnungsvoll  be- 
schrittenen  Wegen  in  zäher  Zusammenarbeit  fortgeschritten  wird  zum 
Schutze  der  Menschheit  vor  ihren  gefährlichsten  Schädlingen  und  vor 
dem  gemeinsamen  Feinde  aller  Kulturarbeit,  dem  gewerbsmäßigen 
interlokalen  und  internationalen  Verbrecher. 
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